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Geleitwort 

Arbeits- und Sozialministerin Dr. Monika Stolz MdL 

 

Bürgerschaftliches Engagement nutzt allen! 

 

Ob im Rahmen der Mitarbeit in einer Umweltgruppe, als Trainer oder Trainerin in 

einem Sportverein oder als Bürgermentor oder Bürgermentorin für Deutsch im 

Kindergarten: Bürgerschaftliches und ehrenamtliches Engagement halten uns 

körperlich und geistig fit. Im freiwilligen Engagement lernt man nie aus, knüpft 

Kontakte und erweitert ständig seine eigenen Fähigkeiten. Das ist die persön-

liche Seite.  

 

Die gesellschaftliche Seite darf ich so beschreiben: Bürgerschaftlich engagierte 

Menschen übernehmen Verantwortung für das Gemeinwohl, indem sie zu 

wichtigen gesellschaftlichen und politischen Fragestellungen eigenständig nach 

Antworten und Lösungen suchen. Sie übernehmen Verantwortung für sich und 

andere und treten damit aktiv für unseren demokratischen und sozialen 

Rechtsstaat ein. 

 

Mit ihrem persönlichen Einsatz leisten engagierte Menschen einen unschätzba-

ren Beitrag für mehr Gemeinschaftssinn, Toleranz und Mitmenschlichkeit und 

stellen sich so auch gegen jede Form von Extremismus in unserer Gesellschaft. 

Diese Menschen sind das Fundament unserer Bürgergesellschaft. Einer Gesell-

schaft also, in der Tag für Tag Menschen bereit sind, die Dinge selbst anzu-

packen. 

 

Bürgerschaftliches Engagement und Ehrenamt ist immer ganz nah, in den 

Gemeinden, Landkreisen und Städten. Dort, wo sich Bürgerinnen und Bürger 

organisieren, sei es im Sinne gemeinsamer Freizeitgestaltung, der Selbsthilfe 

oder um Aufgaben im kulturellen, sozialen oder Umweltbereich anzugehen. Als 

Ministerin für Arbeit und Soziales ist es mir ein Anliegen, dieses Wissen der 

Ehrenamtlichen, das mir in Gesprächen entgegengebracht wird, in meine prak-

tische politische Arbeit einfließen zu lassen, damit die Landespolitik insgesamt 

davon profitieren kann. 

 

Der zweite wissenschaftliche Landesbericht zu bürgerschaftlichem Engagement 

und Ehrenamt in Baden-Württemberg fächert die vielfältigen Engagementfelder 

auf und stellt dar, weshalb Bürgerengagement für unser Land so unverzichtbar 

ist.  
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Die Untersuchung belegt aber auch, dass bürgerschaftliches und ehrenamtliches 

Engagement weder voraussetzungslos noch kostenlos sind.  

 

Die Landesregierung nimmt dabei ihre Verantwortung wahr: So haben wir mit 

Verträgen zur Unfall- und Haftpflichtversicherung den Schutz für die Ehrenamtli-

chen deutlich verbessert. Es ist uns gelungen, das Freiwillige Soziale Jahr noch 

stärker zu fördern und mit dem Landeswettbewerb ĂEcht gut ï Ehrenamt in 

Baden-W¿rttembergñ haben wir die Anerkennungskultur weiter ausgebaut. 

 

Diese Beispiele machen deutlich: Die Politik kann Rahmenbedingungen ver-

bessern. Dabei sind Studien wie der vorliegende zweite wissenschaftliche 

Landesbericht sehr hilfreich. Untersuchungen regen zum Nachdenken an und 

zeigen, wohin die Reise gehen kann.  

 

Für mich gilt: Bürgergesellschaft gründet sich auf dem Gedanken der freiheitli-

chen Partnerschaft, der Eigeninitiative und sozialen Verantwortung. Dies sind 

zugleich die zentralen Leitbegriffe eines modernen Staatswesens. Bürgergesell-

schaft als Leitbild verweist darauf, dass politische Gestaltung nicht allein eine 

Aufgabe von Verwaltung, Staat und professioneller Politik ist, sondern auch eine 

Angelegenheit der Bürgerinnen und Bürger selbst. Bürgerschaftliche Initiativen 

sollten daher noch mehr Gelegenheit erhalten, in Diskussionsforen und anderen 

Beteiligungsformen ihre Stimme zu erheben und Einfluss zu nehmen. Hier hat 

sich in der Vergangenheit sicher viel getan. Wir wollen uns aber auf dem 

Erreichten nicht ausruhen. Deshalb werde ich auch künftig darauf achten, dass 

auf diese legitimen Bedürfnisse und Ansprüche der bürgerschaftlich Engagierten 

die Landespolitik mit einem ständigen Dialog reagiert. 
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Vorwort 

Zum baden-württembergischen Förderweg zivilgesellschaftlicher Entwicklungen 

gehört seit 1996 eine ausführliche Berichterstattung und Evaluation. Bezog sie 

sich zunächst auf die Aktivitäten und die beispielgebende Zusammenarbeit des 

Ministeriums für Arbeit und Soziales und der kommunalen Spitzenverbände, 

erstreckt sie sich nun auf die Aktivitäten und Maßnahmen aller Ministerien: Mit 

Beschluss vom 4. Juni 2002 hat der Ministerrat des Landes Baden-Württemberg 

darum gebeten, diese Berichterstattung zu einem wissenschaftlichen Landesbe-

richt auszuweiten, der 2002/2003 zum ersten Mal veröffentlicht wurde. 

Bei dem nun vorliegenden Landesbericht gibt es ï in Wahrung der inhaltlichen 

Traditionen ï zwei wichtige Neuerungen. Zum einen wird der Bericht in drei Teile 

geteilt: Der eine ist ein Materialband (Punkte A, C, D) mit einer Fülle von 

Einzelinformationen, der für die praktisch orientierte Arbeit und auch als 

Nachschlagewerk umfassend Auskunft gibt. In einem zweiten Teil werden die 

Einzelstudien (Punkt B) im Rahmen der Landesberichterstattung vorgestellt: 

Sonderauswertung des Freiwilligensurvey, die Studie BELA ï Bürgerschaftliches 

Engagement und Lebensqualität in Heimen sowie der CC-Survey Baden-

Württemberg. Für eilige Leserinnen und Leser haben wir zusätzlich einen 

Trendbericht erstellt, der einen Überblick über die wichtigsten Entwicklungen im 

Land gibt und Empfehlungen ausspricht. Der Trendbericht ist in dieser 

Gesamtausgabe vorangestellt, aber auch als eigenständige Broschüre 

veröffentlicht. Während die Landesberichte der Vergangenheit sich über zwei 

Jahre erstreckten, ragt der Landesbericht für 2004/2005 noch in das Jahr 2006 

hinein und nimmt damit aktuell anstehende Entwicklungen und Diskussionen auf. 

Bei den Inhalten wurde auch für diesen Zeitraum die Landkarte von bürgerschaft-

lichem Engagement und Ehrenamt vermessen: Ihre Akteure, ihre Strategien und 

die sich aufbauenden Strukturen in Baden-Württemberg werden dargestellt. Dazu 

kommen die aktuellen Themen und Schlüsselergebnisse wichtiger Untersuchun-

gen und die Herausforderungen, die sich dem Thema des bürgerschaftlichen 

Engagements im Kontext einer sich im Wandel befindlichen Gesellschaft stellen. 

Erstellt wurde der wissenschaftliche Landesbericht vom Zentrum für zivilgesell-

schaftliche Entwicklung in Freiburg.  

Thomas Klie       Martina Wegner 
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Trendbericht: Was tut sich in Baden-Württemberg 

I. Bürgerschaftliches Engagement setzt sich durch  

Immer mehr Bürgerinnen und Bürger engagieren sich ehrenamtlich und 

bürgerschaftlich und setzen sich damit für ein gutes Miteinander in unserem 

Gemeinwesen ein. Die Zahlen des Freiwilligensurvey weisen diesen Trend für die 

gesamte Bundesrepublik aus. Die Landesauswertung für Baden-Württemberg 

zeigt, dass Baden-Württemberg das Bundesland ist, in dem sich die meisten 

Bürgerinnen und Bürger engagieren. Von den bereits Engagierten können sich 

viele eine Erweiterung ihres Engagements vorstellen. Darüber hinaus ist unter 

den noch nicht engagierten Bürgerinnen und Bürgern eine beträchtliche Zahl 

prinzipiell zum Engagement bereit. 

Baden-Württemberg setzt in verschiedener Richtung Maßstäbe, nicht nur durch 

die Zahl der Engagierten, sondern auch durch die Art und Weise der Förderung 

bürgerschaftlichen Engagements. In keinem anderen Bundesland wird die 

Entwicklung so ausführlich dokumentiert, reflektiert und evaluiert. Damit können 

die Erfahrungen sowohl im Land als auch weit über das Bundesland hinaus für 

die Stärkung der Bürgergesellschaft genutzt werden: Hierin liegt eine der großen 

Herausforderungen angesichts des demografischen Wandels. Auch der Begriff 

des Bürgerschaftlichen Engagements, in Baden-Württemberg geprägt, hat sich 

durchgesetzt, nicht nur im Bundesland sondern in ganz Deutschland. Dabei steht 

er für die Vielfalt von Engagementformen mit der gemeinsamen und verbinden-

den Klammer, die Bürgergesellschaft weiterzuentwickeln und zu stärken.  

 

1. Akteure und Strukturen bürgerschaftlichen Engagements 

1.1 Die Ministerien 

Die Förderung bürgerschaftlichen Engagements wird in Baden-Württemberg 

nicht den Verbänden des Dritten Sektors und den Bürgerinnen und Bürgern allein 

überlassen. Seit jeher bemüht sich das Land um förderliche Rahmenbedingun-

gen für das Ehrenamt, das bürgerschaftliche Engagement, für die Selbsthilfe und 

die anderen Formen freiwilligen Engagements. Der Staat trägt Mitverantwortung 

dafür, dass sich Bürgerinnen und Bürger ermutigt sehen, sich für das Gemein-

wohl zu engagieren und auf förderliche Rahmenbedingungen zu treffen. Alle 

Ministerien in Baden-Württemberg leisten dabei in unterschiedlicher Art und 

Weise im Rahmen ihrer Zuständigkeiten und Möglichkeiten ihren speziellen 

Beitrag.  
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Die Befragung der Ministerien zeigt für den Untersuchungszeitraum, dass die 

Förderung bürgerschaftlichen Engagements kein isoliertes Ressortthema ist. Alle 

Ministerien gaben an, dass bürgerschaftlichem Engagement und Ehrenamt eine 

große und wachsende Bedeutung zukommt. In allen Ministerien gibt es 

inzwischen Ansprechpartner für das Thema. Sie handeln dabei in unterschiedli-

chen Kontexten und Traditionen der Begleitung, Beratung und Förderung der 

zivilgesellschaftlichen Aktivitäten in ihrem Zuständigkeitsbereich. Auch in den 

unterschiedlichen Ressorts setzt sich die Bezeichnung Ăb¿rgerschaftliches 

Engagementñ mehr und mehr durch als Oberbegriff f¿r die unterschiedlichen 

Formen ehrenamtlichen und freiwilligen Engagements. 

Als Trend erkennbar ist eine große Übereinstimmung der Ministerien bei den 

Themen Qualifizierung und Anerkennung im Ehrenamt und bürgerschaftlichen 

Engagement. Es ist gemeinsames Anliegen, die Strategien sind verwandt. Auf 

die Praxis bezogen lässt sich dabei beobachten, dass das Mentorat (vom Bürger- 

bis zum Schülermentorat) im Trend liegt. Menschen jeden Alters also, die als 

Multiplikatoren für die Engagementförderung, als Kompetenzträgerinnen und ï

träger und nicht zuletzt als persönliche Unterstützer des  bürgerschaftlichen 

Engagements im Land zählen. Ein wichtiger Schritt einer gemeinsamen 

transparenten und konsistenten Förderpolitik ist, die vor Ort verfügbaren 

Strukturen und Netzwerke sichtbar zu machen und sie in den Kontext der 

zahlreichen Qualifizierungsmöglichkeiten, die das Land anbietet, zu stellen. Die 

Qualifizierung gewinnt als Thema in einer von demografischem Wandel 

geprägten (Wissens-)Gesellschaft unter dem Aspekt lebenslangen Lernens ein 

eigenes Gewicht. Anerkennung wird ebenfalls als wichtiges Thema erkannt und 

in vielfältigen Formen seitens der Ministerien auch praktiziert. Jedoch sind auch 

Weiterentwicklungen und Suchbewegungen nach neuen Formen erkennbar. 

Dabei muss nicht mehr für eine Anerkennungskultur als festem Bestandteil einer 

Förderung von bürgerschaftlichem Engagement geworben werden ï sie wird als 

grundlegend für die Motivation zu Engagement gesehen. 

Im Umgang mit dem Thema zeigen sich jedoch in den einzelnen Ministerien 

große Unterschiede. Für die einen ist es zentrales Thema, wie etwa für das 

Ministerium für Arbeit und Soziales und Ministerium für Kultus, Jugend und Sport. 

Sie sind Akteure der Engagementpolitik. Andere Ministerien integrieren die 

Engagementförderung in andere Aufgaben und Kompetenzen als Unterthema. 

So pflegt zum Beispiel das Wirtschaftsministerium das Ehrenamt in besonderer 

Weise in der Selbstverwaltung der Berufsgruppen und -stände. Die steigende 

Bedeutung von bürgerschaftlichem Engagement für die Lebensqualität vor Ort 
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wird durch die Ansätze des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum 

sichtbar. Eine Gesamtkomposition der Aktivitäten der Ressorts könnte gerade auf 

der kommunalen Ebene, wo viele Förderimpulse der Ministerien zusammentref-

fen, noch weiter ausgebaut werden. Eine wichtige Rolle kann dabei die IMA 

übernehmen. In diesem Zusammenhang ist auch die Koordinationsfunktion der 

politischen Führung anzusprechen, die ermöglichen sollte, neue Aktivitäten, wie 

etwa den Jugendbegleiter, zeitnah in bestehende Strukturen einzubinden und 

damit umso stärker wirken zu lassen.  

Man könnte sich hier stärkere Verschränkungen auch auf Landesebene 

vorstellen, so wie sie auf kommunaler Ebene vielfach gelungen ist. In den neuen 

Bemühungen um das Thema kann die Nachhaltigkeit eine wichtige Rolle spielen 

und kompensieren, dass mit dem Ende des Programms der Agenda 21 seitens 

des Umweltministeriums die Einbeziehung der Bürgerinnen und Bürger 

zurückging. 

In den Ministerien wird die Bedeutung des Themas bürgerschaftliches 

Engagement überall gesehen, aber ein gemeinsames Verständnis von 

Bürgergesellschaft und aktuelle Themen wie die Nachhaltigkeit scheinen bislang 

nicht systematisch Eingang zu finden. Wichtig ist in diesem Zusammenhang, eine 

gemeinsame Basis ï im Sinne eines Ausgangspunktes ï für die Inhalte von 

Bürgergesellschaft festzulegen. Diese Definition muss sich auf die Akteure der 

Zivilgesellschaft und ihr Zusammenspiel und ihre Handlungslogiken sowie auf 

den normativen Hintergrund beziehen und kann dann im Landesnetzwerk 

gemeinsam weiterentwickelt werden. In dem Maße, in dem sich die Entwicklung 

der Bürgergesellschaft  als Prozess darstellt, ist auch das entsprechende 

Verständnis als dynamisch und offen gegenüber Veränderungen zu sehen.  

Die Notwendigkeit eines gemeinsam zu entwickelnden Verständnisses zeigt sich 

auch am Beispiel Corporate Citizenship, das in der Gesellschaft grundsätzlich als 

wichtiges Thema anerkannt wird, aber seine unterschiedlichen Interpretationen 

nicht klar werden lassen, was man von den Unternehmen tatsächlich erwartet. 

Unternehmen sind, wie die repräsentative Untersuchung zu Corporate 

Citizenship in Baden-Württemberg - die erste dieser Art in einem Bundesland - 

gezeigt hat, grundsätzlich durchaus engagementbereit. Diese Bereitschaft steigt 

mit klaren Erwartungen und entsprechender Anerkennung, schwächt sich jedoch 

ab, wenn diffuse Anforderungen an die Verantwortung der Unternehmen gestellt 

werden.  
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1.2 Interministerielle Zusammenarbeit ï förderlich und ausbaufähig 

Der baden-württembergische Förderweg zeichnet sich dadurch aus, dass die 

Ministerien in ihrer Engagementpolitik vergleichsweise eigenständig agieren. Das 

Staatsministerium verzichtet auf eine steuernde Rolle. Das Kultusministerium 

nimmt seine Aktivitäten im Rahmen der Aufgaben des Ehrenamtsbeauftragten in 

erster Linie gegenüber den Engagierten und Verbänden durch Förderung und 

Kommunikation, gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern durch Information und 

Internetpräsenz (Portal), aber weniger durch eine strategisch ausgerichtete 

Kooperation mit anderen Ministerien wahr. Das Ministerium für Arbeit und 

Soziales fungiert als offizieller Botschafter und Netzwerker des bürgerschaftli-

chen Engagements und als Partner der kommunalen Spitzenverbände. Einem 

solchen engagementpolitischen Ansatz liegt die Annahme zugrunde, dass 

weniger eine zentral(istisch)e Förderung, sondern vielmehr eine ressortspezifi-

sche Förderung am erfolgreichsten ist. Eine wichtige Klammer für die 

Engagementpolitik des Landes bilden sowohl die Berichterstattung, die 

Gemeinsamkeiten, Unterschiedlichkeiten und Schnittstellen sichtbar macht als 

auch die Interministerielle Arbeitsgruppe Ehrenamt und bürgerschaftliches 

Engagement (IMA EA/BE). Diese hat sich im Berichtszeitraum auf Spezialthemen 

konzentriert ï so zum Beispiel die Unfall- und Haftpflichtversicherung für 

Engagierte und die Gemeinnützigkeitsrechtsreform. Fest steht, dass die bi- und 

multilateralen Kooperationen zu guten Ergebnissen führten, wie das Beispiel der 

Kriminalprävention zeigt. Hier hat die Kooperation zwischen Innen-, Justiz- und 

Kultusministerium sowie dem Ministerium für Arbeit und Soziales gut funktioniert 

und große Vorteile gebracht. Die dort gewonnenen positiven Arbeitserfahrungen 

könnten zu einer themenzentrierten Steuerung und Förderung zivilgesellschaftli-

cher Prozesse führen. Dies gibt der IMA EA/BA die Möglichkeit, sich als 

kooperativer Akteur mit zunehmendem Einfluss auch auf Bundesebene zu 

profilieren. 

1.3 Entwicklungspotenzial: Zusammenarbeit außerhalb Baden-

Württembergs 

Haben in der Vergangenheit die anderen Bundesländer häufig nach Baden-

Württemberg geschaut, wenn es darum ging, Inspiration und praktische Beispiele 

für die Förderung bürgerschaftlichen Engagements zu erhalten, so geht 

inzwischen auch der Blick von Baden-Württemberg aus in andere Bundesländer, 

wenn es um die Förderung und Weiterentwicklung bürgerschaftlichen 
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Engagements geht. Das Stichwort heißt vergleichender Diskurs mit dem Ziel, von 

Entwicklungen in anderen Bundesländern zu lernen. 

Nach den Selbstauskünften der Ministerien wird die Zusammenarbeit mit 

anderen Bundesländern nicht prioritär verfolgt. Die Landesauswertung des 

Freiwilligensurvey für Baden-Württemberg zeigt, dass das Land nach wie vor 

eine Spitzenposition einnimmt. Da das Thema inzwischen aber sowohl in den 

anderen Bundesländern als auch auf Bundesebene als strategisches erkannt 

wird, lohnt es sich, den Austausch und die Zusammenarbeit zu intensivieren. 

Gerade Rheinland-Pfalz hat durch eine gezielte Förderpolitik stark aufgeholt und 

ist damit ein interessanter Gesprächspartner. Das gilt nicht nur für themenbezo-

gene Fragen, sondern auch für die strategische Ausrichtung und Förderprozesse 

von bürgerschaftlichem Engagement. 

Auch auf europäischer Ebene gibt es ï so zum Beispiel in Vorarlberg - 

interessante Beispiele der Förderung von bürgerschaftlichem Engagement. Der 

Austausch zwischen den einzelnen Ministerien in Baden-Württemberg und 

europäischen Partnern zum Thema bürgerschaftliches Engagement bzw. 

Themen der Bürgergesellschaft ist bislang noch nicht stark ausgeprägt oder 

institutionalisiert, kann aber durchaus als lohnenswert eingeschätzt werden. 

1.4 Vielfalt bei Themen und Engagementformen 

Auf der Projektebene zeigt sich in den Ministerien eine große Vielfalt an Themen 

und Fördermaßnahmen. Neben klassischen und bewährten Engagementformen 

entwickeln sich parallel neue Projektarten und Themen. So konzentriert sich das 

Kultusministerium in seinen Förderaktivitäten auf den Bereich Schule und 

unterstützt sowohl die Ausbildung von Schülermentorinnen und ïmentoren wie 

auch das Streitschlichterprogramm und initiiert auf Impuls des Staatsministeriums 

hin neue Formen, wie etwa den Jugendbegleiter. Das Ministerium für Arbeit und 

Soziales hat ein starkes Augenmerk auf die Förderung des unternehmerischen 

bürgerschaftlichen Engagements gelegt und verfolgt hier einen systematischen 

Ansatz, der empirische repräsentative Daten genau so umfasst wie die 

praktische Erprobung von neuen Strukturen in Modellregionen. In Zusammenar-

beit mit der Landesstiftung Baden-Württemberg und dem Landesseniorenrat hat 

das Ministerium für Arbeit und Soziales dem Thema bürgerschaftliches 

Engagement im Kontext von Pflege besondere Aufmerksamkeit geschenkt (zum 

Beispiel durch die Initiative BELA mit den vier Bestandteilen Wettbewerb, 

Qualifizierung, internationale Tagung und Forschung). Das Innenministerium hat 

einen besonderen Akzent gesetzt durch das Projekt Ehrenamtliche Integrations-
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begleitung (in Zusammenarbeit mit der Landesstiftung) und hat damit ein 

wichtiges aktuelles Thema aufgegriffen und in 20 Modellregionen Erfahrungs-

räume gestiftet. Eine thematische Herausforderung ergibt sich zum Beispiel für 

das Ministerium für Ernährung und Ländlichen Raum, das sich seit vielen Jahren 

um gesunde Ernährung in Kindergarten und Schule kümmert und bürgerschaftli-

ches Engagement braucht, um zukünftig Themen der nachhaltigen Entwicklung 

in der Bevölkerung zu kommunizieren.  

1.5 Finanzielle Förderung 

Die Bedeutung der Förderung des bürgerschaftlichen Engagements und die 

vielfältigen traditionell wahrgenommenen und neu begonnenen Aufgaben und 

Maßnahmen stehen in einem Spannungsfeld zu der von Konsolidierung 

geprägten Haushaltspolitik des Landes. Dabei fällt auf, dass gegenüber den 

Ausweitungen der Förderung in den Jahren 2002 und 2003 in den einzelnen 

Ressorts Einschnitte in den Folgejahren vorgenommen werden mussten. Das gilt 

jedoch nicht für die Mittel zur Förderung des Freiwilligen Sozialen Jahres, die auf 

2,5 Millionen jährlich aufgestockt wurden. Insgesamt war aber die Förderung von 

bürgerschaftlichem Engagement und Ehrenamt zumeist unterproportional von 

Kürzungen betroffen, so dass die Auswirkungen auf Projekte, Maßnahmen oder 

Träger eher gering waren. Teilweise ist durch die Kooperation der einzelnen 

Ressorts mit der Landesstiftung die Aufnahme neuer Förderschwerpunkte 

gelungen. Bei einer Betrachtung der hinter den Förderaufwänden stehenden 

Förderstrategie werden unterschiedliche Förderwege und ïphilosophien 

erkennbar: Diese reichen von der Monetarisierung von ehrenamtlichen 

Tätigkeiten nahe stehenden Aufwandsentschädigungen bis hin zu Infrastruktur-, 

Vernetzungs- und Qualifizierungsmaßnahmen, die erkennbar darauf setzen, dass 

eigenständige förderunabhängige Dynamiken entstehen. Den Wirkungen der 

unterschiedlichen Förderwege nachzugehen, ist eine wichtige Fragestellung für 

die Ausrichtung und Optimierung der Engagementpolitik, die in die wissenschaft-

liche Landesberichterstattung Eingang finden soll. 

Verwaltungsreform und Förderung bürgerschaftlichen Engagements 

Die Verwaltungsreform der letzten Jahre war durch eine vergleichsweise 

konsequente Dezentralisierung von Aufgaben auf die kommunale Ebene 

gekennzeichnet. Dies gilt für die Schulen, für Aufgaben des Sozialen, für die 

Bereiche Landwirtschaft, Ernährung, ländlicher Raum, Flurneuordnung, 

Naturschutz und Forst ebenso wie für Zuständigkeiten im Umweltsektor. Damit 
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hat die kommunale Ebene noch mehr die Gelegenheit, bürgerschaftliches 

Engagement in die Gestaltung öffentlicher Aufgaben einzubeziehen und den 

Weg zur Bürgerkommune weiterzugehen. Exemplarisch zeigt sich dies an den 

Schulen und den dort entstehenden neuen Formen bürgerschaftlicher 

Mitverantwortung, sei es im Kontext der Einführung der Ganztagsschule oder des 

Jugendbegleiterkonzepts. Die Verwaltungsreform wurde von einigen Kommunen 

in dieser Richtung genutzt, die Dezentralisierung der Aufgaben kann der 

Einbeziehung des bürgerschaftlichen Engagements neue Impulse geben, wenn 

die Verwaltungsreform, die in ihrer Begründung diese Zusammenhänge nicht 

reflektierte, in dieser Weise verstanden und programmatisch genutzt wird. 

 

1.6  Das Landesnetzwerk: bürgerschaftliches Engagement findet in den 

Kommunen statt 

Der Erfolg der Förderung des bürgerschaftlichen Engagements in Baden-

Württemberg basiert ganz wesentlich auf der langfristig angelegten und 

strategisch ausgerichteten Kooperation zwischen dem Ministerium für Arbeit und 

Soziales und den Kommunalen Spitzenverbänden. Die 1996 begründete 

Kooperation wurde durch den Neuabschluss eines Kooperationsvertrages im 

Jahre 2005 bis zum Jahre 2010 verlängert. Damit wurden wesentliche 

Voraussetzungen dafür geschaffen, ein Zusammenwirken von Land und 

Kommunalen Spitzenverbänden strukturell abzusichern und die erfolgreiche 

Arbeit zur Verankerung von bürgerschaftlichem Engagement in verschiedenen 

Feldern der kommunalen Aufgaben zu etablieren. Dieser Ansatz macht sichtbar, 

dass bürgerschaftliches Engagement auf kommunaler Ebene stattfindet und 

unterstreicht seine Bedeutung in diesem Zusammenhang. Das erfordert jedoch 

auch ganz bestimmte Spielregeln.  

Alle Beteiligte haben sich auf ein Verständnis von bürgerschaftlichem Engage-

ment geeinigt, das sich nicht in einer Versorgungslogik und einer Logik der 

Mildtätigkeit erschöpft, sondern das Thema in seiner Vielfalt als lebendigen 

Ausdruck der Mitverantwortungsbereitschaft interpretiert und fördert. Hier ist 

diese Kooperation von Land und Kommunen bundesweit beispielhaft, da sie 

sowohl gemeinsame Strategien der Engagementförderung als auch ein 

zivilgesellschaftlich fundiertes Verständnis desselben entwickeln hilft.  

Weiterhin ist es Ziel dieses Bündnisses, das Landesnetzwerk bürgerschaftliches 

Engagement weiterzuentwickeln und damit auf die Entwicklung einer umfassen-

den Basisstruktur für die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements 

hinzuwirken. Die Konstruktion der Netzwerke ermöglicht nicht nur eine 
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horizontale ï zwischen Gemeinden Landkreisen und Städten sich ausbildende ï 

Vernetzung, sondern eine vertikale Vernetzung und Abstimmung von Aktivitäten 

der Engagementförderung in Kommunen und Landkreisen mit der Landespolitik.  

Die einzelnen kommunalen Netzwerke (Gemeindenetzwerk, Landkreisnetzwerk, 

StädteNetzWerk) des Landesnetzwerks haben im Berichtszeitraum eine stetige 

Zunahme bei ihren Mitgliedern verzeichnen können. Alle Netzwerke kümmern 

sich aktiv um aktuelle Themen, informieren ihre Mitglieder und beraten auf 

Wunsch intensiv in Sachen bürgerschaftliches Engagement. In den einzelnen 

Netzwerken herrscht eine Kultur der Kooperation auch insofern, als sich die 

Mitglieder aktiv in Veranstaltungen einbringen, sich untereinander austauschen 

und informieren und den Fachberaterinnen und Fachberatern der Netzwerke 

Feedback zu Themen und aktuellen Entwicklungen in ihren Kommunen geben. 

Die Netzwerke unterstützen sich auch gegenseitig bei Veranstaltungen und in 

der Beratung über den gegenseitigen Austausch innerhalb des Steuerungsver-

bunds hinaus. Dadurch ist eine besondere Qualität der Förderung entstanden, 

die von den Kommunalen Spitzenverbänden je allein sonst nicht hätte geleistet 

werden können.  

Fünf Erfolgsfaktoren für den Ausbau des Landesnetzwerks 

1. Mit der Stabsstelle Bürgerengagement und Freiwilligendienste im 
Ministerium für Arbeit und Soziales hat sich eine zentrale Handlungs- und 
Koordinationsinstanz der Förderung und Unterstützung bürgerschaftlichen 
Engagements etabliert, der eine hohe Bedeutung für die Funktionsfähigkeit des 
Landesnetzwerks beizumessen ist. 
 
2. Mit der Institutionalisierung der Fachberatung in den kommunalen Netzwer-
ken konnte eine wichtige Adresse für die Kommunen und eine Schnittstelle 
zwischen Bürgerinnen und Bürgern, Kommunen und kommunalen Netzwerken 
des Landesnetzwerks etabliert werden, welche den Transfer wichtiger 
Informationen und Impulse ermöglicht sowie eine Institution für Anfragen darstellt 
und die Nachhaltigkeit der Prozesse fördert. 
 
3. Die organisatorische Ausgestaltung des Landesnetzwerks als ein ĂNetz von 
Netzenñ ermöglicht bürgerschaftliches Handeln und intensive Interaktions- und 
Kooperationsbeziehungen, die zu einer hohen Kommunikationsdichte in und 
zwischen den einzelnen Netzwerken und dem Landesnetzwerk insgesamt 
führen.  
 
4. Die Netzwerkkontakte ermöglichen auf der inhaltlichen Ebene einen 
verlässlichen Erfahrungs- und Wissensaustausch zu Themen, Programmen 
und Prozessen-, sowie zu Qualifizierungsangeboten im Landesnetzwerk. 
 
5. Durch das Angebot der Kommunalen Entwicklungsbausteine, die mit 
finanzieller Unterstützung der Landestiftung den Mitgliedern der drei kommunalen 
Netzwerke gewährt werden, können engagementunterstützende Strukturen und 
Prozesse in den Kommunen angestoßen und weiterentwickelt werden. 
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1.7 Entwicklung von Themen im Landesnetzwerk 

Die Themen des Landesnetzwerks ergeben sich durch einen produktiven Dialog 

auf unterschiedlichen Ebenen. Zum einen fördert das Land die Durchsetzung 

bestimmter Themen in den Netzwerken durch Forschungsaufträge und 

Modellprogramme sowie Veranstaltungen auf Landesebene. Zum anderen 

nehmen die Fachberaterinnen und Fachberater der Netzwerke Themen auf, die 

bei Beratungen und Gesprächen vor Ort von ihren Mitgliedern vorgebracht 

werden. Auf einer dritten Ebene informieren sich die Fachberaterinnen und 

Fachberater wechselseitig über neue Entwicklungen und Themen, die sich aus 

ihrer Arbeit ergeben. Dadurch wird sichergestellt, dass sowohl gesellschaftlich 

zentrale als auch spezifische Themen auf der kommunalen Ebene Berücksichti-

gung finden.  

Im Berichtszeitraum waren zentrale Themen in allen Netzwerken: Demografi-

scher Wandel, Corporate Citizenship und Schule. Darüber hinaus finden sich 

Themen, die in mindestens zwei Netzwerken ï zum Teil auch gemeinsam ï 

bearbeitet werden, so zum Beispiel die Themen Bürgerstiftung und Eingliede-

rungshilfe. Zusätzlich gibt es eine Reihe von netzwerkspezifischen Themen: Der 

Gemeindetag beschäftigt sich umfangreich mit interkommunaler Zusammenar-

beit, Gemeindemarketing, Genossenschaften, Barrierefreiheit in der Gemeinde, 

während der Städtetag die Rolle der Medien, Migration, Anerkennungskultur 

sowie Bürgerkommune und Bürgerverantwortung thematisch behandelte. Über 

ein Weiterbildungsangebot bringt das Landkreisnetzwerk das Thema bürger-

schaftliches Engagement in die Altenhilfe, Pflege, Behindertenhilfe, Jugendhilfe 

und Migrationsarbeit ein. Auch die Verwaltungsreform ist ein wichtiges Thema, 

das insbesondere auf Landkreisebene und im Zusammenhang mit den 

Kommunen neu zugewachsenen Aufgaben (z.B. Eingliederungshilfe, Schule) von 

Interesse ist.  

Als Gremium des Landesnetzwerks hat sich der Steuerungsverbund im 

Berichtszeitraum immer wieder Themen auf die Tagesordnung gesetzt, die in der 

Diskussion um bürgerschaftliches Engagement eine prominente Rolle spielen. 

Damit wurde sichergestellt, dass auch Impulse aus anderen Diskussionszusam-

menhängen für das Landesnetzwerk nutzbar gemacht wurden. Dazu gehörten 

zum Beispiel die Lokale Agenda 21, Kriminalprävention, Beteiligungshaushalt, 

Lokale Bündnisse für Familie, Familienfreundliche Kommune und Mehrgenera-

tionenhäuser. 
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In allen drei Netzwerken haben sich bestimmte Veranstaltungstypen etabliert, die 

als identitätsstiftender Austausch gepflegt werden. Das Landkreisnetzwerk 

arbeitet hier eher über Fortbildung und Fachtage, während das StädteNetzWerk 

seine Mitglieder stark über Themen erreicht. Das Gemeindenetzwerk bietet 

einerseits eine zentrale Veranstaltung pro Jahr, geht aber auch neue Wege über 

die stark regionalisierte Veranstaltungsreihe ĂBE aktuellñ. 

1.8 Veranstaltungen als Informations- und Lernplattformen 

Zusätzlich zu den zahlreichen Veranstaltungen des Landesnetzwerks finanziert 

das Land so genannte Kommunale Entwicklungsbausteine. Dabei handelt es 

sich um Beratungsmodule, die auf die einzelnen Kommunen und ihre Problem-

stellungen im Bereich bürgerschaftlichen Engagements zugeschnitten werden. 

Hierbei kann es sich um eine Zukunftswerkstatt oder Informationsveranstaltun-

gen, aber auch um Moderationen oder einzelne Vorträge zum Thema 

bürgerschaftliches Engagement handeln. Die Anträge für die Kommunalen 

Entwicklungsbausteine werden von den einzelnen Fachberaterinnen und 

Fachberatern geprüft und von ihnen organisiert und gestaltet. Dieses moderne 

Förderangebot bedarf der besonderen Vermittlung. Entsprechend beraten die 

kommunalen Netzwerke. In einer gesonderten Veranstaltung in Sindelfingen im 

Jahr 2006 wurden alle Mitglieder des Landesnetzwerks informiert. Es handelt 

sich dabei um einen neuen ï sehr intensiven ï Fördertyp, der die Kommunen 

stark zur Mitarbeit und Mitgestaltung auffordert, dafür aber auch eine tiefe 

Wirkung auf die Kommunen hat.  

Betrachtet man das Landesnetzwerk und seine Geschichte, so hat es nach einer 

Phase der Entwicklung eines gemeinsamen Verständnisses von bürgerschaftli-

chem Engagement und seiner Verankerung in kommunalen Strukturen und der 

Bürgerschaft in einer zweiten Phase zentrale Themenfelder für das bürgerschaft-

liche Engagement identifiziert und bearbeitet. In einer dritten Phase versteht sich 

das Landesnetzwerk noch stärker als lernendes Netzwerk, das den Blick auch 

auf die nationale und internationale Ebene richtet. Als attraktives und erfolgrei-

ches Netzwerk ist es mit den Folgen von Wachstum und Veränderungen 

konfrontiert. Deshalb bedarf es einer ständigen Wirkungsanalyse. 
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1.9  ARBES und FaLBE: Spezialisten für Engagement 

Zum Landesnetzwerk gehören zudem die ARBES (Arbeitsgemeinschaft 

bürgerschaftliches Engagement /Senioreninitiativen e.V.) und die FaLBE 

(Fachkräfte im Landesnetzwerk bürgerschaftliches Engagement). Dabei erinnert 

ARBES zunächst an die Wurzeln des Landesnetzwerks bürgerschaftliches 

Engagement, die in den Seniorengenossenschaften und in der Initiative Drittes 

Lebensalter liegen. Die ARBES hat sich dabei als ein stabiler und dynamischer 

Faktor im Landesnetzwerk erwiesen und kommt unter den Vorzeichen des 

Demografischen Wandels und seiner Diskussion dem Anliegen entgegen, den 

generationenübergreifenden Dialog zu fördern und zu unterstützen. Sie hat sich 

im Berichtszeitraum mit zentralen Fragen des Landesnetzwerks von Corporate 

Citizenship über Demografischer Wandel bis hin zur Anerkennungskultur 

auseinandergesetzt. 

FaLBE begleitete von Anfang an das Verhältnis von Hauptamtlichen und 

bürgerschaftlich Engagierten. Dass die Förderung bürgerschaftlichen Engage-

ments einer Kompetenzstruktur bedarf, wird auch durch die Entwicklungen im 

Berichtszeitraum bestätigt. Die Fachkräfte im Landesnetzwerk bürgerschaftliches 

Engagement sind sich ihrer Bedeutung im Umgang mit Engagierten bewusst und 

in der Lage, diesen Prozessen eine zivilgesellschaftliche Grundierung zu geben. 

Die Arbeit der FaLBE zeigt auch, dass bürgerschaftliches Engagement als 

Gestaltung und Bereicherung der Bürgergesellschaft angenommen werden kann 

und nicht in Konkurrenz zu Hauptamtlichkeit steht. Auf ihren Jahres- und 

Fachtagungen beschäftigt sich FaLBE mit zentralen Fragen der Entwicklung 

bürgerschaftlichen Engagements und ihrer Rolle darin. Die FaLBE unterstützt 

Fachkräfte, die neu in das Feld einsteigen, durch Qualifizierung. Die Erfahrungen 

von FaLBE könnten und sollten in der Ausbildung von relevanten Berufsgruppen 

berücksichtigt werden, damit die Absolventen z.B. von Verwaltungshochschulen 

oder Fachhochschulen für Soziale Arbeit ebenso wie einzelne Fachbereiche der 

Universitäten Kompetenzen in der Förderung von bürgerschaftlichem Engage-

ment systematisch erlernen.  

1.10  Anlaufstellen sind ein wichtiger Infrastruktur-Baustein 

Schon in der Kooperationsvereinbarung 2005 wurde die besondere Bedeutung 

der Anlaufstellen als Kristallisationspunkt unterschiedlicher Formen bürgerschaft-

lichen Engagements und ihr Ausbau herausgestellt. Dabei bewährt sich das für 
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die Anlaufstellen und ihren Aufbau entwickelte Konzept. Es sieht gerade keine 

standardisierte Form in Organisation, Verankerung und Personalausstattung vor, 

kennt jedoch eine klare Aufgaben- und Funktionsbeschreibung, die offen ist für 

die Zusammenarbeit von Hauptamtlichen und Engagierten, von Kommunen und 

freien Trägern und Initiativen. Das baden-württembergische Konzept hat auch 

bundesweit Resonanz gefunden: So wurden in Hessen in den letzten Jahren 

viele Anlaufstellen für freiwilliges Engagement geschaffen und dabei die 

Arbeitshilfen aus Baden Württemberg genutzt. Im Rahmen der Förderung 

bürgerschaftlichen Engagements ist die Verfügbarkeit der Daten zu Anlaufstellen 

und ihre Pflege von großer Bedeutung. Gerade die Anlaufstellen sind in der Lage 

die pluralen Engagementformen vor Ort zu koordinieren und stellen damit einen 

wichtigen Infrastrukturbaustein einer konsequenten Engagementpolitik dar. 

1.11  Mentorat: Qualifikation und Engagement gehören zusammen 

Bürgerschaftliches Engagement setzt auf Qualifizierung der Engagierten und 

verfolgt damit konsequent einen Kompetenzansatz, der auch seitens der 

Ministerien vertreten wird. Dabei setzt sich der Mentorenansatz durch und nimmt 

dazu sehr unterschiedliche Formen an, die die Mentorenlandschaft nicht in jeder 

Hinsicht als übersichtlich erscheinen lassen. Es gibt Schülermentorate (Sport, 

Kunst und Kultur, Musik, Verkehrssicherheit, Umwelt, soziale Verantwortung) und 

Bürgermentorate. Die Qualifikation der Bürgermentorinnen und -mentoren wird 

durch ausgebildete Mentorentrainer und ïtrainerinnen sichergestellt. So sinnvoll 

der Ansatz der Qualifikation und Engagementförderung durch Mentoren ist, so 

bedeutsam ist auch, dass die unterschiedlichen Mentorinnen und Mentoren 

übergreifend in Projekten und in Netzwerken zusammenwirken. Dabei hat es sich 

als förderlich erwiesen, Mentorenprogramme mit kommunalen Strukturen zu 

verbinden. Mentorenkonzepte unterstreichen bereits heute, wie bedeutsam 

Qualifikation und Anleitung zum Engagement vor Ort sind: Engagement ist nicht 

naturwüchsig, gezielte Ansprache und Förderstrukturen sind notwendig. 

Grundsätzlich lässt sich feststellen, dass das Konzept des Mentorats im Trend 

liegt, da es auch eine Reihe inhaltlich ähnlicher Programme gibt. So begleiten 

Jobpaten junge Menschen ins Berufsleben und bieten ihnen im Übergang von 

Schule in Richtung Ausbildung und Beschäftigung Unterstützung an. Sie stellen 

ihr Wissen und ihre individuellen Erfahrungen zur Verfügung in dieser wichtigen 

Phase der Berufsplanung von Jugendlichen. Das Mentoratsmodell findet weiter 

Nachahmung im Konzept der Senior Experts, die ihr in Unternehmen erworbenes 

Wissen für die Begleitung der jungen Generation ins Berufsleben nutzen. 
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1.12  Die Sportvereine: Traditionelle Engagementformen öffnen und 
verändern sich 

Nachdem in der Vergangenheit die Wohlfahrts- und Jugendverbände als 

verbandliche Akteure und Partner bürgerschaftlicher Entwicklung hervorgehoben 

wurden, beschäftigt sich der vorliegende Landesbericht in besonderer Weise mit 

den Sportvereinen. Dabei wird deutlich, dass stark traditionell geprägte Vereine 

sich öffnen und verstärkt Kooperationen mit Kommunen, bürgerschaftlich 

organisierten Initiativen, den Hochschulen, den Kammern und Unternehmen 

eingehen. Auch das Programm des Jugendbegleiters wurde von den Sportverei-

nen konstruktiv aufgenommen, bietet es doch die Möglichkeit, den Sport in die 

Schule zu bringen und die Attraktivität des Sportangebots zu kommunizieren. 

Neue Chancen ergeben sich auch durch die Vernetzung mit Selbsthilfegruppen 

und durch stadtteilbezogene Angebote. Ihrerseits sind sich die Sportvereine sehr 

wohl der Bedeutung des bürgerschaftlichen Engagements bewusst, da die 

meisten Angebote nicht ohne Beteiligung Engagierter durchführbar wären ï hier 

bietet sich die Möglichkeit, die Trennung von bürgerschaftlichem Engagement auf 

der einen Seite und Ehrenamt auf der anderen zu überwinden und beide 

Engagementformen zu integrieren.  

Die Sportverbände agieren dabei häufig in anderen Traditionen der Förderung 

und Nutzung steuerrechtliche Privilegierungen, etwa der so genannten 

Übungsleiterpauschale, die auch in anderen Engagementfeldern, von den 

Musikvereinen bis zur Nachbarschaftshilfe, genutzt und durch die aktuelle 

Gemeinnützigkeitsrechtsreform thematisiert werden.  

1.13  Die Landesstiftung als wichtige Unterstützung 

Viele Projekte, die im Bereich des bürgerschaftlichen Engagements angegangen 

werden, wären ohne die Landesstiftung nicht denkbar. Dabei fördert die 

Landesstiftung ihrerseits Projekte zur Förderung des Engagements. Seit 

längerem gehört dazu das Programm Jugend engagiert sich (JES). Darüber 

hinaus werden weitere Projekte des Ministeriums für Arbeit und Soziales, von der 

Landesstiftung unterstützt. Dazu gehört zum Beispiel die gemeinsame Förderung 

des Themas Corporate Citizenship und BELA. Die Landesstiftung integriert das 

Thema bürgerschaftliches Engagement auch in andere Förderzusammenhänge, 

etwa in den Förderschwerpunkt Gewaltprävention. Sie ist damit ein wichtiger 

Faktor in der eigenständigen baden- württembergischen Förderlandschaft 

zugunsten des bürgerschaftlichen Engagements. 
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II. Trendthemen des bürgerschaftlichen Engagements in 

Baden-Württemberg 

Im Berichtszeitraum gab es eine Reihe von Themen, die einerseits in Veranstal-

tungen der Stabsstelle Bürgerengagement und Freiwilligendienste und des 

Landesnetzwerks aufgegriffen wurden, aber auch solche, die durch Studien und 

Publikationen näher untersucht wurden. 

 

1.  Leitbild Bürgerkommune: die politische Seite des 
bürgerschaftlichen Engagements 

Lange Zeit standen die Bürgerin und der Bürger als Kunden der Kommunalver-

waltung im Mittelpunkt der Aufmerksamkeit: Sie sollten gut bedient werden. Die 

Verwaltungsreform der letzten Jahre verfolgte daher eine Politik der Aufgaben-

konzentration bei gleichzeitiger Dezentralisierung. Die 

Verwaltungsmodernisierung nach innen orientierte sich stark am Neuen 

Steuerungsmodell, das zu einer neuen Verantwortungsverteilung innerhalb der 

Verwaltung und zu mehr Effizienz führen sollte.  

Die konsequente Thematisierung des bürgerschaftlichen Engagements auf der 

kommunalen Ebene sieht die Bürgerin und den Bürger dahingegen weniger als 

Kunden, sondern als Mitgestalter öffentlicher Aufgaben. Die Bürgerschaft ist 

wesentlicher Faktor, wenn es darum geht, die Wohlfahrt im Lande, in den 

Gemeinden, Landkreisen und Städten zu sichern. Ihr Engagement aber auch ihre 

kritische Aufmerksamkeit sind Voraussetzungen für das Funktionieren des 

Gemeinwesens. Von Wohlfahrtspluralismus wird gesprochen, wenn das 

Ineinandergreifen staatlicher, marktorientierter, privater aber eben auch gerade 

freiwilliger Aktivitäten und Ressourcen untersucht und gefördert wird. In sehr 

unterschiedlichen Feldern fördert, unterstützt oder initiiert die baden-württem-

bergische Engagementförderung einen solchen praktischen Mix: Ob durch 

Verantwortungsübernahme von Freiwilligen für die Lebensqualität in Heimen 

(BELA), ob für die Gestaltung der Erfahrungs- und Lernräume für Jugendliche in 

Schulen (Jugendbegleiter), ob bei einem Engagement von Unternehmen für den 

leichteren Einstieg von Schülerinnen und Schülern in die Arbeitswelt. Ein 

moderner Wohlfahrts-Mix spiegelt sich in den vielen kommunalen Beispielen im 

Lande. Überall geht es um eine intelligente Verschränkung staatlicher Aufgaben, 

professioneller Tätigkeit, marktlicher oder unternehmerischer Aktivitäten, privater 

Verantwortungsübernahme mit bürgerschaftlichem Engagement. Der demografi-

sche Wandel, ein neues Selbstverständnis und ïbewusstsein der Bürgerinnen 
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und Bürger, aber auch die knappe Haushaltslage der Kassen und die Notwen-

digkeit, öffentliche Aufgaben neu zu justieren, schaffen die Voraussetzungen und 

die Anlässe für die Suche nach einem neuen Mix. Er ändert nichts an den 

zentralen Verantwortlichkeiten, etwa des Staates und der Kommunen. Er 

ermöglicht aber eine andere Aufgabenverteilung und führt vielfach zu einer 

neuen Qualität des Angebots und ihrer Gestaltung. 

In dem Leitbild der Bürgerkommune ist genau diese Mitverantwortung und 

Mitgestaltung der Bürgerschaft angesprochen. Es gehört sich auch für das 

Gemeinwesen mitzudenken und es lohnt sich für den Standort - für die 

Gemeinde, den Landkreis und die Stadt. Dabei ist ein förderliches Selbstver-

ständnis der kommunalpolitischen Akteure gefragt. Dem Zusammenführen 

verantwortungsbereiter Akteure und der Etablierung neuer Formen der 

Entscheidungsfindung und Aufgabenverteilung kommt dabei besondere 

Bedeutung zu. Engagierte Bürgerinnen und Bürger zeigen sich auch in Baden-

Württemberg nicht nur als die, die öffentliche Aufgaben unentgeltlich mitgestal-

ten. Sie sind auch diejenigen, die sich für öffentliche Angelegenheiten 

interessieren und bereit sind, sich an kommunalpolitischen Meinungsbildungs-

prozessen zu beteiligen. Was vor einigen Jahren in Dürmentingen als Modell 

entwickelt wurde, ein neues Modell des Kontraktes zwischen bürgerschaftlichen 

Gruppen, Gemeinderat und Verwaltung, wurde in Filderstadt als ein Modell 

kooperativer Demokratie weiterentwickelt. Hier wurden gemeinsame Regeln 

erarbeitet, die eine konstruktive und realistische Beteiligung von Bürgerinnen und 

Bürgern sowie bürgerschaftlichen Gruppen im kommunalpolitischen Prozess 

ermöglichen, wenn es darum geht, öffentliche Aufgaben auch unter Beteiligung 

von bürgerschaftlich Engagierten neu zu verteilen und neu zu definieren. Hier 

zeigt der baden-württembergische Weg der Förderung bürgerschaftlichen 

Engagements ganz praktisch die Vielgestaltigkeit des Ansatzes der Bürgerkom-

mune. In ihr liegt eine zentrale konzeptionelle und kulturelle Perspektive für das 

Land, die auch entsprechende konzeptionelle und methodische Voraussetzun-

gen kennt. 

 

2.  Bürgerschaftliches Engagement sichert Teilhabe und 
Lebensqualität pflegebedürftiger Menschen 

 
Zu den Schwerpunktthemen des Berichtzeitraums gehörte auch die Einbezie-

hung bürgerschaftlichen Engagements zu Gunsten der Heimbewohnerinnen und 

Heimbewohner in baden-württembergischen Pflegeheimen. In dem von der 

Landesstiftung geförderten Projekt BELA - Bürgerschaftliches Engagement und 
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Lebensqualität im Alter - wurden neue Wege der Förderung bürgerschaftlichen 

Engagements in Heimen beschritten: Durch Tandems aus Professionellen und 

Freiwilligen konnten neue Formen der Beteiligung von bürgerschaftlich 

Engagierten und vor allen Dingen ein neues Miteinander von Professionellen und 

Freiwilligen exemplarisch erprobt und entfaltet werden. Die BELA-Beispiele 

machen Schule weit über das Land hinaus, denn sie zeigen, wie es gemeinsam 

gelingen kann, Lebensqualität, kulturelle Lebendigkeit und Mitverantwortlichkeit 

in die Heime tragen.  

Die Studie macht aber auch deutlich, dass bürgerschaftliches Engagement für 

Heime keinesfalls selbstverständlich ist und viele von ihnen sich für die 

Mitverantwortung von Bürgerinnen und Bürgern nicht offen zeigen. Hier zeigt sich 

ein breites Handlungsfeld für die Zukunft. Es berührt das Selbstverständnis der 

Heime, das Rollenverständnis der im Heim tätigen Berufsgruppen, aber auch die 

Engagementbereitschaft von Bürgerinnen und Bürgern. BELA macht Mut, eine 

Verantwortungsteilung in der Betreuung und Pflege pflegebedürftiger Menschen 

weiterzudenken und darauf zu setzen, dass auf diese Weise Teilhabe von 

Menschen am Lebensende auch in Institutionen ein Stück weit mehr als in der 

Vergangenheit gelingen kann. Hier stellt sich das bürgerschaftliche Engagement 

als Brücke zwischen Bürgerschaft und Institution dar. Dies wurde von einer 

internationalen fachkundigen Bürgerschaft zu BELA dokumentiert. 

 

3.  Unternehmerisches bürgerschaftliches Engagement - 
Corporate Citizenship: ein Standortvorteil für alle 

Die Stabsstelle Bürgerengagement und Freiwilligendienste hat sich im 

Berichtsraum intensiv des bürgerschaftlichen Engagements von Unternehmen 

als spezifischer Akteursgruppe angenommen. In diesem Zusammenhang wurde 

neben der konkreten Corporate-Citizenship-Förderung in drei Modellregionen 

und zwei Modellstandorten in Baden-Württemberg auch eine repräsentative 

Studie durchgeführt, die die gesamte Breite der Unternehmen und ihr Verhältnis 

und Engagement für die Gesellschaft jenseits der Bereitstellung von Arbeitsplät-

zen dokumentiert. Dabei wurden gerade auch die kleinen Unternehmen 

berücksichtigt, die einerseits einen großen Anteil der Betriebe stellen, 

andererseits aber durch die spektakuläre Darstellung des Engagements von 

Großunternehmen oft übersehen werden. 

Das Gesamtbild zeigt: In Baden-Württemberg engagieren sich bereits 85 Prozent 

der Unternehmen. Über das Engagement entscheidet der Chef oder die Chefin, 



 

18 

wobei dieses in erster Linie ein persönliches Anliegen ist. Die klassische Spende 

der Unternehmen wird in vielen Fällen ergänzt durch persönliches Engagement 

von Unternehmerinnen und Unternehmern und ihren Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern. Im Vordergrund steht hier insbesondere auch der persönliche 

Zeiteinsatz, innerhalb und außerhalb der Arbeitszeit: Im Schnitt wenden 

Unternehmen dafür im Monat 17,5 Stunden auf. Dazu kommt, dass der 

Engagementradius sich vielfach mit dem Geschäftsradius deckt, also: 

Unternehmen, die lokal tätig sind, engagieren sich auch lokal. Diese Daten 

weisen darauf hin ï und viele praktische Beispiele bestätigen es ï, dass das 

Engagement und die Verantwortungsübernahme von kleinen und mittleren 

Betrieben stark vom Bezug des Unternehmers und der Unternehmerin zum 

Standort abhängen. Wer als Unternehmerin oder Unternehmer seine Kommune 

kennt und schätzt, weiß, wo er helfen kann und tut es gerne. Denn er weiß, dass 

die Qualität des Standortes seinem Unternehmen zugute kommt. Ein wirtschaft-

lich und sozial gut entwickelter Standort sorgt dafür, dass die Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter bleiben und auch andere Unternehmen den Wirtschaftsraum 

beleben. Es gilt also seitens der Kommune, der Einrichtungen und Bürgerinnen 

und Bürger, die Unternehmen in das gesellschaftliche Geschehen mit 

einzubeziehen, ihnen die sozialen Entfaltungschancen der Kommune näher zu 

bringen und sie so einzuladen durch das Einbringen ihrer Kompetenzen und 

Möglichkeiten daran teilzuhaben und dazu beizutragen.  

 

4.  Demografischer Wandel 

Die Enquête-Kommission Demografischer Wandel des Landtages hat sich in 

vielfältiger Weise mit den Herausforderungen, die sich aus den prognostizierten 

Entwicklungen für das Land Baden-Württemberg ergeben, auseinandergesetzt. 

Dabei wurde die vielfältige Landschaft bürgerschaftlichen Engagements in 

Baden-Württemberg und ihre Förderung weniger berücksichtigt. Die Landesre-

gierung und die Kommunen kennen diese Herausforderung und stellen sie auch 

in Beziehung zu den Ressourcen einer lebendigen Bürgergesellschaft.  

Aufgrund der umfangreichen Auswirkungen, die der demografische Wandel 

gerade auch auf kommunaler Ebene haben wird, wurde das Thema im Auftrag 

der Landesregierung von einer Projektgruppe ĂDemografische Entwicklungñ im 

Ministerium für Arbeit und Soziales aufgegriffen. Dabei sollten Handlungsstrate-

gien erarbeitet werden, die auch unter veränderten demografischen 

Rahmenbedingungen Familien fördern, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
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verbessern, der älteren Generation solange wie möglich ein selbstständiges 

Leben sichern, die Beschäftigungsmöglichkeiten sowie die Fort- und Weiterbil-

dung für ältere Arbeitnehmer verbessern etc.  

Gemäß der neuen Kooperationsvereinbarung vom 06.04.2005 ist Aufgabe des 

Landsnetzwerks BE, Ădrªngende gesellschaftliche Herausforderungen aus den 

Politikbereichen des Sozialen, der Bildung, der ¥kologie, der Kulturñ und die 

ĂAuswirkungen der demografischen Entwicklungñ aufzugreifen und auch den 

ĂWandel der Arbeitsgesellschaft und knapper werdende Finanzspielrªumeñ im 

Kontext der B¿rgergesellschaft zu bearbeiten. Eine Ăunterst¿tzende Netzwerkar-

beitñ stellt hier Ăden notwendigen Wissens-, Informations- und 

Erfahrungsaustausch herñ und entwickelt Ăin Kooperation neue und innovative 

Konzepte und setzt konkrete Impulse im Land.ñ Ziel ist, Ăeine Kultur der 

selbstverständlichen Verankerung von bürgerschaftlichem Engagement als 

Leitbild und Arbeitsform zu schaffen.ñ 

Die Rolle des bürgerschaftlichen Engagements und der Bürgergesellschaft im 

demografischen Wandel konnte im Landesnetzwerk BE in seiner essentiellen 

Bedeutung wahrgenommen werden, bedarf jedoch für die nächsten Jahre einer 

intensiven Bearbeitung, für die entsprechende Prozesse eingeleitet und auch 

Förderstrukturen geschaffen werden müssen. Alter und Altern stehen zuneh-

mend im Zentrum der Wahrnehmung und Problemstellung westlicher 

Industriegesellschaften. Die Herausforderungen bestehen wesentlich darin, 

Ausgrenzung zu vermeiden und ältere Menschen so gut als möglich am 

gesellschaftlichen Leben teilhaben zu lassen. Hier stehen wir am Anfang eines 

Lernprozesses, der in der Entwicklung einer differenzierten Kultur des Alterns 

Ausdruck finden soll. Die Optimierung und humane Gestaltung des Alterns und 

des Alters, wird zu einem Maßstab für den Stand unserer Zivilisation werden und 

mehr als bisher bürgerschaftliches Engagement als Arbeitsprinzip für intergene-

rationale Wohlfahrt erforderlich machen. 

 

5.  Der Freiwilligensurvey als Maßstab und Anlass zur 
Strategieanpassung 

2004 erschien der zweite Freiwilligensurvey, der für die Bundesrepublik Zahlen 

über Umfang, Art und Motivation des Engagements in Deutschland bereithält. 

Baden-Württemberg hat neben anderen Bundesländern auch eine Sonderaus-

wertung für das Land in Auftrag gegeben. Es zeigt sich, dass Baden-

Württemberg an der Spitze steht, wenn es um die Zahl der Engagierten geht. 
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Positiv für die zukünftige Entwicklung von bürgerschaftlichem Engagement ist, 

dass es noch mehr Menschen gibt, die sich engagieren wollen und dass es 

engagierte Menschen gibt, die bereit sind, sich noch stärker zu engagieren. Es 

gilt also ein weiteres Engagementpotenzial zu heben und Menschen zu 

motivieren, diese grundsätzliche Bereitschaft in die Tat umzusetzen. In diesem 

Zusammenhang stellt es auch eine wichtige Aufgabe dar, Menschen für ein 

Engagement zu gewinnen, die bislang nicht zu den Ătypischenñ Engagierten 

gehören ï diese sind gut ausgebildet und leben in gesicherten Verhältnissen. 

Gerade die Integration von benachteiligten Zielgruppen durch ein Engagement 

stellt hier eine Herausforderung für die Engagementförderung dar: Bürgerschaft-

liches Engagement darf die Gesellschaft nicht spalten. Im Gegenteil es soll 

zentraler Integrationsfaktor sein. 

Der größte Zuwachs beim Engagement findet sich bei den 46-65-Jährigen. Das 

ist die Gruppe, die insgesamt am stärksten engagiert ist und auf die auch die 

Engagementpolitik zielt, die versucht, die Gruppe der Ăjungen Altenñ (ab 55 

Jahre) zu einem gesellschaftlichen Engagement zu motivieren. Diese Motivati-

onsarbeit wird auch in Zukunft nötig sein: Während die jungen Engagierten dazu 

neigen, sich ihr Engagement selbst zu suchen, wird ein hoher Anteil der über 46-

Jährigen für das Engagement geworben. Hier gilt es immer wieder das Angebot 

für diese Zielgruppe zu überprüfen und attraktiv zu kommunizieren. Auch eine 

weitere Annahme scheint in Baden-Württemberg aufzugehen: Wenn sich ein 

Mensch schon in der Jugend engagiert, ist die Wahrscheinlichkeit am größten, 

dass er dies auch im weiteren Lebensverlauf tun wird. Baden-Württemberg 

fördert ï auch durch die Unterstützung der Landesstiftung Baden-Württemberg ï 

gezielt das Engagement von Jugendlichen. In der Tat verweisen die Zahlen des 

Surveys darauf, dass in keinem anderen Bundesland so viele junge Menschen 

so früh mit einem Engagement beginnen. 

Insgesamt ist jedoch zu beachten, dass sich die Mehrheit der ehrenamtlich 

Engagierten in Baden-Württemberg weiterhin eine Verbesserung der Rahmen-

bedingungen für ihr Engagement von Seiten des Staates wünscht, zunehmend 

auch mit Blick auf die Weiterbildungsmöglichkeiten und Qualifizierung des 

bürgerschaftlichen Engagements. 

Die Landesauswertung des Freiwilligensurvey bestätigt, dass die baden-

württembergische Förderpolitik funktioniert und liefert dem Land gleichzeitig viele 

Ansatzpunkte, wie es seine Förderpolitik auf die Ausweitung von bürgerschaftli-

chem Engagement ausrichten kann. 



Trendbericht ï Was tut sich in Baden-Württemberg 

21 

 

III. Die Themen der Zukunft 

Im Berichtszeitraum wurden zahlreiche Themen neu aufgegriffen, einige von 

ihnen wurden bereits in Veranstaltungen vorangebracht und werden auch in 

Zukunft weiterverfolgt. Andere wurden erst in Teilbereichen berücksichtigt und 

werden in Zukunft mehr Aufmerksamkeit erfordern.  

1. Migration und Integration 

Das Schwerpunktthema Migration und Integration wurde im Landesnetzwerk 

vielfach aufgegriffen und auf größeren Foren behandelt. Der Steuerungsverbund 

hat Migration und Integration zu einem der zentralen Zukunftsthemen des 

Landesnetzwerkes bürgerschaftliches Engagement erklärt.  

Gesellschaftliche Entwicklungen zwingen zu aufmerksamer Beobachtung der 

anhaltenden und komplexer werdenden Migrationsströme. Bürgerschaftliches 

Engagement kann hier zu neuen Formen des Zusammenlebens beitragen und ï 

bei Bewahrung kultureller Identität ï interkulturelle Initiativen und Formen des 

Austausches gestalten und verwirklichen. Dabei können die strukturell und 

qualitativ im Sinne hoher Resonanzfähigkeit weiter entwickelten Netzwerke mit 

ihren Fachberaterinnen und Fachberatern und deren besonderen Kompetenzen 

zur Bearbeitung von komplexen Themen ï auch unter Berücksichtigung und 

Einschaltung der örtlichen Anlaufstellen für Bürgerengagement einen wichtigen 

Beitrag leisten. 

2. Integration von Menschen mit Behinderung 

Vor allem die Kooperation von Engagierten mit Ämtern bei der Integration 

behinderter Menschen war im Berichtszeitraum ein Generalthema des 

Landesnetzwerks, zum Beispiel unter dem Aspekt der Barrierefreiheit von 

Städten und Gemeinden. Angestoßen durch das Europäische Jahr der 

Menschen mit Behinderung 2003 (EJBM) haben die kommunalen Netzwerke das 

Thema im Berichtszeitraum vielfältig mit dem Ziel einer Rückkehr behinderter 

Menschen in die Kommunen aufgegriffen und dazu Praxisbeispiele evaluiert 

sowie neue Konzepte entwickelt. In der fachlichen Weiterentwicklung der 

Behindertenhilfe spielen ambulante, sozialraumintegrierte Ansätze und die 

Kooperation von Fachlichkeit und bürgerschaftlichem Engagement eine 

zunehmende Rolle. Die Verlagerung der Kostenträgerschaft für die Eingliede-

rungshilfe vom überörtlichen auf die örtlichen Träger hat mit zur neuen 

Bedeutung des Themas auf kommunaler Ebene beigetragen. Hier wird es auch 
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künftig eine wichtige Aufgabe des Landesnetzwerks darstellen, die auf 

Fachebene zuständigen Ämter für die Mitwirkungsmöglichkeiten von Bürgerinnen 

und Bürgern noch stärker zu sensibilisieren. 

3. Armut und Teilhabe 

Die Ergebnisse des Freiwilligensurveys zeigen eine leichte Zunahme beim 

Engagement benachteiligter Personen, die vom Beschäftigungssystem 

ausgeschlossen und arbeitslos sind. Dies verweist darauf, dass gezielte 

Ansprache und zielgruppenadäquate Angebote eine zunehmend wichtige 

Funktion bekommen, um Exklusionsgefahren entgegenzuwirken. 

Die empirisch nachgewiesene Zunahme von benachteiligten Bevölkerungsgrup-

pen erfordert nicht nur arbeitsmarktpolitische Maßnahmen und 

Wirtschaftswachstum, sondern auch eine spezifische, diese Bevölkerungsgrup-

pen berücksichtigende Engagementpolitik. 

Um Probleme der Exklusion zu vermeiden, muss künftig noch stärker auf 

Beteiligung und Teilhabe benachteiligter Bevölkerungsgruppen an Projekten und 

Initiativen des bürgerschaftlichen Engagements geachtet werden, vor allem auch 

mit Berücksichtigung qualifizierter Möglichkeiten. Dabei ist dem Generationenas-

pekt Beachtung zu schenken. Auf die Integration benachteiligter junger 

Menschen kann zum Beispiel im Rahmen der Umsetzung des Modellprogramms 

Jugendbegleiter eingegangen werden, während andererseits ältere Benachteilig-

te durch die besonderen Projekte von ARBES angesprochen werden können, 

wobei gerade ARBES zunehmend intergenerationale Aktivitäten entwickelt. 

Darüber hinaus ist zu empfehlen, dass benachteiligte Menschen auch in die neu 

entwickelten intergenerational ausgerichteten Projekte des bürgerschaftlichen 

Engagements einbezogen werden. Hier sollten weitere Ideen und Konzepte 

entwickelt werden, die der besonderen Berücksichtigung benachteiligter 

Bevölkerungskreise Rechnung tragen und deren Teilhabe am gesellschaftlichen 

Leben ermöglichen. 

4. Gesundheit und Lebensweisen 

Die Interviews mit den Sportverbänden zur Rolle des bürgerschaftlichen 

Engagements im Sport zeigen, dass allein in mehreren Tausend Sportvereinen 

Baden-Württembergs auf unzählige Weise bürgerschaftliches Engagement im 

Einsatz ist und das alltägliche Geschehen bestimmt. Darüber hinaus sind im 

Sport zunehmend Sportkonzepte erforderlich, die besondere Zielgruppen, wie 

bspw. ältere Menschen ansprechen, um deren Gesundheit und Lebensqualität zu 
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fördern. Seniorensport wird zum Boombereich. Dies zeigt, dass bürgerschaftli-

ches Engagement entscheidend zur Prävention und Rehabilitation beitragen 

kann. Das Gesundheitssystem ist deshalb aufgefordert, die Rolle des bürger-

schaftlichen Engagements bei der Vermeidung oder Bewältigung von Krankheit 

neu zu gewichten. Dieser Aspekt sollte in der aktuellen Reform des Krankenkas-

senrechts Berücksichtigung finden.  

Seitens des Landesnetzwerkes ist zu überlegen, wie bürgerschaftliches 

Engagement stärker mit dem Aspekt von Lebensqualität verbunden werden 

kann. 

Ein Ansatzpunkt für Kooperation liefern die vielen Selbsthilfegruppen, bei denen 

bürgerschaftliches Engagement und (gesundheitliche) Selbsthilfe eng verknüpft 

sind. Beispiel dafür kann die Prävention von Fettleibigkeit bei Kindern sein. Hier 

ist sowohl ein entsprechendes Angebot von Sportvereinen gefragt, aber auch die 

Kompetenz engagierter Ernährungsberater, das Freizeitangebot von Freiwilligen 

als Alternative zu Computer und Fernseher und die Unterstützung von 

interessierten Unternehmen, wie zum Beispiel Versicherungen. 

Die damit ins Zentrum gestellten Schwerpunktthemen des bürgerschaftlichen 

Engagements sind darauf ausgerichtet, die Lebensqualität in den Gemeinden, 

Landkreisen und Städten zu verbessern. Entlang dieser Schwerpunktthemen 

erscheint folglich auch lohnend, die Förderpolitik des Landes interministeriell 

abzustimmen. 

5. Nachhaltigkeit 

Das Thema Nachhaltigkeit, das zurzeit der Einführung der Agenda 21 eine große 

Rolle spielte, wurde in den letzten Jahren durch andere Themen überlagert. Es 

gewinnt neue Aktualität insbesondere durch die Diskussion um den Klimawandel 

und den neuen Themenschwerpunkt der sozialen Verantwortung von Unterneh-

men und wurde auch von den Ministerien verstärkt aufgenommen. Für das 

bürgerschaftliche Engagement ergeben sich viele Anknüpfungspunkte: 

Abgesehen von dem Bereich des Umwelt- und Naturschutzes, in dem bereits 

viele Bürgerinnen und Bürger engagiert sind, enthält der Begriff der Nachhaltig-

keit auch viele untenehmensbezogene soziale Themen, wie die Vereinbarkeit 

von Familie und Beruf und das Engagement von Unternehmen in gesellschaftli-

chen Bereichen. Darüber hinaus schließt es auch an den Themenbereich 

Gesundheit, Ernährung und lokale Versorgung an. Insgesamt bezieht sich die 
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Nachhaltigkeit auf den effizienten und sinnvollen Umgang mit Ressourcen und 

berührt damit viele Themen des bürgerschaftlichen Engagements. 

 

 

IV. Leitgedanken und Empfehlungen für die  
Weiterentwicklung 

1.  Die zivilgesellschaftliche Perspektive in der Förderung 

stärken 

1.1  Bürgergesellschaft als Gestaltungsprinzip unserer Gesellschaft 

Beschränkt man sich im Verständnis von Bürgergesellschaft nicht allein auf die 

Aktivitäten des so genannten Dritten Sektors (z.B. Verbände, Vereine, Initiativen), 

sondern erweitert man es auf das Zusammenspiel aller gesellschaftlichen 

Akteure, ergeben sich auch in der Betrachtung der baden-württembergischen 

Förderaktivitäten neue Aspekte. Eine neue Qualität von Bürgergesellschaft liegt 

in der Neujustierung der Rollen und Aufgaben von Staat, Bürgerschaft, Markt 

sowie Verbänden und Vereinen. Diese Akteure verändern sich nicht nur mit Blick 

auf ihre Aktionsfelder und Aktionsweisen ï es werden durch ihre zivilgesellschaft-

liche Ausrichtung auch neue Formen der Zusammenarbeit zwischen den 

Akteuren möglich und erforderlich. Dass Baden-Württemberg diesem neuen 

Verständnis von Bürgergesellschaft Rechnung trägt, zeigt sich an vielen 

Beispielen. Die Förderung von unternehmerischem bürgerschaftlichem 

Engagement spricht die Unternehmen in einer Rolle an, in der sie nicht nur der 

Akteur sind, der Arbeitsplätze anbietet und dafür entsprechend ausgebildete 

Menschen vorfinden möchte, sondern sich als Partner für gesellschaftliche 

Belange interessiert und sich mit seinen Kernkompetenzen einbringt. Ein Partner, 

der versteht, dass ein Standort nur in der Zusammenarbeit aller zum Nutzen aller 

gestaltet werden kann. Auch BELA verweist auf den Wandel in der Bürgergesell-

schaft: Das Projekt zeigt, dass es für Pflegeheime und die dort lebenden 

Menschen elementar ist, engagierte Bürgerinnen und Bürger in ihre Arbeit 

einzubeziehen. Sie fördern gesellschaftliche Teilhabe und Lebensqualität in einer 

Weise, die sonst nicht möglich wäre. Voraussetzung ist, dass sich die 

Einrichtungen für die Koproduktion mit Freiwilligen öffnen und ihr Management 

und das Selbstverständnis der Fachkräfte neu ausrichten. Reibungen und 

Konflikte sind in diesem Zusammenhang nicht ungewöhnlich. Das Aushandeln 

von Funktionen, Aufgaben und Zuständigkeiten wie auch von Funktionsweisen 

gemeinsamen Lebens sind aber fester Bestandteil der Bürgergesellschaft. Darum 
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geht es beim Welfare Mix, der Koproduktion von Leistungen zu der jeder Akteur 

auf neue Weise und im neuen Zusammenspiel beiträgt. Ein weiteres Beispiel 

liefert das Programm Jugendbegleiter. Lange Zeit war die Schule ein geschlos-

senes System, das Bildungsleistungen zur Verfügung stellt. In den letzten Jahren 

hat sich mehr und mehr gezeigt, dass die Erziehungs- und Bildungsaufgaben der 

Schule weder allein von der Schule noch von den Eltern geleistet werden 

können. Die Schule wird durch das Jugendbegleiterprogramm mehr zum 

ºffentlichen Raum, zum Ăsozialen Unternehmenñ. Freiwillig tªtige B¿rgerinnen 

und Bürger können den Jugendlichen durch ihre spezifischen Kompetenzen 

Erfahrungswelten erschließen, die ihnen normalerweise nicht offen stehen 

würden. Gleiches gilt für Unternehmen. Sie nehmen dafür ein Verständnis für die 

Jugendlichen mit, das sie sonst nicht hätten. Auch hier findet eine Neudefinition 

von Rollen statt und es entwickelt sich Mitverantwortung für zivilgesellschaftliche 

Prozesse.  

Die sich für bürgerschaftliches Engagement öffnenden Einrichtungen von 

Pflegeheim und Schule stehen dabei nur exemplarisch für einen Prozess der 

Öffnung von Institutionen und Einrichtungen im Sinne koproduktiven Zusam-

menwirkens aller gesellschaftlichen Kräfte und Systeme bei der 

Wohlfahrtsproduktion. 

Vor diesem Hintergrund wird deutlich: Es lohnt sich, dass das Land Baden-

Württemberg auch neue Themen, wie sie hier dargestellt wurden, in einem 

weiten Verständnis von Zivilgesellschaft weiter koproduktiv bearbeitet. Besonders 

wichtig ist dies beim demografischen Wandel, der ohne zivilgesellschaftlich 

fundierte Entwicklungen, d.h. die Entfaltung bürgerschaftlichen Engagements als 

Gestaltungsprinzip auch auf diesem Handlungsfeld, nicht zu bewältigen ist. Aber 

auch Themen wie Nachhaltigkeit oder Migration erfordern ein Umdenken der 

Akteure und intensives Aushandeln. Bei der Förderung von bürgerschaftlichem 

Engagement sollte diese zivilgesellschaftliche Ausrichtung grundsätzlich 

mitgedacht werden. 

  

1.2  Das Thema Monetarisierung ernst nehmen 

Bürgerschaftliches Engagement als eine freiwillige Tätigkeit wird unentgeltlich 

erbracht. Davon geht auch die Landespolitik bei der Förderung und Unterstüt-

zung von Ehrenamt und bürgerschaftlichem Engagement aus. Der 

Steuerungsverbund des Landesnetzwerkes betont diese Position. Was aber ist 

mit der Übungsleiterpauschale? Sie ist in vielen Engagementfeldern selbstver-

ständlich Grundlage des Engagements. Hinzu kommt, dass durch verschiedene 
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Programme und den ĂDienstleistungsmixñ der Trªger sich Verschiebungen in der 

Engagementstruktur und möglicherweise auch Engagementkultur ergeben. Da 

werden längere und regelmäßige Dienste angeboten (z.B. angeregt durch das 

Bundesmodellprogramm generationsübergreifende Freiwilligendienste) mit einer 

Form des Lernens und der Teilhabe, die bislang nur den Teilnehmenden am 

FSJ/FÖJ offen stand. In diesen Diensten wird häufig ein Taschengeld gezahlt 

oder ĂAufwandsentschªdigungenñ, ĂAufwandspauschalenñ, etc., d.h. finanzielle 

Leistungen an die Freiwilligen gewährt. Wie verhält sich bezahlte zur unbezahlten 

Ăfreiwilligenñ Tªtigkeit? 

Wichtig zu wissen ist, wie viel wem wo und mit welcher Bezeichnung bezahlt 

wird, welche Strategien die Träger verfolgen und ob diese Engagementformen 

sich gegenseitig Ăkannibalisierenñ oder ob sie parallel und ohne gegenseitige 

Beeintrªchtigung existieren kºnnen. Dem Thema ĂMonetarisierungñ des 

freiwilligen Engagements sollte sich das Land und insbesondere das Landes-

netzwerk bürgerschaftliches Engagement stellen und sich entsprechend 

positionieren.  

 

2.  Kooperationsoptionen ausloten und nutzen 

2.1. Es zeigt sich, dass die interministerielle Kooperation von großem Vorteil 

ist. Diese sollte weiter gefördert werden  strukturell, strategisch und bezo-

gen auf neue gemeinsame Projekte. Das Thema Nachhaltigkeit bietet sich 

ebenso an wie das Thema Qualifizierung, aber auch eine Vielzahl von 

Einzelprojekten. Aber auch beim Thema Migration können sich das Minis-

terium für Arbeit und Soziales und das Kultusministerium mit Blick auf die 

Teilhabe von Migrantinnen und Migranten am gesellschaftlichen Leben 

durchaus mit dem Innenministerium kurzschließen, das als einen neuen 

Förderschwerpunkt die Unterstützung der Integration von bleibeberechtig-

ten Ausländer(inne)n und von Spätaussiedler(inne)n festgelegt hat. 

 

2.2  Andere Bundesländer schließen allmählich auf. Der baden-

württembergische Förderweg zeichnet sich u. a. durch die langjährige 

Kooperation des Landes mit den kommunalen Spitzenverbänden aus. 

Diese Zusammenarbeit ist ein zentraler Erfolgsbaustein und Grundlage 

für vieles, was in den letzten Jahren erreicht wurde. Mittlerweile haben 

auch andere Bundesländer landesweite Netzwerke aufgebaut. Sie haben 

Strukturen entwickelt und interessante Projekte initiiert, die interministeri-

ell sehr erfolgreich verlaufen. Was kann Baden-Württemberg von anderen 
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Ländern (wie z.B. Rheinland-Pfalz als dynamischem Aufholer) lernen? 

Eine vergleichende Bestandsaufnahme wäre hilfreich. In einem zweiten 

Schritt könnte ein gezielter Themenaustausch Impulse für den baden-

württembergischen Förderweg geben. 

 

3.  Strukturen prüfen und anpassen 

Grundsätzlich lässt sich sagen, dass sich die Strukturen, die man sich im 

Landesnetzwerk vorgenommen hat, in einem eingeschwungenen Zustand 

befinden. Das könnte der Moment sein, um zu bilanzieren, die Wirksamkeit von 

Strukturen zu prüfen und neue Impulse zu suchen. 

 

3.1  Der Steuerungsverbund erweist sich als zentrales Gremium in der 

Förderung bürgerschaftlichen Engagements im Zusammenspiel zwischen 

Ministerium für Arbeit und Soziales und Kommunalen Spitzenverbänden. 

Bei ihm laufen die Fäden zusammen und werden neue Entwicklungen 

aufgenommen und in das Netzwerk gespeist. Mit Blick auf seine Arbeits-

weise gilt es zu prüfen, ob die Mitgliederzusammensetzung nicht nach 

Themen variieren kann und die Runden sich seltener, aber zu vorbereite-

ten Themen zusammenfinden. Darüber hinaus könnten stärker 

Expertinnen und Experten für manche Fachthemen hinzugezogen wer-

den. Das würde das zielorientierte Erschließen von Themen und neuen 

Maßnahmen befördern. 

 

3.2.  Das Landeskuratorium Bürgerarbeit ist Sachwalter der Empfehlungen der 

Zukunftskommission und Seismograph für wichtige Entwicklungen in der 

baden-württembergischen Engagementlandschaft. Es wird vom Ministe-

rium für Kultus, Jugend und Sport und vom Ministerium für Arbeit und 

Soziales gemeinsam einberufen und moderiert. Seine beobachtende und 

empfehlende Funktion könnte über die beiden Ministerien hinaus weite-

rentwickelt werden. 

 

3.3  Anlaufstellen zur Förderung bürgerschaftlichen Engagements sind in 

großer Anzahl im Land vorhanden und haben sich bewährt. Vom überre-

gionalen Erfahrungsaustausch, den Qualifizierungsangeboten und der 

Unterstützung durch die Fachberatung vor Ort profitieren vor allem die 

Anlaufstellen, deren Kommunen Mitglied im Landesnetzwerk sind. Neben 

den bestehenden Daten über örtliche Anlaufstellen und Ansprechpartner 
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der Kommunen, die Mitglied im Landesnetzwerk sind, ist die Erhebung 

und Pflege von Daten von Anlaufstellen außerhalb des Landesnetzwerks 

wünschenswert. 

 

3.4 Auch wenn Baden-Württemberg die höchste Engagementquote in 

Deutschland aufweist und es eine Vielzahl von Leuchttürmen gibt, sind 

doch ĂweiÇe Fleckeñ auf der Landkarte erkennbar. Hier ließen sich die 

Vernetzung weiterentwickeln und neue Förderwege einbeziehen. Dazu 

kºnnte z.B.  ĂJªhrlich eine Stunde f¿r die Nachbarin/ den Nachbarnñ, oder 

eine landesweite Kampagne, z.B. in der Form eines Day of Caring, 

durchgeführt werden, die - neben den bisherigen Kampagnen wie der 

Ehrenamtsgala - einen hohen Aufmerksamkeitswert besitzen und auch 

Kommunen und Einrichtungen durch eine besondere überregionale Dy-

namik erreichen.  

 

3.5 Das Bürgermentorenkonzept hat sich durchgesetzt und aufgrund seines 

Erfolgs unterschiedliche Formen und Ausprägungen entwickelt. Um die 

Nachhaltigkeit des Konzepts zu gewährleisten, müssen diese zum Bei-

spiel mit Blick auf das Coaching von Mentorinnen und Mentoren, 

Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner in den Kommunen und En-

gagementbereiche analysiert werden.  

Eine Bestandsaufnahme der unterschiedlichen Formen und Ausprägun-

gen des Mentorats wäre zu leisten, um die Gemeinsamkeiten, die 

Möglichkeiten der Weiterentwicklung und die eventuell bestehenden Lü-

cken zu definieren. So können Synergieeffekte vor Ort erreicht und 

Doppelstrukturen vermieden werden. Damit würde das Anliegen von Land 

und kommunaler Ebene sichtbar, für das Engagement und durch das En-

gagement zu qualifizieren. 

4. Bürgerschaftliches Engagement ï ein Thema für den 

Landtag 

Wenn Ehrenamt und bürgerschaftliches Engagement zentrale Pfeiler zukünftiger 

baden- württembergischer Politik bilden, wenn von der Engagementbereitschaft 

der Bürgerinnen und Bürger die Qualität der Gestaltung des demografischen 

Wandels und der sozialen und kulturellen Wandlungsprozesse abhängt, dann 

gehört das Thema auch in die Mitte der parlamentarischen Diskussion. Ehrenamt 

und bürgerschaftliches Engagement sind nicht willkommenes Zierwerk guter 



Trendbericht ï Was tut sich in Baden-Württemberg 

29 

Politik und qualitätvoller Wahrnehmung und Verteilung öffentlicher Aufgaben. Sie 

sind aus der Architektur des Landes nicht wegzudenken. Bürgerschaftliches 

Engagement hat viel mit gelebter Demokratie und demokratischer Beteiligung zu 

tun und stellt damit auch eine moderne Spielart von Demokratie dar. Das zeigt 

sich ganz praktisch in den Wegen zur Bürgerkommune vor Ort. Hier steht das 

Thema bürgerschaftliches Engagement regelmäßig auf der Agenda. Das könnte 

durch die regelhafte Thematisierung des bürgerschaftlichen Engagements auch 

im Landtag betont werden. Im Thema Ehrenamt und bürgerschaftliches 

Engagement sind hinreichend viele Debatten angelegt, bei denen es um zentrale 

Zukunftsfragen unserer Gesellschaft geht. Sie im Landtag zu diskutieren würde 

die vielfältigen Bemühungen und Beiträge der Bürgerinnen und Bürger in der 

politischen Diskussion würdigen. Es wäre ein Beitrag zur Weiterentwicklung einer 

zivilgesellschaftlich basierten politischen Kultur, die sich verwiesen weiß auf die 

Mitverantwortung streitbarer und mitgestaltender Bürgerinnen und Bürger. Der 

wissenschaftliche Landesbericht bietet für entsprechende Diskussionen und 

Debatten Stichworte, Material und Hintergründe. 
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1. Regierungserklärungen, 
Kooperationsvereinbarungen, Politik des Landtags 

Bevor die Maßnahmen der einzelnen Ministerien im nächsten Kapitel ausführlich 

dargestellt werden, soll es hier zunächst darum gehen, das Thema bürgerschaft-

liches Engagement wie es im Berichtszeitraum auf politischer Ebene, das heißt in 

Regierungserklärungen und im Landtag, behandelt wurde, zu umreißen. Dabei 

werden die Diskussionen nicht im Einzelnen nachgezeichnet, sondern ein 

Überblick über die behandelten Themen und Anfragen gegeben. Die in vielen 

Fällen dahinter stehenden Aktionen, auf die die Ministerien bei der Behandlung 

der Themen hingewiesen haben, finden sich im nächsten Kapitel.  

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass insbesondere in den Regierungs-

erklärungen des Ministerpräsidenten bürgerschaftliches Engagement ein eigenes 

Themenfeld darstellt und die Notwendigkeit einer gezielten Förderpolitik 

ausdrücklich betont wird, das Thema in den Sitzungen des Landtags eher wenig 

bzw. punktuell behandelt wurde. So wurden themenspezifische Anfragen etwa 

zur Umsetzung des Aktionsprogramms Ă ltere Generation im Mittelpunktñ und 

der Handlungsempfehlungen der Enquête-Kommission ĂDemografischer Wandelñ 

gestellt und der Stand der Verbesserung des Versicherungsschutzes Engagierter 

nachgefragt. Auch wurde die Landesregierung um eine Einschätzung des 

bürgerschaftlichen Engagements von Unternehmen gebeten. In einer weiteren 

Anfrage wurde die Regierung gebeten, über die Situation des bürgerschaftlichen 

Engagements in Baden-Württemberg mit Blick auf das zehnjährige Bestehen des 

Landesnetzwerks Bürgerschaftliches Engagement und die künftige Entwicklung 

zu berichten.  

Diese Aktivitäten des Landtags, wie sie sich auch in der 2004 geführten Aktuellen 

Debatte des Landtags zum Thema ĂB¿rgerschaftliches Engagement vor neuen 

Herausforderungenñ zeigen, manifestieren ein prinzipielles Interesse, das Thema 

bürgerschaftliches Engagement aufzugreifen, es jedoch bisher nicht unter 

Aspekten wie zum Beispiel Standortpolitik oder Good Governance zu diskutieren. 
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1.1 Bürgerschaftliches Engagement als Thema in den 
Koalitionsvereinbarungen 

In der Koalitionsvereinbarung sowohl für die 13. Legislaturperiode (2001-2006) 

des Landtags als auch die 14. Legislaturperiode (2006-2011) zwischen der 

Christlich-Demokratischen Union Baden-Württembergs und der Freien 

Demokratischen Partei/ Demokratischen Volkspartei Baden-Württembergs über 

die Bildung einer Regierungskoalition sind die Themen ĂAktive B¿rgergesell-

schaftñ und die Stªrkung der B¿rgergesellschaft durch die Fºrderung des 

Ehrenamts und bürgerschaftlichen Engagements enthalten. Bürgerschaftliches 

Engagement wird als grundlegend für den Zusammenhalt der Gesellschaft 

angesehen. Dabei wird in den Koalitionsvereinbarungen sowohl die Notwendig-

keit der klassischen Vereinsförderung und der Förderung der Freiwilligendienste 

und Selbsthilfe betont, als auch der weitere Ausbau kommunaler Anlaufstellen 

und des Landesnetzwerkes Bürgerschaftliches Engagement als Politikziel 

formuliert. Die Bedeutung des ehrenamtlichen und bürgerschaftlichen 

Engagements für die Politikfelder Familie, Vereinbarkeit von Familie und Beruf, 

demografischer Wandel und Zuwanderung wird ausdrücklich hervorgehoben.  

 

1.2 Bürgerschaftliches Engagement als Gegenstand von 
Regierungserklärungen 

Ministerpräsident Oettinger versteht sich als Anwalt für die Schaffung einer 

aktiven Bürgergesellschaft in Baden-Württemberg und stellt die Förderung des 

Engagements als ein vorrangiges Anliegen der Landesregierung dar. In seinen 

Regierungserklärungen, bei öffentlichen Redeanlässen und in Gesprächen setzt 

sich der Ministerpräsident für das bürgerschaftliche Engagement in Baden-

Württemberg ein. 

Ministerprªsident Oettinger hat in seiner Regierungserklªrung ĂTatkraft und 

Selbstvertrauen in schwieriger Zeitñ vom 27.04.2005 im Blick auf die Zukunftsfä-

higkeit des Landes Baden-Württemberg die Schaffung eines familien- und 

kinderfreundlichen Landes hervorgehoben, in welchem Familien gute Vorausset-

zungen für Erziehung, Bildung und Betreuung von Kindern vorfinden. Aus Sicht 

der Landesregierung sollen Betreuung und Bildung dabei stärker gekoppelt und 

eine stärkere Verknüpfung zwischen Betreuungssystemen und Schule angestrebt 

werden. Da Schule, Bildung und Betreuung nicht nur als Aufgaben des Staates 

betrachtet werden können, sondern ein Anliegen der ganzen Gesellschaft 
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darstellen, spricht sich Ministerpräsident Oettinger dafür aus, Vereine, Verbände 

und Kirchen im Rahmen des neuen Jugendbegleiter-Programms verstärkt in die 

Ganztagsbetreuung zu integrieren und eine entsprechende Schulung und 

Qualifizierung vorzusehen.  

Die Regierungserklärung stellt die ĂAktive B¿rgergesellschaftñ als Leitbild der 

Landesregierung dar: ĂDie Landesregierung wird das Ehrenamt und den 

Gemeinsinn in Baden-Württemberg weiterhin tatkräftig fördern und unterstützen. 

Wir setzen dabei auf die bewährte Partnerschaft mit Städten, Kreisen und 

Gemeinden, mit Kirchen und Verbänden und allen anderen Akteuren der 

Bürgergesellschaft.ñ  

Zur aktiven Bürgergesellschaft zählen nach Auffassung der Landesregierung 

auch die Unternehmen des Landes, die sich mit Spenden, Sponsoring und 

Mäzenatentum, sowie durch die Ermutigung und Unterstützung von Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeitern aktiv für das Gemeinwohl einsetzen.  

Das Miteinander der Generationen in Familie und Gesellschaft gewinnt aus Sicht 

des Ministerpräsidenten im Rahmen des demografischen Wandels maßgeblich 

an Bedeutung. Die Landesregierung will in diesem Zusammenhang das 

Aktionsprogramm Ă ltere Generation im Mittelpunktñ weiter ausbauen und 

Seniorenpolitik nicht nur für, sondern auch mit Senioren gestalten und hier die 

Potenziale des bürgerschaftlichen Engagements aller Generationen füreinander 

sowie in generationenübergreifenden Projekten nutzen. Vorschriften, die ältere 

Menschen vom gesellschaftlichen Leben oder einem bürgerschaftlichen 

Engagement ausschließen, wie bspw. Altersgrenzen bei der Schöffentätigkeit 

oder bei der Telefonberatung müssen aus Sicht der Regierung systematisch 

überprüft werden.  

Die in der Regierungserklärung angekündigte Haftpflicht- und Unfallversicherung 

für alle ehrenamtlich Engagierten konnte zwischenzeitlich in Kraft treten. 

Die Regierungserklªrung vom 09.11.05 mit dem Titel ĂKinderland Baden-

W¿rttembergñ formuliert zentrale Eckpunkte einer integrierten Bildungs- und 

Familienpolitik der Landesregierung, in welcher die Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf sowie die Chancengerechtigkeit für Kinder unterschiedlicher sozialer 

Herkunft durch die Förderung einer intensiven frühkindlichen Bildung in 

Kindergarten und Grundschule eine wichtige Rolle spielen. Im Rahmen dieser 

Regierungserklärung wird insbesondere das Jugendbegleiterprogramm von 

Ministerpräsident Oettinger umfassend dargestellt und die Bedeutung der 
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Integration von ehrenamtlichem und bürgerschaftlichem Engagement im 

außerunterrichtlichen Bereich der Schule.  

Die Regierungserklärung des Ministerpräsidenten vom 01.02.06 widmete sich der 

¦berschrift ĂIntegration fºrdern, Zusammenhalt stªrken. F¿r eine offene und 

wertebewusste Gesellschaftñ den Themen der Integration von Zuwanderern und 

den dazu vorgesehenen Leistungen des Landes, wie bspw. den Sprachförder-

maßnahmen für Kinder. Die Politik der Landesregierung wird aus Sicht des 

Ministerpräsidenten Oettinger ergänzt durch vielfältige Integrationsaktivitäten in 

Nachbarschaft, Schule, Arbeitsplatz, Kirchengemeinden, Vereinen und 

bürgerschaftlichen Netzwerken. 

Die am 21. Juni 2006 vom neu gewählten Ministerpräsidenten Günther Oettinger 

vorgetragene Regierungserklªrung mit dem Titel ĂSolide, innovativ, leistungsbe-

reit. Gemeinsam für ein generationengerechtes Baden-W¿rttembergñ betont die 

Kontinuität der oben genannten Schwerpunktsetzungen in dem hier untersuchten 

Bereich. 

 

1.3 Bürgerschaftliches Engagement als Thema des  
Landtags 

Am 10.11.04 führt der Landtag von Baden-Württemberg eine seitens der FDP-

Fraktion beantragte ĂAktuelle Debatteñ zum Thema ĂB¿rgerschaftliches 

Engagement vor neuen Herausforderungenñ durch. 

Einig war sich das Parlament darin, die Anerkennung des bürgerschaftlichen 

Engagements zu verbessern und die Wirtschaft stärker in bürgerschaftliches 

Engagement einzubeziehen. Parteipolitisch geprägte Unterschiede in der 

Debatte zeigten sich mit Blick auf die Motive für bürgerschaftliches Engagement 

und die zu beschreitenden Wege: hier spiegeln sich unterschiedliche Auffassun-

gen zur Rolle des Staates.  

Diese ĂAktuelle Debatteñ des Landtags zum Thema b¿rgerschaftliches 

Engagement wurde im Berichtszeitraum durch eine Reihe von großen und 

kleinen Anfragen, sowie Anträgen an die Landesregierung ergänzt, die sich 

spezifischen Themen des bürgerschaftlichen Engagements widmeten.  

In einer großen Anfrage der Fraktion der Grünen zur Umsetzung des Aktions-

programms der Landesregierung Ă ltere Generation im Mittelpunktñ vom 

18.03.05 war zentrales Anliegen zu prüfen, inwieweit es dem Aktionsprogramm 

gelungen ist, den Leitgedanken des bürgerschaftlichen Engagements im 
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Rahmen einer vorausschauenden Seniorenpolitik umzusetzen. Das Ministerium 

für Arbeit und Soziales führt dazu aus, dass bürgerschaftliches Engagement und 

Freiwilligendienste sowohl für den Ausbau von niedrigschwelligen Betreuungs-

angeboten als auch die Weiterentwicklung der Infrastruktur für demenzkranke 

Pflegebedürftige von großer Bedeutung sei. Entsprechende Modellvorhaben 

werden vom Land Baden-Württemberg gefördert: Das BETA-Projekt konnte aus 

Sicht des Ministeriums durch die systematische Beteiligung von Freiwilligen zur 

Öffnung der Pflege-Einrichtungen zum Gemeinwesen hin beitragen und die 

Lebensqualität pflegebedürftiger Menschen in Einrichtungen verbessern helfen. 

Dies gilt auch für das BELA-Projekt, wo eine umfangreiche Bestandserhebung zu 

Umfang, Art und Rahmenbedingungen des bürgerschaftlichen Engagements in 

der stationären Pflege durchgeführt wurde, mit dem Ergebnis, dass durch 

bürgerschaftliches Engagement die Lebensstrukturen im Heim durch eine Vielfalt 

an Aktivitäten positiv beeinflusst werden. 

Die Politik für ältere Menschen und die Umsetzung der Handlungsempfehlungen 

der Enquête-Kommission ĂDemografischer Wandelñ war Gegenstand einer 

großen Anfrage der SPD Fraktion am 27.06.06. Die Fraktion wollte insbesondere 

Aufklärung darüber, wie die Landesregierung die Beteiligungsrechte älterer 

Menschen, wie bspw. der Seniorenräte und Seniorenrätinnen durch Mitwirkung 

an Entscheidungen stärken sowie im Rahmen einer Gesamtkonzeption zur 

Förderung des bürgerschaftlichen Engagements durch eine zielgruppenspezifi-

sche Ansprache mehr Bürger für eine Tätigkeit in diesem Bereich gewinnen 

möchte und welche geeigneten Qualifizierungsangebote bürgerschaftliches 

Handeln verbessern können. Das Staatsministerium weist auf die durch die 

Landesregierung praktizierte bereichsübergreifende Förderung hin, in die die 

Überlegungen und Aktivitäten aller Fachbereiche und Ressorts einbezogen 

seien. Im Einzelnen verweist das Ministerium auf das Mentorat für Bürgerenga-

gement und die Sozialmanagementkurse für bürgerschaftliche Initiativen hin. 

Zielgruppe eines spezifischen Qualifizierungskonzepts des Landesseniorenrates, 

an dem gearbeitet werde, seien Menschen ab dem 60. Lebensjahr. Darüber 

hinaus stelle das Ministerium für Arbeit und Soziales Überlegungen zu einer 

Qualifizierungsoffensive an, welche spezielle Bausteine der Qualifizierung ï 

beispielsweise im Bereich Vereinsrecht und Versicherungsfragen, Kommunikati-

on und Öffentlichkeitsarbeit, Mediation und Gruppenleitung vorsehe. Im Blick auf 

junge Menschen verweist das Staatsministerium auf die Ăindividuelle Lernbeglei-

tung für benachteiligte Jugendliche beim ¦bergang zwischen Schule und Berufñ, 

sowie das Jugendbegleiterprogramm. 
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Der Bedeutung des Themas wird durch die Berufung der Staatsrätin für 

Demografischen Wandel und für Senioren im Staatsministerium Rechnung 

getragen, die mit Beschluss des Ministerrats vom 29. August 2006, den Vorsitz 

im eingesetzten Kabinettsausschuss ĂDemografischer Wandel und Seniorinnen/ 

Seniorenñ f¿hrt. 

Von Seiten einer Gruppe Abgeordneter aus der Fraktion der Grünen wurde am 

21.09.05 gebeten, aus der Arbeit des Landeskuratoriums Bürgerarbeit berichten 

zu lassen, insbesondere im Hinblick auf die bearbeiteten Themenbereiche des 

Kuratoriums. Ziel der an das Ministerium für Kultus, Jugend und Sport 

gerichteten Anfrage war, in Erfahrung zu bringen, inwieweit die Erwartungen der 

Landesregierung erf¿llt werden konnten, von dieser Institution Ăneue Strategien, 

Perspektiven und politikfähige Vorschläge für die Stärkung des Ehrenamts und 

b¿rgerschaftlichen Engagementsñ zu gewinnen. Das Ministerium für Kultus, 

Jugend und Sport hob in seiner Stellungnahme das Anliegen des Kuratoriums 

hervor, bürgerschaftliches Engagement vermehrt als Mittel zur Integration zu 

nutzen. Darüber hinaus werde von den Kuratoriumsmitgliedern eine Anerken-

nungskultur gestützt, die nicht nur Ehrungen, sondern auch konkrete 

Unterstützungen (Beispiel: www.ehrenamt-bw.de) vorsehe. Das Kuratorium habe 

des Weiteren den Auftrag, die unterschiedliche Beratungs- und Unterstützungs-

kultur in den Behörden zu verbessern, sowie bürokratische Hürden in Gesetzen, 

Richtlinien und Vorschriften, die für ehrenamtlich Tätige relevant sind, zu 

benennen und Erleichterungen vorzuschlagen. Schließlich wurden im Kuratorium 

die Ergebnisse des 2. Freiwilligensurvey für Baden-Württemberg und daraus zu 

ziehende Konsequenzen diskutiert.  

Die Landesregierung betont darüber hinaus die hohe fachliche Kompetenz der 

Mitglieder des Landeskuratoriums, die das Gremium zu einem unverzichtbaren 

Bestandteil der Arbeit zur Förderung des ehrenamtlichen Engagements und zur 

Weiterentwicklung der Zivilgesellschaft mache. 

Ein Antrag der Fraktion der Grünen vom 11.02.04 ersucht um eine Stellungnah-

me der Landesregierung zum bürgerschaftlichen Engagement von Unternehmen 

in Baden-Württemberg und eine Einschätzung darüber, wie die Regierung das 

unternehmerische bürgerschaftliche Engagement im Gesamtkonzept einer 

solidarischen Gesellschaft beurteilt.  

Die Landesregierung betont, dass es das Ziel des Landesnetzwerkes und der 

Stabsstelle B¿rgerengagement sei, Ădie Wirtschaft noch stärker in die 

Mitgestaltung der Bürgergesellschaft einzubeziehen und geeignete Formen der 
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Zusammenarbeit von Wirtschaft und b¿rgerschaftlichem Engagementñ, bspw. im 

Wege von Partnerschaftsprojekten zwischen Unternehmen und Initiativen 

bürgerschaftlichen Engagements zu finden. Das bisher aus Bürgerschaft, 

Verwaltung und Politik bestehende Kräftedreieck in der Bürgerkommune soll 

Ădurch die Einbeziehung des neuen Partners Wirtschaft zu einem Kräfteviereckñ 

ausgebaut werden. 

Darüber hinaus sieht das Ressort auch örtliche Freiwilligenagenturen und 

Anlaufstellen geeignet, Kooperationsprojekte mit Unternehmen zu fördern und 

koordinierende Funktionen im neuen Kräfteviereck von Bürgergesellschaft, 

Politik, Verwaltung und Wirtschaft zu übernehmen. 

Abgeordnete der SPD-Fraktion richteten am 01.12.05 einen umfassenden Antrag 

an den Landtag, die Landesregierung zu ersuchen über die Situation des 

bürgerschaftlichen Engagements in Baden-Württemberg mit Blick auf das 

zehnjährige Bestehen des Landesnetzwerks Bürgerschaftliches Engagement und 

die künftige Entwicklung zu berichten. In seiner Stellungnahme informiert das 

Ministerium für Arbeit und Soziales über den Stand der Mitgliedszahlen in den 

drei kommunalen Netzwerken sowie deren Pflege und Ausbau durch qualifizierte 

Fachberaterinnen und Fachberater. Die Unterstützungsleistungen des Landes für 

Fachberatung und die von ihr vorbereiteten Fachtreffen und Informationsverans-

taltungen beliefen sich für das Jahr 2005 auf 176.000 EUR. Auch über die 3. 

Kooperationsvereinbarung zwischen den kommunalen Spitzenverbänden und 

dem Ministerium für Arbeit und Soziales vom 6. April 2005 wurde berichtet, in 

dem die ĂFºrderung, Entwicklung und Unterstützung von unternehmerischem 

bürgerschaftlichem Engagement als ein besonderer Arbeitsschwerpunkt 

verankertñ wurde. 

Der Frage nach dem Stand des Versicherungsschutzes von ehrenamtlich und 

bürgerschaftlich Engagierten galt ein Antrag von Abgeordneten der SPD-Fraktion 

am 13.01.05. Das Ministerium für Arbeit und Soziales nahm dazu ausführlich 

Stellung und verwies auf Bundesländer, in denen bereits entsprechende 

Rahmenversicherungsverträge zugunsten ehrenamtlich und bürgerschaftlich 

engagierter Bürgerinnen und Bürger abgeschlossen wurden.  
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2. Wichtige Akteure 

2.1 Landesministerien 

Die Darstellung der Aktivitäten der Landesministerien bei der Förderung von 

Ehrenamt und bürgerschaftlichem Engagement nimmt eine zentrale Stelle in der 

Berichterstattung ein. Auch für den Berichtszeitraum 2004 bis 2005/06 wurde den 

Ministerien ein Fragenkatalog zugeleitet, der die besonderen Schwerpunktset-

zungen der Engagementförderung nachfragte. Weitere Themenbereiche betrafen 

Entwicklungen in der Förderung von Qualifizierung und Anerkennungskultur des 

ehrenamtlichen und bürgerschaftlichen Engagements sowie die zukünftigen 

Perspektiven der Engagementförderung. Auch das Thema unternehmerisches 

bürgerschaftliches Engagement (Corporate Citizenship) und Möglichkeiten der 

Förderung von Kooperationen zwischen bürgerschaftlichen Initiativen und 

Unternehmen wurde nachgefragt. 

Des Weiteren wurden die Ministerien gebeten, ministerielle Zuständigkeitsstruk-

turen und die jeweils verantwortlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu 

benennen und soweit zutreffend, Angaben über die finanzielle Förderung des 

ehrenamtlichen und bürgerschaftlichen Engagements zu unterbreiten. Schließlich 

wurden Möglichkeiten der Verbesserung rechtlicher Rahmenbedingungen bei der 

Engagementförderung nachgefragt, sowie die bestehenden Formen der 

interministeriellen Kooperation. 

Die Befragung wurde wahlweise schriftlich oder mündlich durchgeführt und ergab 

ein konturenreiches Gesamtbild an ressortspezifischen Förderungsmaßnahmen 

freiwilligen Engagements, welches das je spezifische Selbstverständnis und die 

Fachbezogenheit der einzelnen Ministerien bei der Engagementförderung 

verdeutlicht. Schließlich werden die in den Ministerien enthaltenen weiteren 

Gestaltungspotenziale der Unterstützung des freiwilligen Engagements deutlich 

und - im Vergleich zum vorhergehenden Landesbericht 2002/ 2003 - Weiterent-

wicklungen aufgezeigt. 

Der spezifischen Darstellung der Aktivitäten der Ministerien sollen die Punkte 

vorangestellt werden, die über alle Ministerien hinweg sehr ähnlich ausgeprägt 

sind.  

So legten nahezu alle Ministerien großen Wert auf die Qualifizierung des 

bürgerschaftlichen Engagements und die Anerkennung, z.B. in Form von 

aussagefähigen und auch für den weiteren Verlauf der Ausbildung sowie des 
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beruflichen Werdegangs nutzbaren Zertifikaten oder durch größere landesweit 

sichtbare Veranstaltungen, Interministerielle Entwicklungen wie sie der 

Wettbewerb ĂEcht gut ï Ehrenamt in Baden- Baden-W¿rttembergñ darstellt. 

Einzelaktivitäten finden sich bei den einzelnen Ministerien. 

Corporate Citizenship wurde in diesem Bericht als neues Thema aufgenom-

men, da es einen neuen Förderschwerpunkt darstellt und in vielen Ministerien 

diesbezüglich Maßnahmen ergriffen wurden bzw. Überlegungen stattfinden. 

Die im Jahre 2006 neu konstituierte Regierung hat wichtige Beschlüsse in 

Sachen Ehrenamt und bürgerschaftliches Engagement gefasst und dieses 

Thema zu einem Schwerpunkt der Landespolitik erklärt. 

Mit Blick auf die Zusammenarbeit zwischen den Ministerien, die in der 

Interministeriellen Arbeitsgruppe (IMA) institutionalisiert ist, sind die 

Vertreterinnen und Vertreter grundsätzlich der Ansicht, dass diese ausreichend 

entwickelt ist. Gerade bei deckungsgleichen oder sich großflächigen überschnei-

denden Themen soll sie genutzt werden, um finanzielle und personelle Synergien 

zu erreichen. Im Berichtszeitraum war ein großes Arbeitsziel der IMA, eine Unfall- 

und Haftpflichtversicherung für die bürgerschaftlich Engagierten abzuschließen, 

um ihnen mehr Sicherheit im Schadensfall bieten zu können. An diesem Projekt 

waren mehrere Ministerien beteiligt, unter anderem das Ministerium für Arbeit 

und Soziales, das Kultusministerium, das Justizministerium, das Staatsministe-

rium und das Finanzministerium. Dieses Projekt konnte erfolgreich 

abgeschlossen werden.  

Auch in der Kriminalprªvention und in der Konzeption des Projekts ĂB¿rgerschaft-

liches Engagement: Ehrenamtliche Integrationsbegleitung für bleibeberechtigte 

Ausländer/-innen und für Spätaussiedler/-innenñ fand eine projektbezogene 

Zusammenarbeit der Ministerien statt. Auch die Beispiele aus anderen 

Bundesländern, wie Rheinland-Pfalz, bestätigen, dass diese Formen der 

Zusammenarbeit in hohem Maße Erfolg versprechend sind. Als eines der 

Themen, die sich hier besonders eignen, wird z.B. seitens des Wirtschaftsminis-

teriums Corporate Citizenship genannt. 

Kooperationen auf EU-Ebene oder Projekte, die auf Europa ausgerichtet sind, 

zeichnen sich zurzeit eher weniger ab. Nur in einigen Fällen, wie dem Projekt der 

ĂLearning Communityñ des Staatsministeriums, besteht hier ein Bezug.  

Alle Ministerien bescheinigen dem bürgerschaftlichen Engagement seine 

Zukunftsfähigkeit: Es wird durchweg als ein wichtiger und fördernswerter 



Trendbericht ï Was tut sich in Baden-Württemberg 

41 

Faktor gesehen, der auch in Zukunft an Bedeutung zunehmen wird. Einige 

Ministerien erwähnen in diesem Zusammenhang den demografischen Wandel, 

der einen neuen Betreuungsbedarf alter Menschen, gleichzeitig aber auch die 

Verf¿gbarkeit einer groÇen Anzahl von Ăjungen Altenñ mit sich bringt, die bereit 

sind sich zu engagieren. Vereinzelt wird ï gerade aus ressortspezifischer Sicht ï 

festgestellt, dass Themen, wie zum Beispiel die nachhaltige Entwicklung und der 

gesellschaftliche Wandel der Unterstützung seitens des bürgerschaftlichen 

Engagements erfordert. Aber auch für den Bildungsbereich wird ein neuer Bedarf 

an Engagement angenommen, der sich z.B. im Jugendbegleiterprogramm 

ausdrückt. 

Aus diesem Grund sind alle Ministerien bereit, nach ihren finanziellen und 

personellen Möglichkeiten und im Rahmen ihrer fachlichen Zuständigkeit zu 

unterstützen und zu fördern. 
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2.1.1 Staatsministerium und europäische Angelegenheiten 

Ansprechpartner/-innen im Staatsministerium 

Ansprechpartner/-in für Fragen der Förderung 

und Begleitung ehrenamtlichen Engagements 

Dr. Michael Blume  

0711/2153-299 

Michael.Blume@stm.bwl.de 

 

Anne Leukhardt 

0711/2153-241 

Anne.Leukhardt@stm.bwl.de 

 

Gerda Windey  

0711/2153-293 

Gerda.Windey@stm.bwl.de 

 

Schwerpunkte der Förderung bürgerschaftlichen Engagements 

Aufgrund der spezifischen Aufgaben des Staatsministeriums als Regierungszent-

rale versteht sich das Staatsministerium stärker als die einzelnen Fachressorts 

als Koordinator der Aktivitäten zur Förderung des ehrenamtlichen und 

bürgerschaftlichen Engagements.  

Obgleich das Staatsministerium nicht über eigene Engagement-

Förderprogramme verfügt, sind dennoch einige wichtige Aktivitäten des 

Ministeriums hervorzuheben. So konnten aus der seitens des Ministeriums 

gefºrderten Studie ¿ber ĂAnlaufstellen f¿r Engagementfºrderungñ inzwischen 

viele Anregungen für die Gründung und Praxis von Anlaufstellen gewonnen und 

die Erfolgsfaktoren einer funktionstüchtigen Anlaufstelle herausgearbeitet 

werden. Die Anlaufstellen stellen Kristallisationspunkte für bürgerschaftliches 

Engagement dar und dienen dem Austausch von Informationen, der Aufklärung 

über Engagementmöglichkeiten im lokalen Umfeld sowie der Förderung neuen 

Engagements und der Weiterbildung. 

Ein weiteres Anliegen des Staatsministeriums im Berichtszeitraum betraf die 

Förderung der Arbeit der Landeszentrale für politische Bildung. Die Förderung 

von Bürgerengagement und Partizipation ist ein wesentliches Anliegen der 

Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg. So wurden im Jahr 

2005 f¿nf Veranstaltungen zum Themenbereich ĂB¿rgerschaftliches Engage-

mentñ durchgef¿hrt. Hinzu kamen zehn Veranstaltungen zum Thema 

ĂFrauenpolitikñ, elf Seminare zum Thema ĂJugendñ und 66 Veranstaltungen zum 

Themenfeld ĂUmwelt und ¥kologieñ ï worunter auch der Bereich der Lokalen 

Agenda fällt. In allen diesen Themenbereichen spielten partizipative Aspekte eine 

wichtige Rolle.  
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Über diese Förderaktivitäten hinaus wurde in den Jahren 2004 und 2005 im 

Projekt ĂLearning Communityñ, das f¿r die Europªische Union durchgef¿hrt 

wurde, ein Qualifizierungskurs für die Zielgruppen Verwaltung, Gemeinderätinnen 

und -räte und Bürgerinnen und Bürger und ein Handbuch auf europäischer 

Ebene entwickelt. Der konzipierte Kurs wird im Jahr 2006 zum ersten Mal durch 

die Europäische Union als Qualifizierungskurs angeboten. Dabei wurden als 

Anwendungsfelder die Bereiche ĂLokale Agendañ und ĂB¿rgerhaushaltñ 

ausgewählt.  

Des Weiteren f¿hrte das Fachreferat ĂFrauen und Politikñ in den Jahren 2004 und 

2005 das Mentoring-Projekt ĂTiP-Tandemñ in der Politik: ĂFrauen fºrdern Frauen 

in der Kommunalpolitikñ, durch. Dieses Projekt sieht vor, dass erfahrene 

Kommunalpolitikerinnen engagierte Neueinsteigerinnen in die Politik vor Ort 

einführen und sie kompetent auf dem Weg in Richtung Kandidatur für ein 

politisches Mandat begleiten. 

Seit Anfang der 1990er Jahre unterstützt das Staatsministerium durch das 

Fachreferat ĂJugend und Politikñ die Jugendgemeinderªte in Baden-

Württemberg. Die Gründung des Dachverbandes der Jugendgemeinderäte 

Baden-Württemberg erfolgte in enger Kooperation mit den Kommunen Baden-

Württembergs und mit nachhaltiger Unterstützung der Landeszentrale für 

politische Bildung. Letztere entwickelte mit den gewählten Sprecherinnen und 

Sprechern des Dachverbandes die Aus- und Fortbildungsangebote für 

Jugendgemeinderätinnen und -räte und unterstützte personell und finanziell 

verschiedene Aktionen. Diese Zusammenarbeit soll auch in Zukunft fortgesetzt 

werden. 

Im Berichtszeitraum hat das Staatsministerium auch gemeinsam mit weiteren 

Ressorts wie dem Kultusministerium die Konzeption für das Jugendbegleiter-

Projekt entwickelt, das den Einsatz ehrenamtlicher Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter in Ganztagsschulen vorsieht und das inzwischen an vielen Schulen 

des Landes in Umsetzung begriffen ist. 
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Gesetzliche Neuregelungen und Vorhaben 

Auf Mitveranlassung des Staatsministeriums hat das Ministerium für Arbeit und 

Soziales im Berichtszeitraum ein Konzept für die Haftpflicht- und Unfallversiche-

rung ehrenamtlich Tätiger entwickelt und nach Ausschreibung inzwischen 

entsprechende Verträge abgeschlossen. Darüber hinaus werden seitens des 

Staatsministeriums die geltenden Regelungen als ausreichend empfunden. 

Das Staatsministerium misst dem Bürokratieabbau eine hohe Bedeutung bei und 

geht davon aus, dass auch ehrenamtliches und bürgerschaftliches Engagement 

von den getroffenen Deregulierungsmaßnahmen profitieren kann.  

Kooperation mit anderen Bundesländern 

Im Zusammenhang mit dem Abschluss der Rahmenverträge für die Unfall- und 

Haftpflichtversicherung hat das Staatsministerium den Erfahrungsaustausch mit 

anderen Ländern gesucht, die diesen Schritt bereits getan haben. Außerdem 

besteht Kontakt zum Unterausschuss ĂB¿rgerschaftliches Engagementñ des 

Deutschen Bundestages. Grundsätzlich ist an dieser Stelle jedoch darauf 

hinzuweisen, dass die grenzüberschreitende Vernetzung eher auf der Ebene der 

Fachressorts erfolgt. Eine Kooperation der Bundesländer sowie eine europaweite 

Zusammenarbeit bei der Förderung des bürgerschaftlichen Engagements sollte 

aus Sicht des Staatsministeriums eher themenbezogen und unter Beachtung der 

angestrebten Ziele des Bürokratieabbaus stattfinden. 

Unternehmerisches bürgerschaftliches Engagement  

- Corporate Citizenship- 

Das Staatsministerium legt großen Wert auf die Förderung und Anerkennung des 

unternehmerischen bürgerschaftlichen Engagements und folgt insoweit auch 

einer Empfehlung der Zukunftskommission Gesellschaft 2000. Die Förderung von 

konkreten Kooperationsformen zwischen Wirtschaft und Engagementfeldern des 

bürgerschaftlichen Engagements liegen nach Auffassung des Staatsministeriums 

jedoch stark im Zuständigkeitsbereich der einzelnen Ressorts. Das Ministerium 

verweist in diesem Zusammenhang darauf, dass es ein großes Anliegen von 

Ministerpräsident Oettinger sei, in Gesprächen mit Unternehmern sowie bei 

öffentlichen Redeanlässen auf die Wichtigkeit des gesellschaftlichen Engage-

ments der Wirtschaft hinzuweisen.  
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Qualifizierung 

Ein wichtiger Teilbereich der Anerkennungskultur des Engagements stellt aus 

Sicht des Staatsministeriums die Fort- und Weiterbildung dar, welche im 

Zuständigkeitsbereich der einzelnen Fachressorts angesiedelt ist. In diesem 

Zusammenhang misst das Staatsministerium der Weiterbildung von Hauptamtli-

chen auf dem Gebiet der Förderung von und Kooperation mit bürgerschaftlichem 

Engagement grundsätzlich eine hohe Bedeutung bei und sieht sie als 

Voraussetzung für eine qualitätsvolle Zusammenarbeit von Haupt- und 

Ehrenamtlichen. 

Anerkennungskultur 

Die Pflege und Entwicklung einer Anerkennungskultur, so das Staatsministerium, 

ist nach Auffassung von Ministerpräsident Oettinger ein wichtiges Element bei 

der Förderung von Ehrenamt und bürgerschaftlichem Engagement. Als konkrete 

Maßnahme zur Stärkung der Anerkennungskultur im Land ist insbesondere die 

Ehrenamtsgala ĂEcht gut! Ehrenamt in Baden-W¿rttembergñ zu nennen, die seit 

2004 jährlich stattfindet und eine wichtige Ergänzung der bereits durchgeführten 

Ehrungen und Empfªngen darstellt. Die Fernsehgala ĂEcht gut! Ehrenamt in 

Baden-Württembergñ veranstaltet die Landesregierung unter Federf¿hrung des 

Staatsministeriums in Kooperation mit verschiedenen externen Partnern. In der 

Gala werden herausragende Projekte aus dem Bereich Ehrenamt/ bürgerschaftli-

ches Engagement gewürdigt und im Fernsehen präsentiert. Die Veranstaltung ist 

mit einer breit angelegten Aktivierungskampagne im Internet und in den Medien 

verknüpft. Das Staatsministerium plädiert insgesamt für eine ausgewogene und 

angemessene Anerkennungskultur, in welcher sich die öffentlichen Würdigungen 

und Auszeichnungen weder defizitär noch inflationär gestalten.  
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2.1.2 Kultusministerium 

 

Schwerpunkte der Förderung bürgerschaftlichen Engagements 

Das Kultusministerium vereinigt vorrangig Zuständigkeiten bei der Förderung des 

ehrenamtlichen Engagements in den ihm zugeordneten Feldern Sport, Jugend, 

Wanderwesen, Laienmusik/ -kunst, Heimatpflege, Amateurtheater und Schule. 

Diese Bereiche stellen spezifische Förderschwerpunke dar. 

Ansprechpartner/-innen im Kultusminister ium 

Generelle Zuständigkeiten für die Förderung ehrenamtlichen Engagements: 

Abteilung 5,  

Jugend, Sport, Weiterbildung 

Ehrenamtsförderung und Förderung des 

bürgerschaftlichen Engagements in den 

Bereichen 

Á Sport, Jugend, Wanderwesen, Laienmusik/-

kunst, Heimatpflege und        Amateurthea-

ter. 

Á Schule und Sport 

Á Kooperationsprojekte zwischen Schulen 

und Vereinen 

Á Mentorenprogramme 

Á Konfliktlösungs- und Streitschlichterprog-

ramme 

Á Internetdatenbanken zur Fort- und 

Weiterbildung 

Á Jugendbegleiter 

Á Landesportal Ehrenamt 

Á Qualifikationsnachweise im Ehrenamt 

(Qualipass, Beiblatt zum Zeugnis) 

Ehrenamtsbeauftragter der Landesregie-

rung 

Staatssekretär Georg Wacker, MdL 

 

Landesbüro Ehrenamt 

 

Elvira Menzer-Haasis 

0711/ 279-2698 

elvira.menzer-haasis@km.kv.bwl.de 

 

Jutta Schramm 

0711/ 279-2643  

Jutta.Schramm@km.kv.bwl.de 

Spezifische Zuständigkeiten in den Bereichen: 

Sport und Sportentwicklung 

 

Herr Weinmann,  

0711/ 279-2623 

karl.weinmann@km.kv.bwl.de 

Jugend 

 

Dr. Carsten Rabe 

0711 / 279-2527 

carsten.rabe@km.kv.bwl.de 

Kulturelle Angelegenheiten (Schulmusik- und  

-kunst, Heimatpflege, Laienmusik, 

Amateurtheater, Jugendmusikschulen) 

Dr. Hartmut Brauswetter 

0711 / 279-2652 

hartmut.brauswetter@km.kv.bwl.de 
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Schülermentoren/-innenprogramm 

Im Berichtszeitraum konnte insbesondere das Schülermentor/-innenprogramm 

weiter ausgebaut werden, das sich als erfolgreiches Modell zur Heranführung 

von Schülerinnen und Schülern an ehrenamtliche Tätigkeiten erwies. 

Wie Tabelle 1 zeigt, konnten seit 1994 über 17.100 Schülermentor/-innen 

ausgebildet werden, vor allem in den Bereichen Sport und Musik, sowie im 

Rahmen der kirchlichen Jugendarbeit, in welcher das Mentor/-innenprogramm 

ĂSoziale Verantwortung lernenñ in Kooperation mit der evangelischen und 

katholischen Jugendkirchenarbeit durchgeführt wird. Auch die Verkehrserzie-

hung, sowie der Natur- und Umweltschutz sind Themen der Mentor/-

innenausbildung, sowie das Mentor/-innenprogramm Jugendcourage, das 

speziell mit verschiedenen Jugendverbänden durchgeführt wird. Das Programm 

Juniormentorin und Juniormentor ĂSoziale Verantwortung lernenñ, das spezifisch 

auch Schülerinnen und Schüler ab 13 Jahren an den Hauptschulen einbezieht, 

wurde ebenfalls weitergeführt. Seit dem Schuljahr 2003/ 2004 wurde die  

Mentor/-innenausbildung auf die Bereiche Bildende Kunst sowie im Sport speziell 

für Jugendliche mit Migrationshintergrund ausgeweitet.  

Lerninhalte der Mentor/-innenprogramme zum ehrenamtlichen Engagement sind 

die Schulung und Motivation zu Toleranz und Verantwortungsbereitschaft, sowie 

Teamfähigkeit und Selbständigkeit, die auch berufswichtige Schlüsselqualifika-

tionen für spätere Arbeitsfelder junger Menschen darstellen. 

Streitschlichterprogramm 

Seit dem Jahre 1995 fördert das Kultusministerium des Weiteren ein Konfliktlö-

sungs- und Streitschlichterprogramm, das Schülerinnen und Schüler als 

ehrenamtliche neutrale Vermittler zur Bewältigung von Gewalt an Schulen 

ausbildet. Am Streitschlichterprogramm, das individuell an die Gegebenheiten 

der einzelnen Schulen angepasst wird, beteiligen sich inzwischen rund 50% der 

Schulen in Baden-Württemberg. Diese werden dabei von 70 Gewaltpräventions-

beraterinnen und -berater des Landes unterstützt. 

Fester Bestandteil des Programms sind spezielle "Streitschlichterkongresse", zu 

denen die Streitschlichterinnen und Streitschlichter der Schulen gezielt 

eingeladen werden und sich in Workshops und Vorträgen weiterbilden können. 

Als Veranstalter solcher Kongresse fungieren u. a. die evangelische Akademie 

Bad Boll sowie die Gewaltpräventionsberaterinnen und -berater in den Städten.  
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Schuljahr Sport Sport 

Hauptschule 

Musik 
Ausbildung durch 

Musikbünde1 

Musik 
Ausbildung an 

Profilgymn. Musik2 

Verkehrserzie-

hung 

kirchliche 

Jugendarbeit 

Bildende Kunst Natur- und 

Umweltschutz 

1994/ 1995 s.u. -- -- --  -- -- -- 

1995/ 1996 s.u. -- -- --  -- -- -- 

1996/ 1997 1600³ -- 120 --  7 -- -- 

1997/ 1998 600 -- 120 --  73 -- -- 

1998/ 1999 600 -- 140 -- 44 130 -- -- 

1999/ 2000 860 20 160 80 55 28 -- -- 

2000/ 2001 920 140 180 80 55 261 -- -- 

2001/ 2002 910 260 200 160 73 202 -- 40 

2002/ 2003 920 360 230 160 65 231 -- 40 

2003/ 2004 930 400 240 210 69 259 -- 40 

2004/ 2005/06 840 400 317 210 70 360 30 40 

2005/ 2006 920 300 321 295 62 627 30 40 

 9100 1880 2028 1195 493 2178 60 200 

 

Gesamtzahl nach Schuljahr 2005/ 2006:          17.134 

Zu erwartende Gesamtzahl nach Schuljahr 2006/ 2007*:  ca. 19.700 

 

2006/ 2007* 920 300 320 290 70 600 30 40 

* Basierend auf Zahlen des Vorjahres 
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Themenorientierte Projekte an der Realschule 

Innerhalb der vier im Lehrplan der Realschulen verankerten Themenorien-

tierten Projekte (TOP), fördert das Ministerium das Themenorientierte Projekt 

Soziales Engagement und das Themenorientierte Projekt Wirtschaften, 

Verwalten und Recht Demokratieerziehung und bürgerschaftliches Engagement. 

Leitgedanken sind hier Partizipation, bürgerschaftliches Engagement, Konsens 

und Konflikte, Teamfähigkeit und Toleranz. Durch Kooperationen mit außerschu-

lischen Partnern (Kirchen, Verbänden, Vereinen, Musikschulen, soziale und 

caritative Einrichtungen, Kommunen, Feuerwehren), durch Mentorenprogramme 

(Sport-, Musik-, Jugend- und Pausenmentoren), durch Übernahme von 

Verantwortung innerhalb der Streitschlichtung und Patenschaften in vielen 

Bereichen, durch Organisation und Durchführung von Veranstaltungen entsteht 

in den Themenorientierten Projekten eine positive Engagementerfahrung. 

Jugendbegleiter 

Mit der Verabschiedung der Eckpunkte durch Kabinettsbeschluss vom Dezember 

2005 und mit der Unterzeichnung der Rahmenvereinbarung im Februar 2006 

durch Ministerpräsident Oettinger, Kultusminister Rau und rund 80 Verbände und 

andere Organisationen wurden die formalen Voraussetzungen von Seiten des 

Landes für den Start der Modellphase des Jugendbegleiter-Programms 

geschaffen. Im ersten Teil der Modellphase starteten 242 Schulen. Sie erhalten 

je nach Umfang des Angebots entweder 2.000 oder 4.000 Euro Förderung und 

können damit intern Voraussetzungen für eine Ganztagsschule unterstützen. Das 

Programm zielt auf eine Öffnung der Schulen gegenüber der Gesellschaft unter 

Einbezug freiwillig tätiger Jugendbegleiter. Diese können aus unterschiedlichsten 

Bereichen kommen, der Schulleiter entscheidet über ihre Eignung und auch über 

die Notwendigkeit einer ebenfalls angebotenen Qualifizierung. Das Programm 

wird im Internet umfassend dokumentiert (www.jugendstiftung.jugendnetz.de) 

und regelmäßig evaluiert. Auch für die zweite Phase herrscht seitens der Schulen 

großes Interesse an einer Programmbeteiligung. 

Gesetzliche Neuregelungen und Vorhaben 

Im Berichtszeitraum wurde seitens des Kultusministeriums eine Entbürokratisie-

rungsinitiative unterstützt, im Rahmen derer einige Vereinfachungen für 

Ehrenamtliche erreicht werden konnten, bzw. auf den Weg gebracht wurden. 

Dabei handelt es sich im Einzelnen um: 

http://www.jugendstiftung.jugendbegleiter.de/
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¶ eine Initiative zur Vereinfachung des Vereinsrechts, die derzeit auf 

Bundesebene beraten wird, 

¶ eine Überarbeitung des Sonderurlaubsgesetzes, 

¶ Vereinfachungen beim Steuerrecht, die auf Bundesebene in Arbeitskrei-

sen diskutiert werden, die teilweise im "Gesetz zur Stärkung des 

bürgerschaftlichen Engagements" des Bundes Niederschlag finden, sowie 

¶ die Vereinfachung bei der Belehrung hinsichtlich der Hygienevorschriften. 

Darüber hinaus wurde im Kabinett auf der Grundlage einer Vorlage des 

Kultusministeriums verabschiedet, dass künftige Gesetze, Verordnungen oder 

Erlasse auf die Ehrenamtsverträglichkeit geprüft werden. 

Kooperationen mit Kommunen und Landkreisen 

Das Landesbüro Ehrenamt hält regelmäßig Kontakt zu den Verantwortlichen der 

Anlaufstellen. Dabei steht das Bemühen im Mittelpunkt, die Aktivitäten zu 

bündeln und eine höhere Vernetzung der verschiedenen Projekte zu erreichen. 

Durchaus denkbar wäre aus Sicht des Landesbüros Ehrenamt, dass die 

Anlaufstellen auch für das Jugendbegleiterprogramm oder das Lernbegleiterprog-

ramm genutzt werden könnten. 

Kooperation mit anderen Bundesländern und der Bundesregierung 

Ein Erfahrungsaustausch mit anderen Bundesländern und dem Bund geschieht 

im Rahmen einer regelmäßigen Teilnahme an den Bund/ Länder-

Besprechungen, durch die ein kontinuierlicher Kontakt gepflegt wird. Konkrete 

Projekte sind daraus derzeit noch nicht entstanden. In Kooperation mit dem 

Bundesnetzwerk bürgerschaftliches Engagement und dem Ministerium für Arbeit 

und Soziales wurde am 19./ 20. Mai 2006 in Stuttgart eine Fachtagung zum 

Thema "Schule und bürgerschaftliches Engagement" durchgeführt, die wichtige 

Themen wie Mentorenkonzepte in den Schulen und das bürgerschaftliche 

Engagement im Übergang von der Schule in den Beruf behandelte. 

Unternehmerisches bürgerschaftliches Engagement  

- Corporate Citizenship- 

Die Werbekampagne ĂKompetent im Ehrenamt & erfolgreich im Berufñ, die von 

den Spitzenorganisationen der freien Wirtschaft und dem Ministerpräsidenten ins 

Leben gerufen wurde, spiegelte bereits im Berichtszeitraum 2002/ 2003 die 
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Bedeutung, die das Kultusministerium der Kooperation von Wirtschaft und 

bürgerschaftlichem Engagement beimisst. Auch im Rahmen des Jugendbeglei-

terprogramms wird eine Kooperation von Wirtschaft und Schule angestrebt: Im 

Rahmen einer Initiative der baden-württembergischen Industrie und Handels-

kammer schicken Unternehmen ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in die 

Schulen. Beispielsweise als PC-Paten oder als Trainer für Bewerbungsgesprä-

che oder um andere Themen aus ihrer Branche zu vermitteln.  

Qualifizierung 

Der Stellenwert, den das Kultusministerium der Qualifizierung beimisst, zeigt sich 

im Ausbau der jugendspezifischen Schülermentor/-innenprogramme. Diese 

Qualifizierung von Jugendlichen für bürgerschaftliches Engagement wird weiter 

einen besonderen Schwerpunkt der Förderpolitik des Kultusministeriums 

darstellen. Darüber hinaus leistet das Ministerium Zuschüsse zur Übungsleiter-

ausbildung. Auch die Durchführung von Fachtagungen wird ein fester Bestandteil 

der Förderung des Ehrenamts durch das Kultusministerium bleiben. In diesem 

Zusammenhang verweist das Kultusministerium auch auf die Homepage 

www.ehrenamt-bw.de, auf welcher kontinuierlich Neuerungen, Tipps und 

Termine zu relevanten Fortbildungen/ Tagungen veröffentlicht werden. 

Anerkennung 

Eine Anerkennung und Wertschätzung des ehrenamtlichen und bürgerschaftli-

chen Engagements erfolgte im Berichtszeitraum insbesondere durch 

Abschlusszertifikate für Teilnehmerinnen und Teilnehmer an den Mentoren- und 

Streitschlichterprogrammen, den Qualipass und das Beiblatt zum Zeugnis. Diese 

Formen der Anerkennung des ehrenamtlichen und bürgerschaftlichen 

Engagements durch Zertifizierung dienen dazu, die erworbenen Fähigkeiten, 

Kenntnisse und Praxiserfahrungen der Schülerinnen und Schüler zu dokumentie-

ren und dadurch zur weiteren Engagementförderung und Motivation der 

Jugendlichen beizutragen. 

Das Kultusministerium beteiligt sich weiterhin regelmäßig an der Ehrenamtsgala 

"Echt gut", die vom Staatsministerium durchgeführt wird. 

In der weiteren Arbeit gilt es, die Vernetzung der unterschiedlichen Projekte und 

Aktivitäten noch zu verbessern. 
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Finanzmittel 

Finanzielle Förderung des Ehrenamts und bürgerschaftlichen Engagements im 

Bereich des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport Baden-Württemberg 

Zweckbestimmung 2001 2002 2003 2004 2005 

  Mio. 

EUR 

    

1.  Landesbüro Ehrenamt als zentrale Anlauf- 

und Beratungsstelle 

0,05 0,05 0,05 0,06 0,06 

2.  Sportförderung 
1)
 85,30 91,60

2)
 91,50 81,50 78,80 

 · Übungsleiter/-innen 20,50 20,80 20,80 20,70 19,80 

 · Kooperation Schule/ Sportverein 1,50 1,50 1,50 1,50 1,30 

 · Vereinssportstättenbau 
4)
 16,40 16,303

)
 16,30 16,30 12,80 

 · Sportschulen 
5)

 5,00 5,00 5,00 5,00 4,40 

3.  Laienmusik
6)
 5,60 5,60 5,60 5,50 5,00 

 · Beschäftigung von Chorleiter/-innen, 

Dirigent/-innen 

2,30 2,30 2,30 2,30 2,35 

 · Zuschüsse an die Musik- und Gesangsvereine 2,40 2,40 2,40 2,40 2,00 

 · Nachwuchsförderung 0,13 0,13 0,13 0,13 0,10 

 · Kooperation Schule/ Musikverein, Ausbildung 

von Musikmentoren und Musikmentorinnen 

0,50 0,50 0,50 0,50 0,40 

 · Förderung des ländlichen Raums, 

Chorwettbewerbe, Tag der Laienmusik 

0,20 0,20 0,20 0,17 0,15 

4.  Heimatpflege 
7)
 0,72

5)
 0,72 0,72 0,76 0,50 

 · Heimatpflegerische Zuschüsse 0,50 0,50 0,50 0,54 0,45 

 · Durchführung der Heimattage 0,15 0,15 0,15 0,15 0,00
8)
 

 · Förderung internationaler Kontakte 0,04 0,04 0,04 0,04 0,09 

 · Foto und Film 0,03 0,03 0,03 0,03 0,02 

5.  Amateurtheaterwesen 0,67 0,67 0,67 0,63 0,60
9)
 

 · Freilichtbühnen, zentrales Amateurtheateren-

semble, Kleinkunstpreis, Landespreis für 

Volkstheaterstücke, Deutsches Gehörlosen-

theater 

 

0,45 

 

0,42 

 

0,42 0,40 0,37 

 · Investitionen in Amateurtheater 0,13 0,16 0,16 0,15 0,15 

 · Kooperation Schule/ Verein 0,02 0,02 0,02 0,02 0,02 

 · Förderung internationaler Kontakte 0,02 0,02 0,02 0,01 0,01 

 · Förderung des ländlichen Raums (Theatertage, 

Nachwuchsprojekte) 

0,05 0,05 0,05 0,05 0,05 

6.  Jugendförderung (Landesjugendplan) 35,7 34,20
10)

 34,60
11)

 5,84 5,86 

 · pädagogische Betreuerinnen/ Betreuer bei 

Jugenderholungsmaßnahmen 

 

0,90 

 

0,90 

 

0,90 0,75 0,75 

 · für Jugendgruppenleiterinnen und 

Jugendgruppenleiter 

2,30 2,30 2,30 2,16 2,16 

 · für 38 Bildungsreferentinnen und 

Bildungsreferenten 

1,40 1,40 1,40 1,43 1,45 

 · für Jugendbildungsstätten 1,30 1,30 1,30 1,20 1,20 

 · Kooperation Jugendarbeit/ Schule    0,30 0,30 

Gesamtförderung 56,77 56,97 56,97 56,00 50,32 

1)  Landesmittel in Kap. 0460 Sportförderung sowie 12 Mio. EUR KIF-Mittel für kommunalen Sport- 
stättenbau in Kap. 1205,  
Aufgeführt sind jeweils die ungekürzten Ansätze des Staatshaushaltsplans. 2004 war aus dem 
Sporthaushalt eine Einsparung von 10,03 Mio. EUR zu erwirtschaften (Globale Minderausga-
be). 2005/ 06 sind weitere 2,63 bzw. 1,63 Mio. EUR einzusparen; Zuschüsse zur Beschäftigung 
nebenberuflicher Übungsleiter unangetastet. 

2)  Erhöhung 2002 wegen Landesjubiläum  
3)  Umschichtung zu Gunsten der Stiftung "Sicherheit im Schulsport"  
4) Kommt den gemeinnützigen Sportvereinen und ehrenamtlichen Trainer/-innen zugute 
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5)  Schwerpunktmäßig Aus- und Fortbildung von Übungsleiter/-innen sowie ehrenamtlichen Helfer/-innen 
im Sport 

6)   darin enthalten 0,5  Mio. EUR Einsparung wg. Globaler Minderausgabe 
einschließlich Nachtrag 2001 

7)  darin enthalten 0,1 Mio. EUR Einsparung wg. Globaler Minderausgabe 
8)  Mittel und Zuständigkeit zur "Durchführung von Heimattagen" ab 2005/ 06 beim Staatsministe-

rium 
9)  Verminderung wegen Wettmittelkürzung 
10) Wegfall der Anschubfinanzierung für 44 Jugendagenturen und Jugendfonds 
11) Erhöhung zu Gunsten der Musikschulen 
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2.1.3 Ministerium für Arbeit und Soziales  

Ansprechpartner/-innen im Ministerium für Arbeit und Soziales 

Generelle Aufgabenstellung: 

Förderung des bürgerschaftlichen Engagements 
durch Aufbau und Ausbau des Landesnetzwerks 
Bürgerschaftliches Engagement und die 
Förderung der Kooperation der Netzwerke: 
¶ Gemeindenetzwerk 
¶ Landkreisnetzwerk 
¶ StädteNetzWerk 
¶ Arbeitsgemeinschaft bürgerschaftliches 

Engagement/  
Seniorengenossenschaften e.V.     AR-
BES  

Vertretung des Landes im Bundesnetzwerk 
 

Stabsstelle Bürgerengagement und 
Freiwill igendienste 
 
Robert Hahn 

0711/ 123-3661 

Robert.Hahn@sm.bwl.de 

 

Gottfried Wolf 

 

Gottfried.Wolf@sm.bwl.se 

 
 

Aktuelle Aktivitäten des Ministeriums zur Förderung bürgerschaftlichen Engagements:  

Jugendfreiwilligendienste 
Bürgermentorenprogramme/ Mentorenschulung 
und Qualifizierung 
Selbsthilfekontaktstellen 
Modellprojekt ĂUnternehmen BEñ 

Robert Hahn 

0711/ 123-3661 

Robert.Hahn@sm.bwl.de 

 

 

Familie und Bürgerengagement, Zukunfts-
werkstatt Familien 

Hans Frisch 

0711/ 123-3507 

Hans.Frisch@sm.bwl.de 

Frauen im ehrenamtlichen, bürgerschaftlichen 
und freiwilligen Engagement 

Dr. Christiane Hug-von Lieven 

0711/ 1 23-3514 

Christiane.Hug-von-Lieven@sm.bwl.de 

Seniorinnen und Senioren und bürgerschaftli-
ches Engagement 

Christian Luft 

0711/ 123-3686 

Christian.Luft@sm.bwl.de 

Betreuungsvereine Ulrich Schmolz 

0711/ 123-3675 

Ulrich.Schmolz@sm.bwl.de 

Menschen mit Behinderungen und 
bürgerschaftliches Engagement 

Klaus Juchart 

0711/ 123-3763 

Klaus.Juchart@sm.bwl.de 

Freiwilliges Soziales Jahr; Freiwilligendienste Christa Kertsch 

0711/ 123-3658 

Christa.Kertsch@sm.bwl.de 

Selbsthilfegruppen für Suchtkranke 
 

Walter Fessel  

0711/ 123-3804 

Walter.Fessel@sm.bwl.de 

Selbsthilfegruppen und bürgerschaftliches 
Engagement auf dem Gebiet der Gesundheits-
pflege 

Dr. Barbara Unger 

0711/ 123-3812 

Barbara.Unger@sm.bwl.de  

 

mailto:Robert.Hahn@sm.bwl.de
mailto:Maria.Diop@sm.bwl.de
mailto:Klaus-Peter.Danner@sm.bwl.de
mailto:Ulrich.Schmolz@sm.bwl.de
mailto:Klaus.Juchart@sm.bwl.de
mailto:Christa.Kertsch@sm.bwl.de
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Schwerpunkte der Förderung bürgerschaftlichen Engagements 

Im Berichtszeitraum umfasste die Förderung des Ehrenamtes und bürgerschaftli-

chen Engagements im Bereich des Ministeriums für Arbeit und Soziales vor allem 

den weiteren Ausbau des Landesnetzwerkes Bürgerschaftliches Engagement 

durch die Stabsstelle Bürgerengagement und Freiwilligendienste, die Versteti-

gung der Aktivitäten sowie die weitere Entfaltung des Bürgerengagements in 

wichtigen Themenfeldern. 

Die Weiterentwicklungen im Landesnetzwerk wurden dabei vor allem an 

folgenden Schwerpunktsetzungen erkennbar: 

¶ dem weiteren Ausbau der drei kommunalen Netzwerke in einer engen 

Zusammenarbeit der Stabsstelle Bürgerengagement und Freiwilligendienste 

im Ministerium mit den kommunalen Landesverbänden und den Fachberate-

rinnen und Fachberater der kommunalen Netzwerke (Punkt A.3) und die 

Verabschiedung einer dritten Kooperationsvereinbarung am 6. April 2005 

zum Ausbau des Landesnetzwerkes Bürgerschaftliches Engagement zwi-

schen den kommunalen Landesverbänden Baden-Württemberg und dem 

Ministerium für Arbeit und Soziales Baden-Württemberg. 

¶ der Weiterentwicklung konzeptioneller Ansätze zur Förderung des 

bürgerschaftlichen Engagements in Baden-Württemberg, u. a. auf Basis der 

Ergebnisse einer ausführlichen Evaluation des Landesnetzwerks Bürger-

schaftliches Engagement durch die Universität Tübingen im Jahre 2004 

(Punkt A.3) und einer Klausurtagung des Steuerungsverbundes Anfang 

Januar 2006 in Bad Urach. 

¶ der Förderung engagementunterstützender Strukturen und Prozesse durch 

das besondere Angebot der Kommunalen Entwicklungsbausteine, die mit 

finanzieller Unterstützung der Landestiftung Baden-Württemberg den Mitg-

liedern der drei kommunalen Netzwerke gewährt werden können. Dazu 

gehört eine aktive Informationspolitik zu den Kommunalen Entwicklungs-

bausteinen, u. a. auf der Arbeitstagung in Sindelfingen am 29. Juni 2006. 

¶ die Konzeption, Förderung und Koordinierung von Fortbildungsangeboten 

für Bürgerinnen und Bürger, Mentorinnen und Mentoren, Mandatsträgerin-

nen und Mandatsträger sowie Fachkräften mit besonderer Berücksichtigung 

der Qualifizierung des bürgerschaftlichen Engagements durch das Mentorat, 

sprich Bürgermentorentrainerinnen und Bürgermentorentrainer und den von 
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diesen geschulten Bürgermentorinnen und Bürgermentoren, die das bürger-

schaftliche Engagement auf kommunaler Ebene begleiten und fördern 

(Punkt A. 3.4). Hierzu zählt auch die Unterstützung der Arbeit der Fachkräfte 

im Landesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement (FaLBE), die als Fach-

kräftenetzwerk eine bundesweit kompetente Fachkräfteorganisation zur 

innovativen und professionellen Förderung des bürgerschaftlichen Engage-

ments darstellen.  

¶ die Verbesserung des Versicherungsschutzes für bürgerschaftliches und 

ehrenamtliches Engagement durch Neuregelungen beim Haftpflicht- und 

Unfallversicherungsschutz, gültig seit Januar 2006. 

¶ die weitere aktive Öffentlichkeitsarbeit der Stabsstelle über Fördermöglich-

keiten, Themen und Veranstaltungen im Landesnetzwerk Bürgerschaftliches 

Engagement auf der Grundlage des Internetauftritts und der Verbreitung von 

Broschüren zu Analysen und Aktivitäten des bürgerschaftlichen Engage-

ments. 

¶ die Weiterentwicklung der Organisationsstruktur und die Koordinierung der 

Arbeit des Steuerungsverbundes als zentralem Steuerungsorgan des Lan-

desnetzwerks Bürgerschaftliches Engagement und die Intensivierung der 

Gremienarbeit in Steuerungsverbund und Forum Landesnetzwerk. 

 

In der Vielfalt der Themenschwerpunkte gewannen im Berichtszeitraum folgende 

thematische Schwerpunkte weiter an Bedeutung: 

¶ Hausaufgaben-, Sprach- und Lernhilfe für ausländische Kinder und 

Aussiedlerkinder,  

¶ Suchtkrankenhilfe und Betreuungsvereine,  

¶ ehrenamtliche Helfer und Helferinnen der Dorfhilfe und Familienpflege 

(einschließlich der Aus- und Fortbildung im Bereich der Anwendung des 

Betreuungsgesetzes), 

¶ Ausbau des Freiwilligen Sozialen Jahres, 

¶ die Förderung der Behindertenhilfe und damit zusammenhängend die 

Unterstützung der Arbeitsgemeinschaften und Verbände in der Arbeit mit 

Menschen mit Behinderungen und die Förderung des bürgerschaftlichen 

Engagement für und mit behinderten Menschen,  
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¶ die Förderung der Familienfreundlichkeit in Baden-Württemberg und die 

Unterstützung des Projekts ĂZukunftswerkstatt Familienñ und die Fºrderung 

von Mütter- und Familienzentren, 

¶ Zuschüsse für die Qualifizierung der ehrenamtlich Tätigen in Frauenverbän-

den und -organisationen, Frauenhäusern, Notrufgruppen sowie in den 

Beratungsstellen für von sexueller Gewalt betroffene Frauen, Mädchen und 

Jungen,  

¶ die Einrichtung eines landesweiten Fraueninformationsportals (www.frauen-

aktiv-de) zur Förderung und Unterstützung des bürgerschaftlichen Engage-

ments von Frauen, 

¶ die Umsetzung des Programms ĂAKKU ï Wir laden Projekteñ zur 

Verbesserung der Ausbildungsfähigkeit Jugendlicher und als vorbeugende 

Initiative zur Vermeidung der Jugendarbeitslosigkeit, 

¶ angesichts des demografischen Wandels das generationsübergreifende 

Miteinander und in diesem Zusammenhang die Förderung von Selbsthilfe-

gruppen der Gesundheitsprävention und Seniorennetzwerken, sowie des 

bürgerschaftlichen Engagements für Lebensqualität im Alter, 

¶ die Stärkung der Aufmerksamkeit für unternehmerisches bürgerschaftliches 

Engagement/ Corporate Citizenship in Baden-Württemberg. Hier wurden im 

Berichtszeitraum seitens des Ministeriums eine repräsentative Untersuchung 

über Umfang und Formen des unternehmerischen bürgerschaftlichen Enga-

gements in Baden-Württemberg in Auftrag gegeben, deren Ergebnisse in 

Punkt B.3 dargestellt sind, sowie durch die Stabsstelle das Modellprojekt 

ĂUnternehmen BEñ in drei Modellregionen und zwei Modellstªdten des 

Landes initiiert (Punkt A.4.3). Ziel ist, Unternehmen, Betriebe, aber auch 

Kammern und Unternehmensverbªnde als Ăgute Unternehmensb¿rgerñ in 

das bürgerschaftliche Engagement in Baden-Württemberg einzubeziehen. 

Diese Themenschwerpunkte werden auch über den Berichtszeitraum hinaus 

weiter behandelt werden. Im Einzelnen wurden seitens des Ministeriums für 

Arbeit und Soziales zum Beispiel die nachfolgend genannte Themen und 

Projekte gefördert.  

http://www.frauen-aktiv-de/
http://www.frauen-aktiv-de/
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Förderung der Behindertenhilfe und bürgerschaftliches Engagement im 

Behindertenbereich 

In der Förderung der Behindertenhilfe wurden die bisherigen Förderschwerpunk-

te des Ministeriums beibehalten. Für die Jahre 2004 und 2005 stellten dabei die 

Unterstützung der Landesarbeitsgemeinschaft Hilfe für Behinderte (LAHG), des 

Landesverbandes der Lebenshilfe sowie des Landesverbandes für Körper- und 

Mehrfachbehinderte und des Landesverbandes der Gehörlosen wichtige 

Förderschwerpunkte dar, ebenso wie die Unterstützung der Aktion Multiple-

Sklerose-Erkrankter (AMSEL). Darüber hinaus wurde die Förderung der 

Versehrtenleibesübungen, der Frühförderleistungen und der familienentlastenden 

Dienste auf dem Gebiet der Behindertenhilfe weitergeführt; ebenso wie die 

Förderung von Werkstätten und Wohnheimplätzen im stationären Bereich. 

Alle Selbsthilfegruppen und -verbände wie z.B. die Lebenshilfe für Menschen mit 

geistiger Behinderung oder die AMSEL (Aktion Multiple-Sklerose Erkrankter 

Landesverband Baden-Württemberg) sind aus ehrenamtlichem Engagement 

heraus entstanden und arbeiten kontinuierlich weiter mit bürgerschaftlichem 

Engagement. Die Selbsthilfebewegung ist eine für den Behindertenbereich 

charakteristische Form des ehrenamtlichen Engagements mit vielfältigen und 

weit reichenden Wirkungen. Auch im stationären Bereich der Behindertenhilfe 

wird vielfach ehrenamtliches Engagement einbezogen. Gegenwärtig laufen unter 

der Zielrichtung eines verstärkten gemeindeintegrierten Lebens und Wohnens 

Initiativen, die anstreben, professionelles und ehrenamtliches Engagement im 

Sinne eines ĂHilfemixñ zu verbinden. 

Förderung von Mütter- und Familienzentren 

Ein weiteres wichtiges Feld der ministeriellen Aktivitäten stellte die Förderung der 

Mütter- und Familienzentren im Lande dar. Es handelt sich um bürgerschaftlich 

getragene Initiativen von Familien für Familien - oft über Generationen hinweg. 

Sie bieten in der Regel offene Angebote u. a. zu Fragen der Erziehung, des 

Alltags in der Familien und der Kinderbetreuung. Sie haben selbst organisierte 

Strukturen und leben durch die von Müttern und Familien eingebrachten 

Kompetenzen und Erfahrungen. 50 Mütter- und Familienzentren haben sich in 

Baden-Württemberg zu einem Landesverband, dem Mütterforum Baden-

Württemberg, zusammengeschlossen (www.muetterforum.de). Das ehrenamtli-

che und bürgerschaftliche Engagement spielt in den Mütterzentren eine tragende 

Rolle: So sind beispielsweise allein im Mütterzentrum bzw. Eltern-Kind-Zentrum 

Stuttgart-West bis zu 80 Personen ehrenamtlich engagiert. Das Mütterforum 
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Baden-Württemberg wird seitens des Landes finanziell gefördert, wobei zwei 

Drittel der Mittel dem Mütterforum selbst zur Verfügung gestellt werden, ein 

Drittel dient der Projektförderung der einzelnen Mütterzentren, die sich darüber 

hinaus weiter durch Eigenleistung, Mitgliedsbeiträge, Spenden oder Zuschüsse 

finanzieren. 

Zukunftswerkstatt Familie 

Zielsetzung des Mitte 2003 vom Ministerrat beschlossenen Konzepts einer 

ĂZukunftswerkstatt Familienñ war, ¿ber alle Politikfelder und Ebenen hinweg und 

unter Einbeziehung aller gesellschaftlichen Kräfte im Land Initiativen zu Gunsten 

von Familien anzuregen. Wichtige Partner der Zukunftswerkstatt sind hierbei 

insbesondere im Handlungsfeld ĂLokale und regionale Aktivitªten mit und f¿r 

Familienñ auch die ehrenamtlich engagierten Bürgerinnen und Bürger im Land. 

Entsprechend dem Auftrag des Ministerrats wurde im Ministerium für Arbeit und 

Soziales ein ĂBericht ¿ber die Erfolge der Zukunftswerkstatt Familienñ in der 13. 

Legislaturperiode erarbeitet, der am 19.12.2005 vom Ministerrat zur Kenntnis 

genommen wurde. Der Bericht enthªlt eine Auswahl von ĂWerkst¿ckenñ, die 

zwischen 2001 und 2005 von der Landesregierung selbst sowie ihren Partnern 

zu Gunsten von Familien hergestellt wurden. Bei einer Vielzahl der im Bericht 

dargestellten Initiativen, insbesondere auf kommunaler Ebene, ist bürgerschaftli-

ches Engagement eine zentrale Komponente f¿r deren Erfolg. Die ĂLokalen 

Zukunftswerkstªttenñ werden durch die FamilienForschung im Statistischen 

Landesamt moderiert. Ein weiteres wichtiges Projekt in diesem Zusammenhang 

stellt das Projekt ĂFamilie in Beruf und Lebenñ (fa.i.b.le) der Agenda f¿r 

Vereinbarkeit, Bildung und Ausbildung dar, die im Dezember 2005 zwischen der 

Landesvereinigung baden-württembergischer Arbeitgeberverbände, dem 

Ministerium für Arbeit und Soziales und dem Ministerium für Kultus, Jugend und 

Sport abgeschlossen wurde. Ein Bericht ¿ber die Erfolge der ĂZukunftswerkstatt 

Familienñ wurde im 1. Halbjahr 2006 als Brosch¿re verºffentlicht. 

Das Ministerium für Arbeit und Soziales betrachtet es als eine Daueraufgabe der 

Politik im ĂKinderland Baden-W¿rttembergñ, die Rahmenbedingungen f¿r  

Familien - auch mit Unterstützung von bürgerschaftlich und ehrenamtlich 

engagierten Bürgerinnen und Bürgern - ständig zu verbessern. 
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Einrichtung eines Fraueninformationsportals zur Förderung und Unterstützung 

des bürgerschaftlichen Engagements von Frauen 

Um u. a. ehrenamtlich Engagierte in Frauenverbänden und -organisationen in 

ihrer Arbeit zu unterstützen, wurde das landesweite Fraueninformationsportal 

Ăwww.frauen-aktiv-deñ eingerichtet. Neben vielfªltigen Sachinformationen, 

Kontaktadressen und Literaturhinweisen können auch die überwiegend 

ehrenamtlich arbeitenden Gruppen, Netzwerke, Verbände etc. ihre Veranstaltun-

gen kostenlos in einen landesweiten Veranstaltungskalender einstellen. 

Darüber hinaus gibt das Ministerium für Arbeit und Soziales vierteljährlich die 

Fachpublikation ĂAKTIV ï Frauen in Baden-W¿rttembergñ f¿r frauenpolitisch 

Engagierte und Interessierte heraus. Die breit gefächerten Informationen werden 

von den ehrenamtlich Tätigen in vielfältiger Weise genutzt. Die Themenhefte 

enthalten auch Informationen zum ehrenamtlichen Engagement von Frauen und 

zu Möglichkeiten der Würdigung von ehrenamtlich erbrachten Leistungen. 

Jugend und Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit 

Im Zusammenhang mit dem Landesjugendbericht für die 13. Legislaturperiode 

wurde zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit für die Jahre 2003 bis 2007 

das mit 40 Millionen Euro aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF) 

ausgestattete Programm ĂAKKU ï Wir laden Projekteñ aufgelegt.  

Ziele der Jugendoffensive sind: 

¶ die Verbesserung der Ausbildungsfähigkeit Jugendlicher 

¶ die Verbesserung der Gemeinschaftsfähigkeit  

¶ die Vermeidung der Ausgrenzung junger Benachteiligter, insbesondere 

junger Menschen mit Migrationshintergrund 

Die Jugendoffensive gliedert sich in drei Bausteine: Im Rahmen des ersten 

Bausteins wurde ein Drittel der zur Verfügung stehenden ESF-Mittel auf die 

bereits bestehenden 41 ESF-Arbeitskreise zur Förderung regionaler Maßnahmen 

verteilt. 

Der zweite Baustein ist die vor allem qualitative Aufwertung bereits bestehender 

erfolgreicher Landesprogramme, wie z.B. das Berufspraktische Jahr, das sich an 

Schulabgänger ohne Lehrstelle richtet.  
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Im Rahmen des dritten Bausteins sollen neue Ansätze und Konzepte zur 

Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit entwickelt und ausprobiert werden. So 

werden derzeit u. a. Projekte mit folgenden Inhalten gefördert: 

¶ vorbeugende Maßnahmen zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit 

insbesondere auch für Jugendliche mit besonderen Integrationsproblemen 

¶ Maßnahmen zur Verringerung des Schul- oder Ausbildungsabbruchs 

Zur Stärkung des Ehrenamts und bürgerschaftlichen Engagements wird im 

Rahmen des letzten Bausteins der Projektverbund ĂStartklar! ï Netzwerke für 

sozial benachteiligte junge Menschen durch Integrationsmanager und 

Patenschaftenñ des Landesjugendamtes Baden-Württemberg mit Mitteln von 

AKKU unterstützt. Dieser Projektverbund, in dem 40 Projekte eingebunden sind, 

setzt mit modernem Integrationsmanagement im Rahmen des Assessments bei 

den Stärken der jungen Menschen an und vermittelt dann entsprechende 

passgenaue Hilfen. Bürgerschaftliches Engagement ergänzt und unterstützt 

dabei die professionelle Arbeit. 

Demografischer Wandel 

In der Enquête-Kommission ĂDemografischer Wandel ï Herausforderungen an 

die Landespolitikñ des Landtags von Baden-Württemberg wurde im Kontext des 

demografischen Wandels das Thema Bürgerengagement breit diskutiert und in 

den Handlungsempfehlungen berücksichtigt. Der Abschlussbericht liegt vor.  

Vor diesem Hintergrund wird in einer älter werdenden Gesellschaft das 

bürgerschaftliche Engagement als ein Baustein zur Gestaltung des Lebens im 

Alter und Pluralisierung der Gesellschaft an Bedeutung gewinnen. Im Einzelnen 

stehen die folgenden Förderschwerpunkte im Kontext des demografischen 

Wandels: 

- Betreuungsangebote für Demenzkranke 

Das Land fördert niedrigschwellige Betreuungsangebote für Demenzkranke, bei 

denen zahlreiche bürgerschaftlich Engagierte mitwirken. Mit dem seit 2002 in 

Kraft getretenen Pflegeleistungs-Ergänzungsgesetz können nach § 45c SGB XI 

Aufwandsentschädigungen für die ehrenamtlichen Betreuungspersonen sowie 

notwendige Personal- und Sachkosten, die mit der Koordination und Organisati-

on der Hilfen und der fachlichen Anleitung und Schulung der Betreuenden durch 

Fachkräfte verbunden sind, finanziert werden. In Baden-Württemberg ist die Zahl 
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der geförderten Betreuungsgruppen seit 2001 bis Ende 2005 von 78 auf 239 

Gruppen angestiegen und hat sich damit mehr als verdreifacht. 

Von 2004 bis 2006 haben das Land und die Pflegekassen in einem auf drei 

Jahre befristeten Modellvorhaben den Aufbau einer landesweiten Beratungs- und 

Vermittlungsagentur gefördert, die folgende Aufgaben wahrnimmt: 

¶ Information und Beratung für Menschen mit demenzieller Erkrankung, für 

Angehörige, für nicht professionelle Helferinnen und Helfer und für Fach-

kräfte,  

¶ Unterstützung und Vermittlung von niedrigschwelligen Betreuungs- und 

Versorgungsangeboten im häuslichen Pflegealltag,  

¶ Entlastung pflegender Angehöriger durch begleitende Gruppenangebote, 

Weiterentwicklung von demenzgerechten ambulanten Betreuungs- und 

Versorgungsstrukturen, 

¶ Bestandsaufnahme, Koordination und Vernetzung der landesweiten 

Angebote, 

¶ Qualitätssicherung und fachliche Beratung für den Koordinierungsaus-

schuss Betreuungsangebote. 

Die landesweite Vermittlungsagentur wurde bei der Alzheimer-Gesellschaft 

Baden-Württemberg eingerichtet. 

- Bürgerschaftliches Engagement für Lebensqualität im Alter 

Mit dem von der Landesstiftung finanzierten Projekt BELA ï Bürgerschaftliches 

Engagement für Lebensqualität im Alter ist das bürgerschaftliche Engagement in 

der stationären Pflege gefördert worden. Ein ausführlicher Ergebnisbericht findet 

sich in Punkt B.2. 

- Förderung von Seniorennetzwerken 

Das Ministerium für Arbeit und Soziales war im Berichtszeitraum darum bemüht, 

die Bildung von Seniorennetzwerken zu fördern. Vor dem Hintergrund der 

demografischen Entwicklung und der auch in Zukunft Ăgedeckeltenñ Leistungen 

der Pflegeversicherung geht es darum, Menschen über solche Netzwerke zu 

ermöglichen, auch im Fall der Pflegebedürftigkeit möglichst lange in der 

häuslichen Umgebung zu bleiben. Hierfür könnten bestehende gemeinweseno-

rientierte Gruppen, zum Beispiel Vereine oder Kirchengemeinden, eine tragfähige 
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Basis bilden. Deren ursprünglicher Auftrag bleibt erhalten und wird sinnvoll 

ergänzt. In diesen Gruppen könnten mit Seniorennetzwerken verlässliche, 

erreichbare, preiswerte und qualitativ befriedigende Zeitressourcen für den 

Service und den Betreuungsbedarf im Alter erschlossen werden. 

Im Rahmen eines vom Ministerium für Arbeit und Soziales Baden-Württemberg 

finanzierten Modellprojekts sollen vier bis sechs Gruppen, die aufgrund ihrer 

Rahmenbedingungen für die Durchführung eines Pilotprojektes besonders 

geeignet erscheinen, bis zum Frühjahr 2008 wissenschaftlich begleitet werden. 

- Förderung von Selbsthilfegruppen auf dem Gebiet Gesundheitspflege 

Den Selbsthilfegruppen kommt eine große Bedeutung zu, da sie insbesondere 

auf dem Gebiet der gesundheitlichen Prävention Beachtliches leisten. Als 

Interessenvertretung sind Selbsthilfegruppen zu einem wichtigen Bindeglied 

zwischen den Betroffenen einerseits und den politisch Verantwortlichen, 

Behörden und Einrichtungen der professionellen Versorgung andererseits 

geworden. Durch Vermittlung des Hilfsvereins für seelische Gesundheit in 

Baden-Württemberg e.V. fließen Landeszuschüsse an über 100 Selbsthilfegrup-

pen im psychiatrischen Bereich, z.B. an Initiativen von Psychiatrie-Erfahrenen, 

Angehörigengruppen sowie Kontaktklubs, mit denen engagierte Bürgerinnen und 

Bürger die soziale Integration psychisch kranker Menschen unterstützen. Die 

Arbeitskreise ĂLeben im Landñ erhalten Zusch¿sse f¿r Suizidprªvention und 

individuelle Krisenbegleitung, die von ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern unter fachlicher Supervision geleitet wird. Bezuschusst werden 

ferner rund 40 Selbsthilfegruppen im somatischen Bereich (ohne AIDS- und 

Krebshilfe, die separate Förderung erhalten). 

- Selbsthilfe in der Suchtkrankenhilfe 

Die ehrenamtlichen Selbsthilfegruppen in der Suchtkrankenhilfe nehmen 

innerhalb ihrer Dachverbände (Ligaverbände) ihre Aufgaben wahr und setzen 

dabei eigene inhaltliche Schwerpunkte.  

Aus ihrem Selbstverständnis heraus ergeben sich für die auf dem Gebiet der 

Suchtkrankenhilfe tätigen ehrenamtlichen Selbsthilfegruppen folgende 

Aufgabenstellungen: 

¶ Gegenseitige Hilfe bei Problemen, Konflikten und praktischen Lebensfragen 

¶ Mitverantwortung bei der Gestaltung der Gruppenarbeit 
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¶ Vor- und Nachbetreuung im Rahmen der Behandlung von Suchtkranken und 

ihren Angehörigen 

¶ Mithilfe bei der Gründung von Informations- und Motivationsgruppen 

¶ Mitwirkung bei Veranstaltungen mit dem Ziel der Information und Prävention 

 

Die Selbsthilfegruppen übernehmen bei der ehrenamtlichen Unterstützung von 

Suchtkranken und deren Angehörigen wichtige Aufgaben, die hauptamtlich nicht 

finanzierbar wären. Vor allem werden den Betroffenen vielfältige Informationen 

über die jeweilige Suchterkrankung sowie Bewältigungsstrategien vermittelt und 

die Eigenaktivitäten im Gesundungsprozess unterstützt. 

Die Förderung des Landes finanziert nicht die erbrachte Arbeitsleistung, sondern 

stabilisiert die gewachsenen Strukturen der Selbsthilfe durch einen Beitrag zu 

den Selbstkosten. Eine leistungsbezogene Finanzierung würde der Selbsthilfe 

das Fundament ehrenamtlichen Engagements zerstören. 

Kooperation mit Kommunen, Stadt- und Landkreisen 

In den genannten Förderbereichen besteht eine enge Zusammenarbeit zwischen 

dem Ministerium für Arbeit und Soziales und den Kommunen. 

Zu beobachten ist, dass die Kommunen in den letzten Jahren Familien stärker in 

das Zentrum ihres Interesses gerückt haben. Familien erwarten von dem Ort, in 

dem sie leben, Angebote zur Lebensqualität mit ihren Kindern. Kommunen, die 

diesen Wunsch ernst nehmen und ein familiengerechtes Angebot vorhalten, 

sorgen nicht nur für stabile Bevölkerungszahlen, sie leisten gleichzeitig einen 

Beitrag zur wirtschaftlichen Prosperität ihrer Kommune. An diesem Verände-

rungsprozess hin zu mehr Familienfreundlichkeit vor Ort ist immer auch eine 

Vielzahl von Engagierten beteiligt. Das Land hat zu diesem Bewusstseinswandel 

aktiv durch die Bereitstellung des Internetportals 

www.familienfreundlichekommune.de beigetragen. 

Auch vor Ort wird der Prozess seit 2005 in einzelnen Kommunen durch die 

FamilienForschung Baden-Württemberg im Auftrag des Ministeriums intensiv 

begleitet. Im Ortenaukreis fanden in den Jahren 2005/ 2006 modellhaft acht 

Lokale Zukunftswerkstätten für Familien statt. Der von der Lokalen Zukunfts-

werkstatt erarbeitete Wunschkatalog der Familien findet Eingang in 

Projektgruppen, kommunale Leitbilder und kommunale Entscheidungsgremien. 

Die angestrebten Projekte setzen wichtige Impulse zur Aktivierung von 

http://www.familienfreundlichekommune.de/
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bürgerschaftlichem Engagement für und mit Familien. Das Angebot wird seit dem 

Jahr 2006 landesweit gemacht. 

Die Möglichkeiten im heutigen Alltag, über mehrere Generationen hinweg 

miteinander zu leben, sind heute nur noch sehr wenig vorhanden. Um dieser 

Entwicklung entgegen zu wirken, wurden die verschiedensten Projekte in 

Begegnungsstätten, an Schulen, an Kindergärten, Universitäten oder auch in 

Wohnprojekten auf den Weg gebracht, in denen diese Kontakte bewusst 

gefördert werden. Das Land sieht seine Aufgabe darin, das Bewusstsein für die 

Bedeutung der generationenübergreifenden Beziehungen zu vertiefen, Beispiele 

bekannt zu machen und in Wahrnehmung seiner Moderatorenfunktion 

Kooperationen anzuregen. 

Gegenwärtig laufen unter der Zielrichtung eines verstärkten gemeindeintegrierten 

Lebens und Wohnens Initiativen, die anstreben, professionelles und ehrenamtli-

ches Engagement im Sinne eines ĂHilfemixñ zu verbinden. 

Unternehmerisches bürgerschaftliches Engagement  

- Corporate Citizenship- 

Das Ministerium für Arbeit und Soziales hat im Berichtszeitraum das Thema 

unternehmerisches bürgerschaftliches Engagement verstärkt aufgegriffen. Hier 

wurde zunächst im Berichtszeitraum eine repräsentative Studie  zu unternehme-

rischem bürgerschaftlichem Engagement im Lande (siehe Punkt B.3.) erstellt. 

Zudem initiierte das Ministerium das Modellprojekt ĂUnternehmen BEñ (siehe 

Punkt A.4.3) 

Gesetzliche Neuregelungen und Vorhaben 

Die Stabsstelle Bürgerengagement und Freiwilligendienste wirkte maßgeblich an 

der Verbesserung des Versicherungsschutzes für bürgerschaftliches und 

ehrenamtliches Engagement durch Neuregelungen beim Haftpflicht- und 

Unfallversicherungsschutz mit. Seit Januar 2006 sind hier Sammelverträge zur 

Unfall- und Haftpflichtversicherung für Engagierte in Baden-Württemberg in Kraft 

getreten. Die Landesregierung konnte damit trotz angespannter Finanzlage eine 

Versicherungslücke schließen und die Rahmenbedingungen für bürgerschaftli-

ches und ehrenamtliches Engagement verbessern.  

Des Weiteren kam es auf Veranlassung des Ressorts zu einer Bundesratsinitiati-

ve zur Weiterentwicklung des SGB XI mit dem Ziel einer Finanzierung von 

Schulung und Begleitung Ehrenamtlicher in der Pflege.  
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Am 10. März 2006 hat das Land eine Initiative zur Änderung des Pflegeversiche-

rungsgesetzes in den Bundesrat eingebracht, mit der ein Impuls für die Stärkung 

des bürgerschaftlichen Engagements in der Pflege gegeben werden soll. 

Wesentliches Ziel ist die Verbesserung der Lebensqualität pflegebedürftiger 

Menschen und ihrer Angehörigen. Sie sollen durch niedrigschwellige Hilfen 

ermutigt werden, Hilfen von außen anzunehmen, bei Bedarf auch professionelle 

Dienstleistungen.  

Das Ministerium für Arbeit und Soziales spricht sich für ein jährliches Fördervo-

lumen von anfangs 20 Mio. Euro aus, das schrittweise in fünf Jahren auf 40 Mio. 

Euro gesteigert werden soll. Dies entspricht in der letzten Ausbaustufe rd. 2,4 

Promille des derzeitigen Ausgabenbudgets der Pflegeversicherung (2004 16,77 

Mrd. Euro). 

Anerkennungskultur  

Diesem Thema wird im Rahmen der Arbeit des Landesnetzwerkes Bürgerschaft-

liches Engagement große Aufmerksamkeit gewidmet. Vertreterinnen und 

Vertreter des Ministeriums für Arbeit und Soziales, der Stabsstelle Bürgerenga-

gement und Freiwilligendienste und der Netzwerke sind bei örtlichen 

Veranstaltungen der Landkreise und Kommunen anwesend und berichten über 

Aktivitäten in den Netzwerken.  

Im Berichtszeitraum war die Förderung der Anerkennung des bürgerschaftlichen 

Engagements zu Gunsten von Familien ein besonderes Anliegen. Das Land 

würdigt dieses Engagement durch die Hervorhebung positiver Beispiele im 

Bericht über die Erfolge der Zukunftswerkstatt Familien (Punkt IV, 2005) und im 

Internetportal www.familienfreundliche-kommune.de (seit 2004).  

Weiterhin findet im Ministerium Beachtung, dass nach §10 Abs. 2 Chanceng-

leichheitsgesetz bei der Beurteilung der Eignung (bei Personalentscheidungen) 

die in der Familienarbeit und in ehrenamtlicher Tätigkeit erworbenen überfachli-

chen Kompetenzen einzubeziehen sind, soweit sie für die vorgesehene Tätigkeit 

von Bedeutung sind und in das Bewerbungsverfahren eingebracht werden. Bei 

der Umsetzung der gesetzlichen Bestimmung sieht das Ministerium weiterhin 

Handlungsbedarf. 

Besonderer Wert wurde im Berichtszeitraum auch auf die Würdigung und 

Wertschätzung des bürgerschaftlichen Engagements für Pflegebedürftige in 

Altenhilfeeinrichtungen gelegt durch Anerkennung und Auszeichnung beispielge-

bender und innovativer Bürgerinitiativen in der stationären Pflege. Ein 
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landesweiter Wettbewerb, an dem über 280 Projekte mit ca. 10.000 Menschen 

teilnahmen, fand seinen Abschluss mit der Auszeichnung von 45 Preisträgern im 

Juni 2004. 

Qualifizierung 

Im Berichtszeitraum konnte das Thema Qualifizierung für bürgerschaftliches 

Engagement durch die Stabsstelle Bürgerengagement und Freiwilligendienste 

weiter konstruktiv vor allem durch die Bürgermentorenprogramme umgesetzt 

werden. Darüber hinaus wurden seitens des Ressorts spezifische Fortbildungs-

maßnahmen zu folgenden Themen unterstützt: 

- Mentoring für Frauen in der Kommunalpolitik 

Mit Zuschuss des Ministeriums für Arbeit und Soziales hat die Landeszentrale für 

politische Bildung (LpB) Baden-Württemberg im Berichtszeitraum in zahlreichen 

Landkreisen und Städten (u. a. in Baden-Baden, Calw, Esslingen, Göppingen, 

Heidenheim, Rems-Murr-Kreis, Schwäbisch Hall) Mentoringkurse angeboten.  

Ziel des Mentoring-Projektes war, dass erfahrene Kommunalpolitikerinnen das 

Mentoring von Nachwuchspolitikerinnen übernehmen. In individuellen 

Beziehungen berät die Mentorin die Mentee, leitet sie an und führt sie 

gegebenenfalls in für ihre Zielerreichung wichtige Netzwerke ein.  

Die regionalen Informationsveranstaltungen hatten zum Ziel, dass sich 

potenzielle Mentorinnen und Mentees kennen lernen können und Mentoring-

Beziehungen anbahnen.  

Es wurde eine Handreichung ĂMentoring f¿r Frauen in der Kommunalpolitikñ 

herausgegeben. Die Broschüre ist als Anregung und Impuls für diejenigen 

gedacht, die sich sowohl im Bildungsbereich als auch in der Politik über 

Mentoring für eine Erhöhung des Frauenanteils einsetzen möchten.  

- Seminare ĂStandort-Standpunkt-Strategie f¿r politisch Engagierteñ 

Das Ministerium f¿r Arbeit und Soziales bezuschusst die Seminare ĂStandort ï 

Standpunkt ï Strategieñ f¿r Kreis-, Gemeinde- und Ortschaftsrätinnen, die einen 

Beitrag dazu leisten können, die vorhandene Sachkompetenz und Kreativität von 

neu gewählten Mandatsträgerinnen zu mobilisieren und ihre politische Arbeit vor 

Ort zu größtmöglicher Wirksamkeit zu führen. Dazu gehört die Schulung 

kommunikativer Fähigkeiten genau so wie die Bildung von Netzwerken.  
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- Fortbildungsangebote für freiwillig Engagierte in Pflegeeinrichtungen 

Diese Fortbildungsangebote dienten der praktischen Unterstützung der freiwillig 

Engagierten in Pflegeeinrichtungen. Seit September 2004 haben über 1000 

Teilnehmerinnen und Teilnehmer dieses Angebot angenommen. 

Die Fortbildung von Engagierten spielte des Weiteren im Rahmen des BELA ï 

Projekts ï eine wichtige Rolle, ebenso wie in der Landesförderung für 

Betreuungsgruppen für Demenzkranke, sowie für die Hospizgruppen. 

Im November 2005 fand eine internationale Fachtagung statt, die sich dem 

Thema bürgerschaftliches Engagement in der Pflege widmete.  

 

Auch eine empirische Analyse zu Art und Umfang des bürgerschaftlichen 

Engagements in der stationären Pflege im Jahre 2005, an der sich 259 

Pflegeeinrichtungen beteiligt haben, stellte eine wichtige Grundlage für die 

konzeptionelle Weiterentwicklung der Fortbildung für freiwillig Engagierte in 

Pflegeeinrichtungen dar (siehe Punkt B.2.). 
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Finanzmittel  

Finanzielle Förderung des Ehrenamts und bürgerschaftlichen Engagements im Bereich des Ministeriums für Arbeit und Soziales  
Baden-Württemberg 

Zweckbestimmung 2001 2002 2003 2004 2005 

  in EUR 

Hausaufgaben- Sprach- und Lernhilfe für ausländische Kinder und 

Aussiedlerkinder 

3.900.000,00 4.125.000,00 4.125.000,00 4.020.800,00 Aufgabe wurde 

auf das Ministerium für 

Kultus, Jugend und 

Sport übertragen 

Förderung von Versehrtenleibesübungen 22.480,00 18.800,00 17.600,00 17.640,00 16.800,00 

Landesarbeitsgemeinschaft Hilfe für Behinderte (LAGH) 34.767,60 34.760,00 34.760,00 36.498,00 36.498,00 

Landesverband der Lebenshilfe 40.903,20 40.920,00 40.920,00 42.966,00 42.966,00 

Landesverband für Körper- und Mehrfachbehinderte 18.406,40 18.400,00 18.400,00 19.320,00 19.320,00 

Landesverband der Gehörlosen 23.110,00 23.120,00 23.120,00 24.276,00 24.276,00 

Aktion Multiple Sklerose-Erkrankter (AMSEL) 18.406,40 18.400,00 18.400,00 19.320,00 19.327,00 

Sachaufwand der zur Umsetzung des Betreuungsgesetzes erforderlichen 

Aus- und Fortbildung der Betreuungsbehörden und - vereine 

25.565,00 25.600,00 25.600,00 25.600,00 24.500,00 

Zuwendungen zur Förderung familienentlastender Dienste auf dem Gebiet 

der Behindertenhilfe 

268.720,00 269.550,00 269.050,00 253.780,00 239.700,00 

Förderung von Maßnahmen zur Entlastung pflegender Angehöriger und 

Unterstützung ehrenamtlicher Helfer und Kinderkrankenpflege (hier: 

Alzheimerbetreuungsgruppen) 

300.000,00 384.000,00 384.000,00 514.000,00 563.000,00 

Zuschüsse zu den Personal- und Sach- 

kosten der anerkannten Betreuungsvereine 

1.278.230,00 1.278.200,00 1.278.200,00 1.100.000,00 1.181.000,00 

Förderung der Selbsthilfe und des bürgerschaftlichen Engagements 1.303.800,00 1.084.500,00 1.003.800,00 835.100,00 826.200,00 

Förderung des Freiwilligen Sozialen Jahres 1.631.100,00 1.836.100,00 1.786.100,00 2.386.100,00 2.500.000,00 

Förderung des Landesfamilienrates 37.836,00 40.880,00 40.880,00 42.924,00 42.924,00 

Zuschüsse an den Deutschen Familienverband 2.040,00 2.040,00 2.040,00 2.520,00 2.520,00 
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Zuschüsse an den Deutschen Kinderschutzbund 10.226,00 10.240,00 10.240,00 10.752,00 10.752,00 

Zuschüsse an Mütterschulen 5.100,00 16.800,00 16.800,00 17.640,00 14.626,50 

Zuschüsse an den Verband alleinstehender Mütter und Väter 21.208,00 21.200,00 21.200,00 22.260,00 22.260,00 

Zuschüsse an den Landesverband der Tagesmütter  24.542,00 30.160,00 30.160,00 31.668,00 31.668,00 

Zuschüsse an das Mütterforum Baden-Württemberg 38.346,50 30.680,00 30.680,00 32.340,00 32.340,00 

Zuschüsse an den Landesfrauenrat  32.270,00 32.720,00 32.720,00 34.356,00 34.356,00 

Zuschüsse für Maßnahmen im Bereich der Frauenförderung 30.000,00 30.000,00 30.000,00 30.000,00 30.000,00 

Pädagogische Betreuerinnen und Betreuer bei Jugend-

erholungsmaßnahmen 

Aufgabe wurde vom Ministerium für Kultus, Jugend und Sport  

übernommen 

900.000,00 

Förderung der AIDS-Hilfe-Vereine 470.900,00 496.500,00 496.500,00 450.200,00 450.200,00 

Hilfsverein für Seelische Gesundheit in Baden-Württemberg e.V. und 

sonstige Vereinigungen zur Betreuung psychisch Kranker 

214.231,00 214.200,00 214.200,00 199.900,00 199.900,00 

Selbsthilfegruppen chronisch Kranker sowie deren Verbände 326.767,00 168.800,00 275.000,00 256.700,00 256.700,00 

Arbeitskreise Leben und sonstige Vereinigungen zur Suizidprävention 260.759,00 260.800,00 260.800,00 243.400,00 243.400,00 

Selbsthilfegruppen nach Krebs und Krebsverband Baden-Württemberg 122.710,00 103.800,00 103.800,00 103.800,00 103.800,00 

Selbsthilfegruppen im Suchtbereich 281.200,00 281.200,00 281.200,00 253.100,00 253.100,00 

Zuschüsse an Träger von Maßnahmen 198.600,00 198.600,00 198.600,00 192.600,00 192.600,00 

Gesamt 10.942.224,10 11.095.970,00 11.069.770,00 11.219.560,00 8.314.726,50 

Hinweis: 

Die jeweiligen Geschäftsstellen fördern und unterstützen bürgerschaftliche Aktivitäten auf lokaler Ebene. Angenommen wurden für die Jahre 2001 - 2005 40 v.H. der jeweiligen 

Haushaltsansätze. Ab dem Jahr 2004 werden 42% engagierte Bürgerinnen und Bürger zu Grunde gelegt. Diese beiden Prozentsätze entsprechen der Engagementquote in Baden-

Württemberg nach den Freiwilligensurveys 1999 und 2004. 
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2.1.4 Wirtschaftsministerium 

Ansprechpartner/-in im Wirtschaftsministerium  

Generelle Zuständigkeit in Fragen der Förderung und Begleitung ehrenamtlichen Engagements 

  Günther Schmid  

0711/ 123-2140 

Guenther.Schmid@wm.bwl.de 

Spezifische Zuständigkeiten in den Bereichen: 

Kammerwesen    

 

Industrie- und Handelskammern 

 

 

 

Handwerkskammern 

 

 

 

 

 

 

 

Dieter Mähler  

0711/123-2477 

Dieter.Maehler@wm.bwl.de 

Irmgard Otto  

0711/123-2379 

Irmgard.Otto@wm.bwl.de 

Renate Nieslony  

0711/123-2394 

Renate.Nieslony@wm.bwl.de 

Börsenwesen 

 

Hans von Haeften  

0711/123-2119 

Hans.Haeften@wm.bwl.de  

Wirtschaftsprüfungswesen Irmgard Otto; s.o. 

Schornsteinfegerwesen 

 

Cornelia Redlinger  

0711/123-2197 

Cornelia.Redlinger@wm.bwl.de 

Gründungsförderung Prof. Peter Schäfer 

0711/123-2237 

Peter.Schaefer@wm.bwl.de 

Kinderland Baden-Württemberg und Förderung 

familienfreundlicher Betriebsstrukturen 

Edith Köchel 

0711/123-2421 

Edith.Koechel@wm.bwl.de 

Entwicklungszusammenarbeit Christoph Seitzer 

0711/123-2120 

Christoph.Seitzer@wm.bwl.de 

Denkmalschutz  

(seit Juli 2006 im Geschäftsbereich des 

Wirtschaftministeriums; davor war der 

Denkmalschutz dem Innenministerium 

zugeordnet. Dort findet sich auch der 

entsprechende Bericht) 

Dr. Sabine Leutheußer-Holz 

0711/123-1915 

Sabine.Leutheusser-Holz @wm.bwl.de 
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Schwerpunkte der Förderung bürgerschaftlichen Engagements 

Das Wirtschaftsministerium unterstützt und begleitet insbesondere sowohl das 

Engagement der in seinem fachlichen Verantwortungsfeld liegenden oben 

erwähnten Bereiche als auch die Entwicklungszusammenarbeit.  

Im Berichtszeitraum 2004/ 2005/06 unterstützte und begleitete das Wirtschafts-

ministerium das ehrenamtliche Engagement in folgenden Bereichen: 

Im Bereich des Kammerwesens richtete sich die Unterstützung vor allem auf die 

Arbeit von Präsidium, Vorstand, Vollversammlung, Rechnungsprüfungs-, 

Prüfungs- und Berufsbildungsausschüsse sowie die Reform des Haushalts- und 

Rechnungswesens der Industrie- und Handelskammern und der Handwerks-

kammern.  

Hier verdient insbesondere das Ehrenamt in den Berufsbildungs- und Prüfungs-

ausschüssen eine hohe Anerkennung. Die Zahl der Mitglieder in Prüfungs-, 

Berufsbildungs- und weiteren Ausschüssen sowie der Mitglieder in Vollversamm-

lungen und Präsidien lag im Berichtszeitraum bei den Industrie- und 

Handelskammern bei mehr als 30.000 ehrenamtlich Tätigen.  

Bezüglich der Förderaktivitäten ist weiterhin die Unterstützung und Begleitung 

der Einführung eines neuen Rechnungswesens bei Industrie- und Handelskam-

mern und Handwerkskammern zu erwähnen. Dabei wurde die Kameralistik an in 

der Wirtschaft üblichen Buchungs- und Rechnungslegungssysteme angepasst, 

um Ehrenamtsträgern ihr Amt zu erleichtern.  

Im Sektor Börsenwesen wurde den Gremien der Wertpapier- und Warenbörsen, 

Unterstützung zuteil. 

Das Schornsteinfegerwesen wurde vor allem in seinen zahlreichen Verbänden, 

Gremien und Ausschüssen unterstützt. 

Ehrenamtliche Tätigkeiten im Wirtschaftsprüfungswesen wurden gefördert im 

Rahmen des Berufsexamens in der Aufgaben-, Widerspruchs- und Prüfungs-

kommission. 

Im Berichtszeitraum 2004/ 2005/06 erfolgte wie zuvor eine Förderung des 

ehrenamtlichen Engagements in der Entwicklungszusammenarbeit, indem, wie 

in den Vorjahren die Aktivitäten der Stiftung Entwicklungszusammenarbeit (SEZ) 

und des Dachverbandes entwicklungspolitischer Aktionsgruppen (DEAB) 

unterstützt wurden. 
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Darüber hinaus unterstützt das Wirtschaftsministerium (WM) die insgesamt 34 

Arbeitsgemeinschaften für berufliche Fortbildung im Land. Die Arbeitsgemeinschaf-

ten (Argen) sind regionale Zusammenschlüsse von Bildungsanbietern und werden 

von ehrenamtlichen Vorsitzenden geleitet. Die Argen werben in der Öffentlichkeit 

für berufliche Weiterbildung und schaffen Transparenz auf dem Weiterbildungs-

markt. Die Mitglieder der Argen veröffentlichen ihre Kurse gemeinsam in "Fit durch 

Fortbildung"-Broschüren und im Internetportal des WM: www.fortbildung-bw.de. 

Das Ministerium steht den Arbeitsgemeinschaften in ihren organisatorischen 

Aufgaben sowie bei der Durchführung von Veranstaltungen wie Berufsbildungsta-

gen zur Seite.  

Das Wirtschaftsministerium hat darüber hinaus im Berichtszeitraum zwei weitere 

Schwerpunkte gesetzt, bei denen ehrenamtlichem und bürgerschaftlichem 

Engagement eine wichtige Rolle zukommt. Zum einen gehören dazu die 

Auswirkungen des demografischen Wandels auf die Bereiche Erwerbsbeschäfti-

gung, Familie und Beruf, Gesundheitsdienstleistungen und Pflege, zum anderen 

geht es um das Thema der Migration und Integration. Hierbei stellt sich die 

Frage, wie Personen mit Migrationshintergrund besser in den Arbeitsmarkt 

integriert werden können. In den beiden genannten Bereichen prüft das 

Wirtschaftsministerium, inwieweit eine komplementäre Einbindung von Ehrenamt 

und bürgerschaftlichem Engagement zielführend sein kann. 

Für beide Themenbereiche hat das Ressort Gesprächsforen institutionalisiert, die 

grundsätzlich auch Vertretern des Ehrenamtes offen stehen. Dies sind zum einen 

das Landesnetzwerk ĂWirtschaft und Demografieñ, in dem bereits der Landesse-

niorenrat, der Landesfrauenrat und der Landesjugendring vertreten sind, zum 

andern das ĂDialogforum Wirtschaft und Migrantenñ, das sich der wirtschaftlichen 

Integration von ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürgern annehmen soll. 

In diesem Zusammenhang hat das Wirtschaftsministerium am 11.05.2006 den 

Fachkongress "Integration durch Ausbildung - Ausbildungsbeteiligung von 

Migrantinnen und Migranten erhöhen" veranstaltet. Dabei wurde eine breite 

Öffentlichkeit, mitsamt ehrenamtlich Tätigen, über Möglichkeiten und Wege einer 

erfolgreichen Integration informiert.  

Darüber hinaus wurden seitens des Wirtschaftsministeriums auch im Berichts-

zeitraum 2004/ 2005/06 - wie zuvor - folgende Initiativen weitergeführt:  

¶ Mit seiner Initiative für Existenzgründungen und Unternehmensnachfolge  

("ifex") pflegt das Wirtschaftsministerium regelmäßigen Kontakt zu zahlreichen 

ehrenamtlich arbeitenden Gruppierungen, die sich mit dem Thema Existenz-
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gründung befassen. Die Zusammenarbeit umfasst Organisationen wie bei-

spielsweise Gründerinnen- und Gründerstammtische, 

Unternehmervereinigungen, ehrenamtlich tätige Seniorinnen und Senioren 

oder Vereinigungen ausländischer Gewerbetreibender. 

¶ Im Rahmen der Existenzgründungsförderung werden verschiedene 

ehrenamtlich arbeitende Gruppierungen unterstützt. So wurde etwa ein 

Gründerinnenzentrum in Wangen und ein Gründerinnencoaching in Reut-

lingen gefördert. 

¶ Ifex stellt ehrenamtlich arbeitenden Organisationen regelmäßig kostenlo-

se Messestände auf der zentralen Existenzgründungsmesse NewCome 

zur Verfügung. Im Jahr 2004 wurde zehn ehrenamtlichen Vereinigungen 

ein Stand zur Verfügung gestellt. 

¶ Mit Unterstützung des Landes können ehrenamtlich arbeitende Organisatio-

nen zu sehr günstigen Konditionen die vom Land finanzierte Infrastruktur des 

zentralen Internetportals (www.newcome.de) zum Thema Existenzgründun-

gen nutzen. Derzeit haben drei Vereinigungen ihren Internetauftritt unter 

www.newcome.de eingerichtet. 

¶ Im Wirtschaftsministerium ist weiterhin die Geschäftsstelle des im Berufs-

bildungsgesetz vom 23. März 2005 verankerten Landesausschusses für 

Berufsbildung angesiedelt. Dessen Mitglieder beraten die Landesregie-

rung von Baden-Württemberg ehrenamtlich. 

Ohne das Ehrenamt könnte das Interesse von Industrie, Handel und Handwerk 

nicht wirksam vertreten werden und das Berufsausbildungs- und Prüfungswesen 

nicht funktionieren.  

Unternehmerisches bürgerschaftliches Engagement  

- Corporate Citizenship- 

Das Wirtschaftsministerium misst dem unternehmerischen bürgerschaftlichen 

Engagement eine hohe Bedeutung zu. Dies kommt nicht zuletzt durch 

entsprechende Veranstaltungen zum Ausdruck. So war das Wirtschaftsministe-

rium gemeinsam mit dem Sozialministerium und dem Bundesnetzwerk 

Bürgerschaftliches Engagement (BBE) Veranstalter einer Fachtagung zum 

Thema Corporate Citizenship mit dem Titel ĂWenn alle gewinnen ï wie 

Unternehmen Gesellschaft mitgestaltenñ, die Ende September 2004 in Stuttgart 

stattfand. 

http://www.newcome.de/
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Gemeinsam mit der Caritas Baden-Württemberg hat das Wirtschaftsministerium 

am 27.11.2006 erstmalig den ĂMittelstandpreis für soziale Verantwortung in 

Baden-W¿rttembergñ, genannt Lea - Leistung, Engagement, Anerkennung - 

ausgelobt.  Schirmherren des Preises, der in dieser Form bundesweit einmalig 

ist, sind der Bischof der Diözese Rottenburg-Stuttgart, Dr. Gebhard Fürst, und 

Minister Ernst Pfister MdL. Mit dem Preis soll das freiwillige, über die eigene 

Geschäftstätigkeit hinausgehende bürgerschaftliche Engagement kleiner und 

mittlerer Unternehmen in Baden-Württemberg gewürdigt und ausgezeichnet 

werden. Gerade kleine und mittlere Unternehmen bilden einen wesentlichen Teil 

der Bürgergesellschaft auf lokaler und regionaler Ebene.  

Angesprochen sind Projekte von Unternehmen, die gemeinsam mit einem 

sozialen Partner zur Lösung gesellschaftlicher und sozialer Problemstellungen 

beitragen. Die ausgeschriebenen Themenbereiche sind: 

¶ Arbeit und Bildung, 

¶ Integration, 

¶ Familie und 

¶ Kultur und Sport. 

Preise werden in drei Größenklassen vergeben, um damit die Chancengleichheit 

unter den Bewerbern sicherzustellen: bis 20 Beschäftigte, 20-150 Beschäftigte 

und 150-500 Beschäftigte. Die Bewerbungsfrist für den Preis endete am 7. März 

2007. Die Preisverleihung fand am 15. Mai 2007 in Stuttgart statt. Weitere 

Informationen zum Lea-Mittelstandspreis, der zukünftig jährlich vergeben werden 

soll, sind unter: www.mittelstandspreis-bw.de zu finden. 

Der Lea-Mittelstandspreis erhielt bereits eine erste Auszeichnung: Das Institut für 

Social Marketing (Stuttgart), das den Preis organisatorisch begleitet, wurde von 

der Standort-Initiative ĂDeutschland ï Land der Ideenñ als einer von Ă365 Orten 

im Land der Ideenñ ausgewªhlt. Diese Initiative steht unter der Schirmherrschaft 

des Bundespräsidenten Horst Köhler.  

Seit 1992 f¿hrt das Wirtschaftsministerium den Landeswettbewerb ĂGleiche 

Chancen für Frauen und Mªnner im Betriebñ durch. In zweijªhrigem Turnus 

werden Unternehmen ausgezeichnet, die sich vorbildlich für die Chancengleich-

heit von Frauen und Männern in der Arbeitswelt sowie die Vereinbarkeit von 

Beruf und Familie einsetzen und durch ihr Vorbild andere Unternehmen zur 

Nachahmung anregen. Am Landeswettbewerb können Unternehmen in der 

Regel ab zehn Beschäftigte teilnehmen, wenn sie ihren Sitz in Baden-
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Württemberg haben und in den Wirtschaftsbereichen Dienstleistung, Freie 

Berufe, Handel, Handwerk oder Industrie tätig sind. Die Aktivitäten der 

Preisträger-Unternehmen werden dokumentiert und dienen anderen interessier-

ten Betrieben als Informationsquelle. Für den Landeswettbewerb 2006 haben 

sich 38 Betriebe beworben.  

Aus den Reihen der Preisträger, auch aus den vergangenen Jahren, konnten 

immer wieder Vertreterinnen und Vertreter von Beispielbetrieben gewonnen 

werden, die Vorträge zum Thema Chancengleichheit gehalten und die 

Bedeutung und Wichtigkeit des Themas anderen Betrieben nahe gebracht 

haben. 

In Ergänzung des Wettbewerbs hat das Wirtschaftsministerium den Leitfaden für 

Unternehmen ĂBetrieblich unterst¿tzte Kinderbetreuungñ herausgegeben. Die 

Broschüre informiert über die notwendigen Rahmenbedingungen für eine 

betrieblich unterstützte Kinderbetreuung und gibt dazu Anregungen und 

praktische Hinweise.  

Eine wichtige Aufgabe sieht das Ministerium darin, die Informationen über die 

best-practice-Beispiele weiter zu verbreiten und die Vorteile von Corporate 

Citizenship für noch nicht engagierte Unternehmen zu kommunizieren. 

Diesbezüglich ist das Wirtschaftsministerium auch an vielfältigen Veranstaltun-

gen beteiligt, die sich an Betriebe wendet und diese für das Thema 

Chancengleichheit sensibilisieren wollen. 

Qualifizierung 

Zur Qualifizierung von freiwillig Engagierten wird vor allem auf die regionalen 

Arbeitsgemeinschaften für berufliche Fortbildung verwiesen, die seitens des 

Ministeriums Unterstützung bei ihren organisatorischen Aufgaben und der 

Durchführung von Berufsbildungstagen und sonstigen Veranstaltungen erfahren.  

Das Wirtschaftsministerium führt einmal jährlich eine Fortbildungsveranstaltung 

für die ehrenamtlichen Vorsitzenden der Arbeitsgemeinschaften für 

berufliche Fortbildung durch. Das WM stellt den Vorsitzenden im Rahmen der 

Betreuung und über das Internetportal des WM www.fortbildung-bw.de außerdem 

laufend Informationen und Anregungen für ihre Arbeit zur Verfügung.  

Des Weiteren unterstützen die Leiterinnen und Leiter der Regionalbüros der 

Arbeitsgemeinschaften für berufliche Fortbildung, die hauptamtlich tätig sind, die 

Arbeitsgemeinschaften für berufliche Fortbildung. Die Regionalbüros wurden vom 

file:///D:\Arbeit\Lokale%20Einstellungen\Temporary%20Internet%20Files\DOKUME~1\HANSHO~1\LOKALE~1\wmsmd\Lokale%20Einstellungen\Temporary%20Internet%20Files\OLK75\www.fortbildung-bw.de
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Wirtschaftsministerium im Berichtszeitraum 2004/ 2005/06 aus Mitteln der 

Zukunftsoffensive ĂJunge Generationñ gefºrdert.  

Ferner bietet das Wirtschaftsministerium ¿ber das Referat ĂFrau, Wirtschaft, 

Technikñ die berufsbegleitende Qualifizierung zum Netzwerkmanagement an. 

Zielgruppe sind Frauen, die entweder hauptberuflich oder auch bevorzugt 

ehrenamtlich Netzwerke managen oder in einem Netzwerk, Verein oder 

Arbeitskreis aktiv sind. Ziel der Qualifizierung ist es, Kompetenzen und Wissen 

für ein erfolgreiches Management von Netzwerken zu vermitteln.  

Das Qualifizierungsangebot wurde im Jahr 2005 bereits mit 19 Teilnehmerinnen 

erprobt. Am 31. März 2006 startete der Kurs zum zweiten Mal mit 16 Teilnehme-

rinnen. 

Mit zwei Projekten zur frühzeitigen Förderung berufsrelevanten Qualifikationen 

von Mªdchen (ĂLºwinnenprojekteñ) erarbeitet das Wirtschaftsministerium 

innovative Ausbildungskonzepte für Schulen, Jugendtreffs und ähnlichen 

Institutionen, die in erster Linie durch die ehrenamtlichen Helfer umgesetzt 

werden können. Mit diesen Lernangeboten sollen den Mädchen in Hinsicht auf 

ihre spätere Berufsauswahl im Vergleich zu Jungen die gleichen Chancen 

eröffnet werden, in dem ihnen Kompetenz im Umgang mit Computern vermittelt 

wird oder Scheu vor Technik genommen werden soll. Ein wesentliches Ergebnis 

beider Projekte wird ein Leitfaden sein, in dem das didaktische Konzept, der 

Aufbau sowie der gesamte Ablauf der Kurse dargestellt wird, so dass diese 

zukünftig auch von Ehrenamtlichen selbstständig durchgeführt werden können. 

Dieser Leitfaden für Ehrenamtliche wird über die Elternbeiräte der Grundschulen 

im Laufe des Jahres 2006 verbreitet. Bei Bedarf wird hierzu zusätzlich eine 

spezielle Qualifizierung für interessierte ehrenamtlich Engagierte organisiert.  

Anerkennungskultur 

Das Wirtschaftsministerium hat im Berichtszeitraum 2004/ 2005/06 die Vergabe 

von Medaillen des Landes und des Bundes für die ehrenamtliche Tätigkeit in den 

Kammern und zugehörigen Ausschüssen nachdrücklich begrüßt und gefördert. 

Es trägt zusätzlich Sorge dafür, dass solche Ehrungen in feierlichem Rahmen 

und nach Möglichkeit durch den Minister persönlich erfolgen. Gegenwärtig wird 

geprüft wie besondere Leistungen im Bereich Corporate Citizenship öffentlich 

gewürdigt werden können. 
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Finanzmittel 

Auch im Berichtszeitraum 2004/ 2005/06 unterstützte das Wirtschaftsministerium 

das Ehrenamt und das bürgerschaftliche Engagement im Rahmen der 

Existenzgründungsförderung und im Bereich der beruflichen Bildung die 

regionalen Arbeitsgemeinschaften für berufliche Fortbildung (Organisation, 

Veranstaltungskalender, Berufsbildungstagen). Ebenfalls kamen Mitglieder des 

Landesausschusses für Berufsbildung in den Genuss der Auslagenerstattung. 

Die finanzielle Gesamtförderung belief sich somit in den Jahren 2004 und 2005 

auf 473.000 Euro bzw. 461.500 Euro.  
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2.1.5 Innenministerium 

Ansprechpartner/-in im Innenministerium  

Generelle Zuständigkeit in Fragen der Förderung und Begleitung ehrenamtlichen Engagements 

 Richard Buchhalter 

0711/231-3222 

Richard.Buchhalter@im.bwl.de 

Sigrid Rahn 

0711/231-3226 

Sigrid.Rahn@im.bwl.de 

Spezifische Förderaktivitäten des Ministeriums in den Bereichen: 

Kommunales Ehrenamt Richard Buchhalter 

0711/231-3222 

Richard.Buchhalter@im.bwl.de 

Sigrid Rahn 

0711/231-3226 

Sigrid.Rahn@im.bwl.de 

Projektbüro Kommunale Kriminalprävention 

- Identifizierung gemeinsamer Handlungsfelder für 

neue Konzepte 

- Anregung übergreifender Präventionsaktivitäten auf 

Landesebene unter Einbindung der betroffenen 

Ressorts 

- Begleitung und Bewertung von Präventionsaktivitä-

ten 

- Vernetzung bestehender Gremien- und 

Kommunikationsstrukturen 

- Führen aktueller Übersichten über laufende und 

geplante Projekte/Konzepte 

- Fördermöglichkeiten 

- themenbezogene Veranstaltungen 

Freiwilliger Polizeidienst (FPD) 

- Unterstützung der Polizei durch den FPD bei 

- klassischen Vollzugsaufgaben und 

- Projekten der Kommunalen Kriminalprävention 

- Koordination und Evaluation von Konzeptionen des 

FPD 

- Begleitung neuer Einsatzformen/ Offensiven für das 

Ehrenamt ĂFreiwilliger Polizeidienstñ 

- Führen aktueller Übersichten über  

o Stärke 

o Aufrufstunden und Einsatzbereiche 

- Durchführung von Werbemaßnahmen, Aus- und 

Fortbildung sowie von Konzeptionen und Projekten 

Forum GIB ACHT IM VERKEHR 

Thomas Krebs 

0711/231-5550 

Thomas.Krebs@im.bwl.de 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Martin Feigl  

0711/231-3922 

Martin.Feigl@im.bwl.de 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Karl Binder 

0711/231-3943 

Karl.Binder@im.bwl.de 

 

mailto:Richard.Buchhalter@im.bwl.de
mailto:Rahn@im.bwl.de
mailto:Richard.Buchhalter@im.bwl.de
mailto:Rahn@im.bwl.de
mailto:Thomas.Krebs@im.bwl.de
mailto:Martin.Feigl@im.bwl.de
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Feuerwehr und Ehrenamt (Katastrophenschutz) 

Aufbau von Jugendfeuerwehren 

Entwicklung von Förderkonzepten der Jugendarbeit 

Jugendleiterlehrgänge 

Ehrenamt im Zivil- und Katastrophenschutz 

Gerhard Hildinger 

0711/231-3528 

Gerhard.Hildinger@im.bwl.de 

Judith.Kummer-Faulian 

0711/231-3514 

Judith.Kummer-Faulian@im.bwl.de 

Projekt Ăb¿rgerschaftliches Engagement: 

Ehrenamtliche Integrationsbegleitung für 

bleibeberechtigte Ausländer/-innen und für 

Spätaussiedler/-innenñ 

Katharina Höllich 

0711/231-3431 

Katharina.hoellich@im.bwl.de 

Förderung der Landesverkehrswacht  Wolfgang Ansel 

0711/231-5770 

Wolfgang.Ansel@im.bwl.de 

Denkmalpflege  

 

Dr. Sabine Leutheußer-Holz 

0711/123-1915 

Sabine.Leutheusser-Holz@wm.bwl.de  

 

Schwerpunkte der Förderung bürgerschaftlichen Engagements 

Im Innenministerium liegen die Förderungsschwerpunkte bei der Kommunalen 

Kriminalprävention (KKP), bei der Verkehrsprävention und der Verkehrssicher-

heit, der Unterstützung des ehrenamtlichen Engagements im Zivil-, Brand- und 

Katastrophenschutz (Bevölkerungsschutz), der Integration von bleibeberechtigten 

Ausländerinnen und Ausländern, Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern, 

sowie in der Förderung des kommunalen Ehrenamtes, hier insbesondere der 

Arbeit der Gemeinde- und Kreisrätinnen und -räte. Darüber hinaus lag die 

Denkmalpflege von 2004 bis 2006 in der Zuständigkeit des Innenministeriums. 

Die ehrenamtliche Betätigung auf kommunaler Ebene bildet eine wesentliche 

Säule der von der Verfassung garantierten Selbstverwaltung der Kommunen. Dies 

gilt vor allem für die ehrenamtliche Mitwirkung in den Hauptorganen der 

Gemeinden und Landkreise. Nach dem Stand der letzten Kommunalwahl von 

2004 gibt es in Baden-Württemberg 19.353 ehrenamtliche Gemeinderäte, 13.214 

Ortschaftsräte, 2.283 Kreisräte und 93 Regionalräte, die sich für ihr jeweiliges 

Gemeinwesen engagieren. Das Innenministerium sichert über das Kommunalver-

fassungsrecht die Rahmenbedingungen für die Selbstverwaltung der Gemeinden 

und Landkreise. 
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Kommunale Kriminalprävention 

Seit ihrer Einführung im Jahr 1997 hat sich die Kommunale Kriminalprävention zu 

einem Erfolgsmodell entwickelt. Inzwischen wurden in rund 300 Städten, 

Gemeinden und Landkreisen annähernd 600 vernetzte Präventionsprojekte unter 

Einbindung nahezu aller gesellschaftlicher Kräfte wie Polizei, Justiz-, Jugend- 

und Sozialeinrichtungen, Vereinen, Verbänden, Bürgerinnen und Bürgern initiiert, 

um Probleme vor Ort aufzugreifen und anzugehen. Der Schwerpunkt liegt dabei 

vorrangig auf Präventionsprojekten im Kinder- und Jugendbereich. 

Projektbüro Kommunale Kriminalprävention  

Das Projektbüro Kommunale Kriminalprävention dient als Koordinierungs- und 

Lenkungsorgan, um die vielfältigen Aktivitäten zur Verhütung von Straftaten zu 

bündeln und eine permanente ressortübergreifende Gestaltung kriminalpräventi-

ver Konzepte auf Landesebene bereits in der Ideenfindungs- und Planungsphase 

zu gewährleisten. Hier wurde insbesondere die Zusammenarbeit mit den 

kommunalen Landesverbänden, aber auch mit weiteren Landesministerien wie 

dem Kultus-, Sozial- und Justizministerium intensiviert. Ziel des interministeriell 

arbeitenden Projektbüros Kommunale Kriminalprävention ist, auf der Regierungs- 

und Landesebene die Präventionsarbeit noch stärker zu vernetzen. 

Das Projektbüro bietet unter www.praevention-bw.de einen informativen Internet-

Auftritt sowie eingebunden in den Auftritt eine Ăbest-practice-Datenbankñ 

(www.praevis.de). 

Im Blick auf künftige Aktivitäten werden, neben Projekten im Kinder- und 

Jugendbereich, insbesondere die Intensivierung der fachübergreifenden 

Zusammenarbeit und Implementierung eines stärker an kriminalpräventiven 

Aspekten ausgerichteten Städtebaus, sowie die Zusammenarbeit mit Moschee-

vereinen und solchen der Integration, zusätzliche Schwerpunkte in der 

Kommunalen Kriminalprävention darstellen. 

Darüber hinaus soll eine stärkere Verzahnung der Kriminal- und Verkehrspräven-

tion u. a. durch gemeinsame Projekte, gegenseitige Information und Verknüpfung 

der Verkehrsraumgestaltung mit Aspekten der städtebaulichen Kriminalpräventi-

on erfolgen. 

Beim Projektbüro Kommunale Kriminalprävention erfolgt zusätzlich eine 

Neuausrichtung des Dienstleistungs- und Serviceangebots, um nach der 

Verwaltungsreform und Übergabe der Federführung in der Kommunalen 

Kriminalprävention an die unteren Verwaltungsbehörden, eine zentrale 
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Beratungsfunktion zu übernehmen und den Know-how-Transfer sicherzustellen. 

Dazu gehören umfangreiche Informationen, u. a. zu neuen Entwicklungen und 

Evaluationen im Bereich der KKP und die Erschließung von Fördermitteln. 

Für die Verantwortlichen der Koordinierungsstellen Kommunale Kriminalpräventi-

on bei den Landratsämtern, Großen Kreisstädten und Stadtkreisen fand im 

November 2006 eine zentrale Veranstaltung zur Kommunalen Kriminalprävention 

statt.  

Präventionsprojekte im Kinder und Jugendbereich sollen auch in Zukunft einen 

Schwerpunkt Kommunaler Kriminalprävention darstellen. Die Landesstiftung 

Baden-Württemberg gGmbH hat dem Innenministerium für die Jahre 2007 und 

2008 eine Million Euro zur gezielten Förderung kriminalpräventiver Projekte zur 

Verfügung gestellt. Gefördert werden brennpunkt- und problemorientierte 

Projekte der Sucht-, Gewalt- und Verkehrsunfallprävention sowie der Gewaltprä-

vention bei jungen Menschen mit Migrationshintergrund. 

Bezüglich der Prävention von Kriminalität zum Nachteil von Senioren, Gewalt in 

der Pflege und Gewaltprävention bei Zuwanderern wurden Projektgruppen 

eingesetzt, um Handlungsbedarf und Handlungsmöglichkeiten aufzuzeigen.  

Freiwilliger Polizeidienst 

Der Freiwillige Polizeidienst ist ein wichtiges Bindeglied zwischen der Polizei und 

den Bürgerinnen und Bürgern. Personen aus verschiedenen Alters- und 

Berufsgruppen unterstützen die Polizei ehrenamtlich in ihrer Arbeit und bringen 

durch ihre Zugehörigkeit zum Freiwilligen Polizeidienst ihre persönlichen 

Fähigkeiten und vorhandenes Know-how in die Polizeiarbeit ein. Sowohl in den 

klassischen Polizeiaufgaben als auch in der Prävention sind die Polizeifreiwilligen 

tätig. Bürgerinnen und Bürger, die sich als Polizeifreiwillige zur Verfügung stellen, 

sind ideale Kontaktpersonen für konkrete Präventionsmaßnahmen vor Ort. 

Bürger mit sozialpädagogischer Vorbildung und Lehrer betreuen als Polizeifreiwil-

lige in Schwerpunktprojekten Jugendliche und Problemgruppen sowohl in 

Jugendräumen und -häusern als auch an szenentypischen Treffpunkten. Die 

Hausaufgabenhilfe bei jugendlichen Spätaussiedlern, die Durchführung von 

Aufklärungsveranstaltungen zu Modedrinks, die Begleitung von Sportveranstal-

tungen, das Anbieten und die Durchführung eines Begleitservices für ältere 

Mitbürger, die Unterstützung beim Betrieb eines Jugendspielplatzes oder die 

Vermittlung von handwerklichen Fähigkeiten durch Handwerksmeister sind 

Beispiele für Präventionsaktivitäten und Projekte, bei denen Polizeifreiwillige 

engeagiert mitgearbeitet haben. 
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Im Berichtszeitraum 2004/ 2005/06 wurden zusätzlich die Werbemaßnahmen von 

einer Vielzahl von einstellenden Polizeidienststellen (Polizeidirektionen/ 

Polizeipräsidien) verstärkt. Allein im Jahr 2006 ist beabsichtigt, weitere 86 

Polizeifreiwillige einzustellen. 

Schwerpunkt Verkehrssicherheit 

Mit besonderer Ber¿cksichtigung der Perspektive auf ein ĂKinderland Baden-

W¿rttembergñ und die demografische Entwicklung wurden im Berichtszeitraum 

zusätzliche Handlungsimpulse gesetzt, die konzeptionell auch im Zusammen-

hang mit Projekten der Kommunalen Kriminalprävention weitergedacht werden. 

Im Bereich der Verkehrsprävention und Verkehrssicherheit lagen im Berichtszeit-

raum die Schwerpunkte der Förderung bürgerschaftlichen Engagements bei 

folgenden Themenfeldern: 

¶ Verkehrssicherheit 

¶ Landesweite Verkehrssicherheitsaktion GIB ACHT IM VERKEHR: Die Aktion 

GIB ACHT IM VERKEHR, die bereits seit 1992 existiert, ist über die 'Arbeits-

kreise Verkehrssicherheit' in nahezu allen Landkreisen verankert. Diese 

breite gesellschaftliche Basis ist Garant für eine erfolgreiche Umsetzung einer 

vernetzten Verkehrspräventionsstrategie, die für die breite Öffentlichkeit in 

besonderem Maße an den jährlichen Landes-Tagen für Verkehrssicherheit 

wahrnehmbar wird. Zum Thema Verkehrssicherheit bietet das Internetportal 

www.gib-acht-im-verkehr.de weitere wichtige Informationen 

¶ Rahmengestaltung durch das Forum Verkehrsprävention, konzeptionelle 

Ausgestaltung durch ziel- und themenbezogene Arbeitsgemeinschaften, 

materielle Unterstützung durch Medien und Exponate 

Auch künftig legt das Innenministerium sein Augenmerk auf: 

¶ Schwerpunktsetzungen gezielt in den Bereichen Kinder/ Sicherer Schulweg, 

Junge Fahrer, Senioren und Gewerblicher Personen- und Güterverkehr 

¶ Maßnahmen zur Förderung des Ehrenamts und bürgerschaftlichen 

Engagements durch den nachgeordneten Bereich insbesondere im Zusam-

menhang mit dem Einsatz von Schulwegdiensten 

¶ Bildung von Arbeitskreisen Verkehrssicherheit in den Stadt- und Landkreisen 

unter Einbeziehung von Vereinen und Institutionen der Verkehrssicherheits-

arbeit (überwiegend ehrenamtliche Bürger) 
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Darüber hinaus erkennt das Innenministerium in der Förderung der Landesver-

kehrswacht sowie für den Bau bzw. die Anschaffung von Jugendverkehrsschulen 

eine wichtige Maßnahme, die der Sicherheit im Straßenverkehr dient. 

Schwerpunkt Freiwillige Feuerwehr 

Nach wie vor einen Schwerpunkt im Berichtszeitraum stellte des Weiteren die 

Bildung von Jugendabteilungen bei den Freiwilligen Feuerwehren als Maßnahme 

der Nachwuchsförderung dar. Derzeit gibt es in rund 980 von  1.108 Gemeinden 

eine Jugendfeuerwehr. Für die restlichen Gemeinden ist u. a. mit Fördermitteln 

der Landesstiftung nach einer entsprechenden Initiative des Innenministeriums 

der Aufbau von Jugendfeuerwehren vorgesehen. Im Rahmen der Nachwuchsar-

beit der Freiwilligen Feuerwehren werden bei der Jugendfeuerwehr verstärkt 

Methoden der modernen Jugendarbeit angewandt. Inzwischen haben sich die 

Jugendfeuerwehren auch für Frauen geöffnet. So liegt die Quote der Mädchen 

bei den Jugendfeuerwehren am Jahresende 2005 bei 13 Prozent. Die 

Betreuerinnen und Betreuer der Jugendfeuerwehren werden wie die Angehöri-

gen anderer Jugendverbände in Jugendleiterlehrgängen geschult. Das 

freiwillige Engagement für die Jugendlichen wird durch die Veranstaltung von 

Wettkämpfen und eine abwechslungsreiche Freizeitgestaltung attraktiver 

gemacht. 

Zivil-, Brand- und Katastrophenschutz (Bevölkerungsschutz) 

Mit Aktivitäten zur Erhaltung und Förderung der Attraktivität ehrenamtlicher 

Tätigkeit in den Feuerwehren, Hilfsorganisationen und THW (Zivil-, Brand- und 

Katastrophenschutz -Bevölkerungsschutz-) befasst sich eine Bund-Länder-

Arbeitsgruppe ĂAG Ehrenamtñ. Die von der AG zu entwickelnden Strategien und 

Lºsungsvorschlªge werden dem Arbeitskreis V ĂFeuerwehrangelegenheiten, 

Rettungswesen, Katastrophenschutz und zivile Verteidigungñ der Stªndigen  

Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder (IMK) als Bericht in 

Verbindung mit einer Beschlussempfehlung vorgelegt.   

Zur Sicherstellung der seelsorgerlichen Betreuung bei Katastrophen, aber auch 

bei Ereignissen unterhalb der Katastrophenschwelle sowie bei Großschadensla-

gen hat das Innenministerium mit den evangelischen Kirchen und den 

katholischen Diözesen in Baden-Württemberg eine Vereinbarung zur Leistung 

von Notfallseelsorge getroffen. Die Notfallseelsorge leistet unmittelbar nach 

einem Unglück seelsorgerlichen Beistand und Betreuung für Opfer und deren 

Angehörige, anderweitig Betroffene, für Ersthelferinnen und -helfer und bei 
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Bedarf auch für Einsatzkräfte. Sie ist ein verlässliches Angebot mit ausgebildeten 

hauptberuflichen Seelsorgerinnen und Seelsorgern und dafür qualifizierten 

Ehrenamtlichen, die sich an der Struktur der Stadt- und Landkreise als untere 

Katastrophenschutzbehörden ausrichtet.  

Das Land gewährt Zuwendungen zur institutionellen Förderung und zur 

Projektförderung der Kulturarbeit nach § 96 des Bundesvertriebenengesetzes im 

Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. Für diesen Zweck werden im 

Staatshaushaltsplan 2004 voraussichtlich rund 900.000 Euro veranschlagt. 

Schließlich richtet das Ministerium in der Regel im zweijährigen Rhythmus einen 

Wettbewerb zur Würdigung kommunaler Bürgeraktionen aus (s. u.). 

 

Denkmalpflege 

¶ Die Abteilung weist auf die Denkmalfachreferate in den vier Regierungsprä-

sidien sowie auf das Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium 

Stuttgart hin. In enger Zusammenarbeit mit den hauptamtlichen Mitarbeitern 

dieser Behörden sind rund 250 ehrenamtlich Beauftragte ganz überwiegend 

im Bereich der Archäologischen Denkmalpflege tätig. Die Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter pflegen Kontakte zu Bürgerinnen und Bürgern, informieren 

diese über laufende Arbeiten, halten Vorträge und motivieren zur Mitarbeit 

bei Ausgrabungen, Ausstellungen und der Erstellung von Dokumentationen. 

Einige Ehrenamtliche haben auch 2004/ 2005/06 wieder selbständig im 

Auftrag der archäologischen Denkmalpflege Prospektionen und kleinere 

Rettungsgrabungen durchgeführt. Alle ehrenamtlich Beauftragte werden 

regelmäßig fortgebildet. Unter ihnen sind alle Altersstufen und Gesell-

schaftsschichten vertreten (vgl. dazu Walter Joachim, Die praktischen 

Erfahrungen eines ehrenamtlichen Mitarbeiters in der Archäologischen 

Denkmalpflege Baden-Württembergs, in: Archäologisches Nachrichtenblatt 

7(2002) 2, S. 151-155). 

¶ Ein zunächst auf vier Jahre begrenztes Projekt (Ende Frühjahr 2005) 

ehrenamtlicher Tätigkeit in enger Zusammenarbeit mit dem Landesamt für 

Denkmalpflege ist die Erfassung von Kleindenkmalen in Baden-

Württemberg. Die Maßnahme wurde vom Schwäbischen Albverein, dem 

Schwäbischen Heimatbund und dem Schwarzwaldverein zusammen mit 

dem Landesdenkmalamt als Leit- und Koordinierungsstelle ins Leben geru-

fen. Das Projekt wird seit Februar 2006 für weitere vier Jahre fortgeführt 

über den Schwäbischen Heimatbund in Kooperation mit dem Landesamt für 
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Denkmalpflege. Es geht darum, Kleindenkmale in sieben Landkreisen unter 

Anleitung einer Mitarbeiterin der Denkmalpflege modellhaft systematisch zu 

dokumentieren (vgl. Martina Blaschka, Vielzahl und Vielfalt. Projekt zur 

Erfassung der Kleindenkmale in Baden-Württemberg 2001-2005, in: Denk-

malpflege in Baden-Württemberg. Nachrichtenblatt der 

Landesdenkmalpflege (2006) 1, S.2-9). 

¶ Die hauptamtlichen Mitarbeiter der Bau- und Kunstdenkmalpflege 

unterstützen zahlreiche Bürgerinitiativen und Fördervereine, die sich konsti-

tuieren, um bedrohte Kulturdenkmale vor dem Abbruch zu bewahren und 

einer neuen Nutzung zuzuführen.  

 

Neuer Schwerpunkt:  

Projekt ĂB¿rgerschaftliches Engagement: Ehrenamtliche Integrationsbegleitung 

für bleibeberechtigte Ausländer/innen und für Spätaussiedler/innenñ 

Das Innenministerium Baden-Württemberg erprobt in einem mit Mitteln der 

Landesstiftung Baden-Württemberg finanzierten Projekt, wie sich Hilfen zur 

Selbsthilfe systematisch erschließen und nachhaltig umsetzen lassen. 

Das Projekt ĂBürgerschaftliches Engagement: Ehrenamtliche Integrationsbeglei-

tung f¿r bleibeberechtigte Auslªnder/innen und f¿r Spªtaussiedler/innenñ läuft 

seit dem Jahr 2006 in einem dreijährigen Modellversuch an verschiedenen 

Standorten in allen Teilen des Landes Baden-Württemberg. An insgesamt 20 

Projektstandorten wird systematisch erprobt, wie durch bürgerschaftliches 

Engagement der Integrationsprozess von bleibeberechtigten Ausländerinnen und 

Aussiedlern sowie von Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern unterstützt und 

den zu begleitenden Personen der Weg in die Unabhängigkeit geebnet werden 

kann.  

Am Projekt nehmen einheimische ebenso wie zugezogene und bereits integrierte 

Personen teil, die sich bürgerschaftlich betätigen wollen. Sie stehen den zu 

begleitenden Personen als Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner zur 

Verfügung, helfen bei der Alltagsbewältigung (z.B. Begleitung bei Behördengän-

gen, Kindergarten-, Schul- und Arztbesuchen, Arbeitssuche, Wohnungssuche) 

oder bringen sich in Selbsthilfeinitiativen, Patenschaften, interkulturelle 

Stadtteilaktivitäten oder in einem Integrationsbüro in die Integrationsarbeit ein 

und ergänzen insoweit die Angebote der hauptamtlichen Migrationsberatung. 
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Die ehrenamtlichen Integrationsbegleiterinnen und -begleiter wirken in lokalen 

Netzwerken mit Gemeinden, Ausländerbehörden, Eingliederungsbehörden und 

anderen am Integrationsgeschehen beteiligten örtlichen Behörden oder 

Regeldiensten, insbesondere aber auch mit Anbietern von Integrationskursen, 

hauptamtlichen Fachkräften der Migrationsberatung für Jugendliche und 

Erwachsene sowie mit ehrenamtlich tätigen Personen in anderen Projekten oder 

Diensten zusammen. 

F¿r das Projekt stehen verteilt ¿ber die dreijªhrige Laufzeit 850.000 ú Fºrdermit-

tel zur Verfügung. 

Gesetzliche Neuregelungen und Vorhaben 

Bei der Denkmalpflege kam es zudem zu einer Überarbeitung der VwV 

Beauftragte für Denkmalpflege, einer Verwaltungsvorschrift des Innenministe-

riums über die ehrenamtlichen Beauftragten für Denkmalpflege vom 8. August 

2005, GABl. vom 28.9.2005, S. 700. 

Kooperationen 

Über das Programm Polizeiliche Kriminalprävention der Länder und des Bundes 

(ProPK) (www.polizei-beratung.de) sowie das Deutsche Forum für Kriminalprä-

vention (DFK) (www.kriminalpraevention.de) besteht eine intensive 

Zusammenarbeit mit den anderen Bundesländern. In diesen bundesweiten Foren 

kommt es zu einem wichtigen Erfahrungsaustausch über laufende und geplante 

Projekte.  

Eine europaweite Plattform für Austauschmöglichkeiten besteht über das 

Europäische Netzwerk für Kriminalprävention (http://europa.eu.int/comm 

/justice_home/news/cpnet/en/index.htm). In einem informationsreichen 

Internetauftritt dieses europäischen Netzwerkes lassen sich örtliche Projekte 

verfolgen, die in europäischen Ländern durchgeführt werden. 

Zudem haben sich in den Stadt- und Landkreisen im Berichtszeitraum weitere 

Arbeitskreise Verkehrssicherheit oder ähnliche Netzwerke gebildet bzw. sind in 

Vorbereitung. 

Für die Kommunen sind die ehrenamtlichen Beauftragten der Archäologischen 

Denkmalpflege wichtige Ansprechpartner, die ortsansässig und damit direkt 

erreichbar sind. Zudem existieren Kooperationen von Seniorenbüros mit der 

Archäologischen Denkmalpflege.  
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Die Landratsªmter bzw. Stadtverwaltungen ¿bernahmen beim Projekt ĂErfassung 

von Kleindenkmalenñ die Schirmherrschaft. Das Projekt trug zur Sensibilisierung 

gegenüber dieser Denkmalgattung bei. Das drückte sich bei gemeinsamen 

Presseterminen der Projektbeteiligten mit Landräten, Oberbürgermeistern und 

Bürgermeistern aus. 

Ebenso besteht im Rahmen des Projekts der Integration von bleibeberechtigten 

Ausländer/innen und von Spätaussiedler/innen Kontakt mit Kommunen und 

Landkreisen beim Aufbau förderlicher Infrastrukturen.  

Unternehmerisches bürgerschaftliches Engagement  

- Corporate Citizenship- 

Weiterhin wird seitens des Innenministeriums mit einer gewissen Sorge die 

zunehmende Zurückhaltung von Arbeitgebern beobachtet, Feuerwehrangehörige 

für Einsätze freizustellen.  

Im Berichtszeitraum wurde die Beschaffung mobiler oder der Bau stationärer 

Jugendverkehrsschulen (Träger in der Regel Verkehrswachten) durch 

Unternehmen maßgeblich unterstützt.  

Was die Archäologische Denkmalpflege betrifft, wurde im November 2004 der 

von der Wüstenrot Stiftung Ludwigsburg gestiftete Archäologie-Preis Baden-

Württemberg verliehen. Die Veranstaltung wird vom Landesamt für Denkmalpfle-

ge organisiert. Die Preisverleihung erfolgt im 2-Jahres-Rhythmus. 

Im November 2005 erfolgte die Verleihung des Denkmalschutzpreises 2005. 

Diese landesweit bedeutendste Ehrung für private Denkmaleigentümer wird 

jährlich vorgenommen - gemeinsam mit dem Schwäbischen Heimatbund, dem 

Landesverein Badische Heimat und der Denkmalstiftung Baden-Württemberg. 

Das Preisgeld stiftete 2005 die L-Bank.  

Das Innenministerium geht davon aus, dass diese kooperativen Partnerschaften 

mit der Wirtschaft durch entsprechenden politischen Rückhalt und öffentlich-

keitswirksamer Darstellung des Engagements, nachhaltig gestärkt werden 

können. 

Qualifizierung 

Das Innenministerium misst der Qualifizierung des ehrenamtlichen Engagements 

in den dargestellten Engagementfeldern große Bedeutung bei. 
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So werden im Bereich der kommunalen Kriminalitätsprävention im Einzelfall 

Fortbildungsmaßnahmen und Seminare von der Akademie der Polizei angeboten. 

Im Bereich der Feuerwehr finden sowohl auf der örtlichen Ebene regelmäßige 

Fortbildungen statt als auch überörtlich organisierte Lehrgänge der Landes-

feuerwehrschule. Der Landesfeuerwehrverband wird zur Wahrnehmung seiner 

Aufgaben u. a. auf dem Gebiet des Feuerwehrwesens und des Umweltschutzes 

sowie als Interessenvertretung der Feuerwehren mit Zuwendungen unterstützt. 

Die Fortbildungen im Bereich des kommunalen Ehrenamtes werden überwiegend 

durch die kommunalen Landesverbände und die Parteien durchgeführt. 

Weiterhin spielt die laufende Fortbildung der Angehörigen der Verkehrserziehung 

bei den Kreisdienststellen der Polizei im Rahmen von zielgruppenbezogenen 

Seminaren und Workshops eine wichtige Rolle, da sie die Grundvoraussetzung 

für eine erfolgreiche Verkehrssicherheitsarbeit und Zusammenarbeit mit 

Ehrenamtlichen darstellt. 

Auch Polizeifreiwillige werden jährlich weitergebildet und für ihre Aufgaben 

qualifiziert. Die fachspezifische Regelfortbildung umfasst dabei mindestens 18 

Stunden. Darüber hinaus erfolgen anlass- oder projektbezogene Fortbildungs-

maßnahmen. 

Zur Qualifizierung und Fortbildung der ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter der Archäologischen Denkmalpflege und zur Einbindung in den 

aktuellen Aufgaben- und Kenntnisstand der Landesdenkmalpflege werden von 

den hauptamtlichen Mitarbeitern jährlich Fortbildungsveranstaltungen für die 

ehrenamtlich Tätigen durchgeführt. Dabei werden theoretische Kenntnisse und 

praktische Fertigkeiten wie neue Untersuchungsmethoden, die sachgerechte 

Durchführung von Grabungen, Bergung und Dokumentation von Funden 

vermittelt.  

Im Rahmen des Projekts ĂEhrenamtliche Integrationsbegleitung für bleibeberech-

tigte Auslªnder/innen und f¿r Spªtaussiedler/innenñ werden 

Qualifizierungsmaßnahmen für ehrenamtliche Integrationsbegleiterinnen und -

begleiter gefördert. Außerdem werden Aufwandsentschädigungen oder sonstige 

Anerkennungen an ehrenamtliche Integrationsbegleiterinnen und -begleiter bis 

zu einer Höchstgrenze von insgesamt 1.500 Euro pro Person und Jahr gefördert. 
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Anerkennungskultur  

Seitens des Innenministeriums wurde auch im Jahr 2005 ein Bürgerwettbewerb 

ĂKommunale B¿rgeraktionenñ ausgerichtet, der viele ehrenamtliche Initiativen 

und Projekte im Lande ansprach und dazu diente, die ganze Vielfalt an 

freiwilliger Tätigkeit sichtbar zu machen. Unter Einbeziehung der Regierungsprä-

sidien, die eine Vorauswahl unter den gemeldeten 356 Bürgeraktionen trafen und 

an das Innenministerium weiterleiteten, wurden 45 Projekte ausgewählt und im 

Rahmen einer feierlichen Veranstaltung mit einer Plakette und einer Urkunde 

durch den Ministerpräsidenten und den Innenminister ausgezeichnet. Der 

Wettbewerb wird in der Regel im zweijährigen Rhythmus durchgeführt. 

Angehörige der Freiwilligen Feuerwehr, die langjährig Feuerwehrdienst geleistet 

und sich dabei in besonderem Maße hervorgetan haben, wird als Anerkennung 

das Feuerwehr-Ehrenzeichen verliehen. Ferner veranstaltet der Ministerpräsident 

in Zusammenarbeit mit dem Innenministerium aus aktuellem Anlass Helferemp-

fänge zur Anerkennung ehrenamtlich geleisteter Arbeit der Hilfsorganisationen 

und der Feuerwehr. Erfolgreich abgelegte Leistungsübungen und Geschicklich-

keitsprüfungen werden mit der Verleihung eines Leistungsabzeichens gewürdigt. 

Herausragende Maßnahmen und Aktionen in der Verkehrssicherheitsarbeit 

werden seit Jahren im Rahmen des Landes-Tages der Verkehrssicherheit vom 

Forum Verkehrsprävention mit dem Verkehrspräventionspreis GIB ACHT IM 

VERKEHR ausgezeichnet. Diese Auszeichnungen sollen fortgeführt werden. 

Polizeifreiwillige werden entsprechend ihrer Zugehörigkeit im Fünfjahresrhythmus 

geehrt. Sie erhalten als äußeres Zeichen der Ehrung eine Urkunde überreicht 

und dürfen spezielle Dienstgradabzeichen tragen.  

Die ehrenamtlich Beauftragten der Archäologischen Denkmalpflege werden für 

besonderes Engagement von Seiten der Denkmalpflege und der Kommunen 

geehrt. Eine ganz besondere Würdigung stellt der von der Wüstenrot Stiftung 

Ludwigsburg zweijährlich vergebene Archäologiepreis Baden-Württemberg dar. 

Jeder ehrenamtliche Mitarbeiter erhält einen amtlichen Ausweis, der ebenfalls 

Anerkennungsfunktion hat. Die Denkmalstiftung Baden-Württemberg verleiht 

jährlich im Rahmen der Eröffnungsveranstaltung des Tages des offenen 

Denkmals eine Auszeichnung für privates Engagement in der Denkmalpflege. 

Hier wird bürgerschaftliches Engagement, oft erbracht von Fördervereinen oder 

Bürgerinitiativen zur Erhaltung bedrohter Denkmalsubstanz, gewürdigt. 
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Auch im Rahmen des Projekts ĂEhrenamtliche Integrationsbegleitung f¿r 

bleibeberechtigte Auslªnder/innen und f¿r Spªtaussiedler/innenñ unterst¿tzt das  

Innenministerium die Anerkennung von bürgerschaftlich Engagierten. 

Finanzmittel 

Finanzielle Förderung des Ehrenamts und bürgerschaftlichen Engagements im 
Bereich des Innenministeriums Baden-Württemberg  

Zweckbestimmung 2001 2002 2003 2004 2005 

 Mio. EUR 

Förderung der Anliegen kommunaler 

Bürgeraktionen und der kommunalen 

Selbstverwaltung 

0 0,01 0,01   

Kosten für den Freiwilligen 

Polizeidienst 

2,3 2,3 2,3 2,31 2,16 

Kriminalprävention im Kinder- und 

Jugendbereich (Förderung örtlicher 

gemeinnütziger Projekte) 

0,3 0,8 0,4 0,5 0,5 

Bau/Anschaffung von Jugendverkehrs-

schulen 

   0,03 0,038 

Förderung der Landesverkehrswacht    0,153 0,153 

Institutionelle und Projektförderung 

(Kulturarbeit nach § 96 des 

Bundesvertriebenengesetzes) 

0,9 1,0 1,0   

Förderung von Leistungswettkämp-

fen, Beschaffung von Feuerwehr-

Ehrenzeichen 
1) 

0,05 0,05 0,05 0,05 0,05 

Feuerwehrunfallfürsorge 0,7 0,7 0,8 0,8 0,9 

Erholungsfürsorge für Feuerwehran-

gehörige 

0,17 0,17 0,17 0,18 0,18 

Zuwendungen an den Landesfeuer-

wehrverband Baden-Württemberg 

e.V. 

0,1 0,1 0,1 0,10 0,12 

Ehrenamtlich Beauftragte der 

Archäologischen Denkmalpflege 

(Auslagenersatz, Reisekosten, 

Fortbildung) 

   0,01 0,015 

Gesamtförderung 4,52 5,13 4,83 4,13 4,12 

1) Haushaltsmittel, die mittelbar dem Ehrenamt zugute kommen 

F¿r das Projekt ĂEhrenamtliche Integrationsbegleitung für bleibeberechtigte Ausländer/innen und 

f¿r Spªtaussiedler/innenñ, das 2006 begonnen hat, stehen 850.000 ú Fördermittel für drei Jahre 

Laufzeit zur Verfügung. 
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2.1.6 Wissenschaftsministerium 

Ansprechpartner/-innen im Wissenschaftsministerium 

Generelle Zuständigkeit in Fragen der Förderung und Begleitung ehrenamtlichen 

Engagements 

 

 

 

Reinhold Gehring 

0711/279-3116  

Reinhold.Gehring@mwk.bwl.de 

 

Spezifische Förderaktivitäten des Ministeriums in den Bereichen: 

¶ Museen 

¶ Kunstvereine 

¶ Kulturinitiativen und  

¶ Soziokulturelle Zentren 

Reinhold Gehring 

0711/279-3116  

email: Reinhold.Gehring@mwk.bwl.de 

 

 

Schwerpunkte der Förderung bürgerschaftlichen Engagements 

Im Politikfeld des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst steht im 

Bereich der Ehrenamtsförderung die Förderung der soziokulturellen Zentren im 

Mittelpunkt, da diese als Aktionsfelder bürgerschaftlichen Engagements 

Bedeutung erlangten. Nach Erhebungen der Bundesvereinigung soziokultureller 

Zentren liegt der Anteil der Ehrenamtlichen am Gesamtpersonal soziokultureller 

Einrichtungen bei etwa 74%. Soziokulturelle Einrichtungen sind vielerorts auch zu 

Erprobungsfeldern zur Einübung bürgerschaftlichen Engagements geworden, 

indem sie als Einsatzstellen von freiwilligen Diensten fungieren.  

Ein weiterer Schwerpunkt stellt die Unterstützung von bürgerschaftlichem 

Engagement in Kulturinitiativen und Kunstvereinen des Landes dar. Die Museen 

und Kunstvereine sind traditionell fest in die Vereinskultur eingebunden, sei es 

direkt durch Vereinsträgerschaft, durch die Kooperation mit örtlichen Heimat- und 

Geschichtsvereinen oder durch eigens gegründete Freundeskreise und 

Fördergesellschaften. Angesichts der zunehmend schwierigen Lage der 

öffentlichen Haushalte erhält die Unterstützung durch gemeinnützige Förderver-

eine und Ehrenamtliche wachsende Bedeutung, da diese auch als 

Spendensammler tätig werden und Projekte unterstützen. Dabei übernehmen die 

Mitglieder ehrenamtliche Aufgaben in den Bereichen Aufsicht, Information, Pflege 

des Sammlungsbestandes, der Bibliothek, bei Marketingmaßnahmen und bei 

kleineren Kunstvereinen und Heimatmuseen auch unentgeltlich Führungs- und 

Leitungsaufgaben.  

Ohne diese Mitwirkung wäre vielerorts der Museumsbetrieb bzw. der Kunstver-

einsbetrieb nicht aufrecht zu erhalten. Die Bedeutung des Ehrenamtes zeigt sich 

darin, dass es keine Museums- oder Kunstvereinsgründungen mehr gibt, bei 
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denen nicht von Anfang an ein Förderverein bzw. Förderkreis den Aufbau aktiv 

begleitet und kostengünstige Betriebsmodelle schon im Planungsstadium 

entworfen und angestrebt werden.  

Grundsätzlich sieht das Ministerium vor, die bisherigen Förderschwerpunkte 

beizubehalten. 

Zwar werden ehrenamtliche Tätigkeiten und bürgerschaftliches Engagement 

nicht unmittelbar durch das Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst 

gefördert, jedoch kommen die vom Ministerium zu Verfügung gestellten 

Finanzmittel mittelbar der Förderung des Ehrenamtes zugute. Von den 

Zuwendungen des Ressorts haben viele Bereiche und Einrichtungen wie 

Freilichtmuseen, Restaurierungsmaßnahmen bei den Heimatmuseen, 

Kunstvereine, Kulturinitiativen und soziokulturelle Zentren einen Gewinn. 

Finanzmittel 

Finanzielle Förderung des Ehrenamts und bürgerschaftlichen Engagements im 

Bereich des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst Baden-

Württemberg. 

Die Zahlen entsprechen nicht immer den Haushaltsansätzen. Der Anteil, der 

mittelbar dem ehrenamtlichen Engagement zugute kommt, wurde teilweise 

geschätzt.  

Zweckbestimmung  2002 2003 2004 2005 

  

in EUR  

Zuwendungen insbesondere für 

Hausumsetzungen der 

Freilich tmuseen 

1.230.000 1.230.000 523.000 523.000 

Zuwendungen für Restauri e-

rungsmaßnahmen bei den 

Heimatmus een 

76.700 76.700 76.000 76.000 

Zuwendungen an Kunstvereine  869.000 869.000 810.000 810.000 

Förderung von Kulturinitiativen 

und Soziokulturellen Zentren  

444.000 452.000 455.000 455.000 

Gesamtförderung  2.619.700 2.627.700 1.864.000 1.864.000 
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2.1.7 Justizministerium 

Ansprechpartner/-in im Justizministerium 

Zentrale Zuständigkeit für die Belange des bürgerschaftlichen Engagements 

 Manuela Göbbel 

0711/279-2113 

goebbel@jum.bwl.de 

Spezifische Förderaktivitäten des Ministeriums in den Bereichen: 

Freie Straffälligenhilfe 

 

Dr. Rüdiger Wulf 

0711/279-2340  

Wulf@jum.bwl.de 

Betreuung der ehrenamtlichen Tätigkeit im 

Justizvollzug 

Dr. Gero Kofler 

0711/279-2342 

Kofler@jum.bwl.de 

Ehrenamtliche Richter in der Strafgerichtsbar-

keit 

 

 

 

Ehrenamtliche Richter in der Verwaltungs-, 

Sozial-, Finanz- und Arbeitsgerichtsbarkeit 

Dr. Axel Isak 

0711/279-2232 

isak@jum.bwl.de 

 

Gisela Clemens 

0711/279-2111 

clemens@jum.bwl.de  

Fortbildungen für ehrenamtliche Richter Dr. Rainer Hornung 

0711/279-2365 

rainer.hornung@jum.bwl.de 

 

Miriam Rabus 

0711/279-2367 

rabus@jum.bwl.de 

Ehrenamtliche Betreuer, Vormünder und 

Pfleger 

Bernd Odörfer 

0711/279-2214 

odoerfer@jum.bwl.de 

Projekt ĂFºrderung des b¿rgerschaftlichen 

Engagements in der Justizñ im Rahmen der 

Nachhaltigkeitsstrategie des Landes Baden-

Württemberg 

Dr. Wolfgang Kunze 

0711/279-2202 

kunze@jum.bwl.de 

 

Schwerpunkte der Förderung bürgerschaftlichen Engagements 

Die Förderung der ehrenamtlichen Tätigkeit durch das Justizministerium erfolgt in 

erster Linie durch Aus- und Fortbildungsveranstaltungen für ehrenamtliche 

Richterinnen und Richter, Fortbildungstagungen für Anstaltsbeirätinnen und 

Anstaltsbeiräte und ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im 

Justizvollzug sowie die Herausgabe von Informationsbroschüren. Es gibt 

beispielsweise neben einem Leitfaden für Schöffen auch Leitfäden für 

ehrenamtliche Richter in der Verwaltungsgerichtsbarkeit, in der Sozialge-

richtsbarkeit und in der Finanzgerichtsbarkeit. Im Jahr 2005 wurde das Angebot 

um einen Leitfaden für ehrenamtliche Richter in der Arbeitsgerichtsbarkeit 

erweitert, nachdem die Zuständigkeit 2004 vom Sozialministerium auf das 

Justizministerium als Rechtspflegeministerium übergegangen war. Anfang 2005 

mailto:goebbel@jum.bwl.de
mailto:Wulf@jum.bwl.de
mailto:Kofler@jum.bwl.de
mailto:isak@jum.bwl.de
mailto:hornung@jum.bwl.de
mailto:rabus@jum.bwl.de
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wurde zudem vom Justizministerium zusammen mit den Kirchen ein Faltblatt zur 

ehrenamtlichen Tätigkeit im Justizvollzug in Baden-Württemberg herausgegeben. 

Das Interesse von Ehrenamtlichen an einer Tätigkeit beispielsweise im baden-

württembergischen Justizvollzug schätzt das Ressort als anhaltend groß mit 

steigender Tendenz ein. Dies zeigt sich speziell bei der großen Interessentenanf-

rage an den Tagungen im Bereich des Justizvollzugs, die vom Justizministerium 

und den Kirchen veranstaltet werden.  

Die Unterstützung und Förderung plant das Ministerium auch in Zukunft durch die 

vorgezeichneten Informationsmaterialien, Veranstaltungen und sonstigen 

Maßnahmen der Wertschätzung beizubehalten. Entsprechende Gesetzesvorha-

ben werden im eigenen Zuständigkeitsbereich sorgsam im Auge behalten, 

einschlägige Verwaltungsvorschriften bei Bedarf erneuert. 

Seit Januar 2005 führt das Justizministerium Baden-Württemberg in den 

Landgerichtsbezirken Stuttgart und Tübingen und im Amtsgerichtsbezirk Stuttgart 

ein zweijähriges Pilotprojekt zur Privatisierung der Gerichts- und Bewäh-

rungshilfe durch. Es wird eine flächendeckende Übertragung der Aufgaben der 

Bewährungs- und Gerichtshilfe zum 1. Januar 2007 im Wege einer europaweiten 

Ausschreibung vorbereitet. 

Zukünftig sollen ehrenamtliche Bewährungshelfer unter der Anleitung von 

hauptamtlichen Sozialarbeitern einfachere Fälle in eigener Verantwortung 

übernehmen. Eine erste Zwischenbilanz hat gezeigt, dass es im Pilotbezirk 

innerhalb kürzester Zeit gelungen ist, die notwendigen Strukturmaßnahmen in 

der Bewährungs- und Gerichtshilfe umzusetzen und eine qualifizierte ehrenamtli-

che Bewährungshilfe zu etablieren.  

Die Bedeutung des Ehrenamts in der Straffälligenhilfe ist sehr groß, was sich 

am Engagement vieler Ehrenamtlichen in den Verbänden und Vereinen der 

Straffälligenhilfe zeigt und in der erfolgreichen Arbeit für die Resozialisierung 

ehemaliger Straffälliger niederschlägt. Zukünftig sollen in geeigneten Fällen auch 

im Kernbereich der Bewährungshilfe ehrenamtliche Bewährungshelfer unter der 

Anleitung von hauptamtlichen Sozialarbeitern tätig werden. 
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Gesetzliche Neuregelungen und Vorhaben  

Das Justizministerium misst eine sehr große Bedeutung der Haftpflichtversi-

cherung für ehrenamtlich tätige Bürgerinnen und Bürger bei, an deren 

Einführung es in Kooperation mit anderen Ressorts beteiligt war. Man stellt fest, 

dass die Einführung dieser Versicherung eine deutliche Verbesserung in 

rechtlicher, aber auch in atmosphärischer Hinsicht gebracht hat. Damit konnte 

dem berechtigten Sicherheitsbedürfnis vieler ehrenamtlich Tätigen Rechnung 

getragen werden. Es ist davon auszugehen, dass sich das positive Signal auch 

auf die Bereitschaft zu bürgerschaftlichem Engagement auswirken wird, auch 

und besonders im Bereich der Betreuung. Für ehrenamtliche Betreuer, 

Vormünder und Pfleger besteht im Übrigen bereits seit längerem Versicherungs-

schutz, insbesondere auch durch eine zusätzliche Vermögensschaden-

Haftpflichtversicherung, die das Justizministerium speziell für diesen Personen-

kreis abgeschlossen hat. 

Zu erwähnen ist auch die Gesetzesinitiative zur Modernisierung des 

Vereinsrechts, die auf Betreiben des Justizministeriums im Februar 2006 dem 

Bundesrat zugeleitet wurde. Ziel ist, das Vereinsrecht an die Bedürfnisse des 

modernen Rechtsverkehrs anzupassen und vor allem für kleinere, nicht 

eingetragene Vereine Erleichterungen zu schaffen.  

Unternehmerisches bürgerschaftliches Engagement  

- Corporate Citizenship- 

Seit Ende 2003 betreiben die Vereine ĂProjekt Chance e.V.ñ in Creglingen und 

ĂPRISMA e.V.ñ in Leonberg mit Unterst¿tzung der Landesstiftung Baden-

Württemberg und der Robert-Bosch-Stiftung einen modernen und zeitgemäßen 

Jugendstrafvollzug in Baden-Württemberg. Entscheidendes Ziel ist, den Rückfall 

in die Kriminalität bei den Jugendlichen zu verhindern.  

In zwei Einrichtungen in Creglingen und in Leonberg stehen insgesamt 30 Plätze 

für junge Gefangene zwischen 14 und 18 Jahren zur Verfügung. Mit einem ca. 

einjährigen persönlichkeitsfördernden Erziehungsprogramm erhalten die jungen 

Gefangenen die Chance zum Ausstieg aus der Kriminalität.  

In der Zeit vom 1. September 2003 bis Ende 2005 haben in Creglingen 

insgesamt 12 Jugendliche das Erziehungsprogramm absolviert, in Leonberg 

schlossen seit November 2003 fünf Jugendliche das Projekt erfolgreich ab, fast 

alle fanden auch einen Ausbildungsplatz. In Creglingen erlangten neun 

Jugendliche eine Schul- oder Berufsausbildung oder fanden eine Arbeitsstelle. 
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Die bisherigen Erfahrungen mit dem Projekt Chance zeigen, dass den 

Jugendlichen vor allem auch berufliche Perspektiven gegeben werden und 

hierbei die erfolgreiche Kooperation mit der Wirtschaft einen entscheidenden 

Faktor darstellt. Nicht zuletzt durch diese Kooperation mit Unternehmen, kann mit 

dem Projekt ein entscheidender Beitrag zur Integration straffällig gewordener 

junger Menschen in Gesellschaft und Berufswelt geleistet werden.  

Anerkennungskultur und Qualifizierung 

Es ist dem Justizministerium Baden-Württemberg ein Anliegen, die geschaffene 

Anerkennungskultur für Ehrenamt und bürgerschaftliches Engagement im 

eigenen Zuständigkeitsbereich zu pflegen und weiter auszubauen. Dies erfolgt in 

erster Linie durch Aus- und Fortbildungsveranstaltungen für ehrenamtliche 

Richterinnen und Richter, Fortbildungstagungen für Anstaltsbeirätinnen und 

Anstaltsbeiräte und ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im 

Justizvollzug, die auch für die Würdigung von Verdiensten im Bereich des 

Justizvollzugs genutzt werden.  

Ein zentraler Bestandteil des vom Justizministerium bezuschussten Schöffenta-

ges, der seit 2001 nun zum zweiten Mal im Juli 2006 stattfand, ist der persönliche 

Empfang und Danksagung des Justizministers für die Schöffinnen und Schöffen 

aus Baden-Württemberg. Einen wichtigen und nicht zu unterschätzenden 

Bestandteil der Anerkennung und Würdigung stellen auch  

Dankesschreiben und persönliche Gespräche dar.  

Projekt ĂFºrderung des b¿rgerschaftlichen Engagements in der Justizñ im 
Rahmen der Nachhaltigkeitsstrategie des Landes Baden-Württemberg 

Einer der Tätigkeitsschwerpunkte der Landesregierung in der laufenden 

Legislaturperiode besteht in der Entwicklung einer Nachhaltigkeitsstrategie für 

das Land Baden-Württemberg. Ziel dieser Strategie ist es, in einem Dreiklang 

von Ökologie, Sozialem und Ökonomie den Grundsatz der Nachhaltigkeit in alle 

Politikbereiche zu integrieren. Im Justizministerium sind Ende des Jahres 2006 

die Arbeiten an der Nachhaltigkeitsstrategie aufgenommen und die Entscheidung 

getroffen worden, das Projekt ĂFºrderung des b¿rgerschaftlichen Engagements 

in der Justizñ in Angriff zu nehmen. Die Arbeit an dem Projekt wird in enger 

Zusammenarbeit des Justizministeriums mit den anderen fachlich berührten 

Ressorts und zahlreichen privaten Verbänden erfolgen, die sich zu einer Mitarbeit 

bereit erklärt haben. Dabei soll der Frage nachgegangen werden, welche 

Möglichkeiten bestehen, dem bürgerschaftlichen Engagement in der Justiz die 
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verdiente öffentliche Anerkennung zukommen zu lassen, und wie noch mehr 

Bürgerinnen und Bürger dafür gewonnen werden können, sich in die Rechtspfle-

ge einzubringen. Außerdem sollen aktuelle Vorschläge erörtert werden, dem 

bürgerschaftlichen Engagement in der Justiz neue Betätigungsfelder zu 

erschließen. 

Finanzmittel 

Finanzielle Förderung des Ehrenamts und bürgerschaftlichen Engagements im 
Bereich des Justizministeriums Baden-Württemberg 

Zweckbestimmung  2001 2002 2003 2004 2005 

 EUR  

Aus- und Fortbildungsveranstaltun-

gen für  

ehrenamtliche Richter/-innen 

86.600 70.200 64.000 92.200 111.000 

Broschüren für ehrenamtliche 

Richter/-innen und Betreuer/-innen 

8.600 24.300 ca. 20.000 16.900 18.560 

Anstaltsbeiräte bei den 

Justizvollzugsanstalten 

15.200 16.000 16.000 -- -- 

Fortbildungstagung für 

Anstaltsbeiräte und  

ehrenamtliche Mitarbeiter/-innen im 

Justizalltag 

1.600 1.600 1.600 3.500 4.000 

Landesarbeitsgemeinschaft der 

kommunalen Ausländervertretungen 

(Mittel der Stabsstelle der 

Ausländerbeauftragten) 

5.000 5.000 5.000 5.000 5.000 

Veranstaltung für ehrenamtliche 

Mitarbeiter/-innen im Justizvollzug 

500 0 0 -- -- 

Schöffentag 1.600 0 0 -- -- 

3 Informationsveranstaltungen zum  

Betreuungsrecht 

0 2.000 0 1.489.91 -- 

Schöffentag des Anwaltsgerichts-

hofs 

-- -- -- -- 750 

Veranstaltung "50 Jahre 

Bewährungshilfe" 

0 0 6.000 -- -- 

Beiträge für die Haftpflichtversiche-

rung für ehrenamtliche Betreuer/-

innen 

 

* alle Beiträge inkl. Versicherungs-

steuer 

37.755 63.845 98.783 117.147  117.833  

Gesamtförderung 156.855 182.945 211.383 236.236 257.143 
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2.1.8 Finanzministerium 

Ansprechpartner/ -in im Finanzminister ium 

Generelle Zuständigkeit in Fragen der Förderung und Begleitung ehrenamtlichen 
Engagements  

(Abteilung 3, Steuerabteilung)  Dr. Carl Friedrich Vees 

0711/279-3631 

carl -friedrich.vees@fm.fv.bwl.de 

Spezifische Förderaktivitäten des Ministeriums in den Bereichen: 

Vereinssteuerrecht und Ehrenamt Dr. Carl Friedrich Vees 

0711/279-3631  

carl -friedrich.vees@fm.fv.bwl.de 

 

Schwerpunkte der Förderung bürgerschaftlichen Engagements 

Grundsätzlich liegen die Förderaktivitäten des Finanzministeriums im Bereich der 

steuerrechtlichen - und damit bundesrechtlichen - Rahmenbedingungen für 

bürgerschaftliches Engagement, d.h. bei der Frage der Steuerbefreiung von 

Körperschaften des privaten Rechts (insbesondere rechtsfähigen Vereinen) 

wegen der Verfolgung gemeinnütziger, mildtätiger oder kirchlicher Zwecke sowie 

der Frage des steuermindernden Sonderausgabenabzugs von Zuwendungen an 

solche steuerbegünstigten Körperschaften. Das Finanzministerium verfügt nicht 

über Fördermittel oder -programme, um das bürgerschaftliche Engagement direkt 

zu fördern. Ihm ist auch keine Behördenstruktur nachgeordnet, die als 

Förderinstitutionen die Zuweisung und Verwendung von Mitteln vornehmen und 

überwachen sowie entsprechend beraten könnten.  

Bereits im Jahr 2003 wurde jedoch durch Finanzamt und andere Ministerien eine 

Initiative ins Leben gerufen: die ĂEhrenamts-Hotlineñ, die jeweils am Freiwilligen-

Tag (5. Dezember) und einem weiteren Tag in der Jahresmitte Vereine und 

sonstige ehrenamtlich Engagierte in steuerrechtlichen Fragen berät. Die 

Resonanz auf diese "Ehrenamts-Hotline" ist unterschiedlich. Hier macht sich mit 

hoher Wahrscheinlichkeit bemerkbar, dass die Finanzverwaltung mit ihrer 

Broschüre zur Vereinsbesteuerung und mit den sog. Vereinbeauftragten, die in 

jedem Finanzamt bestimmt sind, andere geeignete Informationsinstrumente 

bereithält.  

Die Förderung von Bildung und Erziehung, der Völkerverständigung der 

Jugendhilfe sowie des Schutzes von Ehe und Familie stellen bereits heute 

gemeinnützige Zwecke dar (vgl. § 52 Abs. 2 der Abgabenordnung sowie § 48 

Abs. 2 Anl. 1 der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung i.V.m. dem 

Anwendungserlass zur Abgabenordnung zu § 52 Tz. 2). Damit gibt es eine 
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Grundlage für die Themenschwerpunkte, die Ministerpräsident Oettinger in 

seinen Regierungserklärungen mit Blick auf die Zukunftsfähigkeit des Landes 

genannt hat, d.h. Schaffung eines familien- und kinderfreundlichen Landes, 

eine Politik des Miteinanders der Generationen und Migration und  

Integration. 

Das Finanzministerium hat sich im Berichtszeitraum mit einer Initiative des 

Kultusministeriums zu steuerrechtlichen Fragen der Aufwandsspende befasst. 

Dabei geht es darum, dass der für eine gemeinnützige Körperschaft tätige 

Übungsleiter auf die ihm zustehende Vergütung verzichtet und für diesen 

Entgeltsverzicht eine Zuwendungsbestätigung erhält. Nach dem Vorschlag des 

Kultusministeriums sollte anstelle der bisher geforderten monatlichen Verzichts-

erklärung eine zu Jahresbeginn erklärte Gesamtverzichtserklärung ermöglicht 

werden. Dies war u. a. Gegenstand der Erörterungen einer Bund-Länder-

Arbeitsgruppe zur Neuordnung des Spendenrechts. Die im Vorhinein erteilte 

Gesamtverzichtserklärung konnte aus rechtlichen Gründen nicht realisiert 

werden; es wurde jedoch insofern dennoch eine Erleichterung erreicht, als 

zukünftig alle drei Monate eine nachträgliche Verzichtserklärung für diesen 

Dreimonatszeitraum abgeben werden kann. Im Übrigen haben sich die 

Ergebnisse der Arbeitsgruppe in dem Zehn-Punkte-Plan des Bundesministeriums 

der Finanzen zur Reform des Gemeinnützigkeits- und Spendenrechts vom  

1. Dezember 2006 niedergeschlagen, die vom Finanzministerium Baden-

Württemberg sowie der gesamten Landesregierung nachhaltig unterstützt 

werden.  

In seiner Eigenschaft als Ehrenamtsbeauftragter widmete sich der damalige 

Ehrenamtsbeauftragte der Landesregierung und jetzige Kultusminister Helmut 

Rau intensiv dem Thema ĂEntb¿rokratisierung im Ehrenamtñ im Sinne eines 

b¿rgerschaftliches Engagement Ăermºglichenden Staatesñ. Seitens des 

Kultusministeriums wurde eine Synopse zu Möglichkeiten der Entbürokratisie-

rung erstellt und vorgeschlagen, Gesetze, Rechtsverordnungen und 

Verwaltungsvorschriften auf Ehrenamtsfreundlichkeit zu prüfen. Mit der 

Erarbeitung einer Gesamtdarstellung zu Möglichkeiten der Entbürokratisierung im 

Ehrenamt ist eine auch von Prof. Klie geleitete und seitens des Landeskurato-

riums für Bürgerarbeit eingesetzte Arbeitsgruppe befasst. Zu den dort erörterten 

Vorschlägen gehört u. a. auch die Erhöhung der 30.678 ú-Freigrenze für den 

wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb eines gemeinnützigen Vereins auf 40.000 EUR 

für den Fall des Mehrspartenvereins. Dieser Vorschlag wurde nun insoweit 

aufgegriffen, als der Zehn-Punkte-Plan des Bundesministeriums der Finanzen 
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zur Reform des Gemeinnützigkeits- und Spendenrechts vom 1. Dezember 2006 

die Anhebung der Freigrenze auf 35.000 ú f¿r den wirtschaftlichen Geschªftsbe-

trieb aller wegen der Verfolgung gemeinnütziger, mildtätiger oder kirchlicher 

Zwecke steuerbefreiten Körperschaften vorsieht.  

Das Thema Entbürokratisierung im Sinne eines Abbaus bürokratischer 

Vorschriften zur Verbesserung der Arbeits- und Planungssituation für Vereine, 

Projekte und Initiativen bürgerschaftlichen Engagements wird seitens des 

Finanzministeriums auch in bund-länder-übergreifenden Zusammenhängen mit 

dem Ziel der bürgerfreundlichen Gestaltung von Verwaltungsstrukturen und  

-verfahren bearbeitet, um die Rahmenbedingungen für bürgerschaftliches 

Engagement zu verbessern. 

Im Hinblick auf eine Ausweitung der gemeinnützigen Zwecke sieht das 

Finanzministerium wenig Spielraum. Es stellt dazu fest, dass jede Regelung des 

Gemeinnützigkeitsrechts die Balance halten muss zwischen der Steuerprivilegie-

rung der gemeinnützigen Tätigkeit einerseits und der Erfassung des steuerlichen 

Ergebnisses, das eine als gemeinnützig privilegierte Körperschaft im Rahmen 

wirtschaftlichen Handelns erzielt, andererseits. Denn im Rahmen dieses 

wirtschaftlichen Handelns muss die als gemeinnützig anerkannte Körperschaft 

grundsätzlich einem gewerblich tätigen Unternehmen gleichgestellt sein. Hinzu 

kommt, dass Gesetzesänderungen - wie bereits angesprochen - stets unter 

Aufkommensgesichtspunkten zu prüfen sind.  

Seit dem letzten Berichtszeitraum ist eine Vereinheitlichung des Umsatzsteuer-

rechts auf europäischer Ebene bereits weitestgehend im Rahmen der 6. EG-

Richtlinie erfolgt. Die 6. EG-Richtlinie ist Basis des deutschen Umsatzsteuer-

rechts und sieht im sozialen und gemeinnützigen Bereich zahlreiche 

Vergünstigungen vor. Eine Modifizierung der bestehenden Regelungen könnte 

nur durch eine Änderungsrichtlinie erfolgen, welche von den Mitgliedstaaten 

einstimmig verabschiedet werden muss. Das Vorschlagsrecht liegt bei der 

Europäischen Kommission. Diese hat bisher keinen Änderungsvorschlag 

vorgelegt.  

Hinsichtlich der Entwicklung des EU-Rechts und seiner Auswirkung auf das 

nationale Steuerrecht besteht eine Zusammenarbeit mit den anderen Bundes-

ländern und dem Bundesministerium der Finanzen. Dies gilt auch für das 

Gemeinnützigkeitsrecht (vgl. die Entscheidung des EuGH in der Rechtssache C-

386/04 "Centro di Musicologia Walter Stauffer" vom 14.9.2006). 
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2.1.9 Ministerium für Ernährung und Ländlichen Raum (MLR)  

Ansprechpartner/-innen im 

Ministerium für Ernährung und Ländl ichen Raum  

Generelle Zuständigkeit in Fragen der Förderung und Begleitung ehrenamtlichen 

Engagements 

 

 

Burkhard Nagel 

0711/126-2323 

burkhard.nagel@mlr.bwl.de 

Spezifische Förderung des Ehrenamtes nach Zuständigkeitsbereichen: 

 

 

 

 

 

 

 

Bildung 

 

Burkhard Nagel 

0711/126-2323 

burkhard.nagel@mlr.bwl.de 

Landfrauen und Landjugend Edelgard Fieß-Heizmann 

0711/126-2101 

edelgard.fiess-heizmann@mlr.bwl.de 

Naturschutz, Naturschutzbeiräte, 

Naturschutzbeauftragte, 

Naturschutzwarte, Volunteersgruppen 

Sonja Lempp 

0711/126-2243 

sonja.lempp@mlr.bwl.de 

Artenschutz 

 

Jakob Kuhn 

0711/126-2347 

jakob.kuhn@mlr.bwl.de 

Landschaftspflege Heinz Reinöhl 

0711/126-2232 

heinz.reinoehl@mlr.bwl.de 

Flurneuordnung und Landentwicklung 

Vorstandsmitglieder der Teilnehmerge-

meinschaften 

Andrea Heidenreich 

0711/126-2283 

andrea.heidenreich@mlr.bwl.de 

Tierschutz Theodor Ohrnberger 

0711/126-2163 

theodor.ohrnberger@mlr.bwl.de 

Kleintierzucht/Imkerei Dr. Peter Grün 

0711/126-2269 

peter.gruen@mlr.bwl.de 

Freizeitgartenbau/Gartenkultur Ingrid Bisinger 

0711/126-2156 

ingrid.bisinger@mlr.bwl.de 

 

mailto:heizmann@mlr.bwl.de
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Schwerpunkte der Förderung bürgerschaftlichen Engagements 

Im Zuständigkeitsfeld des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum 

(MLR) liegen die Schwerpunkte der Förderung des ehrenamtlichen Engagements 

in der Bildung, bei den Landfrauen und der Landjugend, im Bereich des Natur- 

und Tierschutzes, im Bereich der Kleintierzucht und Imkerei, des 

Freizeitgartenbaus und der Gartenkultur sowie in der Flurneuordnung und 

Landentwicklung.  

Das ehrenamtliche und bürgerschaftliche Engagement wurde im Berichtszeit-

raum 2004/ 2005/06 erneut auf vielfältige Weise unterstützt. 

So unterstützt das Ministerium Tierschutzorganisationen und -verbände. Darüber 

hinaus fand insbesondere die Jugendarbeit, die sich dem Anliegen des 

Tierschutzes widmet, eine gezielte Förderung.  

Im Bereich des Naturschutzes unterstützt das Ministerium die Wahrnehmung der 

ehrenamtlichen Funktionen im Landesbeirat für Natur- und Umweltschutz sowie 

durch die Naturschutzbeauftragten und Naturschutzwarte. 

Im Bereich der Kleintierzucht wird das Engagement für die Erhaltung der 

Rassenvielfalt, den verantwortungsvollen Umgang mit dem Tier und die 

Jugendarbeit durch eine Förderung der Verbände und Vereine unterstützt. Die 

Imkerinnen und Imker sowie deren Vereine und Verbände erhalten vom Land 

Unterstützung für ihren wichtigen Beitrag. 

Im Bereich des Freizeitgartenbaus und der Gartenkultur unterstützt das 

Ministerium die Aktivitäten einschlägiger Organisationen und Verbände. 

Hinzu kommt die Unterstützung von Beiräten, Fachausschüssen, Kuratorien und 

Prüfungskommissionen, die im Politikfeld des Ministeriums Aufgaben und 

Funktionen wahrnehmen. 

Das Ministerium förderte des Weiteren die Wahrnehmung ehrenamtlicher 

Funktionen im Bereich der Vertretung Schwerbehinderter, der Frauenvertreterin-

nen oder Personalvertretung.  

Insgesamt sind im Geschäftsbereich des Ministeriums für Ernährung und 

Ländlichen Raum über 40.000 Personen ehrenamtlich engagiert und üben in den 

genannten Aufgabenbereichen tragende Funktionen aus.  

Mit Blick auf die weitere Engagementförderung setzt das MLR die Förderung der 

Landjugendarbeit fort, durch Qualifizierung ehrenamtlicher Jugendleiterinnen und 
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Jugendleiter sowie beim Einsatz ehrenamtlicher pädagogischer Betreuerinnen 

und Betreuer im Rahmen von Jugendfreizeiten. 

 Das Ministerium unterstützt Aktivitäten des Landesnetzwerks Bürgerschaftliches 

Engagement, die zum Ziel haben, gemeinsam mit Bürgerinnen und Bürgern zu 

planen und zu gestalten.  

Im Bereich Bildung arbeiten insbesondere im Berufsbildungsausschuss und 

seinen Unterausschüssen sowie in den Prüfungsausschüssen ehrenamtlich 

engagierte Personen speziell für die berufliche Aus-, Fort- und Weiterbildung. Die 

Arbeitsgemeinschaft Ländliche Erwachsenenbildung Baden-Württemberg e.V. als 

Dachverband der vielfältigen Bildungsträger im ländlichen Raum wird wesentlich 

durch die Arbeit von ehrenamtlichen Helfern mitgetragen. Schwerpunkt dieser 

Arbeit ist die ländliche Erwachsenenbildung.  

Des Weiteren unterstützt das Ministerium das ehrenamtliche Engagement der  

Landjugend und der Landfrauen in drei Schwerpunkten: 

¶ Ideell durch Einbeziehung in wichtige Anhörungs- und Entschei-

dungsprozesse, Gratulations- und Anerkennungsschreiben, Ehrungen 

beispielsweise beim Landwirtschaftlichen Hauptfest und Einreichung 

von Vorschlägen für Verdienstmedaillen. 

¶ Durchführung von speziellen Fachtagungen für ehrenamtliche 

Führungskräfte beispielsweise über die Akademie Ländlicher Raum. 

¶ Finanziell durch Förderung von Projekten mit direktem Bezug zum 

ehrenamtlichen Engagement. 

Im Aufgabenfeld "Naturschutz" wurde das ehrenamtliche Engagement z.B. 

unterstützt durch Fortbildungsangebote, Aufwandsentschädigungen, Vergabe 

von Preisen, Besprechungen mit Führungsspitzen der Naturschutzvereine, 

Übernahme der Verbandsklage in das Landesnaturschutzgesetz, Bildung des 

Netzwerks Naturschutz am Regierungspräsidium Tübingen (Link: http:// www.rp-

tuebingen.de/servlet/PB/menu/1157340/index.html) und durch die Beteiligung 

Ehrenamtlicher bei Verwaltungsverfahren. Die Stiftung Naturschutzfonds Baden-

Württemberg beim Ministerium für Ernährung und Ländlichen Raum fördert seit 

nunmehr 30 Jahren ehrenamtliches Engagement im Bereich des Naturschutzes. 

Dabei werden beispielsweise Initiativen auf Verbands-Ebene gefördert und im 

zweijährigen Turnus der Landesnaturschutzpreis verliehen. 
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Das ehrenamtliche und bürgerschaftliche Engagement konnte außerdem im 

Rahmen von Wettbewerben gefördert werden. Der gemeinsam mit dem 

Ministerium für Kultus, Jugend und Sport durchgeführte Wettbewerb "Schulgar-

ten und Schulumfeld - Gärtnern macht Schule" wurde durch gärtnerische 

Organisationen mit getragen und hat zum Teil zu weiterführenden Kontakten 

dieser Organisationen bzw. ihrer Vereine vor Ort mit Schulen im Bereich der 

Schulgartenarbeit geführt. Auch der Wettbewerb "Unser Dorf hat Zukunft ï Unser 

Dorf soll schöner werden", der im Jahr 2005 neu ausgeschrieben wurde, hat zum 

Ziel, die bürgerschaftliche Selbsthilfe und die Mitwirkung bei der Entwicklung 

ihres Dorfes zu fördern. 

In Flurneuordnungen wurde die ehrenamtliche Arbeit der Vorstandsmitglieder der 

Teilnehmergemeinschaften durch jährlich stattfindende Lehrgänge sowie durch 

eine enge Zusammenarbeit mit den Flurneuordnungsbehörden besonders 

unterstützt. 

Schwerpunkt ĂFºrderung der Landjugendarbeit und der Qualifizierung ehrenamtli-

cher Jugendleiterinnen und Jugendleiterñ 

Die im Auftrag des MLR im Herbst 2005 abgeschlossene empirische Studie 

"Hautnah - Jugendliche und ihre Lebenswelten auf dem Land" stellt fest, dass 

etwa die Hälfte aller befragten Jugendlichen im ländlichen Raum sich ehrenamt-

lich engagieren. Die Jugendlichen wollen ihr Umfeld aktiv gestalten und dabei 

Anerkennung erfahren. Gemeinsames Handeln, wie beispielsweise bei der 48-

Stunden-Aktion der Landjugendverbände machen Gemeinschaft erlebbar und 

wirken der sozialen Entwurzelung entgegen. 

Ehrenamtliche Jugendleiterinnen und Jugendleiter und pädagogische 

Betreuerinnen und Betreuer sind zentral für eine attraktive Jugendarbeit vor Ort 

und dafür, dass soziales Lernen, Selbstständigkeit und Verantwortungsbereit-

schaft in jugendgemäßer Form erlebbar gemacht werden. Das MLR wird deshalb 

die finanzielle Förderung des ehrenamtlichen Engagements über den Landesju-

gendplan bzw. die Richtlinie des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen 

Raum zur Förderung der Landjugend vom 02.02.2003 (GABl. vom 26.03.2003, 

S.164 ff.) weiterführen. 

Im forstlichen Bereich wird die Waldpädagogik seit Jahren verstärkt nachgefragt. 

Deshalb unterstützen ehrenamtliche Helfer insbesondere im Haus des Waldes in 

Stuttgart die Durchführung von waldpädagogischen Projekten. In den Jahren 
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2004/ 2005/06 wurden insgesamt 180 waldpädagogische Veranstaltungen 

angeboten, von denen etwa 80 Prozent von Ehrenamtlichen abgewickelt wurden. 

Schwerpunkt ĂFºrderung von Projekten der Landfrauenverbªndeñ 

Ehrenamtliches Engagement in Verbänden und Vereinen ist schwieriger 

geworden und erfordert völlig neue Ansätze und Methoden. Auf die rund 9.000 

ehrenamtlich tätigen Führungskräfte der Landfrauenverbände in Baden-

Württemberg auf Orts-, Kreis- und Bezirksebene sind in den letzten Jahren neue 

Herausforderungen zugekommen. Die Führungskräfte benötigen Impulse, neue 

Ideen und Anleitungen dahingehend, wie eine möglichst breite Basis von 

Bürgerinnen und Bürgern am Zusammenleben in den Dörfern beteiligt werden. 

Über das Modellprojekt "Zukunftswerkstatt - Ehrenamt für den ländlichen Raum" 

werden die rund 9.000 Führungskräfte in Workshops gezielt auf ihre Arbeit vor 

Ort vorbereitet. Im Ergebnis können so rund eine Million Frauen im ländlichen 

Raum in Baden-Württemberg aktiv mitwirken, sei es durch Weiterbildungsverans-

taltungen, Mitwirkung an Runden Tischen bei kommunalen 

Entscheidungsprozessen oder bei Kulturaktivitäten in den Gemeinden. Das MLR 

wird auch in Zukunft im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel die Stärkung 

des Ehrenamtes fördern. 

Förderung ehrenamtlichen und bürgerschaftlichen Engagements im Bereich 

ĂGesunde Ernªhrung in Kindergarten und Schuleñ  

Das MLR fºrdert den Themenbereich ĂGesunde Ernährung in Kindergarten 

und Schuleñ seit 1980 über das Programm Ernährungserziehung bei Kindern, 

das 2003 in die Landesinitiative BeKi übergeführt worden ist. Dort können die 

über ca. 250 auf Honorarbasis tätigen BeKi-Fachfrauen jährlich ca. 6.000 

Veranstaltungseinheiten in Elterngruppen, Kindertageseinrichtungen und 

Schulen leisten. Ihre Tätigkeit trägt dazu bei, dass sinnvolle Ernährungsregeln in 

Kindergärten und Schulen eingehalten werden. Zudem mehren sie Wissen und 

Kompetenz zur gesunden Ernährung und zur Ernährungserziehung bei allen 

Zielgruppen. Auf ehrenamtlicher Basis tätig sind dabei als gewählte Vertreterin-

nen der BeKi-Fachfrauen die BeKi -Sprecherinnen im Rahmen des 

Gesamtprojektes.  

Förderung ehrenamtlichen und bürgerschaftlichen Engagements auf dem 

Handlungsfeld ĂSchaffung eines familien- und kinderfreundlichen Landesñ   
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Das MLR fördert Weiterbildungsmaßnahmen, die unter anderem familienkundli-

che Themen betreffen. Als Wissen vermittelnde Stellen sind dabei Verbände und 

Institutionen anerkannt, deren satzungsgemäßer Zweck die Förderung der 

Weiterbildung auf dem Lande ist. Die Teilnehmer sind vielfach ehrenamtlich 

engagierte Personen, die die Fortbildungsveranstaltungen als Multiplikatoren 

besuchen. 

Insbesondere die Landjugend kümmert sich um ein generationenübergreifendes 

Miteinander sowie die Integration unterschiedlichster gesellschaftlicher Gruppen 

in den Dörfern. Neben dem Engagement in der Landjugendgruppe wirken 

Landjugendliche in örtlichen Vereinen, Ämtern, öffentlichen und beruflichen 

Gremien mit. Landjugendliche führen Veranstaltungen und Aktionen zum 

besseren Verständnis anderer Kulturen, Religionen und Länder durch (z.B. All 

inclusive - Landjugend für mehr Fremdenfreundlichkeit auf dem Land). Durch 

Lehrfahrten und internationale Jugendbegegnungen ermöglichen die ehrenamt-

lich tätigen Jugendbegleiterinnen und -begleiter und pädagogischen 

Betreuerinnen und Betreuer Begegnungen von Mensch zu Mensch trotz 

Sprachbarrieren. Jugendliche mit Migrationshintergrund werden gezielt in die 

Landjugendgruppen integriert. Die Verbände des Freizeitgartenbaus prüfen 

derzeit, inwieweit sie sich im Rahmen des Jugendbegleiter-Programms im 

Zusammenhang mit der Einführung der Ganztagesschulen einbringen können. Die 

Verbände wurden um eine diesbezügliche Entscheidung bis Anfang Mai 2007 

gebeten. Das MLR wird das Projekt ggf. fachlich sowie in Bezug auf die 

Öffentlichkeitsarbeit begleiten. 

Förderung Ehrenamt und bürgerschaftliches Engagement durch die zugeordneten 

staatlichen Behörden, Ämter und Verwaltungen  

In der Berufsbildung ist die ehrenamtliche Mitarbeit von Betriebsleiterinnen und 

Betriebsleitern unverzichtbar. Der Kontakt zu diesem Personenkreis besteht seit 

vielen Jahrzehnten durch die unteren und mittleren Verwaltungsbehörden. 

Die Flurneuordnungsbehörden legen im Rahmen von Flurneuordnungen großen 

Wert auf eine umfassende projektbezogene Bürgerbeteiligung, insbesondere bei 

Dorfflurneuordnungen werden gemeinsame Lösungen für die Neugestaltung 

erarbeitet und damit die Akzeptanz der Maßnahmen erhöht sowie das 

Heimatgefühl gestärkt. 

Trotz Stelleneinsparungen und Arbeitsverdichtungen wird in 2004/ 2005/06  

weiterhin versucht den einzelnen Beschäftigten in eigener Verantwortung für die 
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Erledigung der ehrenamtlichen Fachaufgaben im jeweiligen Zuständigkeitsbe-

reich Beurlaubungs- und Freistellungsmöglichkeiten auf Antrag zu gewähren. 

Infolge der Verwaltungsreform hat sich die Zahl der ehrenamtlichen Mitglieder 

des Hauptpersonalrats von 11 auf 9 reduziert und die Personalräte der 

eingegliederten Verwaltungsbehörden wurden aufgelöst. 

Gesetzliche Neuregelungen und Vorhaben 

Die Anerkennung und Prüfung der Kleingärtnerischen Gemeinnützigkeit gemäß  

§ 2 Bundeskleingartengesetz, umgesetzt gemäß der diesbezüglichen Verwal-

tungsvorschrift des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum vom 

15.10.1992, soll im Rahmen der Verlängerung der Verwaltungsvorschrift 

vereinfacht werden. 

Kooperation mit Kommunen, Stadt- und Landkreisen, Bundesländern, 

der Bundesregierung und der Europäischen Union 

Durch verschiedene Verwaltungsreformen wurden die engagementfördernden 

Kompetenzen der unteren Verwaltungsbehörden (Landwirtschaft, Flurneuord-

nung, Forstwirtschaft, Naturschutz, Tierschutz) in den Zuständigkeitsbereich der 

Landkreise übertragen. Das Ministerium bleibt weiterhin zuständig für die 

Fachaufsicht und nimmt darüber Einfluss auf engagementfördernde Strukturen. 

Im Berichtszeitraum bestand auch eine Zusammenarbeit mit dem Bund und 

anderen Bundesländern: Beim Wettbewerb "Unser Dorf hat Zukunft - Unser Dorf 

soll schöner werden" handelt es sich um eine Aktion, die sowohl auf Landes- als 

auch auf Bundesebene durchgeführt wird. Bund und Länder stimmen sich 

hinsichtlich der Durchführung ab. 

Unternehmerisches bürgerschaftliches Engagement  

- Corporate Citizenship- 

In der Berufsbildung übernehmen die Betriebe und Unternehmen eine hohe 

gesellschaftliche Verantwortung durch die Beteiligung im Berufsbildungsaus-

schuss, seinen Unterausschüssen sowie Prüfungsausschüssen für die Zwischen- 

und Abschlussprüfungen sowie Meisterprüfungen in den Berufen der Landwirt-

schaft und der ländlichen Hauswirtschaft. 

Im Bereich des Gartenbaus haben sich beispielsweise die berufsständischen 

Verbände und ihre Mitgliedsbetriebe an der Aktion "Tage der Kinder-Gärtnerei" 
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beteiligt. Kinder aus Kindergärten und Grundschulen hatten die Möglichkeit, 

einen Blick hinter die Kulissen einer Gärtnerei zu werfen.  

Die Betriebe der Land- und Forstwirtschaft tragen durch die Kultivierung unserer 

land- und forstwirtschaftlichen Flächen (85% der Landesfläche) in erheblichem 

Maß zu einem koproduktiven Zusammenwirken von Wirtschaft und Gesellschaft 

bei. Durch die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit dieser Betriebe und 

Unternehmen sichern wir die kostengünstigste und gesellschaftsfähigste 

Bewirtschaftung und Pflege unserer Kulturlandschaft. Diese Betriebe und 

Unternehmen übernehmen auch immer mehr kommunale Aufträge zum Erhalt 

und zur Pflege der dörflichen und städtischen Infrastrukturen (Pflege von 

Grünanlagen, Winterdienste, etc.). Wirtschaft und Handel im Agrarbereich 

übernehmen ebenfalls vermehrt Eigenverantwortung durch Aufklärung von 

Verbrauchern sowie durch betriebsinterne Qualitätssicherungssysteme. Das MLR 

unterstützt jede Art von Eigenverantwortung der Wirtschaft und Mitwirkung der 

Gesellschaft um ein förderliches Zusammenwirken und ein partnerschaftliches 

Verständnis zu fördern. 

Qualifizierung 

Im Bereich der Bildung werden auf der Grundlage des Weiterbildungsgesetzes 

Verbände und Institutionen auf der Grundlage nachgewiesener Teilnehmertage 

für Maßnahmen der ländlichen Erwachsenenbildung gefördert.  

Die bereits bestehenden Möglichkeiten sollen im Rahmen der dafür zur 

Verfügung stehenden finanziellen Mittel und des dafür eingesetzten Personals 

fortgeführt werden. 

Ganz generell sieht das MLR jede Fort- und Weiterbildung von Hauptamtlichen 

als geeignet an, um in Kontakt mit ehrenamtlich Engagierten im selben 

Fachbereich einen Wissenstransfer zu ermöglichen. Außerdem wird auf Fort- und 

Weiterbildungsmaßnahmen des zum Ressort des MLR gehörenden Personals 

großer Wert gelegt. 

Das MLR sowie die Regierungspräsidien und einschlägige Landesanstalten 

führen Fortbildungsveranstaltungen z.B. für hauptamtliche Kreisfachberater für 

Obstbau, Gartenbau und Landespflege durch. Diese wiederum sind maßgeblich 

beteiligt an der Ausbildung von ehrenamtlichen Fachberatern in den Organisatio-

nen des Freizeitgartenbaus. 

In Zusammenarbeit mit der Akademie für Natur- und Umweltschutz beim 

Umweltministerium (siehe Kapitel 2.1.10) führt das Ministerium für Ernährung und 
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Ländlichen Raum zahlreiche Fortbildungsveranstaltungen für Ehrenamtliche im 

Natur- und Artenschutz durch. Wie ehrenamtliche Unterstützung neu gestaltet 

und optimiert werden kann, wird das Thema einer Fortbildung für Hauptamtliche 

sein. Ebenso führen die Regierungspräsidien und die unteren Naturschutzbehör-

den Fortbildungen insbesondere für die ehrenamtlichen Naturschutzbeauftragten 

und Naturschutzwarte durch. 

Jedes Jahr wird pro Regierungsbezirk eine Fortbildungsveranstaltung zu 

Flurneuordnung und Landentwicklung angeboten. Außerdem werden regie-

rungsbezirksübergreifend Schulungen mit diversen Themenschwerpunkten zur 

Flurneuordnung ausgeschrieben. Dabei werden auch Hauptamtliche wie z. B. 

Bürgermeister, Ortsvorsteher, Gemeinderäte sowie Vertreter von kommunalen 

und staatlichen Behörden und von Verbänden und Organisationen (z.B. 

Naturschutzvereine, Hochwasserzweckverbände usw.) gemeinsam mit den 

Ehrenamtlichen geschult. Solche Schulungen sind dem Ministerium für 

Ernährung und Ländlichen Raum besonders wichtig, da sie in hohem Maße zu 

gegenseitigem Verständnis der Akteure und zu einem verbesserten Verfahrens-

ablauf beitragen. 

Anerkennungskultur 

Anerkennung des ehrenamtlichen Engagements erachtet das MLR als sehr 

wichtig. Das MLR hat z.B. gemeinsam mit dem Ministerium für Kultus, Jugend 

und Sport sowie der Deutschen Gartenbau-Gesellschaft die Auszeichnung von 

"Schulgartenpaten" eingeführt. Dies sind Personen bzw. Vertreter von 

Einschlägigen Vereinen, die Schulen konkret bei der Schulgartenarbeit 

unterstützen. 

Im Bereich Naturschutz erfolgten Auszeichnungen durch die Verleihung von 

Orden (Bundesverdienstorden, Ehrennadeln), die Vergabe von Preisen sowie mit 

Dank- und Gratulationsschreiben des Ministers bei langjähriger ehrenamtlicher 

Tätigkeit (20 Jahre und mehr). 

In der Flurneuordnung werden nach Abschluss eines Flurneuordnungsverfahrens 

Dankurkunden an die ehrenamtlichen Vorstandsmitglieder überreicht und 

Prämierungen von vorbildlichen Flurbereinigungen im Rahmen des Landentwick-

lungswettbewerbs durchgeführt. 

Das alle drei Jahre stattfindende Landwirtschaftliche Hauptfest ist ein besonders 

geeigneter Rahmen, um langjährig engagierte ehrenamtlich Tätige zu ehren. 
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Wichtig ist dem Ministerium, in der alltäglichen Kommunikation mit Verbänden, 

Vereinen und Institutionen, aber auch mit Bürgerinnen und Bürgern im 

persönlichen Gespräch oder Schriftwechsel ehrenamtliches Engagement für die 

Gesellschaft und die Umwelt zu würdigen. 

Finanzmittel 

Finanzielle Förderung des Ehrenamts und bürgerschaftlichen Engagements im 
Bereich des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum Baden-
Württemberg.  

 

Zweckbestimmung 2004 2005 

 EUR 

Entschädigungen für ehrenamtliche Mi tglieder der 

Prüfungskommissionen für die Qualitätsprüfung 

bei Wein und Sekt 

68.000 71.000 

Zuschüsse an private Organisationen und 

Einzelpersonen für Tierschutzmaßnahmen 

(insbesondere Jugendarbeit) 

15.000 15.000 

Zuschüsse für die Errichtung von Quarantänesta-

tionen in Tierheimen 

40.000 40.000 

Aufwandsentschädigung für ehrenamtliche 

Naturschutzbeauftragte 

500.000 500.000 

Fortbildung für ehrenamtliche Naturschutzbeauft-

ragte und den Naturschutzdienst (weitere 

Fortbildungsmittel für Ehrenamtliche im 

Naturschutz siehe Kapitel 2.1.10) 

8.000 8.000 

Zuschuss an Landesnaturschutzverband 255.000 255.000 

Aufwandsentschädigung für ehrenamtliche 

Vorstandsmitglieder in Flurneuordnungsverfahren 

276.000 260.000 

Sonstige Ausgaben für ehrenamtliches Engagement 

z. B: Prüfungsausschüsse und -gremien und Beiräte 

285.000 285.000 

Gesamtförderung 1.447.000 1.434.000 
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2.1.10 Umweltministerium  

(bis April 2005: Ministerium für Umwelt und Verkehr) 

Ansprechpartner/-innen im Umweltministerium 

Generelle Zuständigkeiten der Ehrenamtförderung: 

 

Referat 23:   

Forschung, Umwelttechnik, Ökologie 

 

 

 

Stefan Gloger 

0711/126-2743 

Stefan.Gloger@um.bwl.de 

 

Stefan Frey 

0711/126-2837/2668 

Stefan.Frey@um.bwl.de 

 

Spezifische Förderaktivitäten des Ministeriums in den Bereichen: 

 

Lokale Agenda 21 

 

 

 

 

Daniela Klebsattel 

0711/126-2665 

Daniela.Klebsattel@um.bwl.de 

 

Gerd Oelsner 

0721/5600-1450 

agendabuero@lubw.bwl.de. 

 

Schwerpunkte der Förderung bürgerschaftlichen Engagements 

Im Berichtszeitraum änderten sich die Zuständigkeiten des Ressorts dahinge-

hend, dass das Ministerium nur noch für den Umweltschutz und nicht mehr für 

den Naturschutzbereich zuständig ist. Der Bereich Verkehr wurde dem 

Innenministerium zugeschrieben. 

Auch im Berichtszeitraum 2004/ 2005/06 stellte die Förderung des Bürgerenga-

gements in den Initiativen der Lokalen Agenda einen Schwerpunkt der Arbeit des 

Umweltministeriums dar. Das Ministerium ist außerdem federführendes Ressort 

für den Kontakt zu Umweltverbänden. Soweit diese aber speziell Naturschutzar-

beit betreiben, werden die Kontakte durch das Ministerium für Ernährung und 

Ländlichen Raum gepflegt. Die dortigen Zuständigkeiten umfassen Schutzgebie-

te, Landschaftspflege, Biotop- und Artenschutz. Auf diesem Gebiet gibt es 

zahlreiche ehrenamtliche Aktivitäten. 

Ein besonderes Augemerk wird auf die Initiativen der Lokalen Agenda gelegt.  

Im Rahmen der Förderung der Lokalen Agenda 21-Prozesse bleibt das Landes-

Agenda-Büro durch seine weit reichenden Beratungs- und Unterstützungsleis-

tungen weiterhin eine gute Anlaufstelle für lokale Agenda-Beauftragte, 

Engagierte Bürger in lokalen Agenden sowie der kommunalen Entscheidungsträ-

ger.  
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Das Ressort weist darauf hin, dass angesichts knapper finanzieller und 

personeller Ressourcen, die ministeriellen Maßnahmen zur Unterstützung des 

Ehrenamts allenfalls gehalten, nicht aber ausgebaut werden konnten.  

Das Ministerium erwartet jedoch, dass durch die UN-Dekade ĂBildung f¿r 

nachhaltige Entwicklungñ das b¿rgerschaftliche Engagement im Bereich der 

Umweltbildung mittelbar gestärkt werden kann. 

Kooperation 

Im Oktober 2004 trafen sich in Ludwigsburg über 80 Vertreter europäischer 

Gemeinden und Institutionen, die sich für kommunales Umweltmanagement, 

insbesondere das europäische Umweltmanagementsystem EMAS (Eco-

Management and Audit Scheme) engagieren oder nach diesem System geprüft 

und registriert sind. Das Forum ermöglichte einen regen Austausch der 

vertretenen europäischen Kommunen und hat somit indirekt auch in den Bereich 

des bürgerschaftlichen Engagements beim kommunalen Umweltschutz 

hineingewirkt. Das Treffen wurde in Kooperation mit der Europäischen 

Kommission durchgeführt: Dabei wurden die Kosten der örtlichen Organisation 

weitestgehend vom Umweltministerium getragen.  

Zukünftig ist es wünschenswert solche Foren nacheinander in allen Mitgliedstaa-

ten stattfinden zu lassen, da aus personellen und finanziellen Gründen eine 

Neuauflage des Forums in Baden-Württemberg nicht in Betracht kommen kann. 

Beim zweiten Forum im Februar 2006 in Ravenna war das Umweltministerium 

Baden-Württemberg nicht vertreten. 

Weiter besteht seitens des Umweltministeriums der Wunsch, mehr Geld für die 

Förderung lokaler Klimaschutzinitiativen einsetzen zu können. Das Vorhaben 

scheitert aus der Sicht des Ministeriums an der hierfür nicht ausreichenden 

personellen und finanziellen Ausstattung.  

Schnittstellen des Umweltministeriums (bis April 2005: Ministerium für Umwelt 

und Verkehr) zur Engagementförderung liegen vor allem im Bereich Lokale 

Agenda 21, mit Schwerpunkt  Umweltschutz; in der Verkehrsabteilung des 

früheren Ministeriums für Umwelt und Verkehr (jetzt im Innenministerium 

angesiedelt) war und ist es Verkehrssicherheitsarbeit vor Ort. 

Im Ministerium für Umwelt und Verkehr (seit April 2005: Umweltministerium) 

stellt, wie in den Jahren zuvor, die umfangreiche Förderung konkreter Projekte 

zur Lokalen Agenda 21 ein besonderes Anliegen dar. Das Ministerium hat 

insbesondere durch die Einrichtung und Finanzierung des Landes-Agenda-Büros 
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bei der Landesanstalt für Umweltschutz (seit 1.1.2005: Landesanstalt für Umwelt, 

Messungen und Naturschutz Baden-Württemberg) eine grundlegende 

Unterstützung für bürgerschaftliches Engagement im Umweltschutz auf 

kommunaler Ebene geleistet.1  

Es weist zudem darauf hin, dass es mit der Förderung der Lokalen Agenda 21-

Büros auch zum Aufbau engagementfördernder Infrastrukturen auf 

kommunaler und Landkreisebene einen wichtigen Beitrag leisten konnte. Das 

Ministerium beabsichtigt, die Agenda-Prozesse weiter in enger Kooperation mit 

den Kommunen und ihren Spitzenverbänden zu begleiten. 

Im Rahmen der Bodenseeagenda arbeitet Baden-Württemberg mit den 

Bodensee-Anrainern Schweiz, Österreich Liechtenstein und Bayern zusammen.  

Das Ministerium will zukünftig verstärkt darauf hinwirken, dass die Lokale Agenda 

über einzelne Projekte hinaus einen Beitrag zu einer nachhaltigen Bürger-

kommune leistet, auch wenn perspektivisch mit einem schmaleren 

Förderrahmen im Bereich Agenda 21 zu rechnen ist. 

Was den Umweltschutz betrifft, weist das Ministerium darauf hin, dass es selbst 

ebenso wie die Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz, enge 

Kontakte nicht nur zu Unternehmen und Kommunen pflegt, sondern auch zu 

Nichtregierungsorganisationen. Hieraus ergebe sich ein mittelbarer Effekt der 

Förderung von bürgerschaftlichem Engagement durch die Anerkennung 

Engagierter, als kompetente Gesprächspartnerinnen und Gesprächspart-

ner. 

Darüber hinaus setzte die Verkehrsabteilung des früheren Ministeriums für 

Umwelt und Verkehr (seit April 2005 das Innenministerium) einen weiteren 

Schwerpunkt im Bereich der Förderung der Verkehrssicherheit insbesondere bei 

Schülerinnen und Schüler, beispielsweise  durch Sicherheitstrainings, durch  

Unterstützung des Schülerlotsendienstes und durch  Aktionen zum Schuljahres-

beginn.  

Unternehmerisches bürgerschaftliches Engagement  

- Corporate Citizenship- 

                                                 
1
  Das Landes-Agenda-Büro führt regelmäßig regionale und landesweite Veranstaltungen durch, 

welche Basisinformationen zur Lokalen Agenda 21 in der Form von Einstiegsworkshops 
vermitteln, sowie den Erfahrungsaustausch in Agenda-Prozessen fördern. Des weiteren bietet 
das Agenda-Büro Moderatorenschulungen an und hält Publikationen und Leitfäden zur 
Verfügung und fördert und dokumentiert Agenda-Projekte  

 (vgl. www.lubw.baden-wuerttemberg.de). 
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Das Umweltministerium misst der Förderung von Corporate Citizenship eine 

große Bedeutung bei, insbesondere der gesellschaftlichen Verantwortung von 

Unternehmen für eine nachhaltige Entwicklung. Der vom Ressort seit 1993 alle 

zwei Jahre ausgelobte "Umweltpreis für Unternehmen" berücksichtigt die 

Nachhaltigkeitsinitiativen der Unternehmen als ein zentrales Entscheidungskrite-

rium. 2004 nahmen am Wettbewerb knapp 40 und 2006 sogar 54 Unternehmen 

teil. Der Umweltpreis für Unternehmen ist somit eine Möglichkeit, um auf das 

berufliche und damit indirekt auch auf das private bürgerschaftliche Engagement 

der Wirtschaftsführer und Beschäftigten für den Umweltschutz fördernd 

einzuwirken.  

Zunächst hat das Ministerium für Umwelt und Verkehr mit der Wirtschaft in den 

Jahren 1997/ 99 einen umfassenden Dialog im Rahmen der Umweltpartner-

schaft des Landes geführt. Dieser Dialog wird weiter gepflegt, seit Anfang 2007 

insbesondere im Rahmen der vom Umweltministerium federführend betriebenen 

Nachhaltigkeitsstrategie. Alle gesellschaftlichen Akteure sind dabei zur 

Mitwirkung aufgerufen. 

Qualifizierung 

Das Ministerium legt Wert auf die Fort- und Weiterbildung von ehrenamtlich und 

bürgerschaftlich Engagierten. Es finden regelmäßig regionale Qualifizierungs-

maßnahmen für Ehrenamtliche durch das Umweltministerium in Kooperation mit 

der Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-Württemberg 

(LUBW), dem Agendabüro, der Klimaschutz- und Energieagentur Baden-

Württemberg (KEA) sowie mit den regionalen Energieagenturen statt. 

Die Existenz und die Arbeit des Agenda-Büros sind ein weiteres wichtiges 

Zeichen für die Anerkennung bürgerschaftlichen Engagements im Bereich der 

nachhaltigen Entwicklung. 

Weitere Formen der Qualifizierung können in der Unterstützung der Arbeit der 

Schülermentoren gesehen werden. Dabei werden systematisch Schülerinnen 

und Schüler angeleitet und unterstützt, die sich für den Umweltschutz in Schulen 

einsetzen und hierbei auch Umweltbildungsaufgaben für die Klassengemein-

schaft übernehmen. Qualifizierte und engagierte Lehrer begleiten diese Arbeit.  

Das Ministerium für Umwelt und Verkehr (seit April 2005: Umweltministerium) 

unterstützt - in Abstimmung mit dem Ministerium für Ernährung und Ländlichen 

Raum - seit dem Schuljahr 2001/ 2002 das Schülermentorenprogramm für den 

Natur- und Umweltschutz; ebenso werden Fortbildungen im Bereich der 
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Biodiversität im Sinne von Angeboten für Naturschutzwarte und ehrenamtlich 

Engagierte im Amphibien- und Fledermausschutz, in der nachhaltigen 

Entwicklung in der Landwirtschaft sowie in Landschaftsmanagement und 

Landschaftspflege gefördert. Das Ministerium ist der Ansicht, dass gerade 

Schülerinnen und Schüler eine wichtige Vorbildfunktion für Umweltmaßnahmen 

in den Schulen übernehmen und andere über Umweltschutz informieren können.  

2001 und 2002 wurde die Durchführung von Öko-Checks in Sportvereinen aus 

Mitteln der Glücksspirale gefördert. Auch die Fortbildungen im Bereich der 

Nachhaltigkeit im Sport spielte eine Rolle. 

Weiterhin wurden seitens des früheren Ministeriums für Umwelt und Verkehr 

Fortbildungen im Bereich des Schülerlotsendienstes und sonstiger Maßnahmen 

unterstützt, die der Verkehrssicherheit dienen. Das nunmehr zuständige 

Innenministerium führt dies fort. 

Anerkennungskultur 

Die bisherigen Formen der Anerkennung werden weiter praktiziert; weitere 

Formen der Anerkennung sind im Berichtszeitraum hinzugekommen.  

Das Ministerium leistet selbst Anerkennung für umweltengagierte Unternehmen, 

etwa in Gestalt des bisher jährlich, künftig zweijährlich zu vergebenden Umweltprei-

ses für Unternehmen (im Rahmen eines Wettbewerbs) und durch Anerkennung von 

Unternehmen, die am EG-Umweltmanagement EMAS (Eco-Management and Audit 

Scheme) teilnehmen. Diese Unternehmen erhalten, soweit sie der Gruppe der 

kleinen und mittleren Unternehmen bis rund 250 Beschäftigte zugehören und sich in 

einer Arbeitsgruppe mehrerer Unternehmen unter Anleitung eines/r fachkundigen 

Berater/-in zusammenschließen, eine finanzielle Förderung (bis zu 4.000,--ú pro 

Unternehmen) sowie eine Anerkennungsurkunde der Umweltministerin.  

Weiterhin würdigt das Umweltministerium die Leistung von Agenda-Gruppen und 

Kommunen durch die Auslobung eines Anerkennungspreises. 

Im Rahmen eines Klimaschutzkongresses für Kommunen und Ehrenamtliche im 

Oktober 2006 wurden Anerkennungspreise für hervorragende Leistungen im 

Klimaschutz und der Lokalen Agenda 21 verliehen. 
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Finanzmittel 

Finanzielle Förderung des Ehrenamts und bürgerschaftlichen Engagements im 

Bereich des Ministeriums für Umwelt Baden-Württemberg  

(bis April 2005: Ministerium für Umwelt und Verkehr)  

Zweckbestimmung 2001 2002 2003 2004 2005 

 EUR 

Konkrete Projekte zur Lokalen 

Agenda 21 

500.000 500.000 250.000 190.000 170.000 

Schülermentorenprogramm für 

den Natur- und Umweltschutz 

5.000 25.000 25.000 20.000 20.000 

Fortbildung im Bereich 

Biodiversität 
1)
 

4.000 4.000 4.000 4.000 4.000 

Fortbildung im Bereich 

Nachhaltigkeit, Landschafts-

management, 

Landschaftspflege 

5.000 5.000 5.000 5.000 5.000 

Fortbildung in Fragen der 

Nachhaltigkeit in der 

Landwirtschaft 

1.500 1.000 1.000 1.000 1.000 

Fortbildung in Fragen der 

Nachhaltigkeit im Sport 

500 500 500 (-) (-) 

Maßnahmen zur Verbesserung 

der Verkehrssicherheit (z.B. 

Durchführung von 

Sicherheitstrainings, Aktionen 

zum Schuljahresbeginn, 

Schülerlotsendienst) 

153.400 153.600 150.000 154.000 154.000 

Förderung energiesparendes 

Fahren über ehrenamtliche 

Kurse 

75.000 50.000 50.000 50.000 50.000 

Fördermaßnahmen für 

Umweltprojekte von 

Verbänden 

25.000 25.000 (-) (-) (-) 

Gesamtförderung 769.400 764.100 485.500 
2)
 424.000 424.000 

1) Naturschutzwarte, Sachverständige für Amphibien- und Fledermausschutz, Fachberater/-innen 
für Hornissen- und Wespenfragen/ Feuerwehren  

2)Reduzierung der Projektförderung für die Lokale Agenda 
 
Seminarprogramm der Akademie für Natur- und Umweltschutz Baden-Württemberg: 
Die Akademie für Natur- und Umweltschutz Baden-Württemberg leistet über das gesamte 
Jahresprogramm mit seinen Seminaren und vielfachen Initiativen  zu Naturschutz, Umweltvorsorge 
und nachhaltiger Entwicklung einen  Beitrag zu Ehrenamtsförderung und Förderung des 
bürgerschaftlichen Engagements. Der multiplikatorische Bildungsansatz der Umweltakademie 
ermöglicht es, mit geringem finanziellem Aufwand im Schneeballeffekt eine Vielzahl von Personen 
zu erreichen. Die Zielgruppen, die auch vielfach im ehrenamtlichen Bereich angesprochen werden, 
beziehen sich auf alle gesellschaftlichen Bereiche und gehen somit weit über die o. g. Rubriken 
hinaus. 
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2.2 Kommunale Landesverbände 

Zusammenfassung 

Im April 2005 wurde die Vereinbarung zum Ausbau des Landesnetzwerkes 

Bürgerschaftliches Engagement zwischen den kommunalen Landesverbänden 

Baden-Württemberg und dem Sozialministerium des Landes unterzeichnet. Ziele 

der Vereinbarung sind, dass das Landesnetzwerk BE das bürgerschaftliche 

Engagement durch systematische und kontinuierliche Arbeit an Rahmenbedin-

gungen und Strukturen fördert und die bürgerschaftliche Beteiligung unterstützt. 

Aus Sicht der Landesverbände hat es sich bewährt, die Förderung bürgerschaft-

lichen Engagements kommunal zu verorten und sich konkret an den örtlichen 

Strukturen zu orientieren. Diese Förderung auf den drei kommunalen Ebenen, 

Städtetag, Gemeindetag und Landkreistag, erweist sich zugleich auch als 

charakteristischer baden-württembergischer Ansatz. Dabei geht es den 

kommunalen Landesverbänden darum, bürgerschaftliches Engagement als 

Querschnittsthema in den Fachbereichen der Kommunen und Landkreise, aber 

auch innerhalb des eigenen Verbandes zu verankern. So hat sich inzwischen 

auch in den Abteilungen des Städtetages selbst die Aufmerksamkeit für die 

Relevanz von BE-Prozessen durch regelmäßige Auswertungsrunden mit 

Fachkräften verstärkt, an denen die für BE-Entwicklung zuständige Abteilungslei-

terin und der Fachberater teilnehmen. In der Architektur der BE-Förderung 

nehmen aus Sicht der kommunalen Landesverbände die Anlaufstellen oder 

kommunalen Fachstellen eine wichtige Funktion wahr. 

Mitbedingt durch die nachhaltige Förderung des bürgerschaftlichen Engage-

ments durch die Landesverbände in Kooperation mit dem Sozialministerium 

Baden-Württemberg sehen diese die Ergebnisse als positiv und Bürgerengage-

ment als ein Thema, das weiterhin Bedeutung gewinnt. Die Landesverbände sind 

vor dem Hintergrund ihrer Erfahrungen wie auch mit Blick auf die Ergebnisse des 

Freiwilligensurvey der Ansicht, dass bürgerschaftliches Engagement in seinem 

Umfang noch weiter wachsen kann. 

Die Landesverbände vertreten die Auffassung, dass Baden-Württemberg mit 

seiner gewachsenen Förderstruktur auch bundesweit als Vorzeigeland 

angesehen werden kann, insbesondere auch unter dem Gesichtspunkt, dass die 

kommunalen Netzwerke mehr als zuvor mit ihren Förderaktivitäten die 

Stadtentwicklungspolitik sowie die Politik der Gemeinden und Landkreise 

mitbestimmen. Die Weckung öffentlichen Interesses für bürgerschaftliches 
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Engagement durch gelungene nachahmenswerte Beispiele wird nach Auffassung 

der Landesverbände durch das Landesnetzwerk BE gefördert. Eine neue 

Variante stellt hier das unternehmerische bürgerschaftliche Engagement dar, das 

mit dem bürgerschaftlichen Engagement zusammengeführt werden soll.  

Auf europäischer Ebene, zum Beispiel im gemeinsamen Europabüro der 

kommunalen Landesverbände, wurde das Thema BE bisher wenig diskutiert, es 

dominiert die Diskussion über EU-Richtlinien. Gerade deshalb sehen es die 

kommunalen Spitzenverbände perspektivisch als wichtig an, Einsicht zu 

bekommen in das Engagement und die Förderpolitik der anderen europäischen 

Länder. 

Generell wird die Interministerielle Arbeitsgruppe (IMA) durch personelle 

Diskontinuität charakterisiert, da die Vertreterinnen und Vertreter der Ministerien 

oft wechseln und folglich Themen immer wieder von vorne bearbeitet werden 

müssen, um einen gleichen Stand der Teilnehmenden zu erhalten. Die Sitzungen 

gelingen aus Sicht der kommunalen Landesverbände bei thematischen 

Schwerpunktsetzungen, wie zum Beispiel beim Thema Versicherungsschutz. 

 

2.2.1 Schwerpunktsetzungen des Städtetags 

Überblick 

Der Städtetag Baden-Württemberg hat im Berichtszeitraum 2004/ 2005/06 neben 

dem Augenmerk auf Kontinuität in der Förderung des bürgerschaftlichen 

Engagements vor allem verstärkt die Zielrichtung verfolgt, alle Bevölkerungs-

gruppen anzusprechen und sie in ihrem bürgerschaftlichen Engagement zu 

unterstützen bzw. für dieses Engagement zu gewinnen und sie einzubeziehen. 

Ein zweiter Fokus lag auf dem gezielten und nachhaltigen Einbezug der 

Kommunalverwaltungen und der kommunalen Akteure in den Kommunen, um die 

Städte in Richtung Bürgerkommune zu qualifizieren. Dazu dienten die im 

Berichtszeitraum gewählten thematischen Schwerpunkte und die im Zusammen-

hang damit ausgerichteten großen Veranstaltungen. Insgesamt plädiert der 

Städtetag für eine sehr differenzierte Sicht auf die vielfältigen Prozesse des 

bürgerschaftlichen Engagements in den Städten des Landes und eine präzise 

ortsbezogene Betrachtung.  

Aus Sicht des Städtetages hat es sich auch im Berichtszeitraum 2004/ 2005/06 

weiter bewährt, die BE-Förderung kommunal zu verorten. Anspruchsvolles Ziel 

des Städtetages bleibt dabei, bürgerschaftliches Engagement als Quer-
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schnittsthema in die Facharbeit zu integrieren und als Arbeitsansatz in allen 

Fachbereichen zu verankern. Als ein Beispiel für das Gelingen dieser Bemühun-

gen sieht der Städtetag den Bereich der kommunalen Altenhilfe an, in der 

zukunftsfähige Konzepte nicht ohne bürgerschaftliches Engagement denkbar 

sind und sich auch schon vielfach bewährt haben (vgl. BELA-Studie). Als echtes 

Querschnittsthema knüpft das bürgerschaftliche Engagement in der Altenarbeit 

an viele verschiedene Bereiche an, wie zum Beispiel Stadtentwicklungsplanung, 

Prävention, Gesundheitspolitik usw. Engagementförderung im StädteNetzWerk 

ist daher stets Ămultidisziplinªrñ angelegt und bezieht entsprechend auch alle 

Abteilungen des Städtetages mit ein. 

Um aktuell und passgenau an den Bedarfen der Städte zu arbeiten, werden die 

Themenschwerpunkte im StädteNetzWerk in Workshops gemeinsam mit 

Fachkräften festgelegt, an denen die für BE-Entwicklung zuständige Abteilungs-

leiterin und der Fachberater (siehe ĂKontaktñ) teilnehmen. Solche Workshops 

sind inzwischen fest institutionalisiert. 

Im Kontext dieser Bemühungen des Städtetages sind sowohl die thematischen 

Schwerpunkte als auch die im Berichtszeitraum ausgerichteten großen 

Veranstaltungen zu sehen. Die Themenschwerpunkte der Veranstaltungen 

folgen ausschließlich den Interessen der Mitgliedsstädte im StädteNetzWerk. Sie 

stellen eine praxisorientierte Problembearbeitung unter Förderung der Rolle des 

bürgerschaftlichen Engagement und des koproduktiven Zusammenwirkens mit 

allen Akteuren und Einrichtungen der städtischen Infrastruktur dar. Die Chancen, 

dass dies gelingt, sind nach Auffassung des Städtetages auch deshalb 

gestiegen, weil Bürgerengagement in der öffentlichen Meinung zunehmend 

positiv besetzt sei. Der Freiwilligensurvey zeige, dass die Bereitschaft der 

Menschen, sich mehr zu engagieren, weiterhin groß ist.  

Themen 

Ein wesentliches Merkmal der problem- und praxisbezogenen Arbeit des 

Städtetages ist, dass die relevanten Themen und Instrumente gemeinsam mit 

den Ansprechpartnerinnen und -partnern aus den Städten entwickelt werden. Im 

Berichtszeitraum wurden jeweils zusammenhängende zielgruppen- und 

themenspezifische Schwerpunkte gewählt, wodurch der Städtetag systematisch 

Themen mit Zielgruppen und umgekehrt zusammenbringen möchte. 

Ein Schwerpunkt war dabei das Thema bürgerschaftliches Engagement in den 

Städten Baden-Württembergs von und mit Bürgerinnen und Bürgern mit 
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Migrationshintergrund. Dem Städtetag liegt hier an einer Ortsbestimmung bzgl. 

des Standes der Integration im Lande Baden-Württemberg und der Rolle, die 

bürgerschaftliches Engagement in diesem Prozess spielt und künftig innehaben 

kann. 

Auch die Integration von Menschen mit Behinderung, für die seit dem 01.01.2005 

im Rahmen der Eingliederungshilfe die Stadt- und Landkreise zuständig sind, 

wurde durch den Städtetag aufgegriffen. Dabei wurden die notwendigen 

Veränderungen im Hilfesystem zusammen mit Trägern und Verbänden im 

Hinblick auf die Themen Stärkung der Selbsthilfekräfte und des bürgerschaftli-

chen Engagements besprochen. 

Die Themen Bildung und Erziehung wurden in einem Werkstattgespräch 

behandelt. Darüber hinaus hat der Städtetag als Unterstützer der vom 

Bundesnetzwerk BE gemeinsam mit dem Landesnetzwerk ausgerichteten 

Tagung ĂSchule und B¿rgerengagementñ in Stuttgart das Thema sehr prominent 

aufgegriffen und sich zusammen mit zahlreichen anderen Städten in den 

Arbeitsgruppen und Foren mit Vorträgen und Diskussionsbeiträgen beteiligt. 

Als Generalthema ist das Thema demografischer Wandel und daraus 

resultierende Herausforderungen und Gestaltungschancen für die Städte ein 

kontinuierlich mitgedachter Themenkomplex in der Arbeit des Städtetages.  

Das Interesse des Städtetages galt darüber hinaus der Frage, auf welche Weise 

die Verwaltungsspitze der Städte und vor allem die unterschiedlichen Fachberei-

che der Kommunalverwaltungen bürgerschaftliches Engagement fördern und wie 

sie sich zu diesem gesellschaftspolitischen Schwerpunkt positionieren. Ein 

Schwerpunkt befasste sich mit den Möglichkeiten speziell der Stadträtinnen und 

Stadträte bei der Förderung und Weiterentwicklung des bürgerschaftlichen 

Engagements. 

Corporate Citizenship 

Dieses Thema wird vom Städtetag als durchaus wichtig eingeschätzt. Das wird 

dadurch unterstrichen, dass das Thema im September 2006 in einem 

Werkstattgespräch in Geislingen und weiteren Veranstaltungen und Aktivitäten 

aufgegriffen wird. 
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Methodische Vorgehensweisen im Städtetag 

Die Förderpolitik des Städtetages entfaltet sich auf mehreren Ebenen durch: 

¶ die gezielte Ansprache von Zielgruppen (Migranten, Unternehmen, Schüle-

rinnen und Schüler, Senioren etc.) für bürgerschaftliches Engagement und 

entsprechender Themenauswahl (Integration, Barrierefreiheit; Corporate 

Citizenship, demografischer Wandel, Anerkennungskultur) 

¶ die Entwicklung von Instrumenten zur Förderung des BE (in landesweiten 

Tagungen, Werkstattgesprächen und im Rahmen Kommunaler Entwick-

lungsbausteine), 

¶ Recherchen im Dienste der Mitgliedsstädte. Beispiel: Im Rahmen von 

Recherchen im Netzwerk wurden 2005 für die Mitgliedsstädte Nachfor-

schungen zu ĂVersicherungsschutz im Engagementñ, ĂB¿rgerschaftliches 

Engagement in Kindertagesstªttenñ und ĂDialog der Generationenñ durchge-

führt. Die Recherchen sind auf eine Woche begrenzt und liegen den 

Mitgliedsstädten innerhalb kürzester Zeit als Handout vor. 

¶ Konkrete Beratung vor Ort zum Aufbau von tragfähigen Strukturen des BE-

Prozesses. Dabei wird bürgerschaftliches Engagement als Quer-

schnittsthema und Arbeitsmethode nachhaltig in die Facharbeit von 

Kommunen integriert. 

Diesen Anliegen wird vorrangig auch im Rahmen von Städtetreffen und 

Werkstattgesprächen sowie spezifischen Vor-Ort-Terminen der Fachberatung 

und gemeinsamen Veranstaltungen mit den anderen kommunalen Netzwerken 

Rechnung getragen.  

Darüber hinaus liegt dem Städtetag daran, zu aktuellen thematischen 

Schwerpunkten über das Landesnetzwerk BE hinaus den Dialog mit Initiativen 

und Netzwerken anderer Bundesländer zu führen und den baden-

württembergischen Weg außerhalb des Landes zu vermitteln. 

Veranstaltungen 

Die genannten Themen sind aus Sicht des Städtetages zukunftsrelevante 

gesellschaftliche Themenfelder, die nicht im Rahmen einer Tagung gelöst, aber 

im Blick auf kreative Lösungen in den Städten wesentlich befruchtet werden 

können.  

 



Wichtige Akteure 

123 

Dies geschieht hauptsächlich durch zwei sich ergänzende Veranstaltungstypen: 

¶ die Städtetreffen, die sich an die Bürgerinnen und Bürger, Politik, Verwal-

tung, Fachkräfte und Unternehmen richten und eine neue Qualität des 

Diskurses ermöglichen durch praktische Beispiele bürgerschaftlichen Enga-

gements und die Ansprache neuer Zielgruppen sowie den Austausch mit 

Verantwortungsträgern wie bspw. Amtsleiterinnen und Amtsleitern, mit 

denen ein Austausch über den möglichen Ertrag gepflegt und denen die 

Anerkennungswürdigkeit der praktischen Beispiele vermittelt wird. 

¶ die Werkstattgespräche, die sich speziell an Fachkräfte richten und die in 

den Städtetreffen behandelten Themen wieder aufnehmen und reflektieren, 

mit welchen Instrumenten das Engagement für die je angesprochene Ziel-

gruppe weiter gefördert werden kann. Hier stehen zum Thema vorrangig 

auch Situationsschilderungen aus den Mitgliedsstädten an, die jeweils 

unterschiedliche Modelle und Konzepte in Umsetzung haben. Best-practice-

Lösungen inspirieren zur Neuentwicklung von Instrumenten, die wiederum 

in weitere Städtetreffen eingebracht werden können. 

In den Städtetreffen wurden u. a. am 28.09.04 in Filderstadt das Thema 

Integration und Migration intensiv bearbeitet und mit Praxisbeispielen belegt. 

(siehe Punkt A.3.2.1). Das Städtetreffen in Offenburg am 06.10.05 lotete die 

Möglichkeiten von Bürgerverantwortung in der modernen Kommune an 

zahlreichen Beispielen aus und zeigte die Grundlagen für eine gelingende 

Bürgerbeteiligung auf.  

Eine wichtige Funktion haben aus Sicht des Städtetages die Vor-Ort-Termine der 

Fachberatung in den Mitgliedsstädten. Diese finden zu konkreten Anlässen statt, 

das heißt, es besteht Beratungs- und Kommunikationsbedarf der Fachkräfte, 

bspw. im Zusammenhang mit der Beantragung oder Umsetzung Kommunaler 

Entwicklungsbausteine. 

Der Städtetag begrüßt auch die inzwischen intensivere Kooperation der 

kommunalen Netzwerke untereinander, die in gemeinsam durchgeführten 

Veranstaltungen ihren Ausdruck findet. 

Rolle der Fachberatung 

Der Fachberatung des StädteNetzWerks wird seitens des Städtetages große 

Bedeutung beigemessen, da sie der BE-Förderung und damit der Entwicklung 

der Bürgergesellschaft in den Städten wesentliche Impulse verleiht. Sie stellt aus 
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Sicht des Städtetages eine qualifizierte Anlaufstelle für die Mitgliedsstädte im 

StädteNetzWerk und für weitere Interessenten dar.  

Die Fachberatung hält kontinuierlich Kontakt zu den Fachkräften in den 

Mitgliedsstädten, die im Wesentlichen trotz schwieriger Finanzlage seitens der 

Mitgliedskommunen aufrechterhalten werden.  

Eine weitere anspruchsvolle Aufgabe der Fachberatung liegt in der Konzeption 

und Umsetzung Kommunaler Entwicklungsbausteine. In diesem Zusammenhang 

sieht der Städtetag auch einen Bedarf an Wirkungsanalysen von Programmen, 

Instrumenten und Projekten, welche die Fachberatung im Einzelnen nicht leisten 

kann, sondern im Rahmen einer abgestimmten wissenschaftlichen Begleitung 

erfolgen müsste. 

Insgesamt liegt dem Städtetag daran, sowohl die Fachstellen für bürgerschaftli-

ches Engagement als auch die Fachberatung zu erhalten und zu stärken. Aus 

diesem Grunde hat der Städtetag die Fachberatung unter dem eigenen Dach 

angesiedelt. 

Fokus StädteNetzWerk 

Das seit dem Jahre 1999 bestehende StädteNetzWerk hatte aus Sicht des 

Städtetages in einer ersten Phase die Aufgabe, einzelne relevante Themen in 

den Blick zu nehmen, inzwischen jedoch sei durch die weitere Entwicklung ein 

großes Themenspektrum in Arbeit, mit dem kompetent und flexibel gearbeitet 

werden kann. Auch im Berichtszeitraum erfolgten weitere Neuzugänge ins 

StädteNetzWerk, die zum Ausbau des Netzwerkes beitrugen. 

Wichtiger Hintergrund für diese positive Entwicklung ist aus Sicht des Städteta-

ges, dass das Land und die kommunalen Landesverbände durch die verlängerte 

Kooperationsvereinbarung unterstreichen, dass es sich bei den Netzwerken nicht 

um temporäre sondern kontinuierliche Einrichtungen der BE-Förderung handelt.  

Der Städtetag hebt hervor, dass die kommunalen Netzwerke sowohl füreinander 

als auch für das Landesnetzwerk bedeutende Leistungen erbringen, indem sie 

bspw. auf Tagungen den baden-württembergischen Weg der Engagementförde-

rung darstellen und vertreten. 
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Kooperation der Landesverbände 

Die Zusammenarbeit zwischen den Landesverbänden bei der Förderung 

bürgerschaftlichen Engagements wird als konstruktiv betrachtet. So erfolgte im 

Berichtszeitraum eine gemeinsame Veranstaltung mit dem Gemeindenetzwerk 

zum Thema ĂB¿rgerstiftungñ in Schramberg.  

Der Städtetag beobachtet, dass jedes der Netzwerke inzwischen seine eigene 

Identität ausgebildet und seine Rolle gefunden hat. Alle drei Netzwerke sind für 

die Entwicklung des bürgerschaftlichen Engagements im Lande gleichermaßen 

wichtig und üben ein konstruktives Neben- und Miteinander aus, in welchem 

jedes Teilnetzwerk einen bestimmten Bereich abdeckt, sowie eine bestimmte 

Arbeitsweise kultiviert hat. Der Städtetag begrüßt den regen Austausch der 

Fachberaterinnen und Fachberater der Netzwerke untereinander, der sich auch 

in der Präsenz auf den Veranstaltungen der je anderen Netzwerke zeigt.  

Kooperation mit Anlaufstellen 

Der Städtetag sieht insbesondere Kooperationen mit Anlaufstellen als 

weiterführend an, da diese unter den Voraussetzungen eines vielfältigen 

Arbeitsansatzes sowohl in die kommunale Verwaltung hineinwirken und ein 

Wissen über Engagementfelder gewinnen als auch dem Thema des bürger-

schaftlichen Engagements vor Ort großes Gewicht verleihen können. Die am 

22.04.04 erfolgte Veranstaltung mit MP Teufel über Anlaufstellen und die 

gemeinsame Erklärung wird als hilfreich betrachtet. Die Bilanz der Anlaufstellen 

ist in doppelter Weise positiv: sie werden in der Öffentlichkeit wahrgenommen 

und unterstützen vielfach bestehende BE-Prozesse; darüber hinaus werden sie 

auch nach innen in die Verwaltung hinein sichtbar und deshalb beziehen sich 

auch die einzelnen Ämter wieder auf die Anlaufstelle.  

Dass die Landespolitik den Anlaufstellen oder kommunalen Fachstellen (die in 

Baden-Württemberg nicht identisch sind mit Freiwilligenagenturen) einen so 

hohen Stellenwert beimisst, ist aus Sicht des Städtetages charakteristisches 

Element des baden-württembergischen Weges und stellt auch ein Identifikations- 

und Imagemerkmal dar. 
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Bundesweite (und europaweite) Kooperationen 

Der Städtetag verfolgt sehr aufmerksam die Aktivitäten der anderen Bundeslän-

der bei der BE-Förderung und arbeitet u. a. in der Arbeitsgruppe demografischer 

Wandel des BBE mit. Der Landesverband ist dem Bundesnetzwerk BE 

beigetreten und ist ð als einer der wenigen kommunalen Vertreter ð mit 

Stimmrecht im Koordinierungsausschuss des BBE vertreten. Die Mitarbeit in den 

Projektgruppen des BE wird vor allem auch deswegen als wichtig angesehen, 

weil die kommunale Perspektive im Bundesnetzwerk generell noch stark 

unterrepräsentiert ist. 

Zu beobachten ist, dass sich inzwischen alle Länder um das BE-Thema 

kümmern und nach Wegen gesucht wird es umzusetzen. Dabei stellt der baden-

württembergische Ansatz hauptsächlich durch seine kommunale Verankerung 

und die kommunalen Fachkräfte weiterhin einen sehr fortgeschrittenen Ansatz 

dar, wobei auch in anderen Ländern mit sehr unterschiedlichen Herangehens-

weisen gute Ansätze verfolgt werden. Aus Sicht des Städtetages steht fest, dass 

sich insgesamt die Engagementkultur in den Ländern verändert, wenn von 

Landesseite jemand glaubwürdig dahinter steht, der für eine nachhaltige 

Entwicklung sorgt. Der Austausch mit anderen Bundesländern wird als wichtig 

angesehen. Dies geschieht auch im Rahmen der seitens des BMFSFJ 

veranstalteten halbjährlichen Länder-Treffen, ebenso wie ein Austausch auf 

Landesebene darüber, was in anderen Bundesländern geschieht. 

Insgesamt wird die Struktur der BE-Förderung gerade in Baden-Württemberg als 

vorbildlich angesehen, weil hier die kommunalen Netzwerke, die Fachberaterin-

nen und Fachberater der Netzwerke ï und in Bezug auf das StädteNetzWerk 

besonders auch die Fachstellen in den Mitgliedsstädten eine besondere 

Förderstruktur für den BE-Prozess darstellen. 

Kooperation mit der Landesregierung 

Aus Sicht des Städtetages leistet das Land mit der finanziellen und auch 

nachhaltigen politischen Unterstützung des bürgerschaftlichen Engagements und 

des Landesnetzwerks BE wichtige Grundlagenarbeit für ein zukunftsfähiges 

Baden-Württemberg. Auch die klare Positionierung der Landesregierung in der 

Koalitionsvereinbarung vom April 2006 zum Thema BE wird als positives Zeichen 

zur Kenntnis genommen. 
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Ohne die nachhaltige und konsequente Förderung des Landes hätte der jetzige 

Stand alleine aus Mitteln des Verbandes nicht erreicht werden können. Der 

Unterstützung durch das Land kommt nach Meinung des Städtetages auch für 

die weitere Entwicklungsphase in Baden-Württemberg eine entscheidende 

Bedeutung zu. 

Darüber hinaus bringt der Städtetag zum Ausdruck, dass sich die interministeriel-

le Zusammenarbeit weiter positiv entwickelt hat. Dies zeige sich u. a. in der 

gesteigerten Wahrnehmung des Themas BE durch die anderen Ministerien des 

Landes. Auch die interministerielle Kooperation anlässlich der gegenwärtigen 

Vorbereitung der Tagung des ĂForum Landesnetzwerkñ zum demografischen 

Wandel stelle ein gutes Beispiel interministerieller Kooperation dar. Die 

interministerielle Arbeitsgruppe (IMA) ist aus Sicht des Städtetages auch als 

Zeichen der institutionalisierten Zusammenarbeit bedeutsam. 

Qualifizierung 

Der Städtetag sieht das Mentorenprogramm weiterhin als ein Schlüsselinstru-

ment der Qualifizierung des bürgerschaftlichen Engagements an. Die an den 

Kursen teilnehmenden Personen werden befªhigt, eine ĂT¿rºffnerfunktionñ bei 

der Weiterentwicklung des Engagements in den Kommunen auszuüben. 

Besonderes Augenmerk ist deshalb darauf zu legen, dass die qualifizierten 

Mentorinnen und Mentoren jeweils vor Ort mit ihren Aktivitäten ansetzen und sich 

in ein Wirkungsfeld integrieren, um bürgerschaftliches Engagement im 

Sozialraum zu fördern. Als wichtig wird die Teilnahme der Mentorinnen und 

Mentoren in den Mitgliedsstädten an den Städtetreffen angesehen. 

Seitens des Städtetages wird eine Evaluation des Mentorenprogramms 

empfohlen, um Erkenntnisse über Wirkungen des Programms und Engagements 

der Mentorinnen und Mentoren zu erhalten, um damit eine Entscheidungsgrund-

lage zu gewinnen. 

Anerkennungskultur 

Anerkennungskultur bleibt aus Sicht des Städtetages ein Schlüsselinstrument zur 

Förderung des bürgerschaftlichen Engagements. Oftmals haben sich die 

Fachkräfte zu Motoren der örtlichen Anerkennungskultur qualifiziert und lokale 

Koordinierungsgremien gegründet. Damit leisten sie einen wichtigen Beitrag zur 

Motivation von Engagierten und zur Übernahme von Verantwortung für das 

Gemeinwesen. 
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Rolle des Steuerungsverbundes 

Die Netzwerke sind organisatorisch eigenständig und durch übergreifende 

Gremien wie den Steuerungsverbund (vgl. Punkt A.3.2) vernetzt. Der Städtetag 

sieht durch das Organ des Steuerungsverbundes die Arbeiten ausreichend 

koordiniert. Auch die Klausuren werden nachdrücklich begrüßt.  

Ausblick 

Der Städtetag wird bei den thematischen Schwerpunktsetzungen weiterhin 

großes Gewicht auf die Rückkopplung mit den Mitgliedsstädten legen. 

Perspektivisch wird dem Thema Schule und Bürgerengagement und in diesem 

Zusammenhang auch dem Jugendbegleiter-Programm Bedeutung beigemessen. 

Im März 2006 wurde darüber ein erstes Werkstattgespräch mit dem zuständigen 

Leiter aus dem Kultusministerium geführt. Dies führte dazu, dass das Kultusmi-

nisterium die Partner aus dem Landesnetzwerk BE in die Anleitung zur 

Umsetzung des Jugendbegleiters (Rahmenkatalog) aufgenommen hat.  

Zukünftig sieht der Städtetag vor allem eine wissenschaftliche Begleitung als 

erforderlich an, die hinsichtlich themen- und zielgruppenbezogener Initiativen und 

Projekte eine solide Wirkungsanalyse von Entwicklungsprozessen betreibt, um 

die durch den Städtetag mit angestoßenen Entwicklungen genauer zu 

beobachten. Der Städtetag selbst kann aufgrund seiner Beratungsfunktion solche 

Evaluationsaktivitäten vieler gut laufender (und auch dem Städtetag teils 

unbekannten) Projekte im Einzelnen aus Kapazitätsgründen nicht leisten. Das 

Interesse, insgesamt Projekterfahrungen des bürgerschaftlichen Engagements 

aus dem ganzen Land nach bestimmten Themen zu sichten, wird seitens des 

Städtetages nachdrücklich geäußert. Eine bisher sporadische und zufällige 

Rückkopplung des Städtetages mit laufenden Projekten sollte systematisiert 

werden, um Projekte gezielt auch in der Öffentlichkeit bekannt zu machen und 

öffentliches Interesse für ähnliche Aktivitäten zu wecken.  

Kontakt 

Städtetag Baden-Württemberg 
Königstraße 2  
70173 Stuttgart 

  

Ansprechpartnerin: Ansprechpartner / Fachberatung: 

Agnes Christner 
Tel.: 0711/22921-30  
 
email: agnes.christner@staedtetag-bw.de 

Dr. Ralf Vandamme 
Tel.: 069/850-93631 
Fax: 0711/22921-42 
email: ralf.vandamme@staedtetag-bw.de  

mailto:agnes.christner@staedtetag-bw.de


Wichtige Akteure 

129 

2.2.2 Schwerpunktsetzungen des Gemeindetags 

 
Überblick 

Der Gemeindetag Baden-Württemberg sieht für den Berichtszeitraum große 

Erfolge bei der Entfaltung des bürgerschaftlichen Engagements in den 

Mitgliedsgemeinden des Gemeindenetzwerks aufgrund vielfältiger Lernprozesse. 

Diese betreffen sowohl die Gewinnung von Engagierten und ihre optimalen 

Entfaltungsmöglichkeiten auf den verschiedensten Engagementfeldern als auch 

die angemessene Würdigung des Engagements.  

Von großer Bedeutung ist die inzwischen erreichte Vernetzungsfähigkeit des 

Gemeindenetzwerkes mit unterschiedlichen Initiativen zu Förderung des 

bürgerschaftlichen Engagements. Schließlich legt der Gemeindetag Wert darauf, 

im Rahmen der angestrebten Vernetzungsaktivitäten die kommunalen 

Einrichtungen (Kindergarten, Schule, Seniorenheime, Pflegeheime) und die 

kommunale Vereinswelt einzubeziehen. 

Bürgerschaftliches Engagement stellt ein wertvolles Gut des Gemeinwesens und 

seiner Einrichtungen dar und sollte nach Auffassung des Gemeindetages als 

Arbeitsprinzip in der Bürgerkommune verankert werden, wobei darauf zu achten 

ist, dass das Engagement nicht instrumentalisiert und zum Lückenbüßer gemacht 

wird. Vielmehr geht es um eine sinnvolle Vernetzung zwischen kurzfristig 

projektartigem und langfristigem Engagement, wie es bspw. in der Pflege 

erforderlich scheint. Es gilt an der selbstverständlichen Gesellschaftsfähigkeit von 

bürgerschaftlichem Engagement weiterzuarbeiten, in dem Sinne, dass Vorlesen 

im Kindergarten ebenso dazugehört wie Handballspielen im Sportverein und über 

beides gleich attraktiv und auskunftsfreudig in allen gesellschaftlichen Arenen 

kommuniziert wird. 

 

Schwerpunktthemen 

Im Berichtszeitraum stellten die Themen demografischer Wandel und Bildung 

wichtige Themenschwerpunkte des Gemeindetages dar, die auch bei der 

Jahrestagung eine wichtige Rolle spielten. Darüber hinaus ist dem Gemeindetag 

die Verstetigung des bürgerschaftlichen Engagements ï und zwar in allen 

Altersgruppen, mit besonderer Berücksichtigung der Engagementpotenziale der 

größer gewordenen Gruppe der jungen Alten ab 55 Jahren ï ein besonderes 

Anliegen.  
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Im Zentrum des Themas Bildung stand der Bildungsort Schule und hier speziell 

das neue Modellprojekt des Jugendbegleiters, das wesentlich auf Initiativen des 

bürgerschaftlichen Engagements aufbaut. Hier wird es aus Sicht des Gemeinde-

tages zentral darum gehen, mit dem Jugendbegleiter die Schule noch stärker im 

Gemeinwesen zu verorten. In diesem Zusammenhang verfolgt der Gemeindetag 

die Absicht, das ehrenamtliche und bürgerschaftliche Engagement in den 

Schulen produktiv mit den vorhandenen Strukturen des Gemeindenetzwerkes zu 

verknüpfen. 

Ein weiterer Schwerpunkt des Gemeindetages stellte im Berichtszeitraum das 

Thema Familienfreundlichkeit und der Aufbau familien- und kinderfreundlicher 

Betreuungsstrukturen dar. Hier wurde das Augenmerk sowohl auf Familien mit 

Kleinkindern als auch Kindergarten- und Schulkindern gelegt und die Öffnung 

von Einrichtungen wie Kindergarten und Schule für betreuungsfreundliche 

Strukturen und die Beteiligung bürgerschaftlichen Engagements gefördert. 

Schließlich findet sich beim Gemeindetag das Thema demografischer Wandel 

und das Zusammenleben der Generationen auf der ständigen Agenda für eine 

zukunftsfähige generationenübergreifend kooperierende Gemeinde. Ein 

besonderer Schwerpunkt liegt auf der Förderung des bürgerschaftlichen 

Engagements für pflegebedürftige Menschen in und außerhalb von Pflegeeinrich-

tungen. Der Gemeindetag fördert dazu auch Vernetzungen von Initiativen im 

Gemeindenetzwerk mit dem Bela-Projekt (siehe Punkt B.2), dessen Evaluation 

das ganze Spektrum an Möglichkeiten des bürgerschaftlichen Engagements in 

Einrichtungen der Pflege verdeutlicht. Es bedarf aus Sicht des Gemeindetages 

jedoch weiterer großer Anstrengungen im Blick auf die Ausgestaltung der Rolle 

von ehrenamtlich Engagierten in Pflegeheimen und die sich ergänzenden 

Aufgabenwahrnehmungen von freiwillig und hauptamtlich Tätigen. Bedeutsam ist 

weiterhin die gelingende Einbindung von Pflegeeinrichtungen und Wohngruppen 

sowie familiär lebender pflegebedürftiger Menschen in das Gemeinwesen, um 

einer Verinselung und Isolation entgegenzuwirken, sowie die Vernetzung mit der 

Angehörigenarbeit in den Blick zu nehmen.  

Derzeit wird zusätzlich dem Thema Bürgerstiftungen und einer entsprechenden, 

die Aufmerksamkeit für Bürgerstiftungen erhöhenden Öffentlichkeitsarbeit große 

Bedeutung beigemessen. Ziel ist, Bürgerinnen und Bürger für diesen neuen 

Stiftungstyp zu gewinnen und aufzuklären über die verschiedenen Formen von 

Bürgerstiftungen und ihre rechtliche Rahmung. Ein besonderes Anliegen des 

Gemeindetages galt der Einbindung des Stiftungsgedankens und der Bürgerstif-

tungen in das konkrete Gemeindeleben. Dabei macht es aus Sicht des 
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Gemeindetages Sinn, Bürgerstiftungen in das gesamte Geschehen des 

ehrenamtlichen und bürgerschaftlichen Engagements zu integrieren und 

entsprechendes Know How zu vermitteln, sowie Best-practice-Beispiele 

darzustellen, um Lerneffekte zu erzielen. 

Die genannten Schwerpunktthemen werden den Gemeindetag mittel- und 

langfristig beschäftigen. 

Corporate Citizenship 

Der Gemeindetag unterstützt das im Landesnetzwerk laufende Projekt 

Unternehmen BE und tritt für eine stärkere Wahrnehmung des unternehmeri-

schen bürgerschaftlichen Engagement und des Modellprojekts in der 

Öffentlichkeit ein. Insbesondere sieht der Gemeindetag Möglichkeiten, die 

eigenen relevanten Themen wie bspw. den Themenschwerpunkt Familienfreund-

lichkeit und Kinderbetreuung mit dem Modellprojekt zu verbinden. Dafür 

bestehen inzwischen nach Auffassung des Landesverbandes gute Vorausset-

zungen, da Familienfreundlichkeit als Standortfaktor zunehmendes Gewicht 

bekommt. 

Methodische Vorgehensweisen im Gemeindetag 

Der Gemeindetag setzt darauf, an bestehende Strukturen und Prozesse des 

bürgerschaftlichen Engagements bei der Weiterentwicklung desselben 

anzuknüpfen und kreative Vernetzungsaktivitäten zu betreiben. 

Wichtiges Ziel des Gemeindetages ist darüber hinaus, für die Mitgliedsgemein-

den wichtige Themen aufzugreifen und ihnen die Methoden und 

Herangehensweisen zur Weiterbearbeitung der Themen vor Ort an die Hand zu 

geben. 

Dabei ist für den Gemeindetag von Belang, dass auf den von ihm ausgerichteten 

Tagungen aus den Gemeinden Akteure aus unterschiedlichen Funktionsberei-

chen präsent sind und sich sowohl (Ober-)Bürgermeisterinnen und -meister, 

Mandatsträgerinnen und -träger, Amtsleiterinnen und Amtsleiter sowie 

Engagierte, z.B. Elternbeiräte einfinden, die an den Diskussionsrunden und 

Foren teilnehmen. Dies ermöglicht sowohl Diskussionen unterschiedlicher 

Rollenträger untereinander als auch Kommunikation unter Akteuren mit gleichen 

Funktionen, also bspw. Kommunikation unter Amtsleiterinnen und Amtsleitern 

verschiedener Gemeinden über Best-practice-Beispiele bürgerschaftlichen 

Engagements. 
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Dabei achtet der Gemeindetag bei der Ansprache seiner Zielgruppe auf einen 

Mix aus persönlicher Beratung und Veranstaltungen. Die persönliche Beratung 

kann zu einem kommunalen Entwicklungsbaustein führen, während die 

Veranstaltungen sowohl praktische als auch fachliche Komponenten aufweisen. 

Veranstaltungen 

Wichtige Veranstaltungen des Gemeindetages sind die Jahrestagungen, die 

große Foren zur Bearbeitung von Themenschwerpunkten und des kommunikati-

ven Austausches einer Vielzahl von Gemeinden und Akteuren mit 

unterschiedlichen Rollen und praktischen Erfahrungen darstellen. 

Die Jahrestagung 2004, die im Herbst in Weinstadt stattfand, beschäftigte sich 

mit dem Thema Bürgerstiftungen und Corporate Citizenship. 

Im Jahre 2005 wurde in Schramberg eine Jahrestagung zum Thema Bürgerstif-

tungen in Kooperation von Gemeinde- und Städtenetzwerk durchgeführt. 

Im Jahre 2006 standen der demographische Wandel, insbesondere mit Blick auf 

den ländlichen Raum sowie das Thema Bildungsort Schule  im Zentrum der 

Jahrestagung, mit Grundsatzreferaten der Staatssekretärin des Landwirtschafts-

ministeriums zum demographischen Wandel und des Kultusministers zum 

Schwerpunktthema Jugendbegleiter als Form des bürgerschaftlichen Engage-

ments am Bildungsort Schule.  

Ebenso 2006 ist eine Tagung zum demographischen Wandel in Vorbereitung, die 

von den kommunalen Landesverbänden und der Stabsstelle BE, sowie 

Verbänden ausgerichtet wird. 

Der Gemeindetag hat in Zusammenarbeit mit dem Gemeindenetzwerk 2006 zwei 

neue Veranstaltungsarten kreiert, welche die bisherigen Fachgespräche 

ergªnzen. So bieten die Veranstaltungsreihen ĂBE aktuellñ und ĂBE konkretñ unter 

dem Motto ĂDas Gemeindenetzwerk kommt zu Ihnenñ Veranstaltungen zu 

Themen an, die, wie bspw. das Jugendbegleiter-Programm, aktuell diskutiert 

werden, oder zu solchen Themen, die in den Mitgliedsgemeinden konkret 

anstehen (siehe Punkt A.2.2.2). Die Veranstaltungsreihe BE aktuell hatte ihren 

Auftakt am 20.09.06 in Welzheim. 
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Fokus Gemeindenetzwerk 

Der Gemeindetag schätzt die für den Berichtszeitraum 2004/2005 sichtbar 

werdenden Entwicklungen im Gemeindenetzwerk sehr positiv ein, insbesondere 

vor dem Hintergrund steigender Mitgliedszahlen. Die Zahl der Mitgliedskommu-

nen ist in diesem Zeitabschnitt von 52 auf 83 Gemeinden (Stand Juli 2006) 

angestiegen, wobei der Gemeindetag diese Entwicklung als qualitatives 

Wachstum versteht. Neue Mitgliedsgemeinden finden Anschluss an das 

Gemeindenetzwerk über die qualifiziert vorbereiteten Themen und Tagungen, auf 

denen Vertreterinnen und Vertreter der Gemeinden (Mandatsträger, Engagierte 

etc.) auf die Arbeit des Netzwerks aufmerksam werden. Diese Multiplikatorenwir-

kung nimmt zu, da die bearbeiteten Themen die Zukunftsfähigkeit und 

Attraktivität jeder Gemeinde des Landes tangiere. 

 

Kooperation der Landesverbände 

Die Kooperation der Landesverbände wird seitens des Gemeindetages als sehr 

konstruktiv angesehen und manifestiert sich sowohl in der wechselseitigen 

Beratung über wichtige Themenschwerpunkte als auch gemeinsamen Tagungen. 

Der Steuerungsverbund stellt nach Auffassung des Gemeindetags ein 

entscheidendes zusammenführendes Gremium dar. Lediglich mit Blick auf die 

Arbeitsweise wird seitens der kommunalen Landesverbände eine straffere 

Behandlung von Themen als erforderlich angesehen.  

 

Bundesweite (und europaweite) Kooperationen 

Der Gemeindetag informiert sich laufend über die Entwicklungen der BE-

Förderpolitik und -programme in den anderen Bundesländern, macht jedoch auf 

den verschiedenen bundesweiten Foren auch die Erfahrung, dass Baden-

Württemberg mit seiner im Laufe von inzwischen zehn Jahren gewachsenen 

Förderstruktur auch bundesweit als Vorzeigeland angesehen wird.  

Überlegenswert erscheint dem Gemeindetag, das in Rheinland-Pfalz entwickelte 

ansprechende Zertifikat für Engagierte auch in Baden-Württemberg einzuführen 

und als Element einer weiter zu entwickelnden Anerkennungskultur bürgerschaft-

lichen Engagements aufzugreifen.  

Auf europäischer Ebene, bspw. im gemeinsamen Europabüro der kommunalen 

Landesverbände wurde das Thema bürgerschaftliches Engagement bisher wenig 

exponiert und dominiert die Diskussion über EU-Richtlinien. Gerade deshalb 
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sieht es der Gemeindetag perspektivisch als wichtig an, Einsicht zu bekommen in 

das Engagement und die Förderpolitik der anderen europäischen Länder. 

 

Kooperation mit der Landesregierung 

Aus Sicht des Gemeindetages sollte weiter angestrebt werden, bürgerschaftli-

ches Engagement als Querschnittsthema in allen Ressorts zu verankern, die ihre 

in den unterschiedlichen Abteilungen angesiedelten Aufgabengebiete daraufhin 

prüfen, in wie weit sie an Themen und Prozesse des bürgerschaftlichen 

Engagements anknüpfbar sind. 

Im Blick auf das Landesparlament sieht der Gemeindetag das Thema BE-

Förderung eher randständig positioniert an, während es bei der Landesregierung 

der jetzigen und vorhergehenden Legislaturperiode einen gleichermaßen hohen 

Stellenwert einnimmt.  

 

Qualifizierung 

Das Mentorenprogramm wird seitens des Gemeindetages als ein seit mehreren 

Jahren erfolgreich laufendes Programm angesehen, das auch in den Gemeinden 

eine positive Resonanz findet. Es wird als wichtig angesehen, das Programm 

(möglicherweise und gerade über das Landesnetzwerk hinaus) bekannt zu 

machen und ein entsprechendes Marketing zu betreiben.  

Allerdings sollte der (als abschreckend empfundene) Begriff der ĂQualifizierungñ 

durch eine attraktivere Formulierung im Sinne von ĂInformation und Austauschñ 

ersetzt werden. Auch der Mentorenbegriff, der oft in den Gemeinden nicht 

unmittelbar verstanden wird, lasse sich durch den anschaulicheren Begriff des 

ĂK¿mmerersñ ersetzen. Generell sieht der Gemeindetag das Erfordernis einer 

weniger akademischen und dafür mehr verständlichen Sprache, in welche über 

bürgerschaftliches Engagement kommuniziert wird. 

Ein besonderes Anliegen ist dem Gemeindetag die Weiterbildung von 

hauptamtlich Beschäftigten in den Rathäusern und Landratsämtern sowie von 

Mandatsträgerinnen und -trägern, in denen die oben erwähnten Kernthemen des 

Gemeindetages behandelt werden und jeweils der Bezug zum bürgerschaftlichen 

Engagement hergestellt wird. Ziel dabei ist die Vernetzung von in Projekten und 

Initiativen Engagierten mit öffentlichen Mandatsträgerinnen und ïträgern sowie 

der öffentlichen Verwaltung. Dazu sollten aus Sicht des Gemeindetages weniger 
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gezielte Module der Weiterbildung als ganz praktische Beispiele, an denen man 

unmittelbar lernen kann, an passender Stelle zum Einsatz kommen. Nicht 

ausschlieÇlich nur Wissenstransfer, sondern ĂHaltungenñ sind nach Auffassung 

des Gemeindetages entscheidend bei der Förderung und Entfaltung des 

bürgerschaftlichen Engagements. 

 

Anerkennungskultur 

Die Pflege und Weiterentwicklung der Anerkennungskultur stellen für den 

Landesverband ein wichtiges und kontinuierlich zu behandelnde Thema dar. Neu 

sind die Steckbriefe, die jedes Mitglied im Gemeindenetzwerk präsentieren und 

über Projekte, Schwerpunkte und Ansprechpartner/innen in den Gemeinden 

berichten. Diese Steckbriefe, die auch von hohem informativem Wert für die 

Gemeinden untereinander sind und eine Best-practice-Sammlung darstellen, 

können als Teil der Anerkennungskultur verstanden werden. Sie sind auf der 

Homepage des Gemeindetages abrufbar. 

Weiterhin erscheint dem Gemeindetag eine zielgruppenorientierte Anerken-

nungskultur wichtig, die durchaus am Lifestyle bestimmter Engagiertengruppen 

ausrichtet, ohne dadurch die klassischen Anerkennungskulturmodelle aus dem 

Auge zu verlieren. Jugendliche, die sich in einem jes-Projekt engagieren, 

wünschen eine andere Form der Anerkennung als vermutlich ältere Engagierte, 

die freiwillige Tätigkeiten in einem Pflegeheim ausüben. Ein wichtiges Forum für 

die Anerkennung bürgerschaftlichen Engagements stellen aus Sicht des 

Gemeindetages die Tagungen des Landesverbandes dar, auf denen viele 

Projekte mitwirken, deren Akteure dann eine Würdigung in einem angemessenen 

Rahmen erfahren könnten. 

Der Gemeindetag will sich künftig insbesondere um eine adäquate Anerken-

nungskultur für Engagierte bemühen, die sich für pflegebedürftige Menschen in 

und außerhalb von Pflegeinrichtungen einsetzen. 

 

Rolle des Steuerungsverbundes 

Der Gemeindetag erachtet die Sitzungen des Steuerungsverbundes als sehr 

sinnvoll, da in den entsprechenden Runden die Stabsstelle BE und die 

Vertreterinnen und Vertreter der kommunalen Landesverbände regelmäßig einen 

intensiven inhaltlichen und strategischen Austausch pflegen. Insofern stellt der 

Steuerungsverbund nach Auffassung des Gemeindetages ein unverzichtbares 



Baden-württembergische Wege der Engagementförderung 

136 

zusammenführendes Gremium dar, dessen auch personelle Kontinuität 

schlüssige Weiterentwicklungen ermöglicht. Alle Teilnehmenden am Steuerungs-

verbund kommen bzgl. der bearbeiteten Themen auf den gleichen Stand. 

Darüber hinaus können bei ein und demselben Thema die unterschiedlichen 

Herangehensweisen bei der Bearbeitung verdeutlicht werden, je nachdem, ob 

diese Themen in einer kleineren Gemeinde, einer größeren Stadt oder einem 

Landkreis bearbeitet werden. Diese Multiperspektivität bei der Behandlung von 

Themen, basierend auf Strukturheterogenität der jeweiligen Gebietskörperschaf-

ten, wird als fruchtbar angesehen. Die Sitzungen des Steuerungsverbundes 

stellen darüber hinaus wichtige Vorbereitungsrunden für gemeinsame 

Veranstaltungen dar. 

 

(Rechtliche) Rahmenbedingungen 

Der Gemeindetag begrüßt die Ergänzung des Versicherungsschutzes für 

engagierte Bürgerinnen und Bürger, bei der es sich um eine Ausfallbürgschaft 

des Landes handelt, falls keine vorgelagerten Versicherungssysteme greifen.  

Darüber hinaus erkennt der Gemeindetag weitere Aufgaben bzgl. des Abbaus 

von Bürokratie für Vereine z.B. bei den Jahresbilanzen und den steuerlichen 

Auflagen. Dieses Thema muss aus Sicht des Landsverbandes von Expertinnen 

und Experten erneut im Hinblick auf praktikable Lösungsvorschläge aufgegriffen 

werden. 

Ausblick 

Perspektivisch werden die Themen ĂBildung und Schuleñ, ĂKinderbetreuung und 

familienfreundliche Gemeindeñ, Ădemografischer Wandelñ und ĂCorporate 

Citizenshipñ wichtige Schwerpunktthemen darstellen. 

Mit den vielfältigen Veranstaltungsformaten des Gemeindenetzwerks und den 

Steckbriefen zu den Mitgliedsgemeinden sieht der Gemeindetag gute Möglichkei-

ten des Austausches und der Übertragung gelungener Aktivitäten 

bürgerschaftlichen Engagements auf den unterschiedlichen Handlungsfeldern. 

Diese Entwicklung fördert gleichzeitig das angestrebte Ziel, bürgerschaftliches 

Engagement als Arbeitsprinzip in den verschiedenen Bereichen wie bspw. der 

Kinderbetreuung und dem Aufbau einer familienfreundlichen Gemeinde oder bei 

der Bearbeitung der Themen ĂWohnen und Leben im Alterñ zu verankern und zu 

verstetigen. 
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Aus Sicht des Gemeindetages erfordern diese gesellschaftlichen Herausforde-

rungen jedoch auch, dass die kommunalen Ämter die Förderung des 

bürgerschaftlichen Engagements noch stärker als eine Querschnittsmaterie 

auffassen, die alle Abteilungen der Kommunalverwaltung betrifft. Zentrales Ziel 

des Landesverbandes bleibt die praxisorientierte Problembearbeitung. 

Entscheidend bleibt in allen Bemühungen um die Förderung des bürgerschaftli-

chen Engagements und das zu diesem Zweck erforderliche Zusammenwirken 

unterschiedlicher Akteure die kommunale Ausrichtung und damit konkrete 

Ortsbezogenheit aller Konzepte und Aktivitäten. 

Desweiteren liegt dem Gemeindetag daran, das ehrenamtliche und bürgerschaft-

liche Engagement in seiner Diversität weiter zu fördern, die Freiwilligkeit des 

Engagements zu betonen und damit Vorsicht bzgl. einer zu intensiven 

Instrumentalisierung desselben walten zu lassen. Auch einer Monetarisierung 

des Engagements, wie sie tendenziell in einer zu intensiven Fokussierung auf 

finanziellen Entschädigungen Ausdruck findet, ist nach Auffassung des 

Landesverbandes vorzubeugen. 
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2.2.3 Schwerpunktsetzungen des Landkreistags 

Überblick 

Der Landkreistag begrüßt und unterstützt das Konzept des Landesnetzwerks, die 

Wirkung staatlicher und kommunaler Leistungen durch eine verstärkte 

Einbeziehung der Bürgerschaft bei der Planung der lokalen und regionalen 

Entwicklung und bei der Leistungserbringung zu verbessern. 

Dabei haben die Jahre der Förderung des bürgerschaftlichen Engagements in 

Baden-Württemberg gezeigt, dass die entscheidende Voraussetzung für die 

Förderung von bürgerschaftlichem Engagement (BE) die Schaffung günstiger 

Rahmenbedingungen ist.  

Alte und neue Schwerpunktthemen 

Die Interessen der Landkreise an der Förderung von BE liegen auf drei Ebenen:  

Die Landkreise sind verantwortlich für Arbeitsfelder, die der Gesetzgeber bereits 

als bürgerschaftlich gestützte Arbeitsfelder definiert hat. Hierher gehörten z.B. die 

gesetzliche Betreuung durch Ehrenamtliche, Patientenfürsprecher, Heimfürspre-

cher, Ehrenamtliche im Denkmalschutz usw. 

Ein zweites Interesse der Landkreise gilt der Sicherung der Versorgungsqualität 

im sozialen Bereich durch einen Personalmix von Hauptamt, ergänzenden, 

bezahlten Hilfskräften und unbezahlter Freiwilligenarbeit. 

Ein drittes Interesse gilt der sozialraumorientierten Leistungserbringung.  

Beide letztgenannten Anliegen lassen erkennen, dass der sozialplanerische 

Auftrag der Landkreise eng mit dem bürgerschaftlichen Auftrag verbunden ist. 

Traditionelle Arbeitsfelder in der Altenhilfe mit hohen BE-Anteilen stehen nach 

wie vor im Mittelpunkt der Förderung in den Landkreisen, zumal sie durch den 

demografischen Wandel und die steigenden Kosten bei knapper werdenden 

Finanzmitteln neue Brisanz erhielten.  

Dazu kommen neue Arbeitsfelder: 

Im Berichtszeitraum haben zwei Entwicklungen in den Landkreisverwaltungen in 

die BE-Diskussion hineingewirkt: die Zusammenführung von Sozialhilfe und 

Arbeitslosenhilfe und die Rahmenbedingungen des Arbeitslosengelds II sowie 

die Verwaltungsstrukturreform, die neue Zuständigkeiten in der Eingliederungshil-
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fe, der Landwirtschaft und Flurneuordnung, der Ernährung, bei den Schulen, 

beim Natur- und Umweltschutz und der Forstverwaltung sowie Aufgaben der 

Kriminalitätsprävention und im Gesundheitsbereich zu den Landkreisen brachte.  

Damit sind die Chancen in den Landkreisverwaltungen, ressortübergreifend und 

vernetzt zu handeln, gestiegen. Die neuen Arbeitsgebiete haben zudem neue 

Formen des Bürgerengagements und neue Möglichkeiten seines Ausbaus 

gebracht. 

Andererseits führte der Druck, die neuen Aufgaben schnell und erfolgreich 

anzugehen, immer wieder auch zu schwierigen Fragen der Abgrenzung. Als 

Beispiel seien die Schulen genannt, in denen traditionell unbezahlte Helfer aus 

der Elternschaft und der weiteren Bürgerschaft mitwirken und wo durch die 

Jugendbegleiter ein neues Verständnis für durch Geld ausgeglichenen 

Zeiteinsatz entsteht. Ein anderes Beispiel ist die mancherorts entstehende 

Konkurrenz zwischen den so genannten 1-Euro-Jobern und kostenlos tätigem 

Ehrenamt. 

Jugendbegleiter 

Im Jugendbegleiterprogramm sieht der Landkreistag grundsätzlich eine positive 

Öffnung der Schulen. In allen Landesteilen sind engagierte Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter aus Verbänden, aber auch verbandsunabhängige Engagierte in 

Schulen tätig. Für Mentoren des bürgerschaftlichen Engagements sind Schulen 

immer schon ein wichtiges Handlungsfeld gewesen. Jedoch lässt sich das 

Konzept der Jugendbegleiter nach Auffassung des Landkreistags nicht nahtlos in 

die gemeinsam vom Land und kommunalen Netzwerken entwickelte Philosophie 

des unbezahlten Engagements einordnen. Die stundenweise Bezahlung der 

Jugendbegleiter in einer Höhe von 6 bis sogar 10 Euro entspricht nicht dieser 

Philosophie, die nur Auslagenersatz kennt.  

Es ist vor Ort freiwillig Engagierten, die ohne monetäre Anerkennung arbeiten, 

nur schwer vermittelbar, dass neben ihnen vergleichbare Aufgaben finanziell 

anerkannt werden. Es geht darum, dem Eindruck entgegenzutreten, dass 

Ăb¿rgerschaftlich Engagierte verschiedener Klassenñ gewollt sind. 

1-Euro-Jobs 

Die vor Ort tätigen Vertreter von Anlaufstellen für bürgerschaftliches Engagement 

berichten von ersten Fällen der Verdrängung von Ehrenamtlichen durch 1-Euro-

Job-Kräfte. Das Landkreisnetzwerk wird dem Nebeneinander von unbezahlten 

bürgerschaftlich Engagierten, von arbeitslosen ĂWiedereinsteigernñ (1-Euro-Jobs, 
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Equal, Signet) und von Ăbezahlten Ehrenamtlichenñ (Jugendbegleiter, organisier-

te Nachbarschaftshilfe, Jugendleiter) in den kommenden Jahren besondere 

Aufmerksamkeit widmen. 

Corporate Citizenship  

Der Landkreistag misst dem unternehmerischen bürgerschaftlichen Engagement 

in den Landkreisen große Bedeutung bei. 

Mit dem Thema Corporate Citizenship wird in den Landkreisen die Wirtschafts-

förderung in die Handlungsfelder einbezogen. Für das Engagement von 

Betrieben eigenen sich nach Auffassung der Landkreise beispielsweise die 

Versorgung von Kindern und die Vorbereitung der Älteren auf einen aktiven 

Ruhestand, Fragen der Unterstützung berufstätiger häuslich Pflegender oder die 

Zusammenarbeit mit der (Sucht-) Krankenhilfe, die Unterstützung von Schulen, 

der Berufsübergang. 

Veranstaltungen und methodische Vorgehensweisen im Landkreistag 

Der Landkreistag unterstützt durch das Landkreisnetzwerk die Landkreise 

systematisch dabei, Ansprechpartnerinnen und -partner für die Förderung des 

bürgerschaftlichen Engagements zu benennen oder entsprechende Stellen zu 

schaffen, die als Anlaufstellen Zuständigkeiten bei der Förderung von BE 

übernehmen. Anlaufstellen sollen nach außen wirken, d.h. die Entwicklung 

engagierter Gruppen und weiterer Engagementfelder fördern. Aber sie sollen 

auch noch stärker als bisher nach innen wirken und die Kultur des BE in den 

Ressorts und als ressortübergreifendes Prinzip verankern. Dafür sind vorrangig 

auch die Landräte zu gewinnen, die mit einer überzeugten Grundhaltung die 

Amtsleitungen und Bediensteten der Fachbereiche motivieren, die Philosophie 

der Partizipation umzusetzen. Der Landkreistag ist der Auffassung, dass das 

Thema BE auch in der kommenden Zeit durch eine neue Offensive immer wieder 

neue Aufmerksamkeit in den Landkreisen erhalten sollte. 

Ein wichtiges Augenmerk legt der Landkreistag auf die Sozialraumorientierung 

und in diesem Zusammenhang auf die Kooperation zwischen Kommunen und 

Landkreisen. Ziel ist die Förderung nahräumlicher Netzwerke, in denen 

bürgerschaftlich Engagierte mit Vereinen und Verbänden, kommunalen und 

Kreisämtern und weiteren Organisationen und Einrichtungen der Gebietskörper-

schaft zusammenarbeiten, gemeinsam Projekte und Prozesse entwerfen und 

umsetzen. Diese Kooperation erscheint im planerischen Bereich als eine 

besondere Herausforderung. Das Landkreisnetzwerk spricht deshalb in den 
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planerischen Abteilungen der Landratsämter die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

für die Förderung des BE an. Dies betrifft sowohl die Jugend-, Alten- und 

Behindertenhilfeplanung als auch Planung im psychiatrischen und Gesundheits-

bereich. Dabei geht es sowohl um die Produkt- und Projektplanung im ĂMixñ von 

Professionellen, bezahlten Helfern und Freiwilligen als auch um den Prozess der 

Ăaktivierendenñ Planung b¿rgerschaftliche Gruppen und Netzwerke sowie die 

jeweiligen Betroffenengruppen in die Konzeptentwicklung und Umsetzung 

einzubeziehen. Als gelungenes Beispiel für eine solche kooperative Planung 

sieht der Landkreistag den Bereich der Altenhilfe an, in dem über viele Jahre 

Ansätze des BE und der Beteiligung umgesetzt werden konnten. Dies lässt sich 

beispielhaft am BELA-Projekt demonstrieren sowie bei der innovativen 

Umsetzung neuer Wohnformen für Seniorinnen und Senioren in Baden-

Württemberg. 

Praxisbeispiele können aus Sicht des Landkreistages die besten Impulse für die 

weitere Entwicklung von BE geben. Das Landkreisnetzwerk hat aus diesem 

Grund eine besondere Form der Fachtage entwickelt, bei denen planerische 

Themen aus den Kernbereichen der Landkreiszuständigkeit anhand beispielhaf-

ter Praxis in kollegialem Rahmen dargestellt, ausgewertet und systematisch 

erarbeitet werden. 

In den letzten Jahren wurde diese Praxis an den Themenfeldern Jugendhilfe, 

Altenhilfe und Behindertenhilfe systematisch erprobt. Hier gelingt es, Vertreterin-

nen und Vertreter aus den unterschiedlichen Landkreisen zur Bearbeitung 

gemeinsamer Themen zusammenzuführen, sich austauschen und Vernetzungs-

möglichkeiten für die künftigen Herausforderungen zu bearbeiten. 

Dies gelang im Berichtszeitraum sowohl bei der Behandlung der Themen 

Eingliederungshilfe und Altenhilfe als auch beim Thema Jugendhilfe. Auf zwei 

Fachtagungen wurden Alten- und Jugendhilfe bewusst gemeinsam behandelt: 

Altenhilfefachberaterinnen und -berater der Landkreise stellten neue Konzepte 

und dadurch geschaffene Veränderungen im Bereich der Altenhilfe dar und es 

wurde geprüft, ob daraus Anregungen für den Bereich der Jugendhilfe resultieren 

können. Solche Veranstaltungen bringen nach Auffassung des Landkreisnetz-

werks einen anregenden Dialog auch über erforderliche strukturelle 

Veränderungen in der Jugendhilfe in Gang und sollten beispielhaft fortgesetzt 

werden. 

Als sehr wichtig betrachtet der Landkreistag weiterhin den erfolgten Austausch 

über Fragen der (auch verwaltungsinternen) Kooperation von Ämtern/ 



Baden-württembergische Wege der Engagementförderung 

142 

Abteilungen untereinander, um diese zu einer verstärkt vernetzten Aufgabenbe-

wältigung zu motivieren. Der Landkreistag ist der Auffassung, dass sich gerade in 

der kooperativen Aufgabenbewältigung der Ämter sowie unter Berücksichtigung 

der Potenziale bürgerschaftlichen Engagements künftig neue Möglichkeiten der 

kooperativen und kreativen Problemlösung ergeben. Mit seinen Veranstaltungs-

reihen schafft das Landkreisnetzwerk interaktive Plattformen für einen 

weiterführenden Austausch. Dadurch konnte anschaulich demonstriert werden, 

welche Spielräume und Möglichkeiten die Fachebene in ihrem Alltagshandeln 

hat, wenn sie b¿rgerschaftliches Engagement nicht Ă¿bersiehtñ, sondern als 

einen festen Bestandteil berücksichtigt. Dies erfordert nach Auffassung des 

Landkreistages auch die Änderung von Verfahrensweisen: Die obligatorisch 

gewordene Delegation der Problemlösung an Experten und Einrichtungen mit 

dem Ziel, jeweils höchste Qualität zu garantieren, muss ergänzt werden durch 

eine Vorgehensweise, in der das koproduktive Zusammenwirken von Professio-

nellen und bürgerschaftlichen Initiativen und vor allem Erfahrungen gelingender 

Kooperation an Bedeutung gewinnt.  

In diesem Rahmen erkennt das Landkreisnetzwerk die Notwendigkeit, den 

interessierten Landkreisen auch Verfahren zur Organisation von Beteiligungspro-

zessen an die Hand zu geben. Ab 2007 werden deshalb den Landkreisen 

methodische Fachtage als Ergänzung angeboten. 

Dem interkollegialen Austausch dient der Newsletter, der regelmäßig die 

Anlaufstellen mit wichtigen Themen der Entwicklung in BE Ăbedientñ. RegelmªÇig 

stellt sich das Landkreisnetzwerk BE sowohl in den Landkreisnachrichten, als 

auch dem Verbandsorgan des Landkreistages Baden-Württemberg, dar. 

Schließlich sieht der Landkreistag die jährlich stattfindenden Reichenauer Tage 

als wichtigen Beitrag zur Förderung des bürgerschaftlichen Engagements in den 

Landkreisen an. 

Die Reichenauer Tage zur Bürgergesellschaft haben einen festen Platz in der 

BE- Landschaft in Baden-Württemberg. Ziel ist es, Führungs- und Fachkräfte in 

den Landkreisen anzusprechen. Bei den Reichenauer Tagen wird durch 

interessante Referenten, aktuelle Themen und Gäste aus Verwaltung, Politik, 

Wirtschaft und Öffentlichkeitsarbeit der Gedanke der Bürgergesellschaft in breite 

Kreise hineingetragen.  

Eine grundlegende Funktion sieht der Landkreistag schließlich in der kontinuierli-

chen und bedarfsorientierten individuellen Beratung der Landkreise bei der 
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Förderung des bürgerschaftlichen Engagements, die durch die Fachberatungen 

erfolgt. 

Ein wichtiges Angebot der Landkreise ist die Qualifizierung freiwillig bürgerschaft-

lich Tätiger. Nach Auffassung des Landkreistages hat sich das 

Mentorenprogramm sehr bewährt. Es wird als sehr wertvoll beurteilt, dass die 

Mentorinnen und Mentoren in vielen Engagementfeldern ihre Aktivitäten entfalten 

und sowohl beim Aufbau eines Familienzentrums als auch im Bereich des BE in 

der Nachbarschaftshilfe und Altenpflege beratend und mitwirkend tätig sind. 

Angesichts der Laufzeit des Mentorenprogramms und der vielen geschulten 

Mentoren hält der Landkreistag eine Evaluation des Mentorenprogramms für die 

Weiterentwicklung wichtig. 

Dasselbe gilt für den vom Land bezuschussten Kurs Sozialmanagement, mit 

dem ehrenamtlich tätige Mitglieder in den Leitungsfunktionen bürgerschaftlicher 

Initiativen angesprochen werden. 

Vielfältige Angebote zur Qualifizierung und Unterstützung regionaler Initiativen 

vor Ort durch die Landkreise über ihre Anlaufstellen BE oder über regionale 

Bildungsträger werden vom Land nicht (mehr) gefördert. Auch hier könnte eine 

Evaluation nützlich sein.  

Darüber hinaus spricht sich der Landkreistag dafür aus, das Wissen über die 

Erscheinungsformen, Motive und die Rolle des bürgerschaftlichen Engagements 

sowie dessen Fördermöglichkeiten noch stärker als bisher in den Studiengängen 

der (Fach)Hochschulen zu verankern. 

Gremien aus Sicht des Landkreistags 

Das Gremium Steuerungsverbund ist für die Besprechung wichtiger Konzepte 

und Themen sowie die zentrale Koordination der Förderaktivitäten des 

bürgerschaftlichen Engagements zentral. Der Steuerungsverbund und das 

Forum Landesnetzwerk haben sich als wichtige Schnittstellen hin zur 

Förderung des bürgerschaftlichen Engagements in anderen Ministerien 

entwickelt. Vor allem die Zusammenarbeit mit dem Kultusministerium ist 

hervorzuheben. 

Die seitens des Steuerungsverbundes ins Auge gefassten Schwerpunktthemen 

werden vom Landkreistag unterstützt. Wünschenswert wäre, dass der 

Steuerungsverbund in BE-relevante Neuplanungen des Landes (Beispiel 

Jugendbegleiterprogramm, Lernbegleiterprogramm) früher und kontinuierlicher 

einbezogen wird. 
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Ausblick 

Aufgabe des Landkreistages und auch der Arbeiten im Landkreisnetzwerk wird 

aus Sicht des Landkreisnetzwerks sein, der Fachebene zu verdeutlichen, dass in 

einem modernen Sozialstaat dem Einbezug des bürgerschaftlichen Engage-

ments bei der Aufgabenbewältigung eine entscheidende und nachhaltige Rolle 

zukommt. Der Landkreistag wird sich weiter darum bemühen, ein Bewusstsein 

dafür zu schaffen, dass bürgerschaftliches Engagement als Thema deutlich 

stärker in den Institutionen der Ausbildung (Fachhochschulen, Hochschulen) 

verankert wird. Zentrale Aufgabe der Fachkräfte ist aus Sicht des Landkreista-

ges, die Menschen in den betroffenen Lebenswelten mit einzubeziehen, um 

gemeinsam lebenswerte Sozialräume zu gestalten, die den Bedürfnissen der 

Menschen entsprechen.  

Eine große Herausforderung sieht der Landkreistag in der Übertragung der 

gelungenen Strukturen in der Altenhilfe auf andere Bereiche, wie bspw. die 

Eingliederungs-, Jugend- und Behindertenhilfe. Hier wird dem Landkreisnetzwerk 

und auch dem Gemeindenetzwerk eine wichtige Funktion beigemessen, 

gleichfalls einen ĂParadigmenwechselñ auf diesen schwierigen Feldern mit zu 

gestalten. Dabei bleibt aus Sicht des Landkreistages unbestritten, dass in den 

Planungsfeldern Fachkonzepte und Fachlichkeit einen unverzichtbaren Bestand 

haben werden, auch wenn die Bedeutung sozialer Netzwerke zunehme. Diese 

neuen Kombinationsformen von Fachlichkeit und bürgerschaftlichem Engage-

ment in den verschiedenen Bereichen von Kinder- und Jugendhilfe, offener 

Jugendarbeit oder auch Naturschutz gilt es zu gestalten. Die im Landkreisnetz-

werk angesiedelten Kompetenzen werden dazu nach Auffassung des 

Landkreistages einen entscheidenden Beitrag leisten können. 

Kontakt 

Landkreistag Baden-Württemberg 
 
 
Panoramastr. 37 
70174 Stuttgart 

Sozialzeit ï Fachstelle des Landkreisnetzwerks und 
Koordinierungsstelle für bürgerschaftliches Engagement 
c/o Fachhochschule Ravensburg-Weingarten 
Leibnizstraße 10 
88250 Weingarten 

Ansprechpartner Ansprechpartner/-in: 

Dietmar J. Herdes 
Tel.: 0711/22462-12 
email: herdes@landkreistag-bw.de 
 

Prof. Dr. Sigrid Kallfaß 
Tel.: 0751/5 01-4 44 
email: kallfass@hs-weingarten.de 

Johannes Fuchs 
Landratsamt Konstanz 
Stabsstelle Gesundheits-und Sozialplanung 
Benediktinerplatz 1        78467 Konstanz 
Tel.: 07531/8001782      Fax: 07531/8001788 
email: johannes.fuchs@landkreis-konstanz.de 
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2.3 Landesstiftung 

Die Landesstiftung wendet sich auch im Berichtszeitraum 2004/ 2005/06 ganz 

gezielt Themen zu, die für die Entwicklung des Landes bedeutsam sind. Sie 

fördert gemäß Satzung gemeinnützige Projekte soweit sie geeignet sind, die 

Zukunftsfähigkeit Baden-Württembergs zu sichern. Gesellschaftszweck ist damit 

die Förderung von Wissenschaft und Forschung, Bildung und Erziehung, Kunst 

und Kultur, der Religion, der Völkerverständigung, der Entwicklungshilfe, des 

Umwelt-, Landschafts- und Denkmalschutzes, des Heimatgedankens sowie die 

Förderung der Jugendhilfe, der Altenhilfe, des öffentlichen Gesundheitswesens, 

des Wohlfahrtswesens und des Sports. In diesem Kontext misst sie gerade auch 

der Förderung des bürgerschaftlichen Engagements in fast allen Themenlinien 

und Projekten eine große Bedeutung bei. In allen seitens der Landesstiftung 

bisher und auch im Berichtszeitraum geförderten Projekten des BE wird ein 

maßgeblicher Erfolg konstatiert. Dies betrifft zentral die Projekte: 

¶ jes-Jugend engagiert sich  

¶ Botschafter/ Mentoren für das Bürgerland  

¶ BELA Bürgerschaftliches Engagement für Lebensqualität und Würde im 
Alter 

¶ Gründung von Jugendfeuerwehren 

¶ Begleitete Patenschaften, u. a. für sozial benachteiligte Jugendliche 

¶ Sonderpreis ĂJunge Macherñ bei der Ehrenamtskampagne des Landes 
Baden-Württemberg 

¶ Soziales Lernen (Mehrwert Agentur) 

Alle Projekte verlaufen aus Sicht der Landesstiftung äußerst erfolgreich. Dabei ist 

eine Verlängerung der Projekte über die Phase der Anschubfinanzierung hinaus 

grundsätzlich nicht vorgesehen. Die Landesstiftung sieht ihre Aufgabe nicht in 

der institutionellen Förderung von Einrichtungen. Sie versucht hingegen, den 

Gedanken des BE auch in den anderen von ihr geförderten Projekten 

einzubringen und zu unterstützen, so z.B. im Baden-Württemberg Stipendium, 

das den internationalen Austausch von qualifizierten deutschen und ausländi-

schen Studierenden, Berufstätigen und Schülern fördert, und beim Wettbewerb 

berufliche Schulen.  
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Im Blick auf den Berichtszeitraum 2004/ 2005/06 war die Landesstiftung 

hauptsächlich in den folgenden Projekten bei der Förderung des bürgerschaftli-

chen Engagements unterstützend tätig: 

¶ Programm zur ehrenamtlichen Integrationsbegleitung von Ausländern und 
Spätaussiedlern 

¶ zum Teil bei Projekten der Wertekommunikation in der außerschulischen 
Jugendarbeit ĂJugend im Wertallñ  

¶ Entwicklungszusammenarbeit mit der Stiftung Entwicklungs-
Zusammenarbeit Baden-Württemberg 

¶ Koordinierungsstelle für Osteuropahilfe des Landes Baden-Württemberg  

¶ Wirtschaft und Jugendarbeit in Kooperation mit der Jugendstiftung Baden-
Württemberg  

¶ PULS Projekt des Evangelischen Jugendwerks in Württemberg  

¶ AFS beim Baden-Württemberg Stipendium  

¶ Mehrwert Agentur beim Projekt ĂSoziales Lernenñ  

¶ jes|connection 

Das zentrale Kriterium der Zukunftsfähigkeit der Gesellschaft spielt zum Beispiel 

im Modellprojekt jes|connection eine bedeutsame Rolle, da dort Kultur-, Berufs-, 

Bildungs-, Begegnungs- oder Umweltprojekte umgesetzt werden. jes|connection 

ist ein Projekt der Landesstiftung Baden-Württemberg in Trägerschaft des 

Paritätischen Bildungswerks. Bei jes|connection handelt es sich um eine Agentur 

für gesellschaftliches Engagement von Jugendlichen und Unternehmen in 

Südbaden, die Partnerschaften zwischen Unternehmen und Jugendlichen 

vermittelt, koordiniert und vor Ort begleitet. Die Agentur leistet kompetente 

Beratung und betreibt professionelle Öffentlichkeitsarbeit. Wichtig sind zudem die 

Kenntnis der örtlichen Jugendszene und Unternehmenslandschaft und der 

Aufbau regionaler Netzwerke, die bei der Umsetzung von Projekten aktiv werden. 

Mitmachen können Schüler, Studenten, Azubis, Berufstätige, sowie kleinere 

Betriebe, mittelständische und Großunternehmen, aber auch kulturelle 

Einrichtungen.  

In allen genannten Projekten wird die Projektförderung ergänzt durch die 

Unterstützung einer Reihe von Tagungen und Veranstaltungen, von denen im 

Berichtszeitraum 2004/ 2005/06 auch eine Anzahl seitens des Landesnetzwerks 

ausgerichteter Veranstaltungen gefördert wurde. 

Bei der Aktion "Echt gut! - Baden-Württemberg" vergab die Landesstiftung 

Baden-Württemberg den Sonderpreis "Junge Macher", mit dem das Engagement 

von Jugendlichen ausgezeichnet wird. Dabei handelt es sich um junge 

Erwachsene bis 21 Jahre, die in der Jugendarbeit oder in Freiwilligendiensten 

http://www.jes-connection.de/www.landesstiftung-bw.de
http://www.jes-connection.de/www.jugend-engagiert-sich.de
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engagiert sind bzw. in Projekten des bürgerschaftlichen Engagements 

mitarbeiten, sei es in einem Jugendtreff, der von den Jugendlichen selbst  

eingerichtet wurde oder in einem Nachhilfekreis für ausländische Kinder in deren 

Wohnviertel. 

In ihrer vielfältigen Projektförderung arbeitet die Landestiftung sowohl mit dem 

Innenministerium und der Stabsstelle für Bürgerengagement und Freiwilligen-

dienste des Ministeriums für Arbeit und Soziales zusammen als auch mit dem 

Paritätischen Bildungswerk Baden-Württemberg, dem Landesjugendring Baden-

Württemberg und der SEZ - Stiftung Entwicklungs-Zusammenarbeit Baden-

Württemberg. Darüber hinaus kooperiert die Landesstiftung mit der Jugendstif-

tung Baden-Württemberg, der Mehrwert Agentur, und der AFS. Außerdem 

besteht eine enge Zusammenarbeit mit den Trägern der geförderten Projekte.  

Auch bestehen Projektkooperationen mit weiteren Stiftungen wie zum Beispiel 

der Robert-Bosch-Stiftung, Agapedia Stiftung und Jürgen Klinsmann Stiftung.   

Neben den explizit unter dem Thema BE geförderten Projekten der Landesstif-

tung bestehen auch Förderschwerpunkte, mit denen implizit auch das Thema BE 

verknüpft ist bzw. verknüpft werden kann, so zum  Beispiel beim Postdoc-

Programm und der Geistes-Sozialwissenschaftlichen Forschung, die auch einen 

Rahmen für die Durchführung empirischer Forschung zum Thema BE und 

Bürger-/ Zivilgesellschaft darstellen kann. Der Aspekt des BE findet in nahezu 

allen Themen- und Projektbereichen der Landesstiftung Berücksichtigung und 

Eingang, vor allem auch in den Jugend- und Bildungsprojekten und solchen, die 

sich der Förderung der sozialen Verantwortung widmen.  

Die Landesstiftung arbeitet mit eigenen Projekten in Themenlinien, für die in der 

Regel Ausschreibungen erfolgen, auf die sich die Projektträger bewerben. Über 

die Förderungswürdigkeit der einzelnen Projekte und Vorhaben entscheiden 

gemäß Beschluss des Aufsichtsrats unabhängige Jurys, die die Anträge 

bewerten. Danach erfolgt die Entscheidung der Landesstiftung zur Durchführung 

dieser Projekte. 

Bedeutsam ist auch der im Jahre 2006 gefºrderte Themenbereich ĂBr¿cken 

bauen zwischen Generationen, Kulturen und Institutionenñ, bei dem sich 

mannigfache Anknüpfungspunkte zum Thema BE knüpfen lassen. Hier zeigen 

sich weitere Entwicklungschancen in der Verknüpfung der Aufgaben der 

Landesstiftung, gemeinnützige Projekte zu fördern, die einerseits zur Zukunftsfä-

higkeit Baden-Württembergs beitragen und andererseits den BE-Prozess 
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unterstützen, der gleichfalls auf die zukünftige Entwicklung und die Stärkung der 

Bürgergesellschaft ausgerichtet ist. 

 

Finanzaufwand für die geförderten Projekte im Berichtszeitraum  

(beispielhafte Aufzählung) 

Projekte 2004 2005 

jes-Jugend engagiert sich  400 Tú 400 Tú 

Botschafter/Mentoren für das Bürgerland  80 Tú 80 Tú 

BELA Bürgerschaftliches Engagement für 
Lebensqualität und Würde im Alter  

132 Tú 53 Tú 

Gründung von Jugendfeuerwehren  129,5 Tú; 94,5 

Begleitete Patenschaften, u. a. für sozial 
benachteiligte Jugendliche  

510 Tú, 172 Tú 

Sonderpreis ĂJunge Macherñ bei der 
Ehrenamtskampagne des Landes Baden-
Württemberg,  

Preisgeld 5 Tú Preisgeld 5 Tú 

Mehrwert Agentur  1 Mio.ú  ( - ) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kontakt 
 

Landesstiftung Baden-Württemberg gGmbH 
Im Kaisemer 1 
70191 Stuttgart 
Tel. 0711 / 248476-0 
Fax 0711 / 248476-50 
Allgemeine Mailadresse für Anfragen: info@landesstiftung-bw.de 
Internet: http://www.landesstiftung-bw.de  
Geschäftsführung: Herbert Moser (Geschäftsführer), 
Rudi Beer, Annette van Echelpoel, Dr. Andreas Weber (Prokuristen) 

 

mailto:info@landesstiftung-bw.de
http://www.landesstiftung-bw.de/
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2.4 Verbände als Förderer und Aktionsfeld ehrenamtlichen und 
bürgerschaftlichen Engagements 

2.4.1 Wege der Verbände in der Bürgergesellschaft 

Im letzten Landesbericht wurden die Ergebnisse einer schriftlichen Umfrage unter 

mehr als 200 Verbänden des Landes ausführlich dargestellt. Wichtige Inhalte der 

Befragung stellten die Themenkomplexe ĂRolle und Selbstverstªndnis der 

Verbªndeñ, Ăb¿rgerschaftliches Engagement und B¿rgergesellschaftñ sowie die 

Kooperation von Haupt- und Ehrenamtlichen in den Verbandsorganisationen dar. 

Die Ergebnisse dieser Studie konnten dazu beitragen, die nach wie vor wichtige 

Funktion des Verbandswesens bei der Weiterentwicklung der Bürgergesellschaft 

ausführlich zu würdigen. 

In der Bundesrepublik Deutschland findet sich ein vielfältiges und hoch 

organisiertes Verbändewesen, das bei der sozialen, kulturellen und ökologischen 

Gestaltung der Gesellschaft neben Staat und Markt eine wichtige Rolle spielt und 

nachhaltige Einflussnahme auf die Politikgestaltung in nahezu allen gesellschaft-

lichen Bereichen nimmt. Die im Jahre 2004 komplettierte Verbändestudie in 

Baden-Württemberg, an der sich insgesamt 319 Verbände und Verbandsgliede-

rungen beteiligten2 erbrachte, dass verbandliche Interessensvertretung dazu 

beiträgt, einer Benachteiligung wichtiger gesellschaftlicher Bereiche, wie bspw. 

Arbeit, Familie, Gesundheit, Kultur, im Spiel der Kräfte entgegenzuwirken und 

gerade die Verbände notwendige Entwicklungen auf diesen Feldern thematisie-

ren.  

Zum Selbstverständnis der Verbände gehört vor allem die Einsicht, dass sie 

selbst Teil der lebendigen Demokratie (98%) sind und an der gesellschaftlichen 

Willensbildung und Interessensvertretung (98%) partizipieren und diese nicht nur 

basisdemokratischen oder bürgerschaftlichen Initiativen überlassen wollen. Die 

Verbände sind dagegen bestrebt, ehrenamtliches und bürgerschaftliches 

Engagement mit professionellem hauptamtlichem Engagement produktiv zu 

verbinden und die stärker langfristig orientierte Verbandsarbeit mit den z. T. 

projektbezogenen und temporären Initiativen des ehrenamtlichen und 

bürgerschaftlichen Engagements erfolgreich zu verknüpfen. Dies setzt nach 

                                                 
2
 An der Befragung haben Verbände aus ganz unterschiedlichen Handlungsfeldern teilgenommen. 

Am stärksten vertreten waren karitativ-soziale Verbände (26%), Wohlfahrtsverbände (14%), gefolgt 
von Jugendverbänden und solchen aus Politik und Arbeitswelt (je 11%), sowie soziokulturellen 
Verbänden (10%). Mit einem Anteil von je 9% finden sich Familien- und Frauenverbände, 
Sportverbände und Umweltverbände in der Untersuchung, so dass die sozialen, kulturellen und 
ökologischen Sparten der Verbände in der Untersuchung vertreten sind.  
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Auffassung der meisten Verbände auch eine innovative Reorganisation (86%) 

von Verbändestrukturen und -organisation voraus, in Richtung auf eine Öffnung 

für neue flexible Initiativen und Assoziationen. Sicher gleicht es dabei oft einem 

Spagat, zwischen der Pflege der traditionellen Seiten der Verbandsstrukturen, die 

von zwei Dritteln der Verbände (79%) als erhaltenswert angesehen werden, und 

der Öffnung für neue Interessen, Initiativen und (zukünftigen) Mitgliedern zu 

vermitteln.  

Dafür bestehen jedoch perspektivisch gute Voraussetzungen, weil die Verbände 

dem freiwilligen Engagement eine hohe Bedeutung beimessen.  

F¿r die Verbªnde ist freiwilliges Engagement an erster Stelle ĂAusdruck einer 

lebendigen Demokratieñ und ein Zeichen daf¿r, dass Ăengagierte Menschen 

Lösungen f¿r aktuelle Probleme suchenñ und deshalb mit einer Vielfalt an 

Initiativen an der ĂGestaltung des Gemeinwesens mitwirkenñ, um Ăetwas im Ort 

zu bewegenñ und zum sozialen Kapital des Gemeinwesens beizutragen. Aus 

Sicht der Verbände greift das Verständnis freiwilligen Engagements als 

Lückenbüßer zu kurz und kann nicht als Ausdruck dafür verstanden werden, 

dass der Staat Aufgaben an die Bürger abschiebt. Aber auch im Blick auf die 

eigene verbandliche Organisation wird dem freiwilligen Engagement eine 

Ăzentrale Rolleñ (88%) beigemessen, was die Befragung der Sportverbände 

unterstreicht (s. u.). 

Die von den befragten Verbänden wahrgenommenen Aufgaben beziehen sich 

vorrangig auf die Bereiche Kinder und Jugendliche, Familie, sowie Senioren. 

Weiterhin dominieren Verbandsaktivitäten in den Feldern Freizeit und 

Geselligkeit, Sport und Bewegung, Jugendarbeit und im Gesundheitsbereich. 

Darüber hinaus erbringt die Untersuchung, dass die Verbandsorganisationen 

auch mit außerverbandlichen Initiativen zusammenarbeiten und diese fördern. 

Hier zeigen sich Förderaktivitäten der Verbände vor allem in den Bereichen 

Schule und Kindergarten, Kinder und Jugendliche, Familie, Senioren und Frauen. 

Darüber hinaus unterstützen die befragten Verbände Initiativen, die sich der 

Integration ausländischer Mitbürgerinnen und Mitbürger widmen oder dem 

Gesundheitsbereich sowie der ĂLokalen Agenda 21ñ zuzurechnen sind. Hier 

deuten sich bereits gegenwärtig konstruktive Netzwerkbildungen zwischen 

Verbänden und Initiativen an. Zukünftig möchten die Verbände noch stärker der 

Stadtteilarbeit, der Nachbarschaftshilfe und den Beschäftigungsinitiativen 

Aufmerksamkeit widmen, sowie Kooperationen mit Initiativen eingehen, die 

Kriminalitätsprobleme bearbeiten oder die wirtschaftliche Selbsthilfe betreffen. 
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Insbesondere die Sportverbände verknüpfen sich mit vielen der genannten 

Engagementfelder und erweitern ihre Verbandstätigkeit durch stärkere Öffnung 

hin zu gesellschaftlichen bzw. kommunalen Lebensbereichen. Hier zeigen sich 

Tendenzen, den sozialen Bereich, sprich Familien, Frauen, Senioren und 

Menschen mit Behinderung  noch stärker in die eigenen Aktivitäten einzubezie-

hen, sowie die Stadtteilarbeit und Nachbarschaftshilfe und die Kooperation mit 

Beschäftigungsinitiativen noch intensiver in die eigene Arbeit einzubinden (ohne 

die anderen Aufgaben der Sportförderung zu vernachlässigen). 

Zusammenfassend zeigen unsere Analysen, dass die Verbände auf gegenwärti-

ge gesellschaftliche Probleme sensibilisiert ansprechen und über ihre 

Verbandsstrukturen hinaus ihr Wirkungsfeld erweitern bzw. verstärken, indem sie 

sich für Kooperationen mit anderen Akteuren und Initiativen öffnen und 

Netzwerkbildungen fördern. Die verbandlichen Förderaktivitäten für außerver-

bandliche Initiativen finden dabei Ausdruck in Beratungsaktivitäten (92%) und der 

Qualifizierung von Ehrenamtlichen (88%) und der Unterstützung von Initiativen/ 

Projekten bei der Öffentlichkeitsarbeit (88%). Darüber hinaus wird verbandliche 

Infrastruktur (66%) wie Räume und Bürogeräte zur Verfügung gestellt und 

werden gemeinsame Foren oder Tagungen (78%) mit Initiativen zusammen 

durchgeführt. 

Schließlich zeigen die Analysen, dass das Landesnetzwerk BE etwas weniger als 

der Hälfte (43%) der befragten Verbände bekannt ist, jeder vierte Verband hat 

schon mit dem Landesnetzwerk kooperiert. Auch dies zeigt, dass die Verbände 

an die neuen Netzwerke anknüpfungsfähig sind. 

Die Untersuchung zeigt bereits recht ausgeprägte Öffnungstendenzen der 

Verbände, und insbesondere auch der Sportverbände, auf die im Folgenden 

Bezug genommen wird, für vielfältige gesellschaftliche Tätigkeits- und 

Problembereiche. Mit dieser Öffnung zu Initiativen, Projekten und Netzwerken 

gehen auch eine Erweiterung des Tätigkeitsprofils und eine verstärkte 

Beteiligungsorientierung einher. Der Dritte Sektor wird interaktiver und 

dynamisiert sich durch Gleichzeitigkeit von Kontinuität und Wandel. Dies liefert 

wiederum gute Voraussetzungen für das Entstehen netzwerkartiger Strukturen im 

Dritten Sektor, die zu einer synergetischen kooperativen Form der Wohlfahrts-

produktion, zusammen mit Staat und Markt einen entscheidenden Beitrag leisten 

können. Voraussetzung dafür ist, dass sich die großen Verbände mit ihrem 

hohen Professionalisierungsgrad konstruktiv mit freiwilligem Engagement 

verknüpfen. Wie dies gelingt, soll im Folgenden mit Blick auf die Sportverbände 

veranschaulicht werden. 
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2.4.2 Die besondere Rolle der Sportverbände:  
Bürgerschaftliches Engagement im Bereich des Sports 

Aus dem Freiwilligensurvey ergibt sich, dass gerade der Sport - noch vor den 

Bereichen ĂKultur und Musikñ, ĂKirche und Religionñ, und ĂSchule und Kindergar-

tenñ sowie dem ĂSozialen Bereichñ - mit weitem Abstand das Hauptfeld sowohl 

der Gemeinschaftsaktivitäten als auch des bürgerschaftlichen Engagements 

darstellt. Das bürgerschaftliche Engagement im Sport prägt zu einem wesentli-

chen Teil die Engagementkultur in Baden-Württemberg und ist Ausdruck einer 

aktiven und selbstverantwortlichen Mitgestaltung der Gesellschaft. Das 

Engagementfeld Sport scheint weiterhin in besonderer Weise die Fähigkeiten 

einer sich aus eigenem Interesse selbst organisierenden Gesellschaft anzuregen 

und stellt deshalb ein klassisches Lernfeld der Bürgergesellschaft dar.  

Dabei sticht gerade im Sport die Kontinuität des bürgerschaftlichen Engagements 

hervor. Es stellt keine flüchtige Angelegenheit dar, sondern kennt stabile zeitliche 

Strukturen und regelmäßige zeitliche Verpflichtungen der Engagierten.  

Diese ĂEigenschaftenñ des b¿rgerschaftlichen Engagements im Sport wirken sich 

positiv auf den Sozialraum des sportlichen Geschehens aus, in dem sich soziale 

Netzwerke (soziales Kapital) bilden, die weit über den Sport hinaus zur 

Gemeinschaftsbildung beitragen und in die Alltagskultur der Bürgerinnen und 

Bürger der Gemeinde oder des Stadtteils hineinwirken. Bürgerschaftliches 

Engagement im Sport ist folglich ein essentieller Bestandteil der Bürgergesell-

schaft und gestaltet diese nachhaltig. Umso mehr erscheint von Bedeutung, 

welche Position die Sportverbände der Förderung des bürgerschaftlichen 

Engagements im Sport beimessen und wie sie die Rahmenbedingungen für 

seine Entfaltung sowie die Förderpolitik des Landes einschätzen. 

Um die Position der Sportverbände zum bürgerschaftlichen Engagement und zur 

Bürgergesellschaft in Erfahrung zu bringen, fand im Rahmen der Landesbericht-

erstattung ein Interview mit den Präsidenten des Württembergischen und 

Badischen Sportbundes statt.3  

                                                 
3
 Das Interview wurde geführt mit den Präsidenten des Württembergischen und Badischen 

Sportbundes Herrn Klaus Tappeser (MdL), Oberbürgermeister von Rottenburg und Herrn 
Gundolf Fleischer (MdL), Staatssekretär im Finanzministerium Baden-Württemberg. Ergänzend 
zum Gespräch mit Herrn Fleischer stand uns der Geschäftsführer des Badischen Sportbundes, 
Herr Krause zum Gespräch zur Verfügung. Wir danken den Experten für die Bereitschaft an 
einem Gespräch teilzunehmen. 
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Kurzinformation zu den Aufgaben der Sportverbände 

Der Württembergische Landessportbund e.V. (WLSB) ist der Dachverband für 

Sportvereine und Sportverbände in Württemberg, der Badische Sportbund ist 

Dachverband für die Sportvereine und Sportverbände Badens. Beide 

Dachverbände widmen sich folgenden Aufgaben:  

Sie ... 

- vertreten die Interessen des Sports, sind jeweils Lobbyistenverband für 

den Sport,  

- sind Organe der Selbstverwaltung des Sports und führen Sportförde-

rung für Vereine und Verbände durch, 

- sind Dienstleistungsverbände und leisten professionelle Vorarbeit zur 

Unterstützung ehrenamtlicher Arbeit und bieten entsprechenden Service 

für Vereine, Fachverbände und Sportkreise, 

- sind Sportentwicklungsverbände und beschäftigen sich mit gesellschaft-

lichen Fragen in Bezug auf den Sport, 

- entwickeln zukunftsfähige Sportkonzepte und initiieren Modellprojekte, 

- bieten ihren Mitgliedsvereinen vielfältige Bildungsangebote und zählen 

mit zu den größten Bildungsträgern im Land mit jährlich über 50.000 

Lehrgangstagen für Übungsleiter, Jugendleiter und Vereins-

Führungskräfte. 

Grundlage der Arbeit der Dachverbände sind jeweils Satzungen. 

 

Die nachgefragten Themenbereiche betrafen: 

- Schwerpunkte des ehrenamtlichen und bürgerschaftlichen Engagements 

im Sport 

- Die Rolle von Corporate Citizenship 

- Anerkennungskultur und Qualifizierung 

- Förderliche Rahmenbedingungen 

Aus den Befragungen ergibt sich, dass sich der Sport und die Sportverbände als 

ĂSelbstverwaltungsorgane des Sportsñ verstehen. Als Dienstleistungsverbªnde 

leisten sie professionelle und ehrenamtliche Arbeit und bemühen sich um 
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zukunftsfähige Sportkonzepte. Sie entwickeln ihrem Selbstverständnis nach auch 

eine Auffassung, integraler Bestandteil einer zukunftsfähigen Bürgergesellschaft 

zu sein.  

Schwerpunkte des ehrenamtlichen und bürgerschaftlichen Engagements sind 

generationenübergreifend ausgerichtet 

Zu den Sportverbänden in Baden Württemberg zählen mehrere Tausend 

Sportvereine mit mehreren Millionen Mitgliedern. Allein in Südbaden gibt es über 

3.000 Sportvereine mit insgesamt rund 920.000 Vereinssportlerinnen und 

Vereinssportlern. Dabei werden die meisten Funktionen in den Sportvereinen 

ehrenamtlich wahrgenommen, sowohl was die Vorstandstätigkeit in den Vereinen 

betrifft, als auch Tätigkeiten von Aktiven als Übungsleiter, Schiedsrichter oder 

Mitglieder in Ausschüssen von Kommissionen auf Verbands- und Vereinsebene, 

die teils über viele Jahre kontinuierlich und mit hohem Zeitaufwand ehrenamtliche 

Aufgaben wahrnehmen. Viele weitere ehrenamtlich Engagierte sind in 

projektgebundenen Aufgaben in den Vereinen der Kommunen tätig. Die 

Sportverbände gehen davon aus, dass mindestens 10% aller Vereinsmitglieder 

nicht nur Ăgemeinschaftsaktivñ Sport treiben, sondern in einer der möglichen 

Funktionen ehrenamtlich und bürgerschaftlich für den Sport engagiert sind. 

Das vielgliedrige und vielfache Aufgaben wahrnehmende Engagement macht 

insgesamt die unverzichtbare Funktion des ehrenamtlichen und bürgerschaftli-

chen Engagements im Sport deutlich. Vor allem die Vereine an der Basis vor Ort 

organisieren und reorganisieren sich nahezu ausschließlich ehrenamtlich, 

während auf den nachfolgenden Organisationsebenen die Aufgaben der 

Sportverbände vermehrt von Hauptamtlichen wahrgenommen werden. 

Der ehrenamtlich-gemeinnützig organisierte Sport, für den die Sportverbände die 

Dachorganisation bilden, sieht sich folglich als die größte Ehrenamtsorganisation 

im Lande, in welcher gut zwei Millionen Mitglieder in den unterschiedlichsten 

Formen und Zusammensetzungen sowohl projektbezogen als auch auf längere 

Dauer ehrenamtlich und bürgerschaftlich engagiert sind. 

ĂWenn dieses ehrenamtliche und b¿rgerschaftliche Engage-

ment nicht da wäre, wenn niemand bereit wäre, sich zu 

engagieren, in welchen Umfang auch immer, gäbe es diesen 

Sport gar nicht.ñ
 4
 

                                                 
4
 Dieses und alle folgenden Zitate sind dem geführten Interview mit den Präsidenten des 

Württembergischen und Badischen Sportbundes entnommen. 
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Eine unverzichtbare Rolle spielt das bürgerschaftliche Engagement im normalen 

alltäglichen Sportbetrieb der Vereine, wo Engagierte sich tagtäglich um den 

Spielbetrieb kümmern. Die Selbstverständlichkeit mit der sich die Bürgerinnen 

und Bürger im Sport engagieren zeigt, wie natürlich der Sport in der Kommune 

verankert ist. Sie Ăverhindertñ z. T. aber auch, dass diese gemeinnützigen 

Leistungen der Öffentlichkeit entsprechend bewusst werden, obgleich sie 

tragende Stützen darstellen, ohne die das sportliche Geschehen an Nachhaltig-

keit verlieren würde.  

ĂGenau dieses alltªgliche ehrenamtliche oder b¿rgerschaftli-

che Geschehen im Alltag ist das herausragende Ereignis, 

das im Sport wirksam ist: Mütter oder Väter, die Kinder und 

Kindergruppen zum Spiel oder zum Training hin und zurück 

fahren, Trikots einsammeln und in die Waschmaschine ge-

ben.ñ 

Dabei ergänzen sich nach Auffassung der Sportverbände die in großer Zahl 

ehrenamtlich Engagierten und die relational dazu wenigen Hauptamtlichen:  

ĂDer Ehrenamtliche bringt soviel Manpower aus seinem be-

ruflichen Leben außerhalb des Sportes ein und aus seinen 

familiären Beziehungen; das schafft ein Hauptamtlicher gar 

nicht. Auf der anderen Seite bleibt der Hauptamtliche ganz 

anders dran und hat sich auch ein spezielles Wissen erarbei-

tet.ñ 

Von den Aktivitäten der Sportförderung profitieren nicht nur Familien mit Kindern 

und Jugendlichen, sondern in den letzten Jahren zunehmend auch ältere 

Menschen. Aus der Generationenperspektive gesehen erfüllen die Sportvereine 

inzwischen auch Aufgaben beim Seniorensport, der sich sehr vielgliedrig entfaltet 

und spezialisiert hat, bspw. in Richtung auf die Bildung spezifischer Koronar-

sportgruppen.  

Die genannten Schwerpunkte bei der Entfaltung des ehrenamtlichen und 

bürgerschaftlichen Engagements im Sport sind dabei sehr stark mit dem 

kommunalen Geschehen verzahnt. Mit ihren Aktivitäten verstehen sich die 

Sportverbände als aktive Mitgestalter der Gesellschaft in Richtung auf eine alle 

Bevölkerungskreise einbeziehende Bürgergesellschaft. Der Sport erhält aus 

dieser Perspektive eine über sein engeres Aufgabenspektrum hinausweisende 

gesellschaftspolitische Bedeutung für die soziale Integration und die Vermittlung 

von Werten wie Teamarbeit und Fairness.  
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Das Projekt Jugendbegleiter ermöglicht die Integration sportlichen Bürgeren-

gagements in die Schule 

Die Sportverbände verdeutlichen nachdrücklich, dass sie sich über die 

Sportförderung in den Vereinen hinaus besonders als Partner bei der Gestaltung 

moderner Bildung und guter Schulen verstehen. Zu den wichtigsten Fächern und 

Gestaltungsmöglichkeiten im Unterricht zählen aus ihrer Sicht Bewegung, Spiel 

und Sport, und zwar zunehmend nicht nur im Unterricht selbst, sondern in der 

Nachmittagsbetreuung. Hier bietet das Projekt Jugendbegleiter die Möglichkeit 

der Integration sportlichen Bürgerengagements in die moderne Schule und der 

Entwicklung innovativer Projekte für die Gestaltung der Ganztagsschule, wobei 

an viele praktische Beispiele angeknüpft werden kann. Die Sportverbände sind 

der Auffassung, dass durch das vielschichtige Programm des Jugendbegleiters 

weitere bürgerschaftliche Impulse für die praktische Schulentwicklung wirksam 

werden, an denen sich der Sport aktiv beteiligt.  

ĂDen Gestaltungspotenzialen des Sports kann es gelingen 

Schul-, Lebens- und Vereinswelt im Interesse der Integration 

von Sch¿lerinnen und Sch¿lern stªrker zusammenzuf¿hren.ñ 

Von Seiten des Landessportverbandes Baden-Württemberg erfolgte eine 

Mitorganisation und aktive Teilnahme an der Fachtagung ĂSchule und 

Bürgergesellschaftñ am 19./ 20. Mai 2006 in Stuttgart und auch die baden-

württembergische Sportjugend war Mitveranstalter des Kongresses.  

Die Sportverbände unterstützen aktiv die Förderung von Ganztagsschulen. Hier 

wird aus Sicht der Sportverbände das Programm Jugendbegleiter einen 

wichtigen Beitrag für die Ganztagsbetreuung an Schulen leisten können. Den 

Sportverbänden liegt daran, Schulen durch Jugendbegleiter in partnerschaftlicher 

Gestaltung moderner Bildung mit Lebendigkeit zu füllen. Diese Aufgabe muss 

jeweils vor Ort nach Bedarf und nach den Fähigkeiten der Vereine gelöst werden. 

Dabei muss aus Sicht der Verbände auch beachtet werden, dass das 

Jugendbegleiter-Programm nicht dazu dient, verstärkt (hauptamtliche) 

Leistungen ins Ehrenamt zu verlagern. 

Die Position der Sportverbände und einzelner Sportgliederungen zeigt sich hier 

auch ambivalent und verweist auf einen erhöhten Abstimmungsbedarf bei der 

Engagementförderung. Das Jugendbegleiter-Programm darf folglich nicht isoliert 

gesehen werden, sondern ist in den Kontext der Gesamtförderung des 

bürgerschaftlichen Engagements zu stellen. Notwendig ist eine integrative 
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Förderpolitik, welche die Bereiche Kommune, Jugend, Jugendbegleiter und Sport 

produktiv und in ganzheitlicher Betrachtung miteinander verknüpft. 

Corporate Citizenship ï Kooperationsprojekte mit der Wirtschaft sind 

unverzichtbar 

Die Sportverbände heben sehr stark die Leistungen der Wirtschaft bei der 

Förderung des Sports und des ehrenamtlichen und bürgerschaftlichen 

Engagements im Sport hervor. Diese traditionell enge Kooperation von Sport und 

Wirtschaft erstreckt sich von der Unterstützung kleinerer Sportvereine vor Ort bis 

hin zur Förderung des Leistungssports und der Leistungssportlerinnen und  

-sportlern. Generell liegt das Gewicht von Corporate Citizenship dabei im 

Marketing und Sponsoring.  

Die Unterstützung der Sportvereine durch die lokale Wirtschaft erreicht alle 

Sportarten, seien es Fußball-, Turn- oder Tennisvereine, für die finanzielle und 

sächliche Unterstützung geleistet wird, ohne die nach Auffassung der Sportver-

bände vieles in den Vereinen nicht machbar wäre.  

ĂVom Metzger- über den Bäckermeister bis hin zu den Spar-

kassen vor Ort kommt den Sportvereinen eine 

unverzichtbare Unterstützung zugute. Auch hier verdeutlicht 

sich die kommunale Getragenheit des ehrenamtlichen Enga-

gements im Sport.ñ  

In die Sportförderung sind auch die Kammern der Wirtschaft einbezogen. In 

Südbaden gibt es Kooperationsvereinbarungen mit der Industrie- und Handels-

kammer (IHK), welche der Sportförderung dienen. Mit Bezug auf die Fortbildung 

von ehrenamtlich Engagierten besteht eine Zusammenarbeit mit dem IHK-

Bildungszentrum.  

Eine weitere Kooperationsvereinbarung wurde mit dem Unternehmen Badenova 

geschlossen, die u. a. eine Kooperation bei der Nutzung von Solarenergie für 

Sportanlagen oder gasbetriebenen Autos vorsieht, verbunden mit entsprechen-

der Werbung für den Energiebetrieb. Badenova unterstützt darüber hinaus zwei 

Spitzensportler mit Stipendien.  

Weiterhin bestehen Kooperationsverträge mit Hochschulen. So ermöglichen 

Vereinbarungen mit der Universität Freiburg und der Pädagogischen Hochschule 

in Freiburg, dass in diesen Einrichtungen studierende Spitzensportler in 

besonderer Weise gefördert bzw. für Wettkämpfe freigestellt werden.  
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ĂWichtiges Thema der Sportverbªnde ist die Vereinbarkeit 

von Beruf und Sport.ñ 

Im Bereich des Spitzensports wirken die Verbände darauf hin, dass Unterneh-

men Sportler für Training und Veranstaltungen freistellen und so eine bessere 

Vereinbarkeit von Beruf und Sport gelingt. 

Eine wichtige Funktion der Wirtschaft erkennen die Sportverbände bei der 

Unterstützung der Sportförderung sowohl von Auszubildenden in den Berufs-

schulen, als auch Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, mit dem Ziel, die 

Gesunderhaltung zu fördern und zu sinnvoller Freizeitbeschäftigung beizutragen.  

ĂEs werden Sportkonzepte entwickelt, die ªltere Menschen 

ansprechen und ihre Attraktivität für die Wirtschaft steigern 

sollen.ñ 

Die Sportverbände sind dabei, Konzepte weiterzuentwickeln, die insbesondere 

ältere Menschen ansprechen und dazu dienen, dass diese körperlich und geistig 

trainiert auch mit 65 Jahren weiter ihrer Arbeit nachgehen können und für die 

Wirtschaft attraktiv bleiben. 

Aus Sicht der Sportverbände wird es künftig für die Wirtschaft zur Imagefrage, 

ältere Menschen zu beschäftigen und in Kooperation mit den Sportverbänden 

ihre Gesundheit durch Förderung sportlicher Aktivitäten und einer bewegungs-

orientierten Lebensführung aufrechtzuerhalten.  

Traditionelle und moderne Formen der Anerkennungskultur bestehen 

nebeneinander 

Die Sportverbände haben eine eigene Anerkennungskultur in Form einer 

Ehrungsordnung entwickelt, die ganz unterschiedliche Ehrungen mit Urkunden, 

Ehrennadeln und Ehrenplaketten vorsieht. Besonders für Jugendliche sind 

attraktive Begleittexte zu Zeugnissen vorgesehen, die ausführlich über das 

Engagement und die im Projekt erworbenen Kompetenzen informieren. Gerade 

im Sport kommt hinzu, dass Ehrenamtliche wesentlichen Einfluss auf Entschei-

dungen und Gestaltungsmöglichkeiten haben, die gleichfalls als Anerkennung 

ihres Engagements gewertet werden können. 

ĂB¿rgermeisterin bzw. B¿rgermeister und/ oder Gemeinderat 

könnten auf Gemeindeebene eine Anerkennungskultur ans-

toßen, durch einen jährlich ausgerichteten Tag des 
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Bürgerengagements, bei dem auch ehrenamtliches und bür-

gerschaftliches Engagement im Sport gew¿rdigt wird.ñ 

Die Sportverbände begrüßen nachhaltig, wenn sich auf Gemeindeebene eine 

durch Bürgermeisterin oder Bürgermeister und Gemeinderätinnen und 

Gemeinderäte angestoßene Anerkennungskultur für das bürgerschaftliche 

Engagement im Sport (weiter-)entwickeln würde, bspw. durch einen jährlich 

ausgerichteten Tag des Bürgerengagements, bei dem auch der Sport gebührend 

gewürdigt wird.  

ĂVerdiente Engagierte, die teils ¿ber Jahrzehnte Basisarbeit 

in den Kommunen geleistet haben, sollten stärker als bisher 

bei der Vergabe des Bundesverdienstkreuzes berücksichtigt 

werden.ñ  

Aus Sicht der Sportverbände sollte Schule machen, dass in den Kommunen, 

Städten und Landkreisen Bürgermeisterin oder Bürgermeister, Landrätin oder 

Landrat jährlich Sportler-Ehrungen in öffentlichem Rahmen durchführen, wie dies 

beispielhaft in verschiedenen Kommunen und Landkreisen bereits praktiziert 

wird. Die Sportverbände sprechen sich nachdrücklich dafür aus, verdiente 

Engagierte im Sport stärker bei der Vergabe des Bundesverdienstkreuzes zu 

berücksichtigen. 

Anerkennung durch Qualifikation 

Ein wichtiger Gesichtspunkt ist die Verknüpfung der Anerkennung des 

ehrenamtlichen und bürgerschaftlichen Engagements mit Möglichkeiten der 

Qualifizierung. Mit bürgerschaftlichem Engagement, das bspw. durch Training 

einer Jugendmannschaft geleistet wird, werden Zusatzqualifikationen erworben, 

die auch für das Berufsleben wertvoll sein können. Und die Jugendtrainerin, der 

Jugendtrainer erfährt durch seine Qualifikation Anerkennung. 

Die Sportverbände bieten ihren Mitgliedsvereinen vielfältige Bildungsangebote, 

seien es Lehrgänge für Übungsleiter, Jugendleiter, Trainer oder solche, die 

Vereins-Führung betreffen. Diese ehrenamtlichen Akteure in den Vereinen sind 

es, die die wesentliche Arbeit in den Vereinen bewältigen und vor allem auch die 

sportlichen Veranstaltungen mit Kindern und Jugendlichen durchführen:  

ĂWas n¿tzt ein Sportverein, der einen kompletten Vorstand 

hat, aber keinen ¦bungsleiter?ñ 
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Seit dem Jahre 2005 bieten die Sportbünde in Baden-Württemberg eine 

Ausbildung zum Vereinsmanager B an, die Fortbildungen in den Themenberei-

chen, Kommunikation, Führung und Konfliktmanagement sowie Steuern und 

Finanzen, vorsieht. Die Ausbildung findet abwechselnd in Bildungsstätten in 

Baden und Württemberg statt und richtet sich an Führungskräfte in Vereinen und 

Verbänden. Beim Thema Qualifizierung gewinnt der Aspekt der Personalentwick-

lung und damit die Heranbildung von Führungsnachwuchs mit dem in 

Sportverbänden geforderten Kompetenzprofil an Bedeutung. Mit gezielten 

Kursangeboten werden die ehrenamtlich und bürgerschaftlich Engagierten auf 

diese Führungsaufgaben in den Vereinen vorbereitet, um sie zukunftsfähig 

auszurichten. 

Dieser umfassende Komplex der Qualifizierung ist nach Auffassung der 

Sportverbände gleichfalls Zeichen von Anerkennung und Wertschätzung für die 

Engagierten. 

Verlässliche Rahmenbedingungen sind Voraussetzung für das täglich 

gezeigte bürgerschaftliche Engagement 

Die Sportverbände halten eine weitere kontinuierliche Sportförderung für 

unabdingbar und sehen hier die Politik gefordert. Nur solche verlässlichen 

Rahmenbedingungen garantieren Kontinuität im täglich aufs Neue gezeigten 

ehrenamtlichen bürgerschaftlichen Engagement. Dazu gehören die finanzielle 

Sportförderung, die Unterstützung von Sportstätten aber auch die ausreichende 

Versicherung von Engagierten. Verlässliches bürgerschaftliches Engagement im 

Sport ist aus Sicht der Sportverbände eng mit förderlichen Rahmenbedingungen 

verknüpft.  

ĂPlªdoyer der Sportverbªnde f¿r kooperative Sportentwick-

lung und eine auf Ehrenamt und bürgerschaftlichem 

Engagement gründende Organisationsstruktur des Sports.ñ 

Politische Rahmenbedingungen, bürgerschaftliches Engagement und 

Kooperationen mit der Wirtschaft sind Teil der von den Sportverbänden 

geplanten kooperativen Sportentwicklung. Hier sehen sich die Sportverbände in 

Baden-Württemberg im Vergleich mit anderen Bundesländern, aber vor allem im 

Vergleich mit der Sportförderung anderer europäischer Nationen, gut aufgestellt. 

Die Sportverbände sprechen sich weiter für die ehrenamtliche und gemeinnützige 

Ausrichtung der Sportvereins- und Verbandsstrukturen aus, die von der Basis bis 

zu Aktivitäten auf internationaler Ebene und solchen des olympischen Komitees 
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sichtbar wird. Die stärker staatlich und/ oder kommerziell ausgerichteten 

Sportsysteme in Frankreich, anderen europäischen Staaten oder den USA 

werden nicht als nachahmenswert betrachtet. 

Zwischen den Sportverbänden sind viele Kooperationen institutionalisiert, in 

denen ein Informations- und Erfahrungsaustausch zwischen den Organisationen 

stattfindet. Grundlage dafür ist ein gemeinsam erarbeitetes Strukturpapier, das 

Aufgaben und Arbeitsteilung festlegt und mit Bezug auf das gezeigte Aufgaben-

spektrum sowohl die Bereiche des Breitensports wie des Leistungs- und 

Spitzensports als kooperativ zu entwickelnde Felder betrachtet.  

Ausblick: Der Boombereich ist Seniorensport. Menschen mit  

Migrationshintergrund sollen für Führungspositionen gewonnen werden 

Perspektivisch beschäftigt die Sportverbände intensiv, die mit dem demografi-

schen Wandel und der älter werdenden Gesellschaft verbundenen 

Konsequenzen für den Sport und das ehrenamtliche Engagement in diesem 

Feld. Sowohl ältere Menschen ab 55 plus stellen eine wichtige Zielgruppe des 

Sports dar - und hier sind Mitgliederzuwächse zu verzeichnen -, als auch 

Menschen ohne Erwerbstªtigkeit. Es wird festgestellt: ĂDer Boombereich ist der 

Seniorensportñ. Dar¿ber hinaus beabsichtigen die Sportverbªnde Menschen mit 

Migrationserfahrung stärker als bisher geschehen, in den Sport - auch wegen 

seiner erwiesenen integrativen Wirkung - einzubeziehen. Deshalb sollen 

ausländische Mitbürgerinnen und Mitbürger auch für Führungsfunktionen, wie 

bspw. als Übungsleiterin bzw. Überleiter gewonnen werden. Über diese 

zielgruppenspezifischen Perspektiven hinaus, soll der Sport für alle Generationen 

attraktiv bleiben und sich deshalb auch nachfrageorientiert ausrichten. Dazu 

dienen auch periodisch erstellte Sportentwicklungsberichte. 

ĂPolitik, Wirtschaft und Medien kºnnen zur Anerkennung des 

Engagements im Sport beitragen.ñ 

Es wird als Aufgabe sowohl der Politik als auch der Wirtschaft und der Medien 

angesehen, die gesellschaftliche Anerkennung des ehrenamtlichen und 

bürgerschaftlichen Engagements zu stärken. Weiterhin spielen aus Sicht der 

Sportverbände, Schule und Familie eine wichtige Rolle. 

ĂDie Rolle von B¿rgerstiftungen bei der Sportfºrderung muss 

erst definiert werden.ñ 
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Perspektivisch können sich die Sportverbände eine stärkere Berücksichtigung 

von Bürgerstiftungen bei der Förderung des Sports vorstellen. Hierzu werden die 

Möglichkeiten dieser neuen Institutionalisierung der Bürgergesellschaft im 

Einzelnen zu prüfen sein. 

ĂEin ĂSolidarpakt Sportñ mit der Landesregierung dient der 

Planungssicherheit.ñ 

Die Sportförderung wird weiterhin als eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe 

betrachtet, bei der die staatliche Förderung auch zukünftig unverzichtbar bleibt. 

Zentrales Anliegen der Sportverbände ist, auch für die kommenden Jahre einen 

ĂSolidarpakt Sportñ mit der Landesregierung zu schlieÇen, um Planungssicherheit 

zu gewinnen. Unter diesen Voraussetzungen wird der Sport in Baden-

Württemberg aus Sicht der Sportverbände auch weiter ein Erfolgsmodell bleiben. 

Die Sportverbände gehen im Blick auf die kommenden Jahre von einem 

Bedeutungszuwachs des Ehrenamtes im Sport aus. 

ĂWenn es das Ehrenamt im Sport nicht gªbe, wªre es heute 

dringender denn je, es zu erfinden.ñ 

Die vielfältigen bürgerschaftlichen Aktivitäten im Sport können aus Sicht der 

Verbände nur durch eine kontinuierliche und verlässliche Sportförderung seitens 

des Staates durchgeführt werden. Diese Sportförderung stellt neben dem 

bürgerschaftlichen Engagement im Sport eine tragende Säule bei der 

Organisation und Durchführung sportlicher Aktivitäten in Baden-Württemberg dar, 

die im Rahmen des ĂBreitensportsñ nahezu alle Bevºlkerungsgruppen in Stadt 

und Land ansprechen. Hier bemühen sich die Sportverbände auch unter dem 

Gesichtspunkt der sozial-integrativen Wirkungen des Sports darum, künftig 

verstärkt spezielle Zielgruppen, wie bspw. Migrantinnen und Migranten 

anzusprechen. 

Die Tendenz, alle Bevölkerungskreise anzusprechen und Aktivitäten für viele 

unterschiedliche Zielgruppen durch die Erweiterung des Angebotsspektrums 

anzubieten, ist deutlich erkennbar. Dies verweist auf eine gute Resonanzfähigkeit 

der Sportverbände auf gesellschaftliche und demografische Entwicklungen, die 

auch einen Wandel von Engagement und Aktivität erforderlich machen. Von 

Interesse für die Sportvereine kann hier durchaus die Einbindung von 

Seniorinnen und Senioren, Migrantinnen und Migranten in die aktive Vereinsar-

beit sein, was durch die gute Verankerung des Sports in der Kommune und auch 

mit Unterstützung der Kommunalpolitik nachhaltig gefördert werden kann. 
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Die Gespräche verdeutlichen, dass gerade auch im Sport das koproduktive 

Zusammenwirken von bürgerschaftlichem Engagement, Einrichtungen der 

Kommune und lokaler Wirtschaft eine tragende Funktion innehat. Dabei lassen 

sich die Aktivitäten der Sportvereine mit den im Landesnetzwerk behandelten 

Themen nahtlos verknüpfen. Dies gilt vor allem für die Schwerpunktthemen 

Ăfamilienfreundliche Kommuneñ und Ădemografischer Wandelñ, im Speziellen 

jedoch auch gezielt für die Kinder-, Jugend- und Seniorenarbeit, auch in 

intergenerationaler Perspektive. Der Sport erfüllt eine wichtige Aufgabe im 

Bereich Gesundheit und Prävention und arbeitet hier in vielen Kommunen mit 

Kindergarten und Schule zusammen. Eine nachhaltige Verknüpfung des 

sportlichen bürgerschaftlichen Engagements mit den Aktivitäten von Selbsthilfe-

gruppen und den Einrichtungen der Seniorenhilfe, wie bspw. des betreuten 

Wohnens, erscheint gleichfalls erstrebenswert.  

Die Möglichkeiten der gelingenden Kooperation zwischen dem Landesnetzwerk 

Bürgerschaftliches Engagement und den Sportverbänden mit ihren Vereinsglie-

derungen vor Ort, erscheinen vor allem bzgl. der Fähigkeiten des 

Landesnetzwerks zum Erfahrungs-, Wissens- und Ressourcentransfer zwischen 

unterschiedlichen Feldern des bürgerschaftlichen Engagements bei weitem nicht 

ausgeschöpft. Hier könnten die Stärken des Netzwerkes sowohl unter dem 

Gesichtspunkt eingesetzt werden, das bürgerschaftliche Engagement im Sport 

selbst zu fördern als auch den Sport bei der Bearbeitung der Schwerpunktthe-

men Gesundheit, Gesundheitsprävention und Lebensqualität stärker 

einzubeziehen. Die starke Stellung des Sports im Vereins- und Verbandswesen 

und die sichtbar werdende Öffnung und Sensibilisierung der Sportverbände für 

gesellschaftliche Entwicklungen sollte hier zusätzlich Anlass für die Prüfung 

weiterer Kooperationsmöglichkeiten sein. 
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2.5 Die Dachorganisationen der Wirtschaft als Förderer und 
Mitgestalter ehrenamtlichen Engagements der  
Unternehmen 

Das Thema ĂCorporate Citizenshipñ oder Ăunternehmerisches b¿rgerschaftliches 

Engagementñ in Baden-Württemberg gewinnt in den letzten Jahren zunehmend 

an Bedeutung und stellt im Rahmen dieses Landesberichtes mit der Vorstellung 

des ĂModellprojekts Unternehmen BEñ (siehe Punkt A.4.3) und der Darbietung 

der Ergebnisse einer repräsentativen Studie zum unternehmerischen bürger-

schaftlichen Engagement im Lande (siehe Punkt B.3) einen empirischen 

Schwerpunkt dar. Die Untersuchung ergibt, dass Unternehmen aktiv an der 

Mitgestaltung der Gesellschaft beteiligt sind und auf zahlreichen gesellschaftli-

chen Handlungsfeldern vielfältige Förderaktivitäten entfalten, die größtenteils auf 

das Gemeinwesen bezogen sind, in dem das Unternehmen angesiedelt ist. 

Sehr wichtige Engagementfelder, in denen Unternehmen ihre Unterstützungsak-

tivitäten entfalten, stellen die Bereiche Soziales, Sport, Schule und Kindergarten, 

aber auch die vielfältigen ehrenamtlichen Tätigkeiten im Rahmen des Kammer-

wesens dar, welche sich über die Mitwirkung bei Prüfungstätigkeiten bis hin zu 

kammerpolitischen Aufgaben und das ehrenamtliche Engagement auf den 

Vollversammlungen der Kammern erstreckt. 

Von besonderem Interesse war deshalb, in Erfahrung zu bringen, welche 

Bedeutung die Kammern der Wirtschaft dem Ehrenamt und bürgerschaftlichem 

Engagement der Unternehmen beimessen und auf welche Weise und mit 

welchen Schwerpunktsetzungen sie dieses fördern. Dazu wurden die Dachorga-

nisationen der Industrie- und Handelskammern und der Handwerkskammern 

Baden-Württemberg als Vertretungen der Kammern eingehend befragt. 

Die Industrie- und Handelskammern sowie die Handwerkskammern sind die 

Selbstverwaltungsorganisationen von Industrie, Handel und Dienstleistungsge-

werbe bzw. des Handwerks und vertreten als öffentlich-rechtliche Körperschaften 

der wirtschaftlichen Selbstverwaltung das Interesse der zugehörigen Unterneh-

men gegenüber Kommunen, Landesregierungen sowie Politik und Öffentlichkeit.  

Als Dachorganisationen der 12 Baden-Württembergischen Industrie- und 

Handelskammern bzw. 8 Handwerkskammern firmieren der baden-

württembergische Industrie- und Handelskammertag bzw. der baden-

württembergische Handwerkstag, welche die Gesamtinteressen ihrer Mitglieder 

in Grundsatzfragen vertreten und zur einheitlichen Willensbildung in ihrer 

Organisation beitragen. Von besonderem Interesse war folglich, in Erfahrung zu 
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bringen, inwieweit die Themen bürgerschaftliches Engagement und Bürgerge-

sellschaft Teil der Willensbildung sind oder zu den Grundsatzfragen der 

Dachverbände zählen, da in der Art und Weise der Behandlung dieser Themen 

auch Einfluss auf die Qualität der zivilgesellschaftlichen Entwicklung genommen 

werden kann. 

Befragt wurden Vertreter des Baden-Württembergischen Industrie- und 

Handelskammertages sowie des Handwerkstages5. Die Interviews zeigen ein 

sehr vielfältiges ehrenamtliches Engagement der Kammern und der Unterneh-

men, das gewöhnlich von der Öffentlichkeit wenig wahrgenommen wird, jedoch 

einen entscheidenden Beitrag für die parlamentarisch-demokratische Organisati-

on des Kammerwesens und das Ausbildungs- und Bildungssystem des Landes 

leistet. Diese spezifische Form des unternehmerischen Engagements ist insoweit 

konstitutiv, als die parlamentarische Organisation des Kammerwesens zur 

Grundordnung der demokratisch und rechtsstaatlich organisierten Gesellschaft 

hinzuzurechnen ist. Dazu wird im Folgenden in den Interviews ausführlich 

Stellung bezogen. Inwieweit darüber hinaus bei den Dachorganisationen der 

Wirtschaft das Thema Corporate Citizenship oder unternehmerisches 

bürgerschaftliches Engagement im Gemeinwesen eine Rolle spielt, wird 

gleichfalls von den Vertretern der Dachorganisationen erläutert.  

                                                 
5
 Die Interviews wurden geführt mit dem Geschäftsführer des Baden-Württembergischen Industrie 

und Handelskammertages, Herrn Nikolaus Sauer und dem Hauptgeschäftsführer des Baden-
Württembergischen Handwerkstages, Herrn Dr. Hartmut Richter, denen wir für ihre Unterstüt-
zung Dank sagen. 
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2.5.1 Industrie- und Handelskammertag als Förderer des bürger-
schaftlichen Engagements von Unternehmen 

Vorbemerkung zur Institution 

Der Baden-Württembergische Industrie- und Handelskammertag (BWIHK) ist die 

Dachorganisation der 12 Industrie- und Handelskammern (IHKn) in Baden-

Württemberg, von denen die ersten bereits vor 175 Jahren entstanden sind. Er 

vertritt die Interessen von 530.000 Unternehmen des Landes aus den Bereichen 

Industrie, Handel und Dienstleistungsgewerbe. Wichtige Fachgebiete, die 

federführend durch den BWIHK betreut werden, sind Ausbildung und Weiterbil-

dung, Gewerbeförderung, Internationale Entwicklung und internationales Recht 

und weitere fachliche Themengebiete, die mit den Wirtschaftszweigen der 

Mitgliedsunternehmen unmittelbar zusammenhängen (Dienstleistungen, Handel, 

Industrie/ Energie, Tourismus etc.). Weitere Fachgebiete sind Technologieent-

wicklung und -politik, Umwelt und Verkehr, sowie Steuern und Finanzwirtschaft.  

Die Aufbereitung dieses Themenspektrums erfolgt in enger Kooperation mit den 

IHKn. Der erarbeitete Wissenshintergrund macht den BWIHK zum kompetenten 

Gesprächspartner für die Landespolitik und öffentliche Verwaltung bei der 

Behandlung wirtschaftlicher Fragen. Der BWIHK bündelt das Gesamtinteresse 

der gewerblichen Wirtschaft auf Landesebene, erarbeitet wirtschaftliche 

Grundsatzpositionen und steckt die wirtschaftspolitischen Leitlinien für die 

Landespolitik ab. Als Dachorganisation der zwölf Industrie- und Handelskammern 

koordiniert der BWIHK die überregionalen Wirtschaftsinteressen und fördert die 

Zusammenarbeit der IHKn im Land. Der Dachverband orientiert sich in seiner 

Aufgabenwahrnehmung am Leitbild der Sozialen Marktwirtschaft. 

Schwerpunkte der Förderung des unternehmerischen bürgerschaftlichen 

Engagements 

Nach den Erfahrungswerten des BWIHK, der die Interessensvertretung von den 

530.000 Mitgliedsunternehmen wahrnimmt, ist ein großer Teil derselben 

ehrenamtlich engagiert, wobei dieses Engagement weit über Spendenaktivitäten, 

Sachspenden und Sponsoring hinausgeht. Diese Feststellung kann durch die 

repräsentative Untersuchung zum unternehmerischen bürgerschaftlichen 

Engagement bestätigt und weiter präzisiert werden (siehe dazu Punkt B.3). 

Der BWIHK verdeutlicht, dass über diesen Aspekt des unternehmerischen 

bürgerschaftlichen Engagements hinaus mehr als 30.000 Unternehmen im 
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Kammerwesen der IHKn selbst ein ehrenamtliches Engagement ausüben. 

Dieses entfaltet sich im Einzelnen auf folgenden Gebieten: 

¶ Die IHKn haben Parlamente der Unternehmerschaft in ihren Bezugsregio-

nen. Gewählte Unternehmer bilden die Vollversammlungen, die 

repräsentativ besetzt sind und die Aufgabe haben, periodisch das Präsidium 

und den Präsidenten zu wählen. Jedes Mitglied hat eine Stimme. 

¶ Zur Aufbereitung politischer und fachlicher Themen sind etliche Fachaus-

schüsse institutionalisiert, die eine wichtige Säule ehrenamtlichen 

Engagements der Unternehmerinnen und Unternehmer darstellen. Ehren-

amtliches Engagement findet sich im Fachausschuss für Verkehr, für 

Finanzen/ Steuern, ebenso wie im Transportausschuss, wo vorrangig 

Transportunternehmen mitwirken. Dieses Engagement der Unternehmen 

dient dazu, dass Themen branchenspezifisch behandelt und über die Indust-

rie- und Handelskammer politisch artikuliert werden. 

¶ Neben diesen parlamentarischen und ausschussbezogenen Aufgaben stellt 

der Bereich Bildung und Ausbildung die wichtigste Säule der Industrie- und 

Handelskammern (wie auch der Handwerkskammern) dar. Sämtliche Aus-

bildungsberufe in Baden-Württemberg und in Deutschland unterliegen einer 

Prüfungsordnung, die ein Produkt der Aushandlung mit den staatlichen 

Behörden darstellt. Die Prüfungsordnungen und die zu erbringenden Prü-

fungsleistungen, wie das gesamte Ausbildungswesen, bspw. im 

Ausbildungsberuf Bankkaufmann, werden durch die Industrie- und Handels-

kammern und hier wiederum durch ehrenamtlich engagierte 

Unternehmerinnen und Unternehmer in Prüfungsausschüssen erarbeitet, 

einschließlich jeder Halbjahresprüfungsarbeit, an deren Konzeption ehren-

amtlich engagierte Unternehmen mit Unterstützung der hauptamtlichen 

Kolleginnen und Kollegen der IHKn mitwirken. Indem sich praktisch der Kern 

der Unternehmerschaft an der Konzeption der Berufsausbildung beteiligt ist 

gleichzeitig garantiert, dass diese nicht abgehoben theoretisch, sondern 

entschieden praxisorientiert ist und die Ausbildungsberufe sich am jeweili-

gen Stand des Wissens orientieren.  

¶ Ein weiterer Schwerpunkt des ehrenamtlichen Engagements stellt das 

Gutachterwesen dar. Gutachterinnen und Gutachter der IHKn kommen z.B. 

in Einsatz, wenn bei Bauprojekten Prüfungen erfolgen und Prozesse geführt 

werden. Die IHKn stellen des weiteren Gutachter für den Bereich Ausländer-

integration, die im entsprechenden Ausschuss der Landesregierung 
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mitwirken, der über Härtefälle entscheidet. Darüber hinaus wird eine ganze 

Palette weiterer gutachterlicher Tätigkeiten ausgeführt. 

¶ Die IHKn sind weiter im Bereich Schlichtung ehrenamtlich aktiv, d.h. in 

Streitfällen zwischen Unternehmen, in denen ehrenamtliche Mediatoren oder 

Schlichter vermittelnd in Funktion treten. 

In diesen fünf Säulen verdeutlicht sich das ehrenamtliche Engagement der 

Unternehmen und Kammern. Insbesondere das Engagement im Ausbildungsbe-

reich und Prüfungswesen stellen Leistungen der Kammern und Unternehmen 

dar, die ansonsten, so der BWIHK, durch den Staat unter Verwendung von 

Steuermitteln wahrgenommen werden müssten. Dieses ehrenamtliche 

Engagement der Unternehmen und ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ist aus 

Sicht des BWIHK ebenso hoch, wenn nicht höher zu bewerten, als Aktivitäten im 

Bereich Corporate Citizenship, weil es konstitutionell unverzichtbarer erscheint 

als das unternehmerische bürgerschaftliche Engagement in sozialen, kulturellen 

und weiteren Feldern. 

Weitere Aspekte ehrenamtlichen Engagements von Unternehmen finden in 

folgenden laufenden Initiativen Ausdruck: 

¶ Die IHKn haben Unternehmer-Pools eingerichtet, um kurzfristig zu allen 

relevanten und wichtigen Themen elektronisch Unternehmerbefragungen 

durchführen zu können, an denen sich Unternehmerinnen und Unternehmer 

vielfach beteiligen.  

¶ Es gibt ein Netzwerk Unternehmerschaft bei den IHKn, das bspw. beim 

Thema Ausbildungsplätze derart aktiviert wird, dass Unternehmer aus dem 

Präsidium oder der Vollversammlung mit Unternehmern im Netzwerk Kon-

takt nehmen und ersuchen, zusätzliche Ausbildungsplätze bereit zu stellen.  

¶ Die Wirtschaftsjunioren, junge Unternehmerinnen und Unternehmer unter 

vierzig Jahre, haben sich zu einer Interessensvertretung zusammenge-

schlossen. Sie bilden den Nachwuchs der Vollversammlungen der IHKn und 

werden von Beginn der Unternehmerschaft an, mit ehrenamtlichem Enga-

gement in den Kammern vertraut gemacht.  

¶ Aktuell werden derzeit in allen zwölf Kammerregionen Veranstaltungen zum 

Thema Hochschule 2012 durchgeführt, das die Landesregierung auf die 

Tagesordnung gesetzt hat. Ziel ist, den Bedarf an Hochschulabsolventen 

einzuschätzen. In Veranstaltungen wirken neben den IHKn und Unterneh-

mensvertreterinnen und Unternehmensvertreter auch das 



Wichtige Akteure 

169 

Wissenschaftsministerium und Hochschulvertreter mit, um den regionalen 

Bedarf zu diskutieren. Ein wesentlicher Aspekt betrifft auch die Zur-

Verfügung-Stellung von Stiftungsprofessuren und Stiftungslehrstühlen im 

Rahmen eines stimmigen Gesamtkonzepts. Voraussetzung für Professuren 

ist, dass die unterstützten Vorhaben sowohl einen gesellschaftlichen als 

auch betriebswirtschaftlichen Nutzen erzielen können, also win-win-

Verhältnisse geschaffen werden. 

Aus Sicht des BWIHK sind zunächst diese Arbeitsfelder, von denen das 

Kammerwesen eine lange Tradition hat, relevant. Sie finden in der öffentlichen 

Diskussion wenig Beachtung. Für die IHKn und den BWIHK sind jedoch diese 

konstitutiven Formen des ehrenamtlichen Engagements der Unternehmen 

zentral.  

Stellenwert des Themas Corporate Citizenship 

Dass es zusätzlich zum Engagement im Kammerwesen das unternehmerische 

bürgerschaftliche Engagement im Gemeinwesen gibt, wird seitens des BWIHK 

ausdrücklich begrüßt. Auch eine Intensivierung wird für möglich gehalten, sie darf 

aber nicht zu Lasten des unternehmerischen Engagements im Kammerwesen 

gehen. 

Der BWIHK sieht deshalb bei den von ihm hauptsächlich vertretenen mittelstän-

dischen und kleineren Unternehmen auch Kapazitätsgrenzen. Nicht zu begrüßen 

ist, wenn Unternehmen sich aus ehrenamtlichem Engagement auf IHK-

Vollversammlungen oder als Prüfer in Ausbildungsgängen ausklinken, weil sie 

sich zu sehr auf Corporate Citizenship festgelegt haben.  

Dies vorausgesetzt, geht der BWIHK davon aus, dass Corporate Citizenship 

auch für Unternehmen in mehrfacher Hinsicht vorteilhaft sein kann und einen 

Benefit zeigt. Dem BWIHK sind zahlreiche Beispiele gleichzeitigen unternehmeri-

schen bürgerschaftlichen Engagements in den Kammern wie im Gemeinwesen 

bekannt. Zu einem synergetischen Zusammenwirken kommt es, wie in einem Fall 

geschehen, wenn ein Unternehmer sich einerseits vorbildlich in den verfassten 

Gremien der Kammern und Bildungsausschüssen engagiert und andererseits am 

Standort seines Unternehmens einen Schulbau unterstützt und einen wesentli-

chen Beitrag zur Ausbildung der Jugendlichen am Ort leistet.  

ĂDer BWIHK w¿rde eine Dokumentation von CC-
Praxisbeispielen des unternehmerischen bürgerschaftlichen 
Engagements ausdr¿cklich begr¿Çen.ñ

6
 

                                                 
6
 dieses und alle folgenden Zitate sind, den o. g. geführten Interviews  entnommen. 
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Unternehmen, die sich gesellschaftlich engagieren, wird das gesamte Know-how 

der Kammern zur Verfügung gestellt, sowie ggf. Kontakte zu Behörden und 

anderen Einrichtungen vermittelt, mit denen die Kammern kommunizieren.  

ĂBWIHK und die IHKn des Landes kºnnen Unternehmen bei 
CC-Projekten unterstützen und ihnen Kontakte zu Einrich-
tungen und Verwaltungen vermitteln.ñ 

Auch Public-Private-Partnership-Projekte, in denen England, Holland oder 

Frankreich führend sind, werden seitens des BWIHK begrüßt. 

Die Kammern haben bisher keine bewusste Öffentlichkeitsarbeit zum unterneh-

merischen bürgerschaftlichen Engagement der Unternehmen betrieben. Die 

Tatsache, dass kleinere und mittlere Unternehmen über ihr Engagement wenig 

informieren führt der Dachverband darauf zurück, dass sie sich dafür im 

Tagesgeschäft wenig Zeit nehmen (können). Gerade deshalb sei es begrüßens-

wert das Engagement stärker als bisher auch öffentlichkeitswirksam bekannt zu 

machen. 

ĂDer BWIHK sieht Mºglichkeiten, CC-Beispiele in den IHK-
Magazinen zu publizieren.ñ 

Der BWIHK sieht hier Möglichkeiten, entsprechende CC-Beispiele seiner 

Mitgliedsunternehmen in den IHK-Magazinen zu publizieren. Auch diese, darauf 

weist der Dachverband hin, werden mit einem beträchtlichen Anteil an 

ehrenamtlichem Engagement mehrmals pro Jahr hergestellt. 

Anerkennungskultur für das Engagement der Unternehmen noch ausbaufähig 

Der BWIHK hält die Anerkennungskultur für das ehrenamtliche Engagement der 

Unternehmen durchaus für ausbaufähig. Praxis ist derzeit die Vergabe von 

Ehrennadeln und weiteren Auszeichnungen durch die Industrie- und Handels-

kammern. Die IHKn sehen eigens Ehrungen für besonders verdiente 

Unternehmerinnen und Unternehmer vor. Auch seitens des Landes und Bundes 

werden Verdienstmedaillen und Wirtschaftsmedaillen vergeben. 

ĂNeben Ehrennadeln, Verdienst- und Wirtschaftsmedaillen 
können modernere Formen der Anerkennung für ehrenamt-
liches Engagement der Unternehmen praktiziert werden. 
Intelligente Vorschlªge sind hilfreich.ñ 

Darüber hinaus wären aus Sicht des BWIHK weitere, auch zeitgemäße Varianten 

der Anerkennung zu finden. Auch steuerliche Vergünstigungen für gemeinnützi-

ges Engagement sind für den BWIHK Zeichen der Anerkennung.  
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Ausblick:   

Die Unternehmen entscheiden selbst über ihre Engagementaktivitäten 

Die Kammern begrüßen sowohl das bürgerschaftliche Engagement der 

Individuen und ihrer Initiativen als auch das unternehmerische bürgerschaftliche 

Engagement in den genannten Ausprägungsformen. Wichtig ist das ehrenamtli-

che Engagement von Unternehmen in den Kammern. Inwieweit 

unternehmerisches bürgerschaftliches Engagement im Gemeinwesen möglich 

ist, muss jedes Unternehmen ï auch aus betriebswirtschaftlichen Gesichtspunk-

ten ï für sich selbst kalkulieren und entscheiden. 

ĂOffensive gesellschaftspolitische Diskussionsbeitrªge ¿ber 
die Entwicklung der Bürgergesellschaft zu liefern ist nicht 
vordringliche Aufgabe der Kammern.ñ 

Schon die jetzige Engagementbereitschaft der Unternehmen ist beachtlich. 

Grundsätzlich möchten sich die Kammern auch nicht zu offensiv in gesellschafts-

politische Fragestellungen und den Leitdiskurs über Bürgergesellschaft 

einschalten.  

ĂEs kann nicht Aufgabe der Unternehmen sein, Probleme 
des Staates zu lºsen.ñ 

Der BWIHK und die Kammern sehen es nicht als ihre Aufgabe an, das 

gemeinnützige Engagement von seitens der Kammern zu forcieren. Stattdessen 

wird an die Rolle des Staates erinnert: Wenn dem Staat die finanziellen Mittel 

versiegen, bzw. wenn der Staat gewisse finanzielle Probleme hat, kann es nicht 

Aufgabe der Unternehmen sein, Probleme des Staates zu lösen.  

Die Akzentuierungen des BWIHK zum unternehmerischen bürgerschaftlichen 

Engagement verdeutlichen das Gewicht des weitgehend ehrenamtlich 

getragenen Kammerwesens und seiner Funktionen. Dass die Unternehmen 

darüber hinaus ï ohne bewusste und nachdrückliche Forderung und Förderung 

seitens der Kammern ï aus freien Stücken bürgerschaftliches Engagement im 

Gemeinwesen zeigen, unterstreicht die Prinzipien der sozialen Marktwirtschaft 

und weist sie als eine auch normativ von den Unternehmen getragene 

Wirtschaftskonzeption aus.  

Kontakt 

Nikolaus Sauer  
Geschäftsführer  
Baden-Württembergischer Industrie- und Handelskammertag  

Jägerstraße 40  Å  70174 Stuttgart  

Telefon: +49 (0)711/ 22 55 00 66  
Telefax: +49 (0)711/ 22 55 00 77  
email: nikolaus.sauer@bw.ihk.de  
www.bw.ihk.de  



Baden-württembergische Wege der Engagementförderung 

172 

2.5.2 Handwerkstag als Förderer des bürgerschaftlichen Engage-
ments von Handwerksbetrieben 

Vorbemerkung zur Institution 

Der Baden-Württembergische Handwerkstag e. V. (BWHT) ist die Dachorganisa-

tion des baden-württembergischen Handwerks. Mitglieder sind die 

Handwerkskammern, die Landesfachorganisationen (Landesinnungsverbände/ 

Landesinnungen) des Handwerks in Baden-Württemberg und Zusammenschlüs-

se anderer wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Einrichtungen, die vorwiegend 

dem Handwerk dienen. 

Dem BWHT gehören die 8 Handwerkskammern Baden-Württembergs als 

berufsständische Körperschaften an, sowie 69 Landesfachorganisationen des 

Handwerks und weitere sonstige Mitglieder. 

Gemäß Satzung nimmt der BWHT die Wahrnehmung der Belange des baden-

württembergischen Handwerks gegenüber dem Landtag, der Landesregierung, 

den Parteien sowie anderen Körperschaften und Verbänden wahr. Er hat darüber 

hinaus die Aufgabe, eine einheitliche Willensbildung der baden-

württembergischen Handwerksorganisationen in allen Grundsatzfragen 

herbeizuführen und zu allen das Handwerk betreffenden grundsätzlichen 

Angelegenheiten Stellung zu nehmen und sie zu vertreten.  

Schwerpunkte der Förderung des ehrenamtlichen Engagements im  

Handwerk 

Ähnlich wie die Unternehmen im Verantwortungsfeld des Industrie- und 

Handelkammertages zeigt sich nach den Informationen des Handwerkstages 

auch bei den Handwerksbetrieben ein sehr ausgeprägtes Engagement im 

Kammer- und Prüfungswesen, sowie bei der Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit:  

¶ Einen zentralen Schwerpunkt, der bei den Handwerkskammern ehrenamt-

lich Engagierten, stellt das Prüfungswesen dar. Der BWHT geht davon aus, 

dass im Zusammenhang mit den Meisterprüfungen rund 4000-5000 ehren-

amtlich engagierte Unternehmerinnen und Unternehmer mitwirken. Des 

Weiteren stellt das Engagement in den Ausschüssen ein wichtiges Feld 

ehrenamtlicher Tätigkeiten dar. 

¶ Hinzu kommt die ehrenamtliche Mitwirkung in den jeweiligen Körperschaf-

ten, sprich ehrenamtliche Leitungstätigkeiten, Wahrnehmung der 

Mitgliedschaft auf der Vollversammlung, in den Präsidien, Vorständen, 



Wichtige Akteure 

173 

Kammern und Innungen. Auch hier kann bei 800 Innungen von rund 6000-

7000 Personen ausgegangen werden, die ehrenamtlich engagiert sind. 

¶ Eine dritte Gruppe ehrenamtlich Engagierter ist im Bereich der Gerichtsbar-

keit tätig, als Arbeitsrichter oder Sozialrichter, darunter eine erstaunlich 

große Zahl an Richtern, die aus dem Handwerk kommen, und im Alltag als 

Unternehmerin bzw. Unternehmer tätig sind. Von diesen ehrenamtlichen 

Richtern im Bereich der Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit sind seitens des 

Handwerks baden-württembergweit derzeit rund 360 Personen engagiert. 

Die Unternehmerinnen und Unternehmer des Handwerks sind, durch den 

i.d.R. ganztägigen Sitzungstag zur Ausübung ihres Ehrenamts, in dieser 

Zeit vom Betrieb abwesend. Dies setzt aus Sicht des Handwerktages eine 

hohe Motivation und Engagementbereitschaft bei den Betrieben voraus. 

¶ Schließlich stellt das ehrenamtliche Engagement in der Vergabekammer 

einen weiteren ehrenamtlichen Engagementbereich dar. Hier handelt es 

sich um ein Gremium, das Verstöße der öffentlichen Auftraggeber gegen 

das Vergaberecht bearbeitet und das sehr auf den Sachverstand der Be-

triebe, bspw. Kenntnisse und Erfahrungen in Rechtsmaterie und 

Anwendung des Baurechts angewiesen ist. 

Im Regelfall ist der Unternehmer, die Unternehmerin persönlich in die 

Wahrnehmung der geschilderten ehrenamtlichen Aufgaben eingebunden, bei 

größeren Betrieben kann auch die zweite Führungsebene vertreten sein. 

Wichtige oben genannte ehrenamtliche Aufgaben sind an die Funktion des 

Meister-Zertifikats und/ oder den Betriebsinhaber gebunden, so bspw. die 

Innungsarbeiten, zu denen der Betriebsinhaber erforderlich ist oder das gesamte 

Prüfungswesen, bspw. die Durchführung von Gesellenprüfungen, bei denen auch 

angestellte Meister mitwirken können. Im Prüfungsausschuss sind Meister und 

Gesellen aus Betrieben vertreten. 

Gerade im Handwerk bedeutet dieses ehrenamtliche Engagement besonders bei 

kleineren Betrieben auch Unterbrechungen im Arbeitsablauf und, da in vielen 

handwerklichen Betrieben, wie etwa im Bauhandwerk die Arbeiten auch vom 

Wetter bestimmt werden, die Ausübung des ehrenamtlichen Engagements an 

einem schönen Tag und die Fortführung der handwerklichen Arbeit, bzw. deren 

Unterbrechung an einem regnerischen Tag. 

ĂDer BWHT wirbt nachdr¿cklich f¿r diese Form des ehren-
amtlichen Engagements von Handwerksbetrieben im 
Rahmen des Kammer- und Prüfungswesens und ist be-
strebt, immer wieder deutlich zu machen, worin der Sinn 
liegt.ñ  
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Der BWHT sieht es als seine natürliche kammerpolitische Aufgabe an, dem 

Handwerk zu vermitteln, dass sich diese Form des ehrenamtlichen Engagements 

auch für die Betriebe rentiert.  

Wichtiger Gesichtspunkt für das Engagement ist, dass die Betriebe in hohem 

Maße auf die Qualifikation ihrer Mitarbeiter angewiesen sind und gut ausgebilde-

te Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gebraucht werden. Folglich haben aus Sicht 

des BWHT die Betriebsinhaberinnen und Betriebsinhaber ein Interesse daran, 

die Ausbildungsinhalte mitzubestimmen und die Qualität des Prüfungswesens 

und darüber indirekt auch die Berufsschulausbildung mit zu beeinflussen. Der 

zunehmende Wettbewerb, Arbeitsverdichtung und Rückgang der Mitarbeiterzah-

len in den Betrieben erschwert aus Sicht des BWHT das ehrenamtliche 

Engagement im Handwerk. Es hängt stärker als zuvor von Zeitressourcen ab und 

ist weniger eine Frage der mentalen Orientierung der Unternehmerinnen und 

Unternehmer. 

Stellenwert des Themas Corporate Citizenship aus Sicht des  

Handwerkstags 

Nach Auffassung das BWHT ist dem Thema Corporate Citizenship eine wichtige 

Bedeutung beizumessen, andererseits ist dem Handwerk auch diese Form des 

Engagements sicher nicht fremd, sondern ihm geradezu immanent.  

Deshalb hält der Dachverband eine spezifische motivierende Ansprache der 

Betriebe nur beschränkt für notwendig. Der typische Handwerksbetrieb, der einen 

relativ kleinen Lokalmarkt besitzt, hat Beziehungen zu seinen Kunden, die in 

hohem Maße persönlich gefärbt sind und die über die Rolle des Unternehmers 

hinausweisen. Nach den Erfahrungen aus vielen Gesprächen vermischen sich 

gerade bei Unternehmerinnen und Unternehmern des Handwerks in eher 

ländlichen Gemeinden die Rollenbilder insoweit, als die Unternehmerin, der 

Unternehmer auch Nachbarin bzw. Nachbar, Schulkameradin oder Schulkame-

rad aus der früheren Zeit ist.  

ĂWenn man sich die Zusammensetzung von Vorständen bei 
Sportvereinen, der freiwilligen Feuerwehr oder des Techni-
schen Hilfswerkes oder Roten Kreuzes betrachtet, nehmen 
Unternehmerinnen und Unternehmer oft selbst eine Vor-
standsposition ein.ñ  

Ein Rückzug auf die Unternehmerrolle ist im Handwerk kaum zu beobachten, da 

Betriebsstätte und Wohnstätte im Regelfall am selben Standort lokalisiert sind 
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und der Handwerksbetrieb sich mit diesem Standort und der Kommune 

identifiziert.  

ĂIn welchen Ort man auch hineinschaut, geradezu typisch 
ist, dass Unternehmerinnen und Unternehmer des Hand-
werks in Vereinen, Gemeinderat und Einrichtungen wie 
Kindergarten oder Schule mitwirken und sich hier persönlich 
und/ oder mit Geld- oder Sachspenden engagieren.ñ  

Der BWHT sieht das Engagement von Handwerksbetrieben am Standort als 

typisch an. Es äußert sich in Spenden, im Bereitstellen von Material, von 

Arbeitsmaschinen oder Fahrzeugen oder auch durch konstruktiven Rat und die 

praktische Tat bei der Umsetzung gemeinnütziger Vorhaben. 

ĂHandwerker sind Leute, die praktische Dinge realisieren 
wollen und kºnnen.ñ 

Die Handwerker repräsentieren aus Sicht des Dachverbandes Persönlichkeiten, 

die eine Ausstrahlung haben, die zum Ausdruck bringt: ĂWir sind Leute, die 

praktische Dinge realisieren wollen und kºnnenñ. 

Aus dieser Verwurzelung mit der Kommune, in welcher der Handwerksbetrieb 

angesiedelt ist, ergeben sich aus Sicht des Dachverbandes folglich vielfache 

Ansätze für das unternehmerische Engagement. Insofern ist dieses Engagement 

auch für den BWHT selbstverständlich und bisher nicht vorrangig thematisiert. 

Über diese Form des Engagements hinaus sieht der BHWT auch Möglichkeiten, 

gesellschaftliche Themen aufzugreifen und bspw. Initiativen zum Abbau der 

Jugendarbeitslosigkeit zu unterstützen. Beispielhaft ist das Projekt der 

Handwerkskammer Freiburg: Auf Initiative des Kammerpräsidenten fördert eine 

gemeinnützige Gesellschaft Jugendliche, bei denen anzunehmen ist, dass sie 

auf dem Ausbildungs- oder Beschäftigungsmarkt chancenlos sein werden, zum 

Teil schon in der Hauptschule. 

ĂDer BWHT hat keine Dokumentation von Praxisbeispielen 
des handwerksbetrieblichen bürgerschaftlichen Engage-
ments. Das hängt in der Tat damit zusammen, dass dieses 
Engagement für traditionell selbstverständlich gehalten wird 
und bisher wenig exponiert wurde.ñ 

Der Dachverband zeigt sich jedoch sehr daran interessiert, dass Best-practice-

Beispiele dokumentiert werden und dadurch das unternehmerische Engagement 

objektivierbar und quantifizierbar gemacht wird. Andererseits wird betont, dass 

verhindert werden sollte, mit best-practice nur die Spitzen der engagierten 

Unternehmen zu dokumentieren. Viel wichtiger ist dem Dachverband, das 

Bewusstsein zu erhalten, dass unternehmerischem Engagement in seiner 
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ganzen Breite Beachtung geschenkt werden muss, die durch die Präsentation 

der Spitzen nicht verloren gehen darf.  

ĂSoziale Bindungen zwischen Unternehmerinnen und Un-
ternehmer und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
Handwerksbetrieben fördern die Mitarbeiterorientierung und 
verhindern Entlassungen.ñ 

Ein weiterer wichtiger Aspekt von Corporate Citizenship zeigt sich nach 

Auffassung des BWHT im Umgang der Handwerksbetriebe mit ihren Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeitern, wo diese nicht ausschließlich betriebswirtschaftliche 

Kriterien ansetzen, sondern sich zwischen Mitarbeiterinnen, Mitarbeitern und 

Betriebsinhaberin bzw. Betriebsinhaber soziale Beziehungen und Netzwerke 

entwickelt haben, die wiederum nicht losgelöst sind vom Beziehungsgeflecht im 

Betrieb. Diese sozialen Bindungen tragen entscheidend dazu bei, dass das 

Handwerk weniger schnell mit Entlassungen bei der Hand ist und das 

Engagement für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auch als Teil des Corporate 

Citizenship betrachtet wird. 

ĂEs ist nicht einzusehen, dass auf dem Sportplatz Banden-
werbung von EnBW und allen Großbetrieben zu sehen ist, 
und der Handwerksbetrieb, der eigentlich wesentlich mehr 
eingebracht hat, nicht auftaucht.ñ 

Der BWHT will seine Handwerksbetriebe dahingehend beraten, dass das Thema 

Corporate Citizenship in den Betrieben im Zusammenhang mit Überlegungen zur 

strategischen Positionierung des Betriebes und zum Marketing angesprochen 

wird. Diesbezüglich wird Öffentlichkeitsarbeit empfohlen, um der Situation zu 

begegnen, dass meist die großen Unternehmen sich als engagiert profilieren und 

Handwerksbetriebe, die mitunter wesentlich mehr eingebracht haben, nicht 

erwähnt werden. 

Generell setzt Corporate Citizenship aus Sicht der Dachorganisation des 

Handwerks wirtschaftliche Stabilität voraus, die beim Alleinhandwerker oder 

Kleinbetrieb nicht immer vorausgesetzt werden kann. Gerade diese Schicht der 

Betriebe ist für den BWHT integrativer Bestandteil der betrieblichen und 

gemeinschaftlichen Kultur, deren Erhalt sich die Kammern und der Handwerkstag 

annehmen müssen. 
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Anerkennungskultur hat Format 

Der BWHT konstatiert eine ausgeprägte Anerkennungskultur für das ehrenamtli-

che Engagement der Unternehmerinnen und Unternehmer, die jedoch von der 

Dachorganisation selbst nur zum kleinen Teil abgedeckt wird und viel stärker von 

den jeweiligen Organisationen vor Ort ausgeht. Dabei handelt es sich um 

Handwerkskammern, Innungen und Kreishandwerkerschaft, die nah an den 

Betrieben agieren und ein sehr stark ausgebautes Ehrungswesen mit Ehrenzei-

chen und Urkunden aufweisen. Auch die Auszeichnungen von 

Handwerksbetrieben durch die Landesregierung und das Bundespräsidialamt 

werden seitens des BWHT hervorgehoben. Auch Auszeichnungen von 

Mitarbeitern in Betrieben, die sich besonders engagiert haben, werden 

vorgenommen.  

ĂDer BWHT motiviert die Betriebe, ¿ber Auszeichnungen 
auch im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit zu informieren 
und Ehrungen verstärkt herauszustellen, etwa in den Nach-
richten der Lokalpresse.ñ  

Der BWHT rät jedoch davon ab, die öffentliche Anerkennung des unternehmeri-

schen Engagements zu stark auszubauen. Es könnte daraus ein Bumerangeffekt 

resultieren, dahingehend, dass sich nicht geehrte Betriebe, die sich bisher völlig 

selbstverständlich engagiert haben, plötzlich abgewertet sehen und die Gefahr 

besteht, dass sie ihr Engagement einstellen, wenn verstärkt spektakuläre 

Aktionen von größeren Betrieben öffentlichkeitswirksam exponiert werden und 

kleinere Unternehmen das Gefühl der Nichtbeachtung bekommen. 

ĂDie B¿rokratie im staatlichen Abrechnungssystem verhin-
dert eine angemessene Entschädigung ehrenamtlich 
erbrachter Leistungen.ñ 

Der BWHT hält rechtliche Verbesserungen z.B. beim ehrenamtlichen Einsatz von 

betrieblichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und ehrenamtlichen Richtern für 

empfehlenswert. Die hier den Betrieben entstehenden Kosten können auch 

durch verbesserte Entschädigungssätze nicht im Entferntesten aufgefangen 

werden. Andererseits erscheinen die geltenden Lösungen unbefriedigend und die 

Bürokratie im staatlichen Abrechnungssystem kleinlich. 

Ausblick: Die Zukunft der Arbeitsgesellschaft ist Hauptthema  

Aus normativem Blickwinkel misst der BWHT der Bürgergesellschaft eine 

wichtige Rolle in der gesellschaftlichen Entwicklung bei, da die Modelle, die es 
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zur Bürgergesellschaft gibt zum großen Teil vernünftig sind. Sie entsprechen aus 

Sicht des BWHT zudem in hohem Maße der Struktur handwerklichen Wirtschaf-

tens mit ihrer Dezentralität, mit ihrer Regionalität und der Orientierung und dem 

Angewiesensein auf kleinräumige Bereiche. 

Wie der BWIHK sieht auch der BWHT keinen Anlass das unternehmerische 

Engagement zu steuern, sehr wohl jedoch dazu beizutragen die Rahmenbedin-

gungen dafür zu optimieren. 

ĂZentrales Thema ist die Zukunft der Arbeitsgesellschaft: Da 
sind wir aber auch mehr oder minder im Augenblick im 
Suchprozess drin im Handwerk. Also wir haben das Gefühl, 
dass uns das tangiert und dass wir da irgendwo Antworten 
geben m¿ssten. Aber wir haben noch keine gefunden.ñ 

Ein zentrales Thema des BWHT ist die Zukunft der Arbeitsgesellschaft und des 

Arbeitsmarktes und die Entwicklungen und Verknüpfungen von Erwerbsarbeit 

einerseits, gesellschaftlicher Arbeit andererseits:  

ĂWir irren da auch noch ein bisschen im Gefolge der ganzen 
Politiker und Wissenschaftler herum und suchen nach ei-
nem Weg, den wir gehen kºnnen.ñ 

Der BWHT formuliert hier Themenschwerpunkte, die für das bürgerschaftliche 

Engagement attraktive Anknüpfungspunkte darstellen können. So werden die 

Themen Altersbeschäftigung und Jugendbegleiter thematisiert und die Frage, wie 

Betriebsinhaber oder ältere Meister dazu motiviert werden können, in Hauptschu-

len zu gehen und sich im Projekt Ganztagesbetreuung zu engagieren, gestellt. 

Dabei muss betont werden, dass der BWHT anspruchsvolle pädagogische 

Konzepte für eine Nachmittagsbetreuung der Kinder und Jugendlichen wünscht, 

in denen sich Lehr- und Lernprozesse realisieren können.  

Solche Überlegungen verdeutlichen, dass der BWHT eine Offenheit zeigt, das 

unternehmerische bürgerschaftliche Engagement im Handwerk noch stärker und 

gezielter mit wichtigen gesellschaftspolitischen Problemstellungen zu verknüpfen. 

Kontakt 

Dr. Hartmut Richter 
Hauptgeschäftsführer 
Baden-Württembergischer Handwerkstag 
Heilbronner Straße 43 
70191 Stuttgart 
Tel.: 0711-263709-0 
email: HRichter@Handwerk-bw.de 
www.handwerk-bw.de  
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2.5.3 Die Selbstverwaltung der Wirtschaft als Fokus der  
Dachorganisationen  

Die Gespräche mit den Vertretern der Dachorganisationen der Wirtschaft 

verdeutlichen das enorme Gewicht, das die Dachverbände der wirtschaftlichen 

Selbstverwaltung der Mitgliedskammern und hierin der Rolle des ehrenamtlichen 

Engagements der Unternehmerinnen und Unternehmer und deren Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeitern in den entsprechenden Gremien beimessen. Dies betrifft 

sowohl die jeweiligen Gremien der Industrie- und Handelskammern und 

Handwerkskammern des Landes, die als Körperschaften des öffentlichen Rechts 

ihre eigenen Selbstverwaltungsorgane besitzen, als auch die Gremien auf 

Dachverbandsebene. 

Mit der Förderung des ehrenamtlichen Engagements in diesen Gremien sind die 

Dachorganisationen nachhaltig bemüht, die ehrenamtliche Mitarbeit der 

Unternehmen in den Organisationen der Kammern sicherzustellen und damit 

deren Selbstverwaltung zu garantieren. Durch die Wahl der Gremien (Vorstand, 

Vollversammlung, Kammerausschüsse) und durch ihre jeweilige Mitarbeit 

nehmen die Unternehmen unmittelbaren Einfluss auf die Arbeit der Kammern.  

Soweit die Unternehmen gesellschaftliche Verantwortung wahrnehmen, wird dies 

seitens der Dachorganisationen einerseits als traditionell und selbstverständlich 

angesehen, andererseits als ein zusätzliches Potenzial, das dann zum Einsatz 

kommen soll und kann, wenn die Pflichten der ehrenamtlichen Selbstverwaltung 

erfüllt sind. Darüber hinaus liegt eine proaktive Förderung des unternehmeri-

schen bürgerschaftlichen Engagements durch die Dachorganisationen derzeit 

nicht erkennbar in deren Aufgabenfeld. Obgleich die repräsentative Untersu-

chung zum unternehmerischen bürgerschaftlichen Engagement in Baden-

Württemberg zeigt, dass von den Unternehmen, die eine professionelle Beratung 

bei ihrem gesellschaftlichen Engagement als hilfreich ansehen würden, mehr als 

jedes zweite sich eine solche Beratung durch die Handwerkskammern oder 

Industrie- und Handelskammern vorstellen könnten. Aus Sicht der Unternehmen 

sind die Kammern folglich zentraler Adressat für Fragen des gemeinnützigen 

Engagements. Hier wäre sicher lohnend, die Kammern auf ihren möglichen 

Einfluss auf das zivilgesellschaftliche Engagement ihrer Mitgliedsunternehmen 

aufmerksam zu machen und für entsprechende Aktivitäten zu gewinnen. Eine 

Brücke dazu stellt das bekundete Interesse der Dachorganisationen an den 

Ergebnissen der repräsentativen Befragung zum bürgerschaftlichen Engagement 

von Unternehmen in Baden-Württemberg dar. Zu empfehlen ist, sie darüber 

hinaus zu gegebener Zeit auch über die Ergebnisse des Modellprojekts 
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ĂUnternehmen BEñ des Landesnetzwerks B¿rgerschaftliches Engagement zu 

informieren, dessen Ziel es ist, im Gemeinwesen Kooperationspartnerschaften 

mit Unternehmen zu fördern und übertragbare Beispiele des unternehmerischen 

bürgerschaftlichen Engagements zu gewinnen. 
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3. Strukturen und Prozesse im Landesnetzwerk 

 

3.1 Weiterentwicklungen im Landesnetzwerk 
Bürgerschaftliches Engagement 

Aktuelle Grundlage: Neue Kooperationsvereinbarung vom April 2005 

Am 06.04.2005 haben die damals amtierende Ministerin für Arbeit und Soziales 

Tanja Gönner und die Präsidenten der kommunalen Spitzenverbände Otwin 

Brucker (Gemeindetag), Dr. Jürgen Schütz (Landkreistag) und Ivo Gönner 

(Stªdtetag) die ĂVereinbarung zum Ausbau des Landesnetzwerkes B¿rgerschaft-

liches Engagementñ mit einer Laufzeit bis zum 30.04.2010 unterzeichnet und 

damit für die kommenden fünf Jahre die Grundlage für die weitere Kooperation 

von Land und Kommunen bei der Förderung des bürgerschaftlichen Engage-

ments in Baden-Württemberg geschaffen. Dabei wurde eine positive Bilanz der 

im Jahre 1995 zwischen dem Ministerium für Arbeit und Soziales und den 

kommunalen Landesverbªnden geschlossenen ĂArbeitsgemeinschaft Fºrderung 

bürgerschaftliches Engagementñ (AG/ BE) gezogen, bei der die Verantwortung 

für das Landesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement liegt. 

In der Präambel der Kooperationsvereinbarung heißt es: 

ĂDie B¿rgergesellschaft beschreibt ein Gemeinwesen, in dem B¿rgerinnen und 

Bürger, Politik und Verwaltung, Wirtschaft, Kirchen, Verbände und andere 

Institutionen auf neue, gemeinsam ausgehandelte Verantwortlichkeiten bei der 

Erledigung gemeinwohlbezogener Aufgaben setzen. Die selbstbewusste 

Bürgergesellschaft ist deshalb geprägt vom bürgerschaftlichen Engagement der 

handelnden Akteure und deren verantwortlicher und solidarischer Mitgestaltung 

des Gemeinwesens. Die aktive Bürgergesellschaft stärkt die lebendige 

Demokratie und das soziale Kapital unserer Gesellschaft. Diese freiwillige 

praktizierte Solidaritªt ist das Netz, das unsere Gesellschaft zusammenhªltñ. 

Gemäß der Kooperationsvereinbarung ist Aufgabe des Landsnetzwerks BE, 

Ădrªngende gesellschaftliche Herausforderungen aus den Politikbereichen des 

Sozialen, der Bildung, der ¥kologie, der Kulturñ und die ĂAuswirkungen der 

demografischen Entwicklungñ aufzugreifen und auch den ĂWandel der 

Arbeitsgesellschaft und knapper werdende Finanzspielrªumeñ im Kontext der 

Bürgergesellschaft zu bearbeiten. Eine Ăunterst¿tzende Netzwerkarbeitñ stellt hier 

Ăden notwendigen Wissens-, Informations- und Erfahrungsaustausch herñ und 
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entwickelt Ăin Kooperation neue und innovative Konzepte und setzt konkrete 

Impulse im Land.ñ Ziel ist, Ăeine Kultur der selbstverstªndlichen Verankerung von 

bürgerschaftlichem Engagement als Leitbild und Arbeitsform zu schaffen.ñ 

Die neue Kooperationsvereinbarung setzt damit auch Schwerpunkte für die 

inhaltliche Weiterentwicklung des Landesnetzwerks BE, dessen Aufgabe es ist, 

das bürgerschaftliche Engagement in Baden-W¿rttemberg Ădurch systematische 

und kontinuierliche Arbeit an den Rahmenbedingungen und Strukturenñ zu 

begleiten und zu unterstützen, die bürgerschaftliche Beteiligung in ihrer Vielfalt 

zu fördern und dadurch die kommunale Gemeinschaft und Demokratie im Sinne 

gemeinsam wahrgenommener Verantwortung zu stärken.  

Die Vernetzung wird dabei als wesentliches Ziel der Förderung des bürgerschaft-

lichen Engagements aufgefasst, da sie der nachhaltigen Sicherung und 

Entwicklung Ăeigenstªndiger zivilgesellschaftlicher Prozesse und Strukturenñ 

dient. Wichtige Ziele der Vereinbarung sind folglich Ăder Aufbau neuer und die 

Weiterentwicklung bestehender Vernetzungsstrukturen.ñ 

Genese des Landesnetzwerks 

Im Jahre 1995 haben Landkreistag, Städtetag und Gemeindetag in Baden-

Württemberg gemeinsam mit dem damaligen Sozialministerium (heute: 

Ministerium für Arbeit und Soziales) eine Arbeitsgemeinschaft zur Förderung des 

bürgerschaftlichen Engagements (AG/ BE) gebildet.  

Zentrales Ziel dieses Bündnisses ist der Aufbau eines Landesnetzwerkes 

Bürgerschaftliches Engagement in Baden-Württemberg und damit die Schaffung 

einer umfassenden Basisstruktur für die Förderung des bürgerschaftlichen 

Engagements. 

Das Landesnetzwerk, das sich als ĂNetz von Netzwerkenñ aus den drei 

Teilnetzwerken des Landkreisnetzwerks, StädteNetzWerks und Gemeindenetz-

werks bildet, stellt seit 1999 eine Basisstruktur für die Förderung des 

bürgerschaftlichen Engagements in Baden-Württemberg dar. Es gründet auf der 

Übereinkunft der kommunalen Landesverbände und des Ministeriums für Arbeit 

und Soziales, sich gemeinsam um die Förderung des bürgerschaftlichen 

Engagements im Land zu bemühen.  
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Aufgaben des Landesnetzwerks sind: 

¶ das bürgerschaftliche Engagement in Baden-Württemberg durch systemati-

sche und kontinuierliche Arbeit an den Rahmenbedingungen und Strukturen 

zu begleiten und zu unterstützen 

¶ die bürgerschaftliche Beteiligung in ihrer Vielfalt zu fördern und zur Aner-

kennung und Qualifizierung des Engagements beizutragen und  

¶ dadurch die kommunale Gemeinschaft und Demokratie im Sinne gemein-

sam wahrgenommener Verantwortung zu stärken.  

 

Das Landesnetzwerk will Städte, Gemeinden, Landkreise, Verbände und die 

Wirtschaft dabei unterstützen, geeignete Rahmenbedingungen für engagierte 

Bürgerinnen und Bürger zu schaffen und zu fördern. Die Konstruktion der 

Netzwerke ermöglicht nicht nur eine horizontale ï zwischen Städten, Gemeinden 

und Landkreisen sich ausbildende ï Vernetzung, sondern auch eine vertikale 

Vernetzung und Abstimmung von Aktivitäten der Engagementförderung in 

Kommunen und Landkreisen mit der Landespolitik. Auf der Ebene der 

Landespolitik werden unter dem Gesichtspunkt von bürgerschaftlichem 

Engagement als Querschnittsaufgabe auch übergreifende Aktivitäten und 

Maßnahmen aller Fachbereiche, Ressorts und damit ein bereichsübergreifendes 

Arbeiten zunehmend bedeutsam. Diese systematische und konsequente 

Verflechtung von Strukturen, Prozessen und Institutionen bei der Förderung des 

bürgerschaftlichen Engagements im Lande hat im Ländervergleich Vorbildcha-

rakter. Sie ist institutionell in der AG/ BE verankert, die durch ihre Konstruktion 

sowohl eine starke kommunale Orientierung als auch eine Verflechtung dieser 

Politikebene mit der landespolitischen Ebene ermöglicht, welche durch die 

ĂStabsstelle B¿rgerengagement und Freiwilligendiensteñ im Ministerium f¿r Arbeit 

und Soziales repräsentiert ist. 

In der Architektur des Landesnetzwerks spielen das Gemeindenetzwerk, 

StädteNetzWerk und das Landkreisnetzwerk eine zentrale Rolle (siehe Abb. 2 

auf S. 196). Alle drei Netzwerke haben das Ziel der lokalen Engagementförde-

rung und beruhen jeweils auf Mitgliedschaften von Gemeinden, Städten und 

Landkreisen im Bezugs-Netzwerk.  

Die Mitglieder der Netzwerke sind in die Förderungsaktivitäten und den Kreislauf 

der Informationen und Aktivitäten im Landesnetzwerk aufgenommen und bringen 

sich selbst in die Netzwerke ein. Bei allen drei kommunalen Netzwerken handelt 
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es sich um offene Netzwerke, die weiteren interessierten Gemeinden, Städten 

und Landkreisen im Wege der Mitgliedschaft zur Verfügung stehen.  

Die Netzwerke stellen sowohl jeweils Ăf¿r sichñ eigenstªndige als auch in hohem 

MaÇe Ăinteraktiveñ Plattformen für die Diskussion von Themenschwerpunkten 

und deren qualifizierte Bearbeitung dar, als auch Netze, die an das in den 

Gemeinden, Städten und Landkreisen sich entfaltende bürgerschaftliche 

Engagement förderlich anknüpfen. Eine wichtige Aufgabe des Landesnetzwerkes 

insgesamt und seiner Teile besteht im Austausch und Transfer von Erfahrungen 

und Know-how zur Förderung des bürgerschaftlichen Engagements. Die 

Strukturen, Aktionen und Maßnahmen des Landesnetzwerks BE sind themen- 

und zielgruppenübergreifend angelegt. 

Jedes Netzwerk besitzt eine Fachberatung, deren wesentliche Aufgabe in der 

Konzeptentwicklung zur Förderung des bürgerschaftlichen Engagements sowie 

der Pflege und Entwicklung der kommunalen Netzwerke besteht. Damit verbindet 

sich vor allem die Förderung des Erfahrungsaustausches und Wissenstransfers 

unter den Netzwerkmitgliedern zur Unterstützung des bürgerschaftlichen 

Engagements. Dies geschieht sowohl in vielfachen bilateralen Einzelberatungen 

als auch durch die Vorbereitung, Durchführung und Dokumentation von 

Jahrestreffen und weiterer meist an Themenschwerpunkten orientierten 

Veranstaltungen wie Workshops und Fachgesprächen. Darüber hinaus nehmen 

die Fachberaterinnen und Fachberater der Netzwerke regelmäßig an Gremiensit-

zungen des Steuerungsverbundes, Netzwerkausschusses und des Forums 

Landesnetzwerk teil.  

Evaluation des Landesnetzwerks 

Im Jahre 2004 erfolgte eine von der Stabsstelle Bürgerengagement und 

Freiwilligendienste veranlasste unabhängige Evaluation des Landesnetzwerks 

durch die Universität Tübingen. 

Der Stabsstelle ging es darum, insbesondere mit Blick auf die Weiterentwicklung 

der AG/ BE und des Landesnetzwerks BE über den 2005 endenden Vertragszeit-

raum hinaus, einen neutralen ĂBlick von auÇenñ auf die Arbeit des 

Landesnetzwerks werfen zu lassen.  

Die Evaluation des Landesnetzwerks BE beinhaltete im Einzelnen:  

¶ eine Beschreibung des Landesnetzwerk, und 

¶ eine Analyse  

¶ der im Landesnetzwerk eingesetzten Instrumente und ihrer Wirkungen, 
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¶ der Rollen der beteiligten Akteure und ihre Ressourcenausstattung sowie 

eine 

¶ Netzwerkanalyse, um Kommunikationswege im Landesnetzwerk zu 

rekonstruieren.  

Dazu wurden im Rahmen eines Methoden-Mix Experteninterviews, schriftliche 

Befragungen der Netzwerkmitglieder und Dokumentenanalysen (u. a. 

wissenschaftliche Jahresberichte, Tätigkeitsberichte der Fachberatungen) 

durchgeführt. Darüber hinaus kam eine spezifische Netzwerkanalyse zum 

Einsatz, welche die Kommunikationshäufigkeiten im Gesamtnetzwerk 

untersuchte. Das im Herbst 2004 vorgelegte Gutachten formuliert wichtige 

Erkenntnisse der Untersuchung.  

Die Experteninterviews7 zeigen, dass die befragten Akteure der Mitgliedschaft im 

Landesnetzwerk eine hohe Bedeutung beimessen. Sie ermöglicht den direkten 

Zugang zur Landespolitik sowie den Einbezug in kooperative Lernprozesse und 

die Generierung von Kontext- und Fachwissen. Wichtig ist zudem der Aspekt, 

dass von der Mitgliedschaft im Landesnetzwerk Legitimationswirkungen für die 

Förderung der BE-Arbeit vor Ort auch gegenüber Dritten ausgehen. Die gewählte 

Förderphilosophie der "weichen Steuerung durch Vernetzung" wird als 

konstruktiv und für die strukturelle und inhaltliche Weiterentwicklung der 

Netzwerkarbeit hilfreich betrachtet. 

Die schriftliche Befragung8 zeigt, dass sowohl die strategische Ausrichtung des 

Landesnetzwerks als auch die operative Umsetzung auf große Zustimmung 

stoßen. Die finanzielle Förderung wird als hilfreich aber noch zu gering 

eingestuft. Den kommunalen Teilnetzwerken wird ein hoher Grad an Selbstorga-

nisation bescheinigt. Auch die Qualifizierungsangebote im Landesnetzwerk 

wurden seitens der Mitgliedskommunen gut bewertet; allerdings ist hier eine 

niedrige Teilnahmequote an Qualifizierungsmaßnahmen zu konstatieren, die im 

Landesnetzwerk und seinen Gremien kommuniziert werden sollte. Handlungsbe-

darf wird bei einzelnen Punkten der operativen Umsetzung des 

Netzwerkkonzepts gesehen und zwar im Hinblick auf eine dauerhafte Prozessop-

                                                 
7
 Befragt wurden insgesamt 10 Expert/-innen, darunter der Leiter der Stabsstelle Bürgerengage-

ment und Freiwilligendienste, Vertreter/-innen der kommunalen Landesverbände, Expert/-innen 
von ARBES, FaLBE und Mentorenverbund, die Fachberater/-innen der kommunalen Netzwerke 
sowie (weitere) Mitglieder der Interministeriellen Arbeitsgruppe Ehrenamt und bürgerschaftliches 
Engagement (IMA), denen wir für ihre Unterstützung Dank sagen. 

8
 Befragt wurden 121 Mitglieder der kommunalen Netzwerke; die Rücklaufquote lag bei 66 %. 
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timierung und der Beibehaltung der innovativen Dynamik und Anschlussfähigkeit 

an gesellschaftliche Veränderungen.  

Aus der Netzwerkanalyse werden die hohe Dichte des Landesnetzwerks und 

seine sehr gut ausgebildeten Netzwerkstrukturen ersichtlich. Alle Akteure sind in 

die Arbeit des Landesnetzwerks eingebunden. Sowohl die intra- als auch die 

kommunale Zusammenarbeit wird durch die Expertise als gut bezeichnet. Das 

Aktivitätsniveau der kommunalen Netzwerke nimmt offensichtlich mit der Dauer 

ihrer Existenz zu. Weiterhin lassen sich bei der Betrachtung von Vermittlerstruk-

turen zentrale Anlaufstellen mit hohem Multiplikatorenstatus identifizieren. Dieser 

Status resultiert auch aus der vergleichsweise höheren finanziellen und 

personellen Ausstattung dieser Anlaufstellen durch die sie unterstützenden 

Kommunen. 

Als besondere, den baden-württembergischen Weg kennzeichnende Merkmale 

hebt die Evaluationsstudie folgende Erkenntnisse hervor: 

 

¶ Die Kooperationsvereinbarung zwischen dem Ministerium für Arbeit und 

Soziales und den kommunalen Landesverbänden zur gemeinsamen Förde-

rung des bürgerschaftlichen Engagements und ihre Gründung der 

Arbeitsgemeinschaft zur Förderung bürgerschaftlichen Engagements in 

Baden-Württemberg (AG/ BE) im Jahr 1995. Dadurch entstanden positive 

Voraussetzungen, das Spannungsverhältnis zwischen staatlicher Steuerung 

und kommunaler Selbstverwaltung produktiv zu gestalten und die Förde-

rung bürgerschaftlichen Engagements als gemeinsame Aufgabe zu 

begreifen und voranzutreiben. 

¶ Mit der Stabsstelle Bürgerengagement und Freiwilligendienste im Ministe-

rium für Arbeit und Soziales wurde eine zentrale Handlungs- und 

Koordinationsinstanz der BE-Förderung geschaffen, der eine hohe Bedeu-

tung für die Funktionsfähigkeit des Landesnetzwerks beizumessen ist. 

¶ Mit der Institutionalisierung der Fachberatung in den kommunalen Netzwer-

ken konnte eine wichtige Adresse für die Kommunen und eine Schnittstelle 

zwischen Bürgerinnen und Bürgern, Kommunen und kommunalen Netzwer-

ken des Landesnetzwerks geschaffen werden, welche den Transfer 

wichtiger Informationen und Impulse ermöglicht sowie eine Institution für 

Anfragen darstellt und die Nachhaltigkeit der Prozesse fördert. 

¶ Schließlich ermöglicht die organisatorische Ausgestaltung des Landesnetz-

werks als ein ĂNetz von Netzenñ b¿rgerschaftliches Handeln und intensive 
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Interaktions- und Kooperationsbeziehungen, die zu einer hohen Kommuni-

kationsdichte in und zwischen den einzelnen Netzwerken und dem 

Landesnetzwerk insgesamt führen. Diese Netzwerkkontakte ermöglichen 

auf der inhaltlichen Ebene einen verlässlichen Erfahrungs- und Wissens-

austausch zu Themen, Programmen und Prozessen, sowie zu 

Qualifizierungsangeboten im Landesnetzwerk. 

¶ Im Resultat führt die Bildung der Netzwerke, ihre quantitative Ausdehnung 

und Intensitªt der Austauschbeziehungen dazu, dass sich Ădas Landes-

netzwerk als feststehende Institution in der baden-württembergischen 

Engagementförderung herausgebildet und sich eine kritische Masse an BE-

Infrastruktur entwickelt hatñ, durch welche die Chancen b¿rgerschaftlicher 

Aktivitäten steigen (vgl. Schmid/ Steffen/ Maier/ Rani 2005). 

Im Bundesländervergleich attestiert die Evaluationsstudie der Förderpolitik 

Baden-Württembergs eine Sonderstellung. Gemessen an der seitens der 

Enquête-Kommission ĂZukunft des b¿rgerschaftlichen Engagementsñ entwickel-

ten Typologie der BE-Förderpolitik der Länder wird Baden-Württemberg unter 

dem fortgeschrittenen Ăintegriert-prozeduralen Typñ 9 eingeordnet, der sich durch 

eine systematische Integration einzelner Fördermaßnahmen und -instrumente in 

eine umfassendere Gesamtförderstrategie und eine hohe Wertschätzung des 

Themas BE auszeichnet. Hinzu kommt eine gute Verankerung der Förderstrate-

gie in den öffentlichen Institutionen und ein dichtes Interaktionsnetzwerk 

zwischen öffentlicher Hand und involvierten gesellschaftlichen Akteuren (Otto/ 

Schmid/ Steffen u. a. 2003, sowie Enquête-Kommission 2002). 

Perspektivisch hebt die Evaluationsstudie hervor, dass das Landesnetzwerk um 

eine stärkere Einbindung der Politik in die Engagementförderung bemüht sein 

sollte. Was den Einbezug weiterer Themen und Akteure betrifft, wird dem 

Netzwerk empfohlen, das Thema Corporate Citizenship aufzugreifen und die 

Möglichkeiten seiner Umsetzung aktiv zu prüfen. Schließlich empfiehlt die Studie 

mit Bezug auf die Fachberatung der kommunalen Netzwerke eine Präzisierung 

der Aufgaben und Funktionsbestimmung.  

Die im Herbst 2004 vorgelegte Evaluation des Landesnetzwerks schuf die 

Grundlage für die Fortschreibung der gemeinsamen Vereinbarung des Landes 

                                                 
9
 Dieser Ăintegriert-prozedurale Typñ grenzt sich ab von einem Ăfragmentierten Typñ mit relativ 

unkoordinierten Programmen und Maßnahmen der Ministerien zur Engagementförderung, der 
faktisch den Ăpolitisch-administrativen Normalzustandñ in vielen Bundeslªndern darstellt und dem 
Ăsymbolisch-diskursiven Typñ der Fºrderung, Ăbei der eine durchaus intensive Diskussion und 
politische Thematisierung der Engagementförderpolitik mit vergleichsweise geringen Aktivitäten 
der Umsetzung und Ressourcenausstattung verbunden sindñ (Enqu°te Kommission 2002: 174).  
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mit den kommunalen Landesverbänden zur Förderung des bürgerschaftlichen 

Engagements. 

3.2 Architektur des Landesnetzwerks 

Die Gesamtkomposition des Landesnetzwerks BE (siehe Abb. 2 auf S. 196) 

umfasst neben den drei kommunalen Netzwerken, sprich Gemeindenetzwerk, 

Landkreisnetzwerk und StädteNetzWerk und ihrer jeweiligen Fachberatung im 

Kern die weiteren Organe: 

¶ den Netzwerkausschuss, der sich aus dem Ministerium für Arbeit und 

Soziales und den kommunalen Landesverbänden zusammensetzt. 

¶ die Stabsstelle Bürgerengagement und Freiwilligendienste, angesiedelt im 

Ministerium für Arbeit und Soziales 

¶ den Steuerungsverbund 

¶ das Forum Landesnetzwerk BE 

¶ die Arbeitsgemeinschaft bürgerschaftliches Engagement der Senioren 

(ARBES) und 

¶ die Fachkräfte des Landes für Bürgerschaftliches Engagement (FaLBE) 

¶ und weitere Qualifizierungsträger wie das Mentorat für Bürgerengagement 

Die Aufgaben der genannten Gremien und Organe, welche die Gesamtarchitek-

tur des Landenetzwerks darstellen, werden im Folgenden kurz umrissen. 

Der Netzwerkausschuss 

Im Netzwerkausschuss arbeiten die vier Partner der Arbeitsgemeinschaft 

Bürgerschaftliches Engagement (AG/ BE), d.h. das Ministerium für Arbeit und 

Soziales und die kommunalen Landesverbände, zusammen.  

Als wesentliche Steuerungsinstanz des Landesnetzwerks obliegt dem 

Netzwerkausschuss die Beratung und Entscheidung über Fortführung und 

Gestalt der oben genannten Kooperationsverträge. Darüber hinaus berät und 

entscheidet er über die Verwendung der Finanzmittel. Der Netzwerkauschuss 

stellt die wesentliche Steuerungsinstanz für die grundlegende inhaltliche und 

strategische Ausrichtung des Landesnetzwerks dar. Die Geschäftsführung des 

Netzwerkausschusses bzw. der AG/ BE ist bei der Stabsstelle 

Bürgerengagement und Freiwilligendienste angesiedelt. 
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Die Stabsstelle Bürgerengagement und Freiwilligendienste 

Die im Ministerium für Arbeit und Soziales angesiedelte Stabsstelle Bürgeren-

gagement und Freiwilligendienste ist abteilungsübergreifend tätig und 

koordiniert im Ministerium die unterschiedlichen Engagementfelder der 

verschiedenen Fachabteilungen sowie die landesweite Zusammenarbeit. 

Darüber hinaus nimmt sie Aufgaben der Kooperation auf nationaler und 

europäischer Ebene wahr.10 Die ehemalige ĂStabsstelle b¿rgerschaftliches 

Engagementñ wurde am 01.08.05 aufgrund ihres um das Freiwillige Soziale Jahr 

und sonstige Formen von Freiwilligendiensten erweiterten Verantwortungsbe-

reichs in ĂStabsstelle für Bürgerengagement und Freiwilligendiensteñ umbenannt. 

Sie ist gleichzeitig Geschäftsstelle des Landesnetzwerks Bürgerschaftliches 

Engagement und der Gremien. Zentrale Aufgabe ist die Beratung der im 

Landesnetzwerk mitwirkenden Kommunen, Bürgerinnen und Bürger sowie 

Verbände und Organisationen auf dem Weg zu mehr Bürgerengagement und 

Bürgerbeteiligung. Darüber hinaus ist sie nun auch für den Bereich Freiwilligen-

dienste, bspw. das Freiwillige Soziale Jahr (FSJ) und weitere Freiwilligenprojekte 

sowie die Förderung der Selbsthilfekontaktstellen zuständig.  

Die Stabsstelle erarbeitet wichtige Stellungnahmen und Zielperspektiven zu 

gesellschaftspolitischen Fragestellungen und der Rolle des bürgerschaftlichen 

Engagements und leistet wesentliche Grundlagenarbeit bei der konzeptionellen 

Weiterentwicklung und Förderung des Landesnetzwerkes Bürgerschaftliches 

Engagement. In ihren zentralen Überlegungen, auf welche Weise die BE-

Strukturen im Land über Themen, Projekte, Ideen und Instrumente weiterentwi-

ckelt werden können, stimmt sie sich mit den Partnern im Steuerungsverbund ab.  

Die Stabsstelle nahm 2004/ 2005/06 entscheidenden Einfluss auf wichtige 

Eckpunkte der Gesamtplanung der Arbeiten im Landesnetzwerk sowohl in 

Hinsicht auf die thematischen Schwerpunkte als auch auf die Strukturen zur 

Weiterentwicklung der Förderung des bürgerschaftlichen Engagements im Land. 

Sie stimmt sich dabei mit den Partnern im Steuerungsverbund (StV) ab. Weiterer 

Schwerpunkt ist die Qualitätsentwicklung und -verbesserung im Landesnetzwerk 

und in diesem Zusammenhang die Förderung bürgerschaftlichen Engagements 

durch das Mentorat und die Kommunalen Entwicklungsbausteine (KEB). 

                                                 
10

 Die Stabsstelle ist direkt dem Ministerialdirektor zugeordnet. In der Stabsstelle Bürgerengage-

ment und Freiwilligendienste arbeiten neben dem Leiter, Herrn Regierungsdirektor Robert Hahn, 
weitere vier Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
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Im Berichtszeitraum hat die Stabsstelle wesentlich die Formulierung von 

Schwerpunktthemen vorangetrieben und Modellprojekte des Landesnetzwerks 

angeregt und mit konzipiert, u. a. das Modellprojekt Unternehmen BE (siehe 

Punkt A.4.3). Ab Mitte des Jahres 2004 wurde auf Anregung der Stabsstelle im 

Steuerungsverbund das Thema Corporate Citizenship intensiv behandelt, mit 

dem Ziel, die Wirtschaft systematisch in die Arbeit des Landesnetzwerks 

einzubeziehen und ein Grundlagenpapier zur CC-Förderung im Landesnetzwerk 

ausgearbeitet. 

Weiterhin fördert die Stabsstelle den Einsatz von Kommunalen Entwicklungs-

bausteinen (siehe Punkt A.3.2.4) zur Qualitätsentwicklung des bürgerschaftlichen 

Engagements in den Kommunen und viele der in den Netzwerken durchgeführ-

ten Veranstaltungen und deren Dokumentation.  

Zum Aufgabenspektrum zählt darüber hinaus die Konzeption und Koordinierung 

von Fortbildungsangeboten von Bürgerinnen und Bürgern, Mandatsträgern und 

Fachkräften. Dazu gehören insbesondere die Förderung des Mentorats für 

Bürgerengagement und der Aufbau von Mentorinnen und Mentoren-Netzwerken, 

die in den Kommunen des Landesnetzwerks Bürgerschaftliches Engagement 

anregen und begleiten. 

Die Stabsstelle war federführend an der Vorbereitung der dritten Kooperations-

vereinbarung zwischen dem Ministerium für Arbeit und Soziales und den 

kommunalen Spitzenverbänden beteiligt. Des Weiteren hat die Stabsstelle 

maßgeblich bei der Verbesserung des Versicherungsschutzes für Engagierte und 

an der Erarbeitung einer Kabinettsvorlage ĂDemografische Entwicklung und BEñ 

im Jahre 2005 mitgewirkt. 

Von der Stabsstelle wurde ferner die am 27.11.2005 veranstaltete Ehrenamts-

Gala im Südwestfernsehen mit vorbereitet, in welcher die Sieger des Wettbe-

werbs ĂEcht gut! Ehrenamt in Baden-W¿rttembergñ vorgestellt und gew¿rdigt 

wurden. Bei dem Ehrenamtswettbewerb ĂEcht gut!ñ handelt es sich um eine 

Gemeinschaftsaktion der Landesregierung mit der EnBW Energie Baden-

Württemberg AG und dem Sparkassenverband Baden-Württemberg sowie der 

Landestiftung Baden-Württemberg. Ziel ist, herausragende Aktivitäten und 

Projekte auf dem Gebiet des ehrenamtlichen und bürgerschaftlichen Engage-

ments auszuzeichnen und im Rahmen einer Fernsehshow zu präsentieren. Die 

Schirmherrschaft wurde von Ministerpräsident Erwin Teufel übernommen. 

Im Berichtszeitraum hat die Stabsstelle des Weiteren eine zweite Auflage und 

¦berarbeitung des Leitfadens ĂWege in der B¿rgergesellschaftñ in Angriff 

genommen, in welchem ausführliche Hinweise über die Modalitäten der 
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Mitgliedschaft in den Netzwerken des Landesnetzwerks aufgenommen wurden, 

sowie die Themen Öffentlichkeitsarbeit, Bürgerstiftungen und Corporate 

Citizenship vertiefend aufgegriffen werden.  

Zudem wurde eine Neukonzeption der Homepage des Landesnetzwerks 

vorgenommen und ein attraktiver Internetauftritt gestaltet, der unter 

http://www.Buergerengagement.de (oder der Langfassung: http://www. 

Sozialministerium.de/de/Buergerengagement_in_Baden-Wuerttemberg/81089 

.html) aufgerufen werden kann. Im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit wird von der 

Stabsstelle regelmäßig die Zeitschrift Bürger engagiert verfasst, die aktuelle 

Informationen über Schwerpunktthemen im Landenetzwerk Bürgerschaftliches 

Engagement enthält sowie über Veranstaltungen mit Ankündigungen und 

Dokumentationen bzw. Kurzberichten informiert. 

Der Steuerungsverbund 

Die Arbeitsebene Steuerungsverbund wird gebildet aus dem Netzwerkaus-

schuss (AG/ BE), der Stabsstelle Bürgerengagement und Freiwilligendienste, der 

Fachberatung der kommunalen Netzwerke, ARBES und FaLBE, sowie 

Qualifizierungsträgern (Paritätisches Bildungswerk Baden-Württemberg; 

Landeszentrale für politische Bildung) und der wissenschaftlichen Begleitung 

(Zentrum für zivilgesellschaftliche Entwicklung, Freiburg). 

Der Steuerungsverbund Landesnetzwerk BE, der seit dem 15.01.2003 besteht, 

erarbeitet Konzeptionen zur Weiterentwicklung des bürgerschaftlichen 

Engagements und nimmt wesentlichen Einfluss auf die Schwerpunktsetzungen 

im Landkreisnetzwerk BE. Er hat die Funktion, Austausch und Abstimmung 

zwischen den einzelnen Netzwerken zu ermöglichen und ein zielgerichtetes 

gemeinsames Vorgehen zu gewährleisten.  

Der Steuerungsverbund tagt etwa vierteljährlich, davon einmal als ganz- bzw. 

mehrtägige Klausur. Im Berichtszeitraum 2004/ 2005/06 wurden acht Sitzungen 

durchgeführt, die sich regelmäßig den Entwicklungen und Ereignissen in den 

Netzwerken sowie gemeinsamen Vorhaben und Themenschwerpunkten im 

Landesnetzwerk widmeten. 

Die 5. Sitzung des StV am 21.01.2004 hatte die Vorbereitung einer bis dato in 

diesem Format und in dieser Medienwirksamkeit noch nie durchgeführten BE-

Gala-Veranstaltung zum Thema (Die Gala wurde vom Südwestfernsehen 

übertragen und am 21.11.2004 ausgestrahlt). Weiterhin standen die Bemühun-

gen der Stabsstelle im Zentrum, den Versicherungsschutz für ehrenamtlich 

Tätige weiter zu verbessern sowie das Thema BE-Qualifizierungsangebote und 
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Vorbereitungen für die Herbstakademie mit Mentorinnen und Mentoren in Bad 

Herrenalb, die am 15./ 16. September 2004 stattfand. 

Am 17.02.2004 führte der Steuerungsverbund eine Klausur durch, bei der u. a. 

über den weiteren Umgang mit den Kommunalen Entwicklungsbausteinen 

beraten wurde. 

Die 6. Sitzung des StV am 01.04.2004 befasste sich mit der Neugestaltung des 

Internetauftritts des Landesnetzwerks und den Vorbereitungen zur Veranstaltung 

¿ber ĂAnlaufstellenñ am 22.04.04 unter Mitwirkung von Ministerprªsident Erwin 

Teufel und der drei Kommunalpräsidenten.  

Auf seiner 7. Sitzung am 17.06.2004 behandelte der Steuerungsverbund die 

Vorgehensweise bei der Evaluation des Landesnetzwerkes Bürgerschaftliches 

Engagement und diskutierte das von der Universität Tübingen entwickelte 

Evaluationskonzept. Weiterhin wurden Planungen für eine Denkwerkstatt 2004 

zur Weiterentwicklung der Netzwerkarbeit im Landesnetzwerk und seinen 

kommunalen Teilnetzwerken durchgeführt. 

Die 8. Sitzung des StV am 11.10.2004 diskutierte Ergebnisse einer ersten 

Fassung des vorgelegten Evaluationsberichts zum Landesnetzwerk.  

Die 9. Sitzung des StV am 13.01.2005 behandelte vorrangig den von der 

Stabsstelle erarbeiteten Entwurf einer dritten Kooperationsvereinbarung des 

Ministeriums für Arbeit und Soziales mit den kommunalen Landesverbänden. 

Des Weiteren wird der neue Themenschwerpunkt des unternehmerischen 

bürgerschaftlichen Engagements/ Corporate Citizenship (CC) ausführlich 

besprochen und über Modellstandorte für die Erprobung von CC-Strategien 

diskutiert (siehe Punkt A.4.3). 

Auf der 10. Sitzung des StV am 19.04.2005 werden seitens der Stabsstelle 

Überlegungen eingebracht, im Jahr 2006 eine Tagung zum Thema demografi-

scher Wandel und bürgerschaftliches Engagement durchzuführen, die seitens 

des Forum Landesnetzwerk unter Beteiligung der dem Forum angehörenden 

Verbände vorbereitet und ausgerichtet werden soll.  

Im Mittelpunkt der 11. Sitzung des StV am 27.07.2005 stand die Vorbereitung der 

Klausurtagung der Stabsstelle mit dem Steuerungsverbund am 17./ 18.10.2005 

in Bad Urach, auf der über neue Wege und Strategien der BE-Förderung durch 

das Landesnetzwerk und das Schwerpunktthema Corporate Citizenship diskutiert 

wurde und unter dem Motto ĂZukunftsradarñ Trends, Chancen und Risiken 



Strukturen und Prozesse im Landesnetzwerk 

193 

besprochen wurden, mit denen sich bürgerschaftliches Engagement auseinan-

derzusetzen hat.  

Die 12. Sitzung des StV am 21.11.2005 widmete sich der Entwicklung und 

Vielfalt des Profils von Freiwilligenagenturen und den Standards des Qualitäts-

managements dieser Organisationen, mit besonderer Berücksichtigung der Rolle 

der kommunalen Anlaufstellen im Lande.  

Die 13. Sitzung StV am 25.01.2006 beschäftigte sich mit den Ergebnissen der 

seitens des Zentrums für zivilgesellschaftliche Entwicklung (zze) durchgeführten 

Landesauswertung des Freiwilligensurvey (siehe Punkt B.1) sowie ersten 

Resultaten der repräsentativen Umfrage zum unternehmerischen bürgerschaftli-

chen Engagement in Baden-Württemberg. Des Weiteren wurde eine Erklärung 

des Steuerungsverbundes zum baden-württembergischen Weg der Engagement-

förderung mit seinen Charakteristika des integrierten Förderkonzepts 

verabschiedet sowie Themenschwerpunkte (Bildung und Erziehung, Migration 

und Integration, Zusammenleben der Generationen) definiert (siehe Punkt A.3.3, 

Perspektiven des Landesnetzwerks) 

Schließlich wurden auf der 14. Sitzung des StV am 10.04.2006 das Thema 

Ăorganisierte Nachbarschaftshilfeñ und deren steuerliche Behandlung behandelt. 

Darüber hinaus standen das Modellprojekt Jugendbegleiter und die Verbindung 

desselben mit dem Landesnetzwerk auf der Tagesordnung.  

Das Forum Landesnetzwerk BE 

Das Forum Landesnetzwerk BE setzt sich zusammen aus Vertreterinnen und 

Vertretern der Ministerien des Landes, i.d.R. den Mitgliedern der Interministeriel-

len Arbeitsgruppe Ehrenamt und bürgerschaftliches Engagement und dem 

Netzwerkausschuss. Hinzu kommen Vertreterinnen und Vertreter der Landes-

wohlfahrtsverbände, des Landesseniorenrats, Landesfrauenrats und 

Landesfamilienrats sowie des Landesjugendrings. Weiter gehören dem Forum 

Landesnetzwerk das Landesbüros Ehrenamt und der Landesdachverband der 

Selbsthilfegruppen an. Zusätzlich sind weitere Mitglieder des Steuerungsverbun-

des beratend tätig. 

Das sich zweimal jährlich treffende Forum hat die Aufgabe, Erfahrungen 

auszutauschen und Informationen weiterzuleiten sowie gemeinsame Aktivitäten 

und Projekte zu planen und abzustimmen. Die Sitzungen werden durch die 

Stabsstelle Bürgerengagement und Freiwilligendienste geleitet, die auch zu den 

Terminen einlädt. Es wird auf seinen Zusammentreffen regelmäßig über die 
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Aktivitäten des Landesnetzwerks BE informiert. Im Berichtszeitraum hat sich das 

Forum u. a. mit folgenden Themen beschäftigt: 

¶ Auf der Sitzung vom 30.03.04 im Wissenschaftsministerium wurden u.a. die 

Ergebnisse der ĂStudie zu den ºrtlichen Anlaufstellen f¿r B¿rgerarbeitñ 

behandelt. Weiterhin wurden die Teilnehmerinnen und Teilnehmer über 

Veranstaltungen im Landenetzwerk BE sowie den Stand der 

Vorbereitungen zur Aktionswoche BE des Bundesnetzwerks 

B¿rgerschaftliches Engagement (BBE) unter dem Motto ĂEngagement 

macht starkñ informiert. 

¶ In der Sitzung vom 19.10.04 im Kultusministerium waren die Ergebnisse der 

Evaluation des Landesnetzwerks durch die Universität Tübingen Thema, 

sowie das Mentorenprogramm des Landesnetzwerks BE und die 

Verknüpfung unterschiedlicher Mentorenkonzepte des Bürger- und 

Schülermentorenprogramms Gegenstand der Beratungen. Darüber hinaus 

wurde über Veranstaltungen im Landesnetzwerk, u.a. über das 10. Treffen 

des StädteNetzWerks in Filderstadt zum Thema Migration und Aktivitäten 

von FaLBE und ARBES informiert. 

¶ In der Sitzung am 05.04.05 im Umweltministerium stellten die Themen 

ĂDemografischer Wandel und b¿rgerschaftliches Engagementñ sowie 

ĂUnternehmerisches b¿rgerschaftliches Engagementñ wichtige 

Schwerpunktthemen dar. Von Seiten des Landesnetzwerks BE wurde über 

den Stand des Modellprojekts ĂUnternehmerisches bürgerschaftliches 

Engagementñ in vier Modellregionen des Landes berichtet. 

¶ Auf der Sitzung am 22.11.05 im Justizministerium wurde u.a. auf Anregung 

der Stabsstelle Bürgerengagement und Freiwilligendienste das 

Schwerpunktthema ĂDemografischer Wandelñ behandelt. Der Vorschlag der 

Stabsstelle wurde aufgegriffen, dazu 2006 eine seitens des Forum 

Landesnetzwerk ausgerichtete und unter besonderer Beteiligung der 

Verbände zu konzipierende größere Tagung durchzuführen.  

Das Thema ĂDemografischer Wandelñ entwickelte sich im Berichtszeitraum zu 

einem Schwerpunktthema im Landesnetzwerk. Die Bearbeitung von Fragestel-

lungen der demografischen Entwicklung wurde 2006 fortgesetzt und führten zu 

einer seitens des Forums Landesnetzwerk ausgerichteten Fachtagung zum 

Thema ĂDemografischer Wandel und B¿rgergesellschaftñ. Die Ergebnisse der 

Fachtagung werden durch das Forum Landesnetzwerk aufbereitet und für die 

Förderung des bürgerschaftlichen Engagements im Lande nutzbar gemacht. 
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Abb. 1 
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Abb. 2: Das Landesnetzwerk BE 
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3.2.1 StädteNetzWerk 

Das StädteNetzWerk, das durch den Städtetag unterstützt wird, wurde am 

22.11.1999 in Fellbach gegründet. Bei Gründung gehörten 33 Städte dem 

StädteNetzWerk an, Mitte 2006 sind es 56 Kommunen. Der Städtetag sieht im 

StädteNetzWerk bürgerschaftliches Engagement eine bewährte Struktur, 

Zukunftsfragen und -themen zu bearbeiten, den Wissensstand zu aktualisieren 

und den Erfahrungsaustausch zwischen Bürgerschaft, Politik, Verwaltung und 

Wirtschaft zu intensivieren, Möglichkeiten der Zusammenarbeit auszuloten und 

Anregungen zur Weiterentwicklung der Bürgerkommune zu geben. Die 

Förderaktivitäten des StädteNetzWerkes qualifizieren und vernetzen Akteure aus 

allen Handlungsbereichen des bürgerschaftlichen Engagements und betonen 

den inneren Zusammenhang dieser Maßnahmen. 

Ein Ziel der Arbeit im StädteNetzWerk ist, das bürgerschaftliche Engagement in 

den Kommunen als Querschnittsthema zu verankern, es optimal in die praktische 

Arbeit der unterschiedlichen Fachressorts zu integrieren und das Zusammenwir-

ken von Fachpolitik bei der Förderung des bürgerschaftlichen Engagements zu 

verstärken.  

 
StädteNetzWerk: Eckdaten 

Anzahl Mitgliedsstädte:  56 (Stand: 30.06.2006)  

Seit Gründung  Aalen, Böblingen, Bruchsal, Dit zingen, Eppelheim, 

Esslingen, Ettlingen, Fellbach, Filderstadt, Freiburg, 

Friedrichshafen, Geislingen, Göppingen, Heidelberg, 

Heidenheim, Herrenberg, Horb, Karlsruhe, 

Kirchheim/Teck, Konstanz, Lahr, Leinfe lden-

Echterdingen, Leonberg, Lörrach, Mannheim, Nü r tingen, 

Offenburg, Ostfildern, Rastatt, Ravensburg, Reutlingen, 

Rheinfelden, Rheinstetten, Rottenburg, Schramberg, 

Schwäbisch Gmünd, Sindelfingen, Singen, Stutensee, 

Stuttgart, Trossingen, Tübingen, Ulm, Waiblingen, 

Walldorf, Weinheim, Wei nstadt, Wertheim,  Wiesloch. 

49 

Neu hinzuge -

kommen im 

Berichtszeitraum  

Crailsheim, Laupheim, Ludwigsburg, Metzingen, 

Mössingen, Schopfheim, Villingen -Schwenningen.  

7 

  (Weitere Städte können hinzukommen)  56 

Koordination /  

Fachberatung  

Die Fachberatung für das StädteNetz Werk wird von Dr. 

Ralf Vandamme wahrgenommen, seit 1.5.07 Mitarbeiter 

des Städtetag, in Kooperation mit der Stabsstelle 

Bürge rengagement und Freiwilligendienste im 

Ministerium für Arbeit und Soziales  
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Arbeitsweise 

Jährlich finden ein bis zwei StädteTreffen an unterschiedlichen Orten und mit 

wechselnden Themen statt. Die Mitgliedsstädte nehmen an diesen Treffen 

jeweils mit Teams teil. Diese setzen sich idealerweise neben der/ dem jeweils 

zuständigen Ansprechpartnerin bzw. Ansprechpartner aus weiteren 

Vertreterinnen und Vertretern aus Politik, Verwaltung und Wirtschaft sowie 

engagierter Bürgerschaft oder beteiligten Einrichtungen und Verbänden 

zusammen, die zum jeweiligen Thema des Netzwerktreffens einen Bezug haben. 

Für die Treffen werden die Erfahrungen und Ressourcen der Netzwerkmitglieder 

genutzt: Personen aus den beteiligten Städten übernehmen Impulsreferate, es 

wird ein Reader mit Praxisbeispielen zum jeweiligen Thema zusammengestellt. 

In den Städten, die Veranstaltungsort des Treffens sind, wird die Gelegenheit 

genutzt, im Vorfeld und im Nachgang der Veranstaltungen einen ñlokalen Dialog 

zum b¿rgerschaftlichen Engagementò zu initiieren. Die Ergebnisse der Städte-

Treffen werden als ĂWerkstatt-Infoñ oder in Form von Dokumentationen zur 

Verfügung gestellt. 

Auf eine entsprechende Anregung aus den StädteTreffen hin wurden in 2003 

erstmals Werkstattgespräche durchgeführt, um den Erfahrungsaustausch 

zwischen den Fachkräften aus den Mitgliedsstädten zu intensivieren. Werkstatt-

gespräche richten sich vor allem an die Fachkräfte in den Städten und dienen 

dazu, Instrumente und Strategien der Engagementförderung zu entwickeln. 

Aufgaben der Fachberatung 

Mit dem 1. Mai 2005 wurde die Fachberatung für das StädteNetzWerk 

bürgerschaftliches Engagement in Baden-Württemberg bei Wahrung personeller 

Kontinuität durch den Städtetag Baden-Württemberg übernommen.  

Die Aufgaben der Fachberatung gliedern sich in zwei Themenblöcke, die zum 

einen den Ausbau und Pflege des StädteNetzWerks zum anderen die 

netzwerkübergreifende Kooperation betreffen. Der Pflege und dem Ausbau des 

StädteNetzWerks dienen die jährlichen Fachtreffen und Informationsveranstal-

tungen, die seitens der Fachberatung konzipiert, durchgeführt und dokumentiert 

werden. Des Weiteren moderiert die Fachberatung lokale Dialoge in Mitglieds-

kommunen und berät beim Aufbau lokaler Infrastrukturen, z.B. durch die 

fachliche Begleitung kommunaler Steuerungsgruppen. Sie pflegt kontinuierliche 

Kontakte zu den Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner in den Mitglieds-
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kommunen und zu neuen Interessenten und erstellt jährliche Netzwerkberichte 

und Empfehlungen für die weitere Entwicklung des Netzwerkes. Die netzwerk-

übergreifende Kooperation betrifft vorrangig die Teilnahme an gemeinsamen 

Sitzungen des Steuerungsverbundes und die konzeptionelle Zusammenarbeit mit 

den Partnerinnen und Partnern im Landesnetzwerk Bürgerschaftliches 

Engagement sowie die Zusammenarbeit mit den an der Entwicklung des 

bürgerschaftlichen Engagements beteiligten Gruppen und Institutionen. 

Im Rahmen der Pflege und Weiterentwicklung des StädteNetzWerks wurden 

seitens der Fachberatung im Berichtszeitraum 2004/ 2005/06 sowohl gezielte 

Leistungen für die kommunale Ebene und kommunale Akteure und Entschei-

dungsträger erbracht als auch Arbeiten, die eine landesweite Wirksamkeit 

entfalteten.  

Auf der kommunalen Ebene wurde in vielen Städten eine Fachberatung zu 

jeweils konkreten Anlässen durchgeführt, die zum einen den Aufbau einer 

kommunalen Anlaufstelle oder die Weiterentwicklung der Anerkennungskultur für 

Engagierte betrafen, zum anderen der Beratung in Fragen empirischer 

Bestandsaufnahmen vor Ort galten. Darüber hinaus wurden Erstberatungen von 

neu hinzugekommenen Kommunen des StädteNetzWerkes durchgeführt. 

Diese lokalen Dialoge einschließlich Vorträge der Fachberatung, bspw. zu 

Bürgerstiftungen oder die Teilnahme an Podiumsdiskussionen und weiteren 

Veranstaltungen in den Städten tragen wesentlich zur Impulsierung und 

Weiterentwicklung von Förderstrukturen des BE in den Mitgliedsstädten bei.  

Die Fachberatung des StädteNetzWerkes findet in Abstimmung mit der 

verantwortlichen Dezernentin bzw. jeweils themenbezogen mit den zuständigen 

Dezernenten im Städtetag sowie der Stabsstelle Bürgerengagement und 

Freiwilligendienste statt. 

Beratung 

Im Berichtszeitraum wurden zahlreiche Einzelberatungen in Städten 

durchgeführt, teils in Form von Erstberatungen neu hinzugekommener 

Mitgliedsstªdte, teils als Entwicklungsberatung in Ăerfahrenerenñ Stªdten, etwa 

wenn dort einschneidende Entwicklungsschritte vollzogen wurden. Dies kann 

erforderlich sein, wenn neue Strukturen aufgebaut oder angepasst werden, wie 

z.B. eine Kommunale Anlaufstelle, eine Bürgerstiftung, eine Freiwilligenagentur 

oder wenn eine lokale Steuerungsgruppe gebildet werden soll. 
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Entwicklungsbedarf besteht aber auch bei personellen Veränderungen und bei 

Fragen der optimalen Anbindung in die Verwaltungsstrukturen. In diesem 

Zusammenhang wurde mit mehreren Städten der Einsatz Kommunaler 

Entwicklungsbausteine (KEB) beraten und diese inhaltlich und fachlich 

ausgearbeitet.  

Über all dem steht das Leitbild einer vitalen Bürgerkommune, in der Wissen und 

Kommunikation eine wesentliche Rolle spielen. Dies erfordert die permanente 

Information über Veranstaltungen und Aktivitäten des Netzwerkes. Darüber 

hinaus finden detaillierte Besprechungen möglicher Entwicklungsschritte vor Ort 

und immer wieder innovative Konzeptentwicklungen statt, zum Beispiel durch die 

Weiterentwicklung und Öffnung eines Seniorenbüros und dessen Kooperation 

mit engagierten Jugendlichen. Auch Vorträge über Ziele, Gründungsmöglichkei-

ten und Funktionsweise einer Bürgerstiftung sowie Inputs zu 

Bürgerversammlungen oder Workshops zählten im Berichtszeitraum zu den 

Aufgaben der Fachberatung. 

Veranstaltungen 

Die Städtetreffen 

Das 10. StädteTreffen im Bürgerzentrum in Filderstadt am 28.09.2004 widmete 

sich dem Thema: Bürgerschaftliches Engagement und Migration. 

Ą Das 10. StädteTreffen wurde bewusst im Rahmen der Aktionswoche des 

Bundesnetzwerks zum bürgerschaftlichen Engagement durchgeführt, um die 

Bedeutung des Themas zu unterstreichen. Das Thema Migration umfasst ein 

weites Feld unterschiedlicher kultureller und sprachlicher Herkünfte, sozialer 

Milieus ebenso wie je verschiedene Aufenthaltsbedingungen. Das Städtetref-

fen reflektierte die Bedeutung einer gesellschaftlich relevanten, öffentlich aber 

kaum sichtbaren Selbstorganisation von Migrantinnen und Migranten. Zum 

Thema Integration und Migration wurden auf dem Treffen konkrete Beispiele 

des bürgerschaftlichen Engagements präsentiert in den Bereichen Bildung/ 

Sprachförderung, Stadtentwicklung, Stadtverwaltung und interkulturelle 

Teilhabe. Eine Dokumentation des StädteTreffens sowie Handlungsempfeh-

lungen für eine interkulturelle Kommunalverwaltung sind verfügbar. 

Das 11. StädteTreffen in Offenburg am 06.10.2005 behandelte das Thema: 

ĂB¿rgerkommune und B¿rgerverantwortungñ 

Ą Das StädteTreffen in Offenburg zum Thema Bürgerverantwortung 

demonstrierte eine Reihe instruktiver Best-practice-Beispiele, die in einer 



Strukturen und Prozesse im Landesnetzwerk 

201 

gemeinsam mit der KGSt vertriebenen Dokumentation verfügbar gemacht 

wurden. Es wurde in Gesprächen mit Hauptamtsleiterinnen und -leitern und 

Kämmerern aus Mitgliedskommunen des StädteNetzWerks vorbereitet. Aus 

wissenschaftlicher Perspektive wurde analysiert, wie die Verwaltung durch 

den Einbezug bürgerschaftlicher Netzwerke ihre Effizienz steigern kann. In 

den Workshops wurden die vielfältigen Möglichkeiten der Beteiligungsverfah-

ren diskutiert, in denen die verfassten Formen demokratischer Mitwirkung mit 

nicht verfassten spontanen und/ oder neu konzipierten Formen der Partizipa-

tion verbunden werden können. Dazu wurden Beispiele der Mitwirkung von 

Bürgerinnen und Bürger vorgestellt. Im Einzelnen wurden auch Fragen des 

Bürgerhaushaltes behandelt, wie er in Reutlingen unter dem Aspekt der 

Transparenz der Haushaltsführung diskutiert wurde und die Beteiligungspro-

zesse bei der Erarbeitung eines Flächennutzungsplanes in Freiburg 

vorgestellt.  

Am 21.07.2005 kam es erstmals zu einem gemeinsamen Fachgespräch von 

Städte- und Gemeindenetzwerk in Schramberg zum Thema Bürgerstiftungen.  

Ą Mit der Schramberger Veranstaltung zum Thema Bürgerstiftung konnte 

zum einen eine starke Nachfrage nach fachlichen Hinweisen befriedigt 

werden, zum anderen konnten neue Städte und Gemeinden auf die Leistun-

gen der kommunalen Netzwerke aufmerksam gemacht werden. Vertreten 

waren über 90 Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, engagierte Bürgerin-

nen und Bürger und Fachkräfte sowie Gemeinderätinnen und -räte, die sich 

Expertenvorträge und Erfahrungsberichte zum Thema Bürgerstiftungen 

anhören konnten und in den Workshops weitere detaillierte Informationen zu 

rechtlichen Fragen, Organisationsformen von Bürgerstiftungen und deren 

Strukturen und Marketing erhielten.  

Teilnahme an der Gestaltung einer Tagung zum Thema Schule und Bürgerge-

sellschaft seitens des Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement (BBE) 

am 19./ 20.05.05.  

Ą In die vorbereitenden Arbeiten waren die Stabsstelle Bürgerengagement 

und Freiwilligendienste des Ministeriums für Arbeit und Soziales und Kultus-

ministerium einbezogen, sowie der Landesjugendring und Landesportbund. 

Die Tagung wurde vom Städtetag bzw. dem StädteNetzWerk offiziell unters-

tützt. Dies geschah in der Vorbereitung u. a. durch eine systematische 

Abfrage der Mitgliedsstädte zum Stand der Kooperationen zwischen BE und 

Schule und zu aktuellen Projekten, die anschließend auf der Tagung vorges-
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tellt wurden. Auch das Landesnetzwerk BE war mit einem Stand vertreten. 

Die Tagungsteilnehmerinnen und -teilnehmer befassten sich mit den Themen 

Mentorenkonzepte, BE im Übergang Schule und Beruf, Lebenswelten 

verbinden und Wirtschaft als Partner für die Schule. Weiterhin wurden Foren 

veranstaltet zu den Themen schulische und außerschulische Bildung, 

Partizipation und Brückenbau zwischen Schule und Gemeinwesen.  

Das StädteNetzWerk konnte durch den Einsatz seiner Mitgliedsstädte 

maßgeblich zum Erfolg der Tagung beitragen. 

Die StädteTreffen bilden mit ihren thematisch fokussierten Projektdarstellungen 

den Dreh- und Angelpunkt des gemeinsamen Lernens und der Unterstützung 

bürgerschaftlichen Engagements. Sie werden ergänzt durch den fachlichen 

Austausch auf kommunaler Ebene und die Werkstattgespräche für Fachkräfte 

des bürgerschaftlichen Engagements.  

 

Die Werkstattgespräche 

Am 09.07.04 fand ein Werkstattgespräch des StädteNetzWerks - gemeinsam mit 

FaLBE - mit Redakteuren der Frankfurter Rundschau und der Stuttgarter Zeitung 

im Rathaus Stuttgart statt.  

Ą Themen waren die Rolle der Medien bei der Anerkennungskultur für 

Engagierte, der Information von Entscheidungsträgern sowie der Gewinnung 

von (Neu-)Bürgern für bürgerschaftliches Engagement. Dazu fand ein 

anregendes Gespräch mit Pressevertretern statt. Daraus resultierende 

Handlungsempfehlungen wurden in einer Dokumentation veröffentlicht und 

stehen als komprimierte Handreichung zur Verfügung. 

Am 08.06.05 wurde ein Werkstattgespräch zu den Themen Anerkennungskultur 

sowie Migration und BE in Ditzingen durchgeführt. 

Ą Das Werkstattgespräch diente der Weiterentwicklung der Professionalität 

der Fachkräfte BE zum Thema Migration und Anerkennungskultur. Es 

erschien als wichtig, im Nachgang zu dem vorangegangenen StädteTreffen in 

Filderstadt zum Thema ĂB¿rgerschaftliches Engagement und Migrationñ die 

konkrete Rolle der Fachstellen bzw. kommunalen Anlaufstellen für eine 

gelingende Integration grundsätzlich aufzubereiten. 

Am 20.03.06 wurden im 6. Werkstattgespräch im Rathaus Karlsruhe über 

Möglichkeiten und erforderliche Rahmenbedingungen des bürgerschaftlichen 
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Engagements an Schulen diskutiert und Fragen der Öffnung der Schule in das 

Gemeinwesen behandelt. 

Ą Im Werkstattgespräch widmeten sich die anwesenden Fachkräfte der 

Städte der Frage nach der Rolle von ehrenamtlich Engagierten und ihren 

Vereinen und Initiativen bei der Gestaltung des Lernortes Schule. Es wurde 

auch diskutiert, wie Schülerinnen und Schüler positive Engagementerfahrun-

gen sammeln und als aktive Mitglieder der Bürgergesellschaft gewonnen 

werden können. In diesem Zusammenhang wurde das Modellprogramm 

Jugendbegleiter vorgestellt. Wichtig bei der Umsetzung des Programms ist 

der Erfahrungstransfer zwischen den gewachsenen BE-Strukturen in den 

Städten und den Koordinierungsgremien der Schulen für die Gewinnung von 

Engagierten. Empfohlen wurde, dass die Koordinierungsgremien mit den 

bestehenden Fachstellen für Bürgerengagement und örtlichen Anlaufstellen 

zusammenarbeiten, um deren Erfahrungen bei der Umsetzung des Modell-

programms zu berücksichtigen, aber auch um das Entstehen von 

Doppelstrukturen zu vermeiden. Entsprechende Hinweise finden sich im 

Rahmenkatalog (Handbuch mit Hinweisen zur Umsetzung des Programms). 

 

Mit den Städtetreffen und Werkstattgesprächen konnte die fachliche 

Zusammenarbeit und Weiterentwicklung im StädteNetzWerk sowie die 

Kooperation im Landesnetzwerk intensiv voranschreiten. Darüber hinaus hat sich 

die Fachberatung des StädteNetzWerks auch an anderen Veranstaltungen aktiv 

engagiert beteiligt, zum Beispiel durch die Konzeption und Durchführung der vom 

15.-16. Januar 2004 ausgerichteten FaLBE-Klausur in Bad Boll. Dies weist vor 

allem auch auf eine im Berichtszeitraum sich intensivierende netzwerkübergrei-

fende Kooperation im Landesnetzwerk BE hin, an der sich die kommunalen 

Netzwerke wechselweise beteiligten. 

Kooperation/ Netzwerkarbeit über das Landesnetzwerk hinaus 

Im Berichtszeitraum erwies sich der Austausch mit Akteuren außerhalb des 

Landesnetzwerks und potenziellen Partnerinnen und Partnern für StädteNetz-

Werk und Fachberatung als wichtig und konstruktiv. Eine aktive Mitarbeit wurde 

wahrgenommen in der 

" AG Wirtschaftsförderung der Städte, wo über Tätigkeiten des Landes-

netzwerks berichtet und das Modellprojekt Unternehmen BE vorgestellt 
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wurde. Mit Wirtschaftförderern wurde diskutiert, inwieweit Unternehmensen-

gagement zur Verbesserung der Standortqualität beitragen kann. 

" LAG Soziale Stadtentwicklung durch Teilnahme an der Fachtagung in 

Heidelberg in Vertretung des Landesnetzwerks und Kontaktaufnahme mit den 

Verantwortlichen.  

Der Städtetag hat sich entschieden, die Interessen der baden-württembergischen 

Städte im BBE zu vertreten. Auch im Koordinierungsausschuss des BBE setzt 

sich der Städtetag für die Interessen der baden-württembergischen Städte und 

des Landes ein. Die Fachberatung ist Mitglied der Projektgruppe 1 des BBE und 

nimmt darüber hinaus an den Sitzungen der ad-hoc-Gruppe demografischer 

Wandel teil.  

Aus Sicht von Städtetag und StädteNetzWerk dienen diese Aktivitäten auf 

Bundesebene sowohl dazu, den baden-württembergischen Weg in der 

bundesweiten Öffentlichkeit darzustellen als auch die länderübergreifende 

Verständigung, Abstimmung und Kooperation, sowie punktuelle Partnerschaften 

zu fördern. 

Resümee 

Durch die Veranstaltungen des StädteNetzWerks, insbesondere aber durch die 

intensive Betreuung der Standorte durch die Fachberatung, gelang es im 

Berichtszeitraum entlang aktueller und relevanter Themenschwerpunkte den 

Informationsaustausch unter den Mitgliedsstädten zu stärken, Bürgerinnen und 

Bürger, Politik, Verwaltung und Unternehmen in Austausch treten zu lassen und 

die Entwicklung des bürgerschaftlichen Engagements entscheidend voranzutrei-

ben. Für den Berichtszeitraum zeigt sich, dass das StädteNetzWerk eine 

konkrete Unterstützungsstruktur darstellt, die weiter an inhaltlicher Qualität und 

Nachhaltigkeit gewonnen hat. Ausschlaggebend hierfür ist die intensive Mitarbeit 

von Fachkräften und Verantwortungsträgern aus der Verwaltung sowie ein 

Leitbild, das in der Bürgerkommune keinen Status sieht, den es zu erreichen und 

zu verwalten gilt, sondern einen in vieler Hinsicht offenen, spannenden und 

lebendigen Prozess. 

Die Arbeit des StädteNetzWerk konnte Impulse für die BE-Prozesse in den 

Städten setzen und in Erfahrung bringen, wo an den Standorten im Land 

Entwicklungsbedarfe bestehen und neue Förderinstrumente zu entwickeln wären. 

Nach Auffassung der Fachberatung haben sich hier die Kommunalen Entwick-
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lungsbausteine bewährt, was die am 29.06.06 durchgeführte Veranstaltung in 

Sindelfingen bestätigen konnte.  

 

Die Fachberatung ist bestrebt, für das StädteNetzWerk weitere Kommunen zu 

gewinnen und unternimmt entsprechende Initiativen der Kontaktnahme. Darüber 

hinaus liegt dem StädteNetzWerk daran, auf eine Intensivierung der Öffentlich-

keitsarbeit der BE-Stellen, Bürgerbüros und/ oder Anlaufstellen hinzuwirken.  

Information 

Seitens des StädteNetzWerkes liegen Dokumentationen zu den Städtetreffen 

und Werkstattgesprächen vor, die von der Fachberatung erstellt bzw. 

federführend betreut und über die unten stehenden Kontaktdaten abgerufen 

werden können.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kontakt 

Städtetag Baden-Württemberg, Königstr. 2, 70173 Stuttgart 

Ansprechpartnerin: Ansprechpartner: 

Agnes Christner 
 
 
Tel.: 0711/22921-30  
 
email: agnes.christner@staedtetag-bw.de 

Dr. Ralf Vandamme 
Hafen 19 
63067 Offenbach 
Tel.: 069/85093631 
Fax: 0711/22921-42 
email: ralf.vandamme@staedtetag-bw.de 

 

mailto:agnes.christner@staedtetag-bw.de
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3.2.2 Gemeindenetzwerk 

Die Gründung des Gemeindenetzwerks erfolgte am 06.09.01 in Ostfildern, jedoch 

hat der Gemeindetag sich bereits vor diesem Datum umfangreich in die Arbeit 

des Landesnetzwerks eingebracht. Bei Gründung gehörten 21 Gemeinden dem 

Gemeindenetzwerk an, die der Charta von Ostfildern zustimmten. Die 

Mitgliedsgemeinden im Netzwerk formulieren in dieser Charta ihre Ziele wie folgt 

(Auszug aus der Charta): 

 

¶ Wir, die Gemeinden Baden-Württembergs, stellen uns den Heraus-

forderungen eines Bürgerengagements, das noch mehr als bisher 

allen offen stehen und klug vernetzt sein soll. Deshalb bilden wir als 

engagierte Gemeinden sowohl in unserem Gemeinwesen als auch 

miteinander auf Landesebene ein Netzwerk.  

¶ Wir bieten den Engagierten Arbeitshilfen für alle Prozesse und 

Projekte, wir unterstützen die Dialoge und treffen Zielvereinbarungen 

für Vorhaben und Projekte. 

¶ Wir sorgen für ein koordiniertes Zusammenwirken unter den Beteilig-

ten und Verantwortlichen in allen Lebensbereichen. An den 

Prozessen und praktischen Arbeiten sollen sich Menschen aller 

Schichten, Generationen und Gruppierungen gleichermaßen beteili-

gen. 

¶ Wir verschaffen den Engagierten Zugang zu Informationen und 

Lernmöglichkeiten, wir unterstützen die Aus- und Fortbildung von 

Kompetenzen der Bürgerinnen und Bürger. 

¶ Wir formulieren verlässliche Regeln für finanzielle Unterstützungen 

von Projekten und schaffen klare Strukturen für Dialog, Entschei-

dungsfindung und Beschlussfassung zu Vorhaben, die die 

Kompetenzen von Verwaltung und politischen Gremien berühren. 

¶ Wir sorgen für den Informationsaustausch unter den Engagierten und 

für angemessene Öffentlichkeitsarbeit und Berichterstattung. 

 

Im Gemeindenetzwerk, das vom Gemeindetag unterstützt wird, schließen sich 

die kleineren Kommunen zu einem Netzwerk zusammen, um sich wechselseitig 

in der Förderung des bürgerschaftlichen Engagements zu unterstützen. Über 

Entwicklungen im Netzwerk wird u.a. dem Präsidium des Gemeindetages 
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regelmäßig Bericht erstattet; das Gemeindenetzwerk ist i.d.R. auch auf den 

Jahrestagungen des Gemeindetages präsent.  

Die Handlungsschwerpunkte im Gemeindenetzwerk lagen im Berichtszeitraum 

bei den Themen Verbesserung der Situation von Familien und Kinderbetreuung 

sowie den Auswirkungen der demografischen Alterung auf Städte und 

Gemeinden, aber auch auf dem Thema Bürgerstiftungen und Corporate 

Citizenship. Ein weiteres Anliegen betraf die Förderung des fruchtbaren 

Zusammenwirkens von Haupt- und Ehrenamtlichen auf den genannten 

Handlungsfeldern. Das Gemeindenetzwerk verzeichnet einen schnellen 

Mitgliederzuwachs: Am 30.06.06 waren 86 Gemeinden im Gemeindenetzwerk 

vertreten. 

Gemeindenetzwerk: Eckdaten 

 

Anzahl Mitgliedsgemeinden : 86 baden-württembergische Gemeinden  

(Stand: 30.06.2006).  

Seit Gründung  Althengstett, Amtzell, Bad Dürrheim (Stadt), Bad 

Überli ngen, Bad Urach, Bermatingen, Brack enheim (Stadt), 

Denkingen, Ditzingen (Stadt), Dürmentingen, Ebersbach a. 

d. Fils, Ehingen, Eichstetten, Ellwangen, Eschenbach, 

Ettenheim, Filde rstadt, Fischerbach, Geislingen a. d. Steige 

(Stadt), Gerli ngen (Stadt), Hildrizhausen, Ingoldingen, 

Lauchringen,  Lauda -Köngishofen, Lichtenau, Löchgau 

(Stadt), Mark Gröningen, Mössingen (Stadt), Mötzingen, 

Neckarbischofsheim, Neuenstein, Niedereschach, 

Oberboihi ngen, Oberkirch, Oberndorf, Oberriexingen, 

Ostfildern (Stadt), Ravenstein, Rheinstetten, Riegel a. K., 

Seelbach, Steinen, Steinmauern, Straubenhardt, 

Trochtelfingen, Uh ldingen-Mühlhofen, Umkirch, Uhrbach, 

Vörstetten, Weinstadt (Stadt), Welzheim, Zell im Wiese ntal.  

52 

Neu 

hinzugekommen im 

Berichtszeitraum  

Achern, Aglasterhausen, Ballrechten -Dottingen, Bötzinge n, 

Burgrieden, Deckenpfronn, Giengen a. d. Brenz, 

Gomari ngen, Gottenheim, Hohberg, Hohenfels, Kippenheim, 

Kirchardt, Korntal -Münchingen, Marbach a. Neckar, 

Meckenbeuren, Mühlheim/Donau, Nagold, Neuhausen a.d.F., 

Pfullingen, Rechberghausen, Rottenburg, Sach senheim, 

Salem, Schlierbach, Schönaich, Schwaigern, Schuttertal, 

Uhingen, Waldbronn, Weil im Schönbuch, Wernau, 

Wildberg, Wil lstätt.  

 

34 

Koordination /  

Fachberatung  

Die Fachberatung für das Gemeindenetzwerk wird von 

Dr. Martina Wegner (Zentrum für zivilg esellschaftliche 

Entwicklung, zze) wahrgenommen, in Kooperation mit 

dem Gemeindetag und der Stabsstelle Bürgerengag e-

ment und Freiwilligendien ste im Ministerium für Arbeit 

und Soziales  
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Arbeitsweise 

Das Gemeindenetzwerk führt Jahrestagungen durch, auf denen aktuelle 

gesellschaftlich relevante  Themen diskutiert werden. Die Jahrestagungen 

werden unter anderem auch dafür genutzt, das Interesse der Gemeinden an 

neuen Themen auszuloten. Die Themen werden von Fachexpertinnen und -

experten vorgestellt und in der Erörterung begleitet. Zum anderen präsentieren 

Gemeinden Praxiserfahrungen zu ausgewählten Themengebieten. Gerade diese 

Verbindung der Vermittlung von fachbezogen-theoretischem Wissen und 

Information in der Praxis zeichnet die Veranstaltungen des Gemeindenetzwerks 

aus. Denn es zeigt sich, dass die Städte und Gemeinden gerade auch von den 

Praxisbeispielen viel profitieren und darüber auch miteinander ins Gespräch 

kommen. 

Themen, die auf besonderes Interesse bei den Gemeinden stoßen, wurden in 

jeweils ein bis zwei kompakten, eintägigen Fachgesprächen vertieft. Diese 

Gespräche finden in Gemeinden statt, die zum jeweiligen Thema konkrete 

Initiativen entwickelt haben. Im Zentrum steht der Austausch zwischen 

Praktikerinnen und Praktikern. Eingeladen sind neben den Bürgermeisterinnen 

und Bürgermeistern Gemeinderätinnen und ïräte und Fachkräfte von Verwaltung 

und freien Trägern, aber auch und gerade engagierte Bürgerinnen und Bürger. 

Als Ergebnis der Gespräche werden Empfehlungen erarbeitet, die an andere 

Gemeinden weitergegeben werden können.  

Das Gemeindenetzwerk wird ab 2006 mit zwei neuen Veranstaltungsarten rund 

um das Bürgerschaftliche Engagement die Tradition der bisherigen Fachgesprä-

che fortsetzen und hierf¿r ergªnzend mit den Veranstaltungsreihen ĂBE aktuellñ 

und ĂBE konkretñ ein neues ĂFormatñ anbieten. Beide Veranstaltungstypen 

werden getragen vom Gemeindetag Baden-Württemberg in Zusammenarbeit mit 

dem Gemeindenetzwerk. 

Die Veranstaltungsreihen sollen unter dem Motto ĂDas Gemeindenetzwerk 

kommt zu Ihnenñ auf regionaler Ebene bei den Mitgliedsgemeinden stattfinden. 

Die Mitgliedskommunen sind eingeladen, als Gastgeber für diese neuen 

Veranstaltungsarten zu fungieren und können sich bei Interesse an den 

Gemeindetag bzw. das Gemeindenetzwerk wenden. 

BE-aktuell 

Mit der Veranstaltungsreihe ĂB¿rgerschaftliches Engagement aktuellñ greift der 

Gemeindetag aktuelle Themen auf, lädt dazu Expertinnen und Experte ein, die 

Wissen vermitteln können und sorgt für den Austausch. 
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Aus aktuellem Anlass widmet sich BE-aktuell seit dem Jahr 2006 in einer 

Veranstaltungsreihe dem Thema Jugendbegleiter, zu der alle Mitgliedskommu-

nen des Gemeindenetzwerks eingeladen werden. Angesprochen sind 

(Ober)Bürgermeisterinnen und -meister, Gemeinderätinnen und -räte, 

Schulleiterinnen und Schulleiter, Elternvertretungen, Vereine und Kirchen sowie 

Bürgermentorinnen und -mentoren, Jugendreferentinnen und -referenten und 

Bedienstete der Kommunalverwaltungen und die örtlichen Unternehmen. Auf den 

Veranstaltungen wird über das von der Landesregierung ins Leben gerufene 

Modellprogramm ĂJugendbegleiter an Schulenñ informiert, da es in engem 

Zusammenhang mit bürgerschaftlichem Engagement steht. Dabei werden 

anschauliche Berichte aus den Modellschulen gegeben sowie praktische 

Beispiele vorgestellt und es erfolgt ein eingehender Erfahrungsaustausch. Da die 

Veranstaltungsreihe zum Jugendbegleiter sich großer Beliebtheit erfreut, wird sie 

auch 2007 fortgesetzt. 

BE konkret 

Die Veranstaltungsreihe BE konkret dient der kompetenten Praxisentwicklung 

Bürgerschaftlichen Engagements in Stadt und Gemeinde durch gezielte 

Beratung. Dazu können Mitgliedskommunen des Gemeindenetzwerks der 

Fachberatung mitteilen, welche Fragen sich vor Ort stellen bzw. welche Themen 

von Interesse sind, bei denen bürgerschaftliches Engagement eine wichtige Rolle 

spielen kann. Das Gemeindenetzwerk sucht zur Bearbeitung der spezifischen 

Themen und Fragen ausgewiesene Expertinnen und Experten aus und lässt 

Vertreterinnen und Vertreter aus Kommunen zu Wort kommen, die Erfahrungen 

in dem jeweiligen Bereich gesammelt haben oder die Interesse zeigen, solche 

Fragen und Themen in ihrer Kommune aufzugreifen. Vor Ort werden dann in 

einer der interessierten oder erfahrenen Mitgliedskommune die Fragen 

gemeinsam erörtert, um Erkenntnisse zu gewinnen, welche die weitere 

Praxisentwicklung in den Gemeinden fördern.  

2006 wurde ein Band mit Steckbriefen erarbeitet, der detailliert Information zu 

Engagementbereichen der Kommunen, der Durchführung von Projekten und den 

Aufbau von Strukturen (z.B. auch Anerkennung des Engagements) darstellt. Dies 

geschah auf Anregung der Mitgliedskommunen. Dieser Band wird ständig 

aktualisiert und ist auch im Internet über die Homepage des Gemeindetags 

abrufbar (http://www.gemeindetag-bw.de/php/index.php?d=0&action=gemeinde 

netzwerkbw). Die Steckbriefe dienen einerseits als Anregung für Kommunen, die 

sich engagieren wollen oder nach Projektmöglichkeiten in einem bestimmten 

http://www.gemeindetag-bw.de/php/index.php?d=0&action=gemeindenetzwerkbw
http://www.gemeindetag-bw.de/php/index.php?d=0&action=gemeindenetzwerkbw
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Bereich suchen und andererseits erleichtern sie durch Kontaktadressen den 

direkten Austausch von Gemeinde zu Gemeinde zum Thema Bürgerschaftliches 

Engagement. Für externe Leserinnen und Leser stellt dieser Band eine 

interessante Sammlung von bürgerschaftlichen Projekten, Infrastrukturen und 

Maßnahmen der Engagementförderung und Formen der Bürgerbeteiligung und 

Anerkennung des bürgerschaftlichen Engagements dar. Gleichzeitig tritt die 

Fachberatung durch die Aktualisierung immer wieder mit den Mitgliedskommu-

nen in Kontakt und sorgt dadurch auch für eine aktivierende Wirkung. 

Aufgaben der Fachberatung 

Wesentliche Aufgaben der Fachberatung im Gemeindenetzwerk sind: 

¶ Die Konzeption und Ausrichtung der Jahrestagungen 

¶ Die Konzeption und Ausrichtung der Fachgespräche bzw. BE-aktuell und 

BE-konkret-Veranstaltungen 

¶ Die bilaterale Beratung der Mitgliedsgemeinden 

¶ Die Unterstützung, Beratung und Durchführung lokaler Projekte 

¶ Die Vorbereitung von oder Mitarbeit in Kommunalen Entwicklungsbaustei-

nen 

Die Fachberatung des Gemeindenetzwerks führt eine kontinuierliche und 

anlassbezogene fachliche Beratung bei Entwicklungsprozessen des 

bürgerschaftlichen Engagements in den Gemeinden durch und fördert die 

Anbahnung von Kontakten und den Austausch mit anderen Gemeinden. Eine 

intensive Beratung erfolgt weiterhin beim Einsatz von Kommunalen 

Entwicklungsbausteinen.  

Wichtige Themen des Gemeindenetzwerkes im Berichtszeitraum waren der 

demografische Wandel und seine Auswirkungen in den Gemeinden, spezifisch 

die Themen Wohnen und Leben im Alter und Kinderbetreuung, aber auch das 

Schwerpunktthema Bildung und Schule. Im Blick auf diese Schwerpunktthemen 

gewann der Aspekt der Interkommunalen Zusammenarbeit zunehmend an 

Gewicht. Dauerthema bleibt die Finanzsituation der Gemeinden, die Anstoß für 

bürgerschaftliches Engagement sein kann, aus Sicht des Gemeindenetzwerks 

das bürgerschaftliche Engagement nicht instrumentalisieren darf.  

Weitere wichtige Themen stellten die Bürgerstiftungen und deren Möglichkeiten 

bei der Förderung des örtlichen Engagements und örtlicher Beteiligungsprozesse 

sowie das unternehmerische bürgerschaftliche Engagement/Corporate 

Citizenship dar.  
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Auch für das Gemeindenetzwerk haben sich die Kommunalen 

Entwicklungsbausteine als systematische Förderung von bürgerschaftlichem 

Engagement bewährt. Seitens der Kommunen besteht ein großes Interesse an 

dieser Möglichkeit der Förderung. Im Berichtszeitraum wurden dabei in 

ausgewählten Gemeinden zum Beispiel folgende Schritte gegangen:   

¶ In einer ersten Informationsveranstaltung wurden alle Bürgerinnen und 

Bürger auf einer öffentlichen Veranstaltung über die Vorteile und Chancen 

von bürgerschaftlichem Engagement informiert. 

¶ In einem zweiten Schritt erfolgte eine repräsentative Umfrage zu Stand, 

Potenzialen und gewünschten Themen/Projekten des ehrenamtlichen und 

bürgerschaftlichen Engagements. Bürgerinnen  und Bürger konnten dem 

Rathaus bei Interesse an Engagement ihre Kontaktdaten zuleiten und 

spezielle Themen benennen. 

¶ In einem dritten Schritt wurde ausführlich über die Ergebnisse auf einer 

öffentlichen Bürgerversammlung und in der lokalen Presse berichtet und die 

wichtigsten Handlungsfelder aus Sicht der Bürger/innen benannt sowie 

deren Mitwirkungsinteressen dargestellt. 

¶ In einem vierten Schritt wurde eine Zukunftswerkstatt gebildet, aus der 

Arbeitskreise zu wichtigen von der Bevölkerung genannten Themen der 

Gemeindeentwicklung entstanden. 

¶ Schließlich erfolgte, falls noch nicht vorhanden, der Aufbau eines Bürgerbü-

ro bzw. einer Anlaufstelle bei der Gemeinde. 

Ein solcher Entwicklungsbaustein wurde in der Gemeinde Gottenheim nach 

intensiver vorhergehender Öffentlichkeitsarbeit und einer Bürgerversammlung im 

Dezember 2005 durchgeführt (vgl. Kieber/Wegner 2006). Die Fachberatung ist in 

engem Kontakt mit anderen Gemeinden, zum Beispiel Mühlheim an der Donau, 

wo weitere Bausteine geplant werden. 

Veranstaltungen 

Im Berichtszeitraum wurden mehrere Jahrestagungen und Fachgespräche 

durchgeführt. 

Jahrestagungen 

Die 4. Jahrestagung des Gemeindenetzwerks fand am 07.10.04 in Weinstadt 

zum Thema: ĂB¿rgerstiftungen und Corporate Citizenship als Wege in der 

Bürgergesellschaftñ statt. 




